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Vorwort. 


Infolge der Zeitereignisse kann diese Abhandlung nur mit mehrjähriger Ver- 
spätung erscheinen. Bereits im Juli 1913 in einem Vorbericht der Sächsischen Aka- 
demie der Wissenschaften vorgelegt, ist sie im darauffolgenden Jahre im wesent- 
lichen fertiggestellt worden. Sie war dem Druck übergeben, als meine Einberufung 
zum Militärdienst die Arbeit unterbrach, zu der ich erst im Spätherbst 1919 wieder 
zurückkehren konnte. Zunächst sind zwar die Korrekturen langsam gefördert und 
die ersten Bogen auch gedruckt worden; dann aber geriet die Arbeit allmählich ins 
Stocken und der fertige Satz mußte durch Jahre fast unberührt liegen. Es drängt 
mich der Sächsischen Akademie der Wissenschaften gegenüber, der ich für die Auf- 
nahme dieser Studie in ihre Abhandlungen zu größtem Danke verpflichtet bin, wegen 
dieser außerordentlich langen Verzögerung ihres Erscheinens auch an dieser Stelle 
mein tiefempfundenes Bedauern zum Ausdruck zu bringen. 

Ganz besonders muß ich es hierbei beklagen, daß diese Arbeit während der 
allzu langen Zeit ihrer Entstehung sich mit einer Reihe anderer Publikationen von 
Quellen und Literatur gekreuzt hat, die in ihr selbst nur mehr zu geringem Teil 
berücksichtigt werden konnten. Die Erscheinungen bis zum Jahre 1916 ließen 
sich größtenteils noch verwerten. Die Absicht, alles Spätere in Nachträgen er- 
schöpfend zu würdigen, konnte infolge der inzwischen so außerordentlich angewachse- 
nen Schwierigkeiten der Drucklegung leider nicht verwirklicht werden. Nur auf die 
wichtige Abhandlung von Joser ParrscH im Il. Heft der Freiburger Papyri, die 
sich mit den Ergebnissen dieser Arbeit aufs engste berührt, ist in einem kurzen 
Nachtrag noch Bezug genommen worden. Der erste Teil von Paun Jörs’ „Erzrichter 
und Chrematisten“ wurde während der Korrektur noch nach Möglichkeit verwertet, 
während die beiden späteren Fortsetzungen dieser Arbeit nicht mehr zugute kamen. 
Auch auf die letzten Bände der Oxyrhynchos-Papyri, auf P.8.J.IV—V, auf die Baseler 
Urkunden und auf Kreuners Erbrechtliche Untersuchungen konnte nur in wenigen An- 
merkungen hingewiesen werden. Daß ich den II. Band der Rylands-Papyri, die für 
die Ergebnisse des V. Kapitels von erheblicher Bedeutung waren, noch ergiebig habe 
benutzen können, verdanke ich A. S. Huxr, der mir einen Teil derselben in Korrektur- 
bogen noch im Frühsommer 1914 gütigst zur Verfügung gestellt hat. — In der Arbeit 
unterbrochen mußte ich manche noch in Aussicht genommene weitere Ausführung 
einer späteren Gelegenheit vorbehalten: vor allem hoffe ich die Erörterung der Fort- 
entwicklung einiger hier untersuchter Erscheinungen in byzantinischer Zeit, wie auch 
die der am Ende der Arbeit berührten juristischen Verschiedenheit der Immobilien 
und Mobilien im griechischen Recht in absehbarer Zeit nachfolgen lassen zu können. 

Bei der Durchsicht der letzten Korrekturen und Revisionen halfen mir in be- 
sonders liebenswürdiger Weise Herr und Frau Lupo Haruening in Leipzig, wofür 
es mir Bedürfnis ist, ihnen auch an dieser Stelle herzlichsten Dank zu sagen. 


Leipzig, Februar 1920. 
Der Verfasser. 
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Einleitung. 


Die griechischen Papyrusurkunden lassen die im gräko-ägyp- 
tischen Recht weit verbreitete Neigung erkennen, privat errichteten 
Geschäftsurkunden nachträglich den Charakter einer gewissen Öffent- 
lichkeit zu verleihen. Möglicherweise ist bereits die in der Pto- 
lemäerzeit bestandene Gepflogenheit, private Urkunden bei den 
lokalen Notariaten der sogen. @veyg«prj zu unterziehen, auf solche 
Weise zu bewerten (vgl. hierzu $. 26, insbes. Anm. 6); die ent- 
sprechenden Einrichtungen der früheren Kaiserzeit waren mit aller 
Deutlichkeit von der genannten Tendenz getragen. In letzterer Hin- 
sicht lassen sich zwei verschiedene Mittel zu dem genannten Zweck 
unterscheiden: die Bezeugung der privaten Urkunde durch Errich- 
tung einer öffentlichen (dzuegruenoig did ÖNUuoslov zgyuerıouod) 
und die bloße Registrierung (zereyngiger) der privaten Urkunde 
in den diesem Zweck dienenden alexandrinischen Archiven, ein 
Verfahren, welches unter der Bezeichnung der dyuociworg einher- 
geht!) Das äußere Bild dieser beiden Vorgänge läßt sich auf 
Grund eines relativ reichhaltigen und gut erhaltenen Urkunden- 
materials mit ziemlicher Genauigkeit erkennen, und in dieser Hin- 
"sicht dürfte es genügen, auf die bisherige Literatur zu verweisen?); 
soweit Zweifel und Fragen dabei noch übrig blieben, sind sie für 
die folgenden Ausführungen von bloß sekundärer Bedeütung. Jeden- 


ı) Nachdem das Verhältnis der dxucgrdonsig und dnnociwors — vgl. dazu 
„Homologie und Protokoll“ (in der Festschr. f.-Ernst Zitelmann) S. 49° — in der 
. diesem Gegenstand gewidmeten Studie von Jörs, 2. d. Sav.-St. 34, 107. erschöpfend 
dargelegt worden ist, kann nunmehr hier auf jede weitere Erörterung der Frage ver- 
ziehtet werden. 

2) Vgl. jetzt vor allem JÖRs a. a. O.; vorher zusammenfassend Mırreis, Grund- 


züge der Papyruskunde 82f. und die da angegebene frühere Literatur. 
ı* 
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falls scheint man — soweit wir zurzeit zu sehen vermögen — 
von jenen beiden Mitteln im der Mehrzahl der Fälle zur Regi- 
strierung gegriffen zu haben, und diese dnuooincıs') ist im gräko- 
ägyptischen Provinzialrecht der früheren Kaiserzeit ohne Zweifel 
eine Einrichtung von recht erheblicher und vielseitiger praktischer 
Bedeutung gewesen. 

Im folgenden soll von einer erneuten Prüfung der Frage 
nach dem Zweck der dyuooiwsıg ausgegangen werden. Dieser Zweck 
wird in den Eingaben, in welchen um die Vollziehung der dnuo- 
6iocıg angesucht wird, mehrfach dahin gekennzeichnet — und 
dies ist das einzige, was unsere Quellen in betreff dieser Frage 
unmittelbar besagen 





zo0g TO uevev 1a dad. eurgg (scil. &ope- 
Aelag) dineıe og Erd Önuociov yonuerıouod (P.Lips. ıo Col. II lin. 
26f, P. Oxy. IX 1200 lin. 5of.). Demnach sollten durch die 
dnuociwcıg die Vorteile einer Öffentlichen Urkunde erzielt werden 
und demgemäß wird unsere Frage zur Untersuchung dessen führen, 
welche juristische Vorteile eine öffentliche Urkunde giner privaten 
gegenüber überhaupt zu bieten vermochte. Diese Frage soll auf 
Grund weiter unten sich ergebender Gesichtspunkte (vgl. 8. 8f, 
ı2/3, 28/9) für mehrere Rechtsgeschäftsarten einzeln zur Unter- 
suchung gelangen, ein Versuch, der zur Erörterung verschiedener 
Probleme des gräko-ägyptischen Obligationen- und Sachenrechts 
Veranlassung bieten und damit den weitaus größten Teil, dieser 
Abhandlung in Anspruch nehmen wird. 





ı) Daß das Wort dnuooiwoıg neben seiner engeren und weitaus häufigsten, 
die Registrierung betreffenden Bedeutung mitunter — was namentlich aus P. Oxy, 
IX 1208 lin. 25 hervorzugehen scheint — in weiterem Sinn auch die &zucgrögnsug 
bezeichnen konnte, ist von Jörs a.a.O. 107f., 122° hervorgehoben worden; ob aber 
auch Akte gerichtlicher Geltendmachung im Wege des Mahn- und Vollstreckungs- 
verfahrens, bei’welchen eine Urkundenpublikation der erwähnten Art nicht wenigstens 
mit im Spiele stand, auf diese Weise bezeichnet werden konnten, steht m. E. nicht 
zweifelsfrei fest: namentlich fällt in dieser Hinsicht der Beweiswert von P.Oxy. VI 
906 lin. 9 weg, nachdem Fälle privater ouyygagel, die einer Registrierung unter- 
lagen, bekannt geworden sind (vgl. unten 8. 5 Aum. 2 und 8. 18); sicher war das 
önuociwoıg-Verfahren in B.G. U. II 578 und P. Flor. 68 mit einer Registrierung ver- 
bunden, möglicherweise auch in P. Lips. 120, wo die Art der Schuldurkunde aller- 
dings nicht zu erkennen ist (in lin. 6 hätte da m. E. die Ergünzung zur’ &vygd(mrovg) 
[doparsius] die meisten Analogien für sich); B.G.U. II 614 lin. 4 läßt sich m. E. 
nicht in zweifelsfreier Weise ergänzen.und der Sinn des schwierigen P. Oxy. III 533 
lin, 5 ist zu unsicher, als daß man daraus Schlüsse ziehen könnte, 
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XXXI, 3.] DiE ÖFFENTLICHT U. PRIVATE ÜRKUNDE IM RÖM. ÄGYPTEN. 5 


Die entscheidende Vorfrage, welche Urkunden in der hier 
vor allem in Frage kommenden Periode als öffentliche und welche 
als private anzusehen sind, kann durch die bisherige Literatur 
als hinlänglich geklärt angesehen werden ‘) und bedarf an dieser 
Stelle keiner neuerlichen Erörterung. Wenngleich in jüngster Zeit 
einige Urkunden bekannt geworden sind, die mit den herrschenden 
Anschauungen nicht in Einklang zu stehen schienen, so haben 
sie diese im wesentlichen m. E. doch nicht zu erschüttern ver- 
mocht.’) Einzelheiten, welche hinsichtlich dieser Fragen der for- 





ı) Das Wichtigste, weil am wenigsten direkt Erkennbare ist hierbei die bereits 
von Erman, Arch. f. Pap.-F. 2, 455f. vertretene, dann von KoscHaker, Z.d Sav.-St. 
28, 284f. bewiesene These vom grundsätzlich öffentlichen Charakter aller Homo- 
logien der früheren Kaiserzeit, was sich — wenn auch nicht ausnahmslos (s. folgende 
Anm., vgl. auch unten $. 58f., Anm. 5) — so doch im wesentlichen betrefis der ob- 
jektiv stilisierten Urkunden dieser Epoche überhaupt verallgemeinern läßt (vgl. 
Mirreis, Grundzüge 61£.); vgl. dazu auch unten 8. 79/ 80. Diese These bildet eine 
der grundlegenden Voraussetzungen für die folgenden Darlegungen: andererseits 
aber findet sie in diesen insofern auch ihre neuerliche Bestätigung, als dieselben 
gerade zeigen, daß die Homologien und die übrigen in Frage kommenden Objektiv- 
urkunden auch in materiell-juristischer Hinsicht von den Privaturkunden völlig ver- 
schieden, durchwegs nach Art der übrigen öffentlichen Urkunden behandelt wor- 
den sind. = 

2) Namentlich zw®i Urkunden sind in dieser Hinsicht zu erwähnen: P. Ozy. 
X ı273 (a260) und P.Hamb. 2 (2° 59), vgl. zu beiden zuletzt LewaLn, Viertel- 
jahrschr. f. Soz.- u. Wirtschaftsgesch. 12, 477f. Die erstere ist ein objektiv stilisierter 
und (lin. 37) als ovyygeapn bezeichneter Ehevertrag, der sich mit seiner auf die 
önuooiwoıg hinweisenden Klausel und der Datierung am Schluß (lin. 42f.) von der 
großen Menge der Objektivurkunden deutlich abhebt und sicher als Privaturkunde 
anzusehen ist (vgl. auch GRENFELL und Huxt in der Edition); mit ihr sind jetzt wohl 
- die gerade in Oxyrhynchos mehrfach begegnenden Fälle einer ovyygapn LLOYgePos 
zusammenzuhalten; betreffs objektiv stilisierter Privaturkunden aus der frühen Ptole- 
mäerzeit s. Homologie und Protokoll 14°, vgl. auch unten $. 18 und 8. 58f., Anm.5 — 
P. Hamb, 2 bietet dagegen das Beispiel eines subjektiv stilisierten Schuldscheins, der 
sich (lin. 3) ausdrücklich als notarielle Urkunde zu erkennen gibt, wie er denn auch 
am Anfang datiert ist: angesichts dieser Besonderheiten ist er aber nicht geeignet, die 
herrschende Bewertung der bisher bekannt gewordenen Suhjektivurkunden zu be- 
rühren, zumal er einem durch Urkundenfunde bisher nicht vertretenen Gebiete ent- 
stammt. Weniger sicher bin ich in Ermangelung direkter Indizien (wie der P. Hamb. 
2 sie aufweist) in betrefl der notariellen Herkunft des suhjektiv stilisierten P. Hamb. 
38 aus dem Letopolites (a° 182 n. Chr.), so P.M. Meyer in der Edition, zustimmend 
Lewarp a. a. 0. 477£.: die Urkunde ist im Gegensatz zu P.’Hamb. 2 am Schluß 
datiert und das in einem Cheirographon allerdings ungewohnte Parteisignalement 
könnte auch auf eine lokale Gewohnheit der bisher ebenfalls noch nicht belegbaren Her- 
kunftsstelle zurückgehen; überdies sind Parteisignalements in anderen Arten pri- 
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mälen Urkundenlehre immerhin noch zu. sagen bleiben, werden 
sich am zweckmäßigsten an den betreffenden Stellen unserer 
Darlegung einfügen lassen.') 


vater Urkunden wiederholt beobachtet worden (vgl. Mırreıs, Grundzüge 75°), so 
z. B.in den Hypomnemata P. Teb. II 372, 376, 377, B. G. U.III 918, C.P.R. 3ı, 
32, 38 (überall am Schluß), womit allerdings die Cheirographa nicht ohne weiteres 
als völlig gleichwertig anzusehen sind. 

ı) Vgl. an Fragen der formellen Urkundenlehre: Zur dnuoclocıg 8. 7—13, 
27—29 und in den Schlußbemerkungen, — Aufkommen und Absterben derselben 
$S.ı1ı Anm., 54f., Önuoclocıs von Söhuldscheinen 8. 54f., dnuoolwcıg von Quittungen 
8. 80f., Önuosiwoıg von Immobiliarverfügungen unter V. 10.b; ZrtoreAun S.12?, 21?, 
56 £.?; zeıosygapov usueosdiwutvov 8. 17°; ovyyoapn ldiöyoupog 8. 5°, 18, 75, vgl. 
auch 58£.; idıöyoapog 8. 18°, 22; yoduue 8. 20f.; yoauudsov 8.23; zur dvaygapn 
der Ptolemäerzeit S. 25f.; zu den dıeygapai 8. 34, unselbständige d. 8. 69f., 71f., 77f.; 
ulo$wcıg-Hypomnemata 8. 36f.; Zrudoyn 8. 37'; kaiserzeitliche Zeugenurkunden 
(suyygapn Eaudgrvgos) 8. 54!, 70, 79/80; am Schluß datierte oxyrhynchitische 
(ulo$wcıg- etc.) Protokolle 8. 58 £.°; ÖuoAöyyue 8.59 Anm.; „dic Tod alrod ygapelov“ 
8. 64!, 661; &v dyvız errichtete Urkunden 8. 64!; vonoygagyırn Emuoroin 8. 73; mır- 
t&xıov 8. 745 Oustarındg ÖNuociog Jenuarıoudg 8. 76°; zur &xuagröonosg S. 82°; zvole- 
Klauseln sub IV. 3. b); lokale Urkundenstile unter IV. 3. a) und V. 6; traditio cartae 
unter V. ı1; Bedeutung der öffentlichen Beurkundung: in den Schlußbemerkungen. 
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I. Das Anwendungsgebiet der snuociwass. 


Als Ausgangspunkt unseres Gedankenganges soll die sehr ge-. 
läufige Tatsache dienen, wonach auf die vorzunehmende dyuooinorg 
in den privaten Urkunden häufig schon im voraus Bezug genommen 
wird. Derartiges kann auf zweifache Weise beobachtet werden. 
Entweder indem der private Handschein für gültig erklärt wird, 
als ob er öffentlich registriert sein würde (TO zeıgöyoa«por zUgLov 
65 Ev Önuooip zerersywgioutvor), oder indem der Aussteller der 
Urkunde zur Vornahme der dyuociocıg schon im Handschein seine 
Zustimmung erteilt (eddoxet 17 2ooudry dnuocısca‘))”) Obschon 
diese beiden Klauseln ihrem Wortlaut nach Verschiedenes besagen, 
scheint ihre praktische Verwendung eine gleichwertige gewesen zu 
sein) Denn einerseits hatte die Klausel „zugtov ag Ev diyuocin 
zarexeyngıougvov“ keineswegs die Bestimmung, die dyuociwoig über- 
flüssig zu machen‘): vielmehr begegnet sie fast in allen Urkunden, 
in betreff welcher wir die Vollziehung der dnuooiwoız zurzeit beob- 
achten können. Andererseits ist die eud6xmoıg-Klausel keine for- 
male Voraussetzung für die Durchführung der dyuooincıg ge- 
wesen, zumal sie uns zurzeit überhaupt erst seit dem Beginn des 
II. Jahrhunderts n. Chr. und auch da nur in gewissen Gebieten 
(Hermiupolis, Oxyrhynchos) begegnet), indem sie daselbst zumeist 
an die Stelle der älteren Klausel, mitunter auch neben dieselbe 
getreten ist.) 





1) In besonders ausführlicher Formulierung in einigen oxyrhynechitischen Privat- 
urkunden des IIL Jahrhunderts: P. Oxy. IX 1200 lin. 34f., 1208 lin. 24f, X 1273 lin. 
37f., 1276 lin. ı8£. (ivreg |scil. wedow od. ähnlich] önyvize &&v eig dnuooıwosıg 
dı& tod zuraAoyslov ob mpooÖeduevog Erigag uov edonnoswg 7) uereAnundeog [P. Oxy. 
X 1276 lin. 19: uelr]ad6seng] dı& To Evreüdev ebdoneiv nen Zcoufvn Önuooıwoer), 
vgl. hierzu unten S. 28. 

2) Das vollständige Material dieser Klauseln s. jetzt bei Jörs, Z.d. Sav.-St. 34, 
ıı2f., dazu noch aus den seither publizierten Urkunden die in der vorangehenden 
Anmerkung erwähnten Urkunden aus P. Oxy.X, P.8.J. IH 198 und P. Rylands II 
163; vgl. auch unten S. 8, Anm. 5 zu P. Lond. III p. 235. 

3) Vgl. auch Jörs a. a. O. 116f. 

4) Vgl. Mrivreıs, Grundzüge 83! und Jörs a. a. O. 117. 

5) Vgl. Jörs a. a. 0. 136f. 

6) Für das letztere vg]. z. B. C.P. R. 9, P. Lips. 6, 0. P.R. ı0, P. Flor. 96. 
P. Goodsp. 13, P. Lond. III p. 233f. 
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Vom Standpunkt unserer Fragestellung ist nun die Tatsache 
von entscheidender Bedeutung, daß derartige auf die zukünftige 
dnuooiocıg hinweisende Klauseln sich nur im Kreise bestimmter 
Rechtsgeschäftsarten, bei anderen hingegen niemals beobachten 
lassen. An lokale Gewohnheiten ist hierbei nicht zu denken, viel- 
mehr lassen sich da betreffs aller Gebiete, aus welchen wir Ur- 
kunden besitzen, dieselben Prinzipien nachweisen. 

Die Rechtsgeschäfte, welche im Falle privater Beurkundung 
auf die zukünftige dyuocinoıg Bezug zu nehmen pflegen, sind die 
folgenden: 

a) alle Rechtsgeschäfte, welcheVerfü gungen überlmmobilien 
enthalten, gleichviel welchen Inhalts sie sind, und zwar — soweit 
unser derzeitiges Material sehen läßt — Kauf-"), Tausch-”), Schen- 
kungs-"), Teilungs-‘), Verpfändungs-°) und andere nur individuell 


ı) P. Rylands II 163 lin. ı6f. (a 139); B. G. U. II 666 lin. 27%. (a? 177), 
statt der Worte zar& |r|yv[de] in lin. 11 las hier Herr Prof. Scuusarr »ure| povl., 
womit die angesichts der chirographischen Form der Urkunde (vgl. lin. 27, auch 
lin. 5) auch sachlich höchst unwahrscheinliche Ergänzung [eliv[de nV önoAoyiav] 
(vgl. Homol. u. Prot. $. 4 Anm., ebenso Jörs a. a. O. 109 Anm.) endgültig wegfällt; 
B.G.U.1 71 lin. ı9 (a? 189); P. Oxy. IV 719 lin. 26 (a°193), in dieser Urkunde 
ist statt 7 ÖwoAoyia in lin. 26 m. E. 9) mg&oıg die wahrscheinlichste Ergänzung (vgl. 
die meisten der im folgenden genannten Urkunden); Rev. des 6t. gr. 7, p- 302/3 
Nr. IV—VI= Pesisıgke, 8. B. 4654 (um 240), 4655, 4656 (III. Jahrh.); P. Oyy. 
X 1276 lin. 17f. (a 249); P. Rylands II 340 deser. (a® 253); P. Oxy. IX 1200 
lin. 34f. (2266); 0.P. R. g lin. ı7f. (a 271); P. Oxy. IX 1208 lin. 24£. (a° 291); 
P. Lips. 6 lin. 16 (a 306); 0. P. R. 10 lin. ıı (a 321/2); P.Flor. 96 lin. 4£. 
(a° 337); P. Goodsp. 13 lin. 14f. (a0 341). Zu C.P,R. 192 lin. 10 s. jetzt die Er- 
gänzung Wircren’s in Prersıgee’s Berichtigungslisten (vgl. auch Jörs a. a. O. 124); 
die mehrfach erörterte Ergänzung im Fragment 0. P, R. 155 lin. 8 ist völlig un- 
sicher, dazu zuletzt Jörs a. a. 0. 115“, 

2) 2, Flor. 47. lin, 238 le’ 217). 

3) P. Grenf. II 68 lin. 10 f£. = P. Grenf. II 70 lin. ı2£. (a 247— 287); 
P. Grenf. II 71 Col. II lin. ı2f. (a 244— 248), 

4) P. Amh. II 99 lin. 22 f. (a° 179); P. Flor. 50 lin. 116 f. (a° 268); P. Straßb. 
29 lin. 46 (a°289); P. Lond. III p. 233 lin. ı6f. (a° 331). Vgl. P. Teb. II 391 lin. 
26f. (2° 99). 

5) P. Lips. 10 Col. U lin. 2f. (aP178); ebenso ist auch im einzigen Hypo- 
theken-Cheirographon, P. Lond. III p. 235 (IV.Jahrh.) lin. 17 wahrscheinlich zu er- 
gänzen, xugıov zul Beßarov og Ev [Önnooin narazelusvov xal drtsgwmm]deis ouo- 
A6ynoa (ef. z. B. P. Grenf. II 75 lin. ı4f., 76 lin. 19f.; P. Lips. ı1 lin, 7 f.), was mir 
in betreff der paläographischen Möglichkeit von Herrn H.J. Beru freundlichst be- 
stätigt worden ist. Allem Anschein nach dürfte auch im unklaren P. Rylands II 323 
deser. Fr. I (a° 124—5 n. Chr.) eine Grundstücksverpfändung mit Verfallsklausel 
vorliegen (dyuoolocıg-Abrede in lin. 13/4). 
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charakterisierbare Verträge‘); die hierher gehörigen Urkunden lassen 
die m Frage stehenden Klauseln nur ganz ausnahmsweise ver- 
missen”); 

b) Schuldscheine, die unbedingte Mengenleistungen zum 
Gegenstand haben, und zwar Darlehns-°), Verwahrungs-*) und Dotal- 
verträge?), jedoch fast ausnahmslos nur solche, die eine Exekutions- 
(zex£ıg-) Klausel enthalten‘) (gleichviel ob mit oder ohne „zur«reg 
&x ddens“); allerdings begegnet der Hinweis auf die zukünftige 
dnuociocıg im Kreise dieser Urkunden mit geringerer Regelmäßig- 
keit als bei der unter a) genannten Gruppe (dazu s. 8. 56); 

c) schließlich finden wir eine Bezugnahme auf die dyuociwoıg 
in einigen auf die Aufhebung von Schuldverhältnissen gerichteten 
Quittungen: soweit diese die Begründungsform des gelösten Rechts- 
verhältnisses erkennen lassen, fällt es auf, daß sie sich mehrfach auf 
Schuldverhältnisse beziehen, welche selbst in einer öffentlichen 
Urkunde verbrieft gewesen waren.) 





ı) So B. 6. U.150 lin. ı8£. 

2) So P. Rylands II 164; soweit der Text erkennen läßt, auch C.P.R. 108, 
vielleicht weil hier nicht dyuoclocız, sondern lin. 10 [von unten] öffentliche Be- 
urkundung in Aussicht genommen wird; doch enthalten beide Urkunden die Klausel, 

_ der Handschein sei frei von Rasur und Zuschrift (so betrefis 0. P. R. 198 lin. 4/3 
schon Eger, Grundbuchwesen 95, jetzt Wırcken in Preisıicke’s Berichtigungsliste), 
was sonst regelmäßig mit einer dnuooiworg-Klausel verbunden zu sein pflegt. Betrefis 
0.P.R. 194 ist nicht zu ersehen, ob die Urkunde ein Grundstück zum Gegenstand 
hat. Eine dnuoolocıg-Klausel fehlt auch dem ündAAeyue P. Rylands II 177 (a° 246). 

3) P. Hamb. 32 lin. ı4f. (a 120); B.G. U.I 69 lin. ı2f. (a? ı20), 272 lin. 
16. (2° 138/9), II 578 lin. 14f. (a° 187); P. Flor. 162 lin. Sf. (a 204); P.Oxy. VII 
#040 lin. 30f. (a° 225); P. Lips. rı lin. 7f. (a9 247); P. Gen. 9 lin. ı4f. (a° 251); 
Rev. des &t. gr. 7,301 II = Pasısickr, $. B. 40652 (2° 304). 

4) B. G. U. II 520 lin. Qf. (a° 172). 

5) B.G. U. III 717 lin. 22f. (a 149); P. Oxy.X 1273 lin. 37 (a° 260). 

6) Jeglicher woäsıg-Abrede entbehrt unter den genannten Urkunden nur die 
Verwahrungsurkunde B.G. U.II 520, die überhaupt mit auffallender Kürze stilisiert ist. 

7) Als solche sind namentlich zu erwähnen: B. 6. U.1 260 (a go), P. Lond. TI 
p. 207 (a° 145) und P. Teb. II 396 (2° 188), vgl.zu diesen Urkunden unten 8. 78. 
Ein Hinweis auf die vorzunehmende dnuociwcıg findet sich außerdem in den Quittungs- 
fragmenten B. G. U. III 942 (a°240) und P.S.J. 111198 (IH. Jabrh.), ferner in dem 
angesichts der juristischen Natur der gräko-ägyptischen Scheidungsverträge hier 


zu erwähnenden P. Grenf. II 76 lin. 19 (a° 305/6): durchwegs Urkunden, die die Be-. 


gründungsform des gelösten Rechtsverhältnisses nicht erkennen lassen; neuestens 
ebenso das Fragment P. M. Mrvrr, Griech. Texte Nr. 25 (a ı13). Zur Quittung 
P. Grenf. II 75 (a 305), s. $. 10, Anm. 3. . - 
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-IO A. B. Schwarz, [XXKXL 3. 


Demgegenüber konnte ein Hinweis auf die zukünftige dnuo- 
Ginoıg bisher noch nicht wahrgenommen werden in den sehr 
zahlreichen Handscheinen, die Rechtsgeschäfte über Mobilien ent- 
halten‘), ferner — worauf auch schon in der bisherigen Literatur 
mehrfach hingewiesen wurde?) — in den privat beurkundeten Pacht- 
und Mietverträgen (selbst soweit sie eine Exekutionsklausel ent- 
halten), schließlich in der großen Menge jener Quittungscheirographa, 
die nicht die Aufhebung von Schuldverhältnissen bezwecken, sondern 
Zahlungen bescheinigen, welche entweder die Existenz des der Zah- 
lung zugrundeliegenden Schuldverhältnisses unberührt lassen oder 
welche überhaupt nicht auf Grund eines obligatorischen Rechtsver- 
hältnisses erfolgen (z. B. Quittungen über Kaufpreis, Pacht- und 
Mietzins, Zinsen, Alimente usw.).) 

In bezug auf Geschäftsarten, die nicht in die eben ge- 
nannten Gruppen gehören, steht uns kein genügend reichhaltiges 
Material zur Verfügung, um bestimmte Behauptungen zu ermög- 
lichen. Zu erwähnen wäre allenfalls, daß unser einziges chiro- 
graphisch gefaßtes Testament, P. Lips. 29 = Miırtteis, Chrest. 318 


. (a 295 n. Chr.) lin. 16f. die Klausel aufweist: zb &lnvızov [Bov- 


© ‚ “ ‚ ’ 4 
Anue zborlov os Ev dnuocin doysin zerazeiuevov.‘‘) 





ı) Für Sklaven (wie auch für Schiffe) liegt bisher kein Material an privaten 
Geschäftsurkunden vor; doch unterlagen diese aller Wahrscheinlichkeit nach auch in 
dieser Hinsicht den für Immobilien geltenden Grundsätzen (hierzu s. unter V. ı u. re). 

2) Vgl. Waszrxskı, Bodenpacht 29!; Koscnaxer, Z.d. Sav.-St. 29,23; Mirtteis, . 


“ Grundzüge 84. Vgl. hierzu unten $. 58. 


3) Den Behauptungen des Textes gegenüber können als Ausnahmen nur die 
vorhin 3. 9 Anm. 7 a. E. erwähnte Quittung P. Grenf. II 75 lin. 13. (a° 305) und 
der während der Korrektur publizierte P. GrApexwirz in Preisioke, Sammelbuch 5679 
(2° 307), das erste Beispiel eines chirographischen Tierkaufes, der in lin. 17£. eine 
Önuoolwsıg-Abrede aufweist, namhaft gemacht werden. Beide Urkunden stammen 
aus Hibitopolis in der Großen Oase aus dem Anfang des IV. Jahrhunderts. Angesichts 
derselben ist es überaus wahrscheinlich, daß wir hier einer lokalen Anomalie aus 
einer relativ späten Zeit gegenüberstehen (vgl. auch unten $. 81 zu P, Grenf. II 76). 
Die Ergebnisse des Textes können aber dadurch in Anbetracht des massenhaften 
übrigen Materials auf keine Weise als erschüttert erscheinen. 

4) Vgl. dazu Jörs, a. a.0. 142% Zu P. Lond. Ip. 232 lin. 5 unten $. 1ı Anm. 

5) Vgl. außerdem die Bürgschaftsurkunde B. G. U. III 98ı Kol. H lin. 3£. 
(a° 79); nicht ganz klar ist die Bewandtnis der Klausel daselbst in der fragmen- 
tierten Kolumne 1 lin. 32/3 (anscheinend Arbeitsvertrag, vgl. Jörs a. a. 0. 112). 

Bedenklich ist m. E. in P. Oxy. IV 731 lin. 13f. (a 8—9 n. Chr.) die Er- 
gänzung: 7) ÖuoAoyle (hierzu Homol. u. Prot. 3£.?, wie auch Jörs a, a. O. 109 Anm.) 
tig anuuovng de »vgia E[oro @g »urexeywmgio]utvn. Da dabei für „Ev Inuocin“ 
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Darf nun aus der Wahrnehmung, wonach auf die zu- 
künftige dyuosiocıg nur innerhalb eines abgegrenzten Kreises 
von Rechtsgeschäften Bezug genommen zu werden pflegte, der 
weitere Schluß gezogen werden, daß das Institut der dyuooiworg 
selbst auf diese Geschäfte beschränkt war’)? Gegen eine der- 
artige Folgerung könnte die Einwendung erhoben werden, daß die 
Urkundenklauseln, die auf die zukünftige dyuooiwcıg hinweisen, 





nach der Anmerkung von GrEnreLL und Huxt adh.]. kein Platz ist, wäre diese 
Formulierung der Klausel eine ungewohnte; da wir im übrigen den dnwoolwcıg- 
Klauseln in dieser frühen Zeit noch nicht, in Oxyrhynchos — wenn wir von dieser 
einen Urkunde absehen — nicht vor dem Ende des II. Jahrhunderts begegnen, 
ist m. E. nach Analogie anderer oxyrhynchitischer Urkunden aus dem I. Jahr- 
hundert. bis auf weiteres die Ergänzung zvole ![oro nevreyiı Eripego]usvn vorzu- 
ziehen (vgl. z.B. P. Oxy. II 278 lin. 271. [a° ı7], 269 lin. ı2f. [a°57], wohl auch 
267 lin. 22 [a 36]). Damit würde P. Oxy. IV 731 als terminus ante quem für 
das Aufkommen des Instituts der dyuosiocıg ausscheiden (vgl.zu dieser Frage JöRrs 
a.a.0.120). Als solcher kann auch Wess. spec. 7,8 lin. 30f. nicht in Frage kommen, 
da es sich dort um die Registrierung demotischer Urkunden handelt. Die Tat- 
sache, daß gemäß B. G. U. IV 1155 lin. 5—17 im Jahre 10 v. Chr. in Alexandrien 
einem Mahnverfahren die &zueorVon01 ; der privaten Schuldurkunde (allerdings 
eines mırrdixıov, nicht ysıgöygapov) voranging, deutet m. E. dahin, daß damals die 
dyuociwsıg dort noch nicht gehandhabt worden ist. 

Die auf die Önyuosiosıg bezüglichen Klauseln verschwinden aus den Urkunden 
— soweit wir zurzeit sehen können — mit der Mitte des IV. Jahrhunderts (späteste 
. Belege P. Flor. 96 (a 337), P. Goodsp. 13 (a 341)); um diese Zeit wird wohl 
das Institut selbst verschwunden sein (vgl. Mirreis, ‚Grundzüge 87). Auf anderes 
beziehen sich schon ihrem Wortlaute nach die jetztin spätbyzantinischen Urkunden mehr- 
fach belegbaren Klauseln, dieUrkunde soll die Kraft haben.&g &v Önuoc/adozeiw yeyevı- 
ugvn: diese Klauseln verweisen auf die Wirkung öffentlicher Errichtung, nicht 
nachträglicher Registrierung (vgl. P. Mon. 4 lin. 38 [a 581], ı1 lin. 60 [a® 586], 
12 lin. 46 [a® 591]; vgl. auch schon den von S. ps Rıccr publizierten Kaufvertrag 
Stud. z. Pal. Ip. 7/8 lin. 26£. [a°454], wonach Lwwarp, 2.d. Sav.-St. 33, 626! auch 
P. Cairo Cat. II 67169 lin. 42 ergänzen wollte). Auch das in spätbyzantinischen 
Urkunden jetzt mehrfach begegnende, dem Sinne nach noch nicht geklärte dnuo- 
oıeveıv (vgl. P. Lond. Ip. 232 lin. 5, dazu Koscnaker, 2. d. Sav.-St. 29,2°; P. Cairo 
Cat. Il67151 lin. 55; P. Mon. 13 lin. 66 f.) wird man von der dnwooiwoıg der früheren. 
Zeit jedenfalls auseinanderzuhalten haben. Vgl. Wexcer, Münchener Papyri Ip. 
148 zu lin. 66f., auch p. 58 zu lin. 38; Mırteis, 2. d. Sav.-St. 35,348 und die 
während der Korrektur dieser Arbeit erschienenen Ausführungen bei v. DRUFFEL, 
Papyrologische Studien zum byzant. Urkundenwesen (Münchener Beitr. z. Papyrus- 
forsch., I. Heft) 69— 73 und STEINWENTER, Beiträge zum öffentlichen Urkundenwesen 
der Römer 73—82. Zur Frage nach dem Verschwinden der dnuooiwsıg vgl. auch 
Jörs a.a. 0. 137/8. 

ı) Die Möglichkeit, daß das Anwendungsgebiet der Önuooiwsıg ein beschränktes 
gewesen sei, wird auch von Mırreis, Grundzüge 84, Z. d. Sav.-St. 33, 643 erwogen; 
dazu zweifelnd Jörs, Z. d. Sav.-St. 34, I 18. 
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keine formelle Voraussetzung für die Vornahme der dNuLosimoıg 
gewesen sind. Diese Möglichkeit muß zweifellos zugegeben 
werden.') Es wäre daher unvorsichtig, behaupten zu wollen, daß 
die dyuooiworg denjenigen Rechtsgeschäften, bei welchen die in Frage 
stehenden Klauseln bisher nicht wahrgenommen werden konnten, 
‚schlechthin unzugänglich war.‘) Aber angesichts der durch ein 
reichhaltiges, zeitlich und örtlich weit zerstreutes Material be- 
legten Konsequenz, mit welcher die Urkundenschreiber die hier 
betrachteten Klauseln gewissen Geschäften (wie z. B. Immobiliar- 
verfügungen) fast immer, der noch größeren, mit der sie dieselben 





1) Vgl. namentlich unten 8. 56 und folg. Anm. a.’ E. 

2) Die bisher beobachteten Fälle der Önuooiwsıg betreffen die folgenden Rechts- 
geschäftsarten: 

Grundstückkauf: B.G.U.II455 (I.Jahrh ); B.G.U.I 50 lin.5f.(a°115); P.Berol. 
11644, Arch. f. Pap.-F. 6, 177 (nach a’ 147); B.G.U. IL 983 lin. 10 (2. d. Antonin); 
P. Flor. 40 (a® 162/3); P.Oxy. [V 719 (a? 193); P. Oxy.IX 1200 (a° 266); P. Grapex- 
wırz, Preisıeke 8. B. 5692 (III. Jahrh.); vgl. auch P.8.J.I 109 (a? 154), dazu 
Jörs a.a. 0. 111; hier wäre P. Giss. 8 (a? 119) zu erwähnen, falls das daselbst 
(lin. 7/8) apographierte Cheirographon — wie auch m. E. anzunehmen ist — in der 
Tat ein 5. dedqnocıwutvov gewesen ist (vgl. unter V.). 

Grundstückschenkung: P.Grenf. II71 (a? 244— 248); Revue des studes grecques 
7, 301/2 = Preisıexz, 8. B. 4651 (2° 250/1), 4653 (2° 240/1), 
Grundstückverpfändung: P. Lips: 10 (a° 240); vgl. auch B.G.U. II 970 lin. 20 
(a°173/4); 

Darlehen: B.G.U. II 578 (a° 189); P. Lond. II p. 159 lin. 6£. (a 212); — vgl. 
auch P.Flor. 168 lin. 8 (a°172), wo das Nähere nicht ersichtlich ist und P. Oxy. I7o 
lin. 8 (III. Jahrh.), wo keine völlig gesicherte Ergänzung vorliegt (vgl. unten 8. ı5 
Anm.2); vgl. ferner P. Lond. III p. ı ır Col. II lin. 5—7 (a 246) und P. Lips. Iny.. 
No. 610, Z. d. Sav.-St. 29,3? mit 27°; BR 

Eheverträge: P.Oxy.X 1266 lin. 17f.(a°98); B.G.U. III 717 (a° 149); B.G.U. 
III 970 lin. 20f. (a°ı73/4); P. Oxy. VI 906 lin. 8£. (II/II. Jahrh.), vgl. oben $. 5 
Anm. 2 und unten $. 18, Anm. 2, 8. 75; unsicher B.G.U.I 231 (Z.d. Hadrian). 

Für die Önuociwoıg einer Quittung liegt bisher ein konkretes Beispiel nicht 
vor, vgl. unten S. 82, 

’ In bezug auf eine neue Geschäftsart wird die dnuociocıg während der Kor- 

rektur dieser Arbeit durch P. M. Mever, Griechische Texte Nr. 6 (a 125 n. Chr.) 
belegt. Hier wird ein an einen Banquier gerichteter chirographischer Zahlungsauftrag, 
ein sogen. &mioreAue (vgl. P.M. Mrver a. a. O0. 8. 37 f.; unten 8. 21, Anm. 2; zur 
Sache allgemein Prrisıgee, Girowesen $. 203£.), in dem eine dnuooiwsıg- Abrede 
nicht enthalten ist, zur dnwoolwoıg eingereicht und daraufhin dem Schuldner zu- 
gestellt. Damit wird die Annahme des Textes, wonach die dnuosiwosıg auch ohne 
ausdrückliche Abrede statthaft war, außer jeden Zweifel gesetzt. Freilich muß da- 
mit gerechnet werden, daß für derartige Anweisungsurkunden besondere Grundsätze 
galten. Vgl. zur Sache auch unten $. 56, Anm. 3. 
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anderen Geschäften (wie z. B. den auf Mobilien bezüglichen) nie- 
mals anfügten, der bewußten Feinheit, mit welcher sie z. B. im 
Kreise der Quittungen (dazu unten 8. 80/1) in der Verwendung 
dieser Klauseln vorgingen, wird man jedenfalls so viel, dies aber 
mit aller Bestimmtheit feststellen können, daß die dyuooincız für 
den oben abgegrenzten Kreis von Rechtsgeschäften von 
besonderer, für die übrigen jedenfalls von weit geringerer 
Bedeutung sein mußte. Dieses Ergebnis würde wesentlich ge- 
festigt erscheinen, wenn sich für diese Abgrenzung innere Gründe 
nachweisen ließen: diese zu finden, wird die Aufgabe der folgen- 
den Untersuchungen bilden. Vorher dürfte jedoch eine kurze 
kritische Betrachtung geboten erscheinen. 
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Kritik der herr- 
schenden Lehre. 


1. Mmuociwos und prozessuelle Produktion.) 


Das im bisherigen gewonnene Ergebnis, "wonach die ÖNuo- 
Giocıg wenn auch nicht auf einen bestimmten Kreis von Rechts- 
geschäften beschränkt, so doch vor allem auf einen solchen be- 
rechnet war, erscheint geeignet in betreff der juristischen Be- 
deutung dieses Instituts zw einer von der bisher herrschenden 
wesentlich verschiedenen Auffassung zu führen. In betreff dieser 
Frage hat bis vor kurzem ganz allgemein die Anschauung ge- 
golten, die dyuosincıg sei die Voraussetzung für die prozessuelle 
Produzierbarkeit privater Urkunden gewesen.’) Wenngleich die 
jüngste Literatur eine gewisse Neigung zeigte, diese Ansicht teils 
als eine nicht erschöpfende, teils als eine nur hypothetische Lö- 
sung der Frage anzusehen’), ist an ihr im wesentlichen dennoch 
bis in die jüngste Zeit hinein festgehalten worden. 

Diese Lehre wird sich nun mit unserem obigen Ergebnis 
nicht vereinen lassen. Denn wäre die dyuociwsıg wirklich das 
Mittel gewesen, die prozessuelle Produktion privater Urkunden 
zu ermöglichen, so wäre nicht einzusehen, -wieso sie auf den oben 
abgegrenzten Kreis von Rechtsgeschäften hätte beschränkt bleiben 


ı) Die im folgenden entwickelte These hatte ich bereits in der Abhand- 
lung Homologie und Protokoll 8. 49° kurz angemerkt. Bald darauf ist sie auch 
in der oben 8. 3, Anm. I genannten Studie von JöRs, $. 143 f. von einem anderen 
Ausgangspunkte "aus, als es hier- -geschieht, vertreten und mit einem Urkunden- 
material belegt worden, das mit dem unten S.16f. darzulegenden großenteils über- 
einstimmt. Da die Verschiedenheit der Ausgangspunkte, wie auch einige weitere 
Beweisstellen und Einzelheiten zur Festigung der These immerhin noch beitragen 
dürften, wollte ich diesen beim Erscheinen der Jörs’schen Studie bereits endgültig 
festgelegten Abschnitt dieser Arbeit, deren Publikation sich nachher verzögern 
mußte, nicht weglassen; nur die Ersjert der gemeinsamen Belegstellen bernühte, ich 
mich, soweit es der Zusammenhang noch erlaubte, zu kürzen. Zur Sache seither auch 
Lewaro, Vierteljahrschr. z, Soz.- u. Wirtschaftsgesch. 12, 476, 478 und P.M. Mever, 
Griech. Texte aus Ägypten 8. 351. 

2) Yel, dafür die gesamte frühere Literatur der Frage, angeführt bei Jörs 
a.2. 0. 107 

3) Er EN 2. d. Sav.-St. 29, ııf. und besonders Mırteis, Grund- 
züge 83 f, wo die herrschende Anschauung bereits ausdrücklich als eine bloß hypo- 
thetische hingestellt und daneben auch eine andere Möglichkeit in Erwägung ge- 
zogen wird (dazu s. unter V. 10. b). 
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können. Vielmehr hätte sie dann in betreff aller Urkunden, für 
welche das Bedürfnis prozessueller Produktion sich ergeben konnte, 
in gleichem Maß Anwendung finden müssen. Es läßt sich aber 
kein Gesichtspunkt finden, nach welchem sich dies Bedürfnis auf 
diejenigen Urkunden einschränken ließe, bei welchen einer zu- 
künftigen Öyuooincıg regelmäßig gedacht worden ist. Wenn z. B. 
der Käufer eines Tieres oder einer anderen beweglichen Sache 
seinen Gewährleistungsanspruch auf dem Prozeßwege geltend 
machen wollte, wenn Ansprüche aus Pacht- und Mietverträgen 
gerichtlich durchgesetzt, wenn wie immer geartete Zahlungen 
mittels der ausgestellten Quittungen im Prozeß bewiesen werden 
sollten‘), mußte das Bedürfnis nach Verwendung der zugrunde- 
liegenden Urkunde ebenso vorliegen, wie in jenen anderen Fällen. 
Frägt man angesichts dieser Bedenken, worauf denn die 
hier angezweifelte Lehre sich überhaupt stützt, so wird man sich 
von der Dürftigkeit ihrer quellenmäßigen Grundlage allzu leicht 
überzeugen. Daß dieselbe trotzdem hat aufkommen können, er- 
klärt sich dadurch, daß die dyuociwosıg zum erstenmal, wie nach- 
her noch oft, in der Tat im Zusammenhang mit einer gericht- 
lichen Verwendung von Handscheinen beobachtet wurde Doch 
handelte es sich in all diesen Fällen um die Geltendmachung 
exekutiver Urkunden auf dem Wege des Mahnverfahrens, was mit 
der prozessuellen Verwendung von Urkunden bekanntlich nichts 
zu schaffen hat, in jenen Anfängen der Papyrusforschung jedoch 
von dieser noch nicht mit der gebührenden Schärfe auseinander- 
gehalten werden konnte. Als diese Beziehungen später geklärt 
worden sind, hat man es versäumt, die hier in Frage stehende 
Lehre einer Revision zu unterziehen. Zu jener Geltendmachung 
exekutiver Privaturkunden ist nun die dnyuociocıg in der Tat un- 
erläßlich gewesen (vgl. unten 8. 54f.), dafür aber können wir nicht eine 
einzige Belegstelle aufweisen, daß dieselbe zwecks Verwendung einer 
Privaturkunde im Prozeß vorgenommen worden wäre. Ja unser 
heutiges Material bietet nicht einmal für den gewiß nicht seltenen 
Fall ein Beispiel, wonach in einem Prozeß eine der dnuootncıg de 
facto. bereits unterzogene Urkunde produziert worden wäre.) 








1) Vgl. auch Jörs a. a. O. 145. 
2) In der an den Epistrategen gerichteten Eingabe P. Oxy. I 70 (a9 212—3,' 
vgl. Marıım, Les öpistrateges 184?) ist es bei der Unsicherheit der Ergänzung 
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Gerichtliche Pro- S Hh 
len an Dieser letztere Punkt verdient umso mehr Beachtung, als 
Urkunden 


sich unserem Material eine ganze Reihe von Beispielen entnehmen 
läßt, in welchen private Urkunden zur prozessuellen Verwendung 
gelangen, ohne daß darüber etwas gesagt wäre, ob sie einer dyn- 
wociocıg unterzogen worden waren oder nicht. Aus dem dies- 
bezüglichen Schweigen dieser Quellen wird man nun freilich nicht 
ohne weiteres folgern dürfen, daß die betreffenden Privaturkunden 
in der Tat unregistriert verwendet worden sind, da es ja unter 
Umständen belanglos sein konnte, dies Moment besonders zu er- 
wähnen. In. einigen der in Betracht kommenden Fälle wäre es 
aber höchst sonderbar, daß der dyuooiwoıg mit keinem Worte 
gedacht wird, wenn in der Tat diese die formale Voraussetzung 
für die prozessuelle Produzierbarkeit der Privaturkunde gewesen 
sein sollte. Dies umso mehr, als unsere Urkunden sonst bei 
einem z&106y0«pov dednuocımuEvo»v diese Qualität mit auffallender 
Sorgfalt hervorzuheben pflegen. Im folgenden sollen nun die 
genannten Beispiele einzeln ins Auge gefaßt werden. Sie sind, 
wie gesagt, von sehr verschiedenem Beweiswert, je nach der Zeit, 
welcher sie angehören und je nach dem, ob es sich um prozeß- 
einleitende Eingaben oder Prozeßprotokolle, oder aber um bloße 
Berichte über in der Vergangenheit liegende gerichtliche Vorgänge 
handelt. 

Das früheste Beispiel für die gerichtliche Verwendung eines 
Cheirographon bietet der P. Reinach 7 — Mırteis, Chrest. 16 (um 
141 v. Chr)'); da derselbe der Ptolemäerzeit angehört, kann 


„Olnuos][o]9Ev“ in lin. 8 (vgl. Mrrreis, Leipz. Sitzungsber. 62, 80'; Jörs, Z. d. 
Sav.-St. 34, 11!) zweifelhaft, ob hier überhaupt ein registrierter Schuldschein 
vorlag; jedenfalls ist aber dieser nicht in einem wirklichen Prozeß, sondern gemäß 
lin. ı0f. in einem vor dem Epistrategen durchgeführten Verfahren produziert wor- 
den (wozu vgl. Mrrreis a. a. O. 79, Grundzüge 28) und soll — obschon der Zweck 
der Eingabe nicht ersichtlich ist — möglicherweise auch jetzt in einem solchen ver- 
wendet werden. Daß aber für die Inanspruchnahme eines derartigen bloß friedens- 
richterlichen Verfahrens auf Grund einer Privaturkunde die dnuoolwcıg keinesfalls 
erforderlich war, ergibt sich auch direkt (allerdings nur bezüglich des Strategen) aus 
P. Gen. 6 (dazu unten $. 20). Falls übrigens der Handschein in P. Oxy. 170 ein re- 
gistrierter gewesen wäre, hätte wohl das Mahnverfahren am nächsten gelegen (vgl. 
auch unten $. ı9 Anm. 3, 8. 23 Anm. 1). — Aus gleichem Grund kann auch be- 
züglich B. G. U. III 983 (Zeit des Antonin) nicht von einer prozessuellen Verwen- 
dung des in lin. 10 erwähnten Kaufcheirographon die Rede sein. 
ı) Vgl. jetzt auch Jörs a. a. O. 1458. 
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er für ‚unsere Frage we von eitiellrer Bedeutung sein. In 
dieser an den König gerichteten Eingabe behauptet ein Söldner 
aus Hermupolis, daß auf Grund eines seinerseits ausgestellten 
Schuldcheirographon sein Gläubiger zu Unrecht ein Verfahren vor 
dem Strategen gegen ihn durchgeführt hätte und nun noch weitere 
gerichtliche Maßnahmen befürchten lasse.‘) Von irgend einer Re- 
gistrierung des Handscheins — die in dieser Zeit wohl in der 
@vaygagpy bestanden haben müßte (vgl. unten 8. 25f.) — wird dabei 
nichts gesagt”) Zu Folgerungen in betreff der gerichtlichen Ver- 
wertbarkeit ptolemäischer Privaturkunden — ein von den Grund- 
sätzen der Römerzeit (namentlich auch für das Exekutionsver- 
fahren) zu trennendes und bisher schwer verfolgbares Problem — 
kann jedoch diese Urkunde schon deswegen nicht berechtigen, da 
einerseits die Natur des hier eingeschlagenen Verfahrens zweifel- 
haft ist), andererseits ja mittels dieser Urkunde nicht der Gläu- 
biger seinen Schuldschein geltend macht, sondern bloß der Schuldner 
über das gegen ihn angestrengte Verfahren in einer auch sonst 
wenig präzisen und Vertrauen einflößenden Weise sich beschwert.‘ 


ı) Betreffs der näheren Umstände vgl. die bei Mirreis, Chrest. p. ıı und 
LzwArp, Personalexekution 37° angeführte Literatur; jetzt insbes. JöRs a. a. O. 

2) Daß die Urkunde einem Dritten, wie gewöhnlich übersetzt wird, „in Ver- 
wahrung gegeben wurde“ (lin. 22: &usoıdiooev To yeıo6yoapov), kann — wenngleich 
dies einen gewissen Schutz gegen etwaige Fälschungen bieten mochte — m, E. doch 
nicht als ein Akt mit Publizitätswirkungen angesehen und mit der amtlichen und 
genau geregelten dnuoolwcıg auf eine Stufe gestellt werden. Darf man aber aus dem 
Umstand, daß in lin. 32 wieder von ‚‚rö ueusoıdınuevov yeioöyo(apov)“ die Rede ist 
(analog dem späteren dedönuooıwuevov), immerhin auf eine dadurch erlangte technisch- 
juristische Qualität des Handscheins schließen? Keinesfalls aber ist diese Hinter- 
legung des privaten Schuldscheins mit Hinblick auf irgendwelche Geltendmachung 
desselben erfolgt; vgl. zur Sache Jörs, Z. d. Sav.-St. 34, 114? a. RB. 

3) Nicht unzweifelhaft ist die Natur des vor dem Strategen durchgeführten 
ersten Verfahrens (lin. 16f.), wie insbes. desjenigen, das der Gesuchsteller jetzt zu 
befürchten scheint. Steht auf Grund einer exekutiven Urkunde (diesbez. betreffs der 
Ptolemäerzeit S. 26°, 31 £., 45f., 53, 55) ein Vollstreckungsverfahren zu erwarten 
(zweifelnd Lewarp, Personalexekution 43) oder bloß die Möglichkeit etwaiger La- 
dung unter Mitwirkung des &svin&v wedurwg (vgl. Mirreis, Grundzüge 17 a.E. und 
seine Bemerkungen zu P. Reinach 18/19: Chrest. p. 21, 23, Grundzüge 20°)? Ange- 
sichts des Petits von P, Reinach 7 (namentlich lin. 31: undewlev eiv[a]ı wao’ &uov 
moägılv] varı un(ddvo toömov, wie auch lin. 33/4) neige ich betreffs dieser Urkunde 
zur -ersteren Möglichkeit, die jedoch, was die Personalexekution anlangt, m. E. 
die zweite nicht ausschließt (hierzu vgl. unten S. 50/1). 

4) Vgl. insbes. die Bemerkungen von Jörs a. a. O. 146". 

Abhandl. d. K. 9. Gesellsch. d. Wissensch , phil.-hist. Kl. XXXI. zıı, 


18) 
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Aus ähnlichen Gründen kann auch der Bürgschaftserklärung 
P. Oxy. II 259 = Mıtreis, Chrest. 101 (a° 23 n. Chr.) keine ent- 
scheidende Bedeutung beigelegt werden. Auf Grund derselben soll 
die Frist, für welche ein Schuldner aus der Vollstreckungshaft 
entlassen worden war, um weitere dreißig Tage verlängert werden.‘) 
Dieser Schuldner ist laut lin. 1of. verhaftet worden [z]eög |[s]vr- 
yoa(pıw) iıöyoogplov. Darunter kann angesichts der Parallelen, 
die jetzt P. Oxy. X 1266 lin. ı7f. und 1273 (mit Hinblick auf lin. 
37f.) bieten, nur eine private (wenngleich allem Anschein nach 
objektiv stilisierte) Urkunde verstanden werden?): die eben ange- 
führten Stellen zeigen, daß derartige Urkunden (ebenso wie echte 
Cheirographa) der dnuooiwoıg unterlagen. Auf Grund einer solchen 
Urkunde ist es nun in unserem Fall zur Personalexekution ge- 
kommen; wir können nicht ersehen, ob infolge eines vorangehen- 
den Prozesses oder eines unmittelbar exekutiven Verfahrens. Von 
einer Registrierung der Urkunde wird nichts erwähnt. Doch kann 
dieser Umstand als entscheidender Beweis unserer These deswegen 





ı) So Lewarp, Personalexekution 35f., zustimmend Mırteis, Chrest. p. 124. 

2) Dahin gehört nun wohl auch P. Oxy. VI 906 lin. 8 (vgl. unten 8. 75); 
vgl. außerdem P. Oxy. X 1284 lin 13f. und möglicherweise auch P. Hawara 69 R 
lin. 7. Soweit zu sehen ist, handelt es sich in all diesen Fällen um oxyrhynchitische 
Erscheinungen. Zur Sache vgl. Grexreru und Hunt, P. Oxy. X p. 193 zu lin. 17/9, 
p. 207; Lewaup, Vierteljahrschr. f. Soz. u. Wirtsch.-Gesch. 12, 478 und oben 
S. 5, Anm. 2. — Die Bezeichnung idıs6ygagpog. begegnet sonst fast nur in bezug 
auf Cheirographa und dmoygaget, z. B.: P. Oxy. I 70 lin. 6f., IV 719 lin. 27, 34; 
B.G.U. II 578 lin. 14, 18, II 717 lin. 27 (dnuooiwoıs-Fälle); P.Oxy. I 95 lin. 13, 
24, 33, IX 1199 lin. 8, 18, 1208 lin. 4, 12 (duusordonsig-Fälle); P. Giss. 8 lin. 4; 
New Pal. Soc. X 227 Col. II lin. 14 (vgl. unten 8. 21£.); B. G. U. IV 1025 Seite 16 
lin, 8 (nach Wınoxen’s Lesung, Chrest. 422); B.@. U. IV 1093 lin. 27; B.G.U. 171 
lin. 20, II 465 lin. ı5; P. Oxy. III 509 lin. ı8f. (vgl. unten $. 82 f.); aus byzan- 
tinischer Zeit P. Flor. I 27 lin. 13, 31 lin. 16f.; ef. P. Lond. III p. 263 lin. 9, 
P. Cairo Cat. II 67127 lin. 30, 55 (idıözeigov); ümoygagpet: P.Oxy. IX 1200 lin. 47f.; 
P. Lips. 10 Col. II lin. 23, cf. P. Flor. III 283 lin. 8. Im Testament P. Oxy. IH 
494 lin. 30f. heißt es: 8A0v rö oa Zorlv mov Lıloyloxp[o]v. Die Ergänzung in 
P. Oxy. II 250 lin. ı3f. scheint mir wenig ansprechend. In einem guten Teil der 
hier genannten Beispiele (wie z. B. den Fällen der dnuooiacıg und Exuagrögnsıg) 
wird die Urkunde zu dem Zwecke als idı6yoagpos bezeichnet, um damit ihre Echt- 
heit zu betonen; wenn daher eine Privaturkunde in einem Bericht bloß als £dso- 
ygwpog bezeichnet erscheint, so vermag dies unter Umständen ein Indiz dafür abzu- 
geben, daß dieselbe einer dnuoolwoıg oder Exuaervonsıg nicht unterzogen war. Diese 
Argumentation paßt z. B. gut für New. Pal. Soc. X 227 (unten 8. 22) und P. Giss. 
8 lin. 4 (s. unter V. 10. b). Cf. neuestens auch Preisicke, Fachwörter S. 100. 
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nicht angesprochen werden, da die Erwähnung dieses Moments im 
Zusammenhang dieser Urkunde ohne Belang gewesen wäre und 
dieselbe überdies einer Zeit angehört, für welche die INUooImoLg 
bisher noch nicht belegbar ist (diesbez. vgl. oben 8. rı Anm.).) 
Von einer auf Grund eines Cheirographon durchgeführten 
Vermögensvollstreckung erfahren wir aus der Eingabe B. G. U. II 
378 — Mrrteis, Chrest. 60 (Mitte des II. Jahrh.). Der Schuldschein 
war prozessuell geltend gemacht worden und scheint demnach 
kein exekutiver gewesen zu sein: von einer Registrierung dieser 
Urkunde, die laut ausdrücklichen Berichts im Prozeß vorgelegt 
wurde (lin. 19: &weveyrag uov zeuöpgagplo]» |. .] . . »), wird aber 
‚nichts gesagt.”) Doch auch hier muß, ebenso wie in den vorher 
erwähnten Urkunden immerhin die Möglichkeit zugelassen werden, 
daß es für den Schuldner, der — wie gewöhnlich angenommen 
wird — um eine in integrum restitutio ersucht, belanglos sein 
mochte, diesen Umstand zu erwähnen.) | 


1) Überdies ist es selbst für den Fall exekutiver Realisierung fraglich, ob die 
önuooiwoıg auch bezüglich der Personalexekution vorgeschrieben war; hierzu 
vgl. unten 8. 55. 

2) Daß die Lücke am Schluß von lin. 19 auf keine Weite auf etwaige dnuo- 
oiwcıg bezogen werden kann, ist mir von Herrn Dr. Praumann schon vor längerem 
freundlichst bestätigt worden. 

3) Höher wird der Beweiswert dieser Urkunde für die in Frage stehende These 
jetzt von Jörs a. a. O0. 150 eingeschätzt. Danach sollte der Umstand, daß die 
Urkunde im Wege des Prozesses und nicht dem des Mahnverfahrens geltend gemacht 
wurde, schon an und für sich dafür sprechen, daß sie keine registrierte war. Ich 
selbst echte dies nur damit erklären, daß sie keine Exekutivklausel enthielt (vgl. 
z. B. die Verwahrungscheirographa P. Teb, II 387, B. G. U. II 520); denn hätte sie 
eine solche enthalten, so wäre ohne Zweifel der Weg der dnuooiwoıs mit Mahnver- 
fahren eingeschlagen worden, während im entgegengesetzten Fall der Zivilprozeß 
trotz etwaiger Vornahme der Önuoolocıg nicht hat vermieden werden können (vgl. 
dazu die Ausführungen über Cheirographa ohne Exekutivklausel unten $. 55/6). 
Zwar hatten seiner Zeit GrAapenwitz, Einf. in die Papyruskunde 35 und ihm fol- 
gend WENnGER, Rechtshist. Papyrusstud. 126 gerade in unserem Fall an eine exeku- 
tive Urkunde gedacht. Doch ist dies heute mit alledem, was inzwischen über die 
Realisierung exekutiver Schuldscheine ermittelt worden ist, nicht mehr vereinbar 
(auch soweit es sich um Römer handelt, vgl. B. G. U. II 578); der Passus in lin. 
17 „en[olinsev mo[6s] us zard[o]rao[ı]v Zmi — — — dinaiodörov“ macht es 
auch völlig unwahrscheinlich, daß es etwa erst auf Grund einer dvr/ognoıg im Mahn- 
verfahren zu einer prozessuellen Austragung der Angelegenheit gekommen sei. Merk- 
würdig ist es jedoch unter allen Umständen, daß der Schuldner seine auf die Gül- 
tigkeit des Schuldscheins bezüglichen Einwendungen erst jetzt, während oder wie 
gewöhnlich angenommen wird, gar nach vollzogener Exekution geltend macht. 

2* 
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Von einem Hausverkauf auf Grund eines Cheirographon hören 
wir im fragmentarischen Prozeßprotokoll P. Teb. II 489 descr. 
Verso (a 127), ohne daß dasselbe als registriertes bezeichnet wäre. 
Der Fall ist um so bemerkenswerter, als Cheirographa über Im- 
mobilienkauf regelmäßig der dnuooiwoıg unterlagen (vgl. oben 8. 8f. 
und unter V. ı0). Doch sehen wir nicht, wie der hier erwähnte 
Kauf mit dem Ganzen des Prozesses zusammenhängt. 

Daß das Darlehenscheirographon, auf Grund dessen der Erbe 
des Geldleihers sich in der Eingabe P. Gen. 6 = Mırteis, Chrest. 
120 (a° 146 n. Chr.) an den Strategen um Rechtshilfe wendet, 
nicht als dedquooıwuevo» bezeichnet wird und demnach auch schwer- 
lich ein solches gewesen ist, war schon mehrfach aufgefallen‘); des 
Näheren dazu Jörs a. a. 0. 146f. 

Vielleicht darf-in diesem Zusammenhang auch auf das be- 
kannte Prozeßprotokoll P. Oxy. 137 = Mırteis, Chrest. 79 (a? 49 
n. Ohr.) hingewiesen werden. Die Verhandlung läuft auch hier 
vor dem Strategen, aber auf Grund der Delegation des Präfekten 
(Col. II lin. 7/8). Ein Findelkind war von Pesuris der Saraeus in. 
Pflege gegeben worden; darüber wurde ein Vertrag (lin. 8/9: zgo- 
geirıg [scil. 6vyyg«P7]) abgeschlossen?) und auch die Pflegegelder 
(rgogpeie) der ersten beiden Jahre sind entrichtet und quittiert 
worden. Später kam es wegen der Rückgabe des Kindes zum 
Streit: Saraeus behauptet, das empfangene Kind wäre gestorben 
und dasjenige, welches Pesuris ihr nun abnehmen will, sei ihr 
eigenes. Bei der Verhandlung beruft sich der klägerische Anwalt 
zur Erhärtung seiner Behauptungen auf den Ammenvertrag und 
die Quittungen über den Empfang der roogeie; in bezug auf die 
letzteren heißt es lin. ııf.: örı dt reöre dAmdTjı Aeyaı, Eorıv yodu- 
uare abrhg di GV Öuodoyei elAmpevaL. Die „yoduuere abrjg“ scheinen 
auf eigenhändige Urkunden, d.h. auf chirographische Quittungen 
hinzuweisen.’) In dieselbe Richtung deutet dann auch Amor, 
wo der Anwalt wiederholend sagt, !yo[ı] we@rov yoduue Tg T60- 
peiridog usw.: denn auf rechtsgeschäftliche Urkunden bezogen, 





ı) Vgl. Eger, Grundbuchwesen 108'; Mırreıs, Chrest. p. 137. 

2) Eine ganz analoge Vertragsurkunde zeigt neuestens der oxyrhynchitische 
P. 8. J. III 203 (a 87 n. Chr.), vgl. auch P. Oxy. II 377 deser. (a°67 n. Chr,). 

3) Vgl. z. B. P. Flor. 61 Col. II lin. ar. — Möglicherweise ist schon unter 
den in P. Oxy. I 37 lin. 13 erwähnten yodunere auch die rgopeitis mitzuverstehen 
(vgl. Col. II lin. 2), s. sogleich weiter im Text. ge 
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bezeichnet »gduu« zumeist Cheirographa.‘) Trifft alldies zu, so 
scheinen auch diese Handscheine keiner vorherigen dyuooiwcıg unter- 
zogen worden zu sein; denn dies würde — vorausgesetzt daß dies 
Institut um diese Zeit überhaupt schon ausgebildet war (vgl. oben 
8. 12, Anm.) — bei der anscheinend ersten Verwendung dieser 
Urkunden anläßlich der vorliegenden meritorischen Verhandlung 
schwerlich unerwähnt bleiben, namentlich wenn wirklich die dy- 
"uociacıg die Voraussetzung der prozessuellen Produzierbarkeit ge- 
wesen sein sollte. 

Den stärksten Beweis für unsere These bieten jedoch die 
Prozeßprotokolle P. Flor. I 6r — Mrrreis, Chrest. 80 (a’ 85 n. Chr.) 
und P. Oxy. IV 706 = Mırreis, Chrest. 8ı (a’ ıı5 n. Chr.); dazu 
‚des Näheren jetzt Jörs a. a. 0. 149f. und 148f. In beiden Pro- 
‚zessen werden Cheirographa vorgelegt und verlesen”) Daß die- 
selben registriert gewesen sind, könnte bei ihrer ersten Erwähnung 
(P. Flor. I 61 lin. 25, P. Oxy. IV 706 lin. 3/4) unmöglich unerwähnt 
bleiben, wenn sie ohne das nicht hätten produziert werden können. 
Daß aber davon mit keinem Wort die Rede ist, vermag m. E. als 
voller Beweis dafür zu dienen, daß private Urkunden im ägypti- 
‚schen Kognitionsprozeß auch ohne dyuocincıg verwendet werden 
'konnten.‘) 

Einen schönen weiteren Beleg hierfür bietet neuerdings P. 
Lond. Inv.-Nr. 1891 aus dem Jahre ı82 n. Chr. (publ. in The 
new palaeographical society [Facsimiles of ancient manuscripts 





ı) Die Belege sind sehr zahlreich, namentlich am Schluß von Cheirographa 
heißt es häufig »ug10v 76 yodune od. aUgın T& yoduuere (vgl. z. B. P. Oxy. VI 908 
lin. 37£., VII 1039 lin. ı6f., 1040 lin. 30f., IX 1206 lin. ı6f., P. Straßb. ı 
in. 12£.). Ob yoduue in P. Oxy. II 237 Col. V lin. 6 und in P. Giss. 30 lin. 6 auf 
öffentliche Urkunden zu beziehen ist, läßt sich angesichts des fragmentarischen und 
unsicheren Charakters dieser Texte nicht entscheiden. Freilich begegnet Te une nicht 
nur in bezug auf Geschäfts-, sondern auch auf anderen Urkunden, z. B. yodunera 
Eveyvooolag va gooßoAng. 

2) Die Art der privaten Urkunde in.P. Flor. 61, die bald als enioralue, bald 
als yesoöygagov bezeichnet wird( vgl. JöRs a. a. 0. 149° und die da angef. Lit.), ist 
jetzt durch das Errlorekue in P.M.Mrver, Griech. Texte Nr. 6 lin. ıı f. klargestellt, 
vgl. daselbst 8. 37 £. und oben S. ı2, Anm. 2 a. E., unten S. 56, Anm. 3. 

3) Insbesondere in P. Flor. I 61 muß die Seel: als ganz Auer 
erscheinen: sonst müßte dieser Umstand in lin. 40f., wo seitens des Präfekten nach 
der Echtheit der Urkunde gefragt wird, unbedingt erwähnt werden. Die Verteidi- 
gung des Schuldners und das abweisende Urteil gründen sich aber nicht auf den 
diesbezüglichen Mangel, sondern auf die Verjährung des Anspruchs. 
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etc.] Part X, Plate 227, London 1912).‘) In diesem sehr gut 
erhaltenen Aktenstück übersendet (Col. I) der vom Epistrategen 
der "Ent& vouoi zei Agswotrng, Vettius Turbo?) delegierte Nomarch 
von .Antinoupolis dem Strategen der Bezirke Themistes und Pole- 
mon die Eingabe eines Gläubigers aus Antinou (enthalten in Col.D), 
in welcher die vorher an den Epistrategen gerichtete Bittschrift 
dieses Gläubigers (Col. II lin. 9—33) und der daraufhin ergangene 
Delegationsbescheid des Epistrategen (Col. II lin. 34—3 5) in Ab- 
schrift enthalten sind und welche in die Bitte ausläuft, daß der 
belangte faijümer Schuldner »gı0n06uevog zar& Ta en Avrıvosov 
diarereyuäve nach Antinou geladen werde (Col. II lin. 5—9, im 
Zusammenhang mit lin. 2;—30 und Col. I lin. 10— 12). Uns 
kommt es hier auf die an den Epistrategen gerichtete Bittschrift 
des Gläubigers an. Dieser macht in derselben seinen Anspruch 
aus einem Cheirographon über ein Gelddarlehen geltend: &davıoa 
Ai Xagiuovog ——— zark dıcodv Idıöygepov wbrod 4E190P90pP0V 
doly]vgiov xeparaiov dguyuäg dıexooieg TEOGEQKAOVTE, worauf der 
vereinbarte Zinssatz und das Datum der Urkunde genau angegeben 
werden (Col. II lin. 12—ı9); da der Schuldner vor der -Rück- 
zahlung dieses Darlehens gestorben ist und der Vormund seiner 
Erben dieselbe verweigert, soll der letztere auf die vorhin er- 
wähnte Weise vor Gericht geladen werden. Auch hier wird 
zweifellos ein unregistrierter Handschein gerichtlich geltend ge- 
macht: denn andernfalls könnte dieser Umstand bei der Genauig- 
keit, mit welcher über das Cheirographon berichtet wird, keines- 
falls unerwähnt bleiben; als Indiz für seine Echtheit wird jedoch 
dasselbe bloß als idıöygepor und nicht als dednuocınuevo» bezeichnet 
(vgl. oben 8. 18, Anm. 2). Zweifelhaft bleibt freilich, was für 
eine Gerichtsbarkeit hier in Anspruch genommen wird. Um Kon- 
ventsjurisdiktion scheint es sich nicht zu handeln, sondern um ein 
den Bürgern von Antinou zustehendes privilegiertes Verfahren, 
welches diesen den Vorteil bot, daß sie bei Geltendmachung ihrer 
Ansprüche den Beklagten nach Antinou laden konnten.”) An- 





ı) Jetzt Preisıger, 8. B. Nr. 5343. Auf diese Urkunde hat LewArp, Viertel- 
Jahrschr. f. Soz.- u. Wirtsch.-Gesch. 12, 476 hingewiesen; vgl. auch Jousurr, La vie 
municipale dans l’Egypte Romaine (in den Nachträgen) 477. 

2) Vgl. Marrın, Les epistrateges 183. 

3) Vgl. Lewauo a. a. 0. 4706. 


= 
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gesichts der mehrfach stereotyp wiederholten Wendung „zg1#966- 
wevog xard v& Em’ Avrıvodov diererayueve“ und der gesuchsmäßigen 
Erledigung der Eingabe gewinnt man den Eindruck, daß hier ein 
ordentlicher Rechtsweg eingeschlagen worden ist.') 

Die im folgenden noch namhaft zu machenden Urkunden’) 
sind deswegen von geringerer Bedeutung, da sie bereits dem 
‚IV. Jahrhundert angehören, in welchem man mit stets stärkeren 
Veränderungen des Urkundenwesens der ersten drei römischen 
Jahrhunderte zu rechnen hat. 

Wohl noch am wenigsten unter diesen wird dies Bedenken 
gegenüber P. Oxy. I 7ı Col. I = Mırteis, Chrest. 62 angebracht 
erscheinen. Es ist dies eine Eingabe an den Präfekten aus dem 
Jahre 303 n. Chr. Darin werden Forderungsrechte auf Grund 
zweier yoauuddrıa geltend gemacht, die ein depositum irregulare 
verbrieften. Igauudrıov ist ein häufig begegnendes Wort der 
byzantinischen Rechtssprache und die vorliegende Urkunde bietet, 
soweit ich sehe, im Kreis der Papyri die frühesten Belege für 
dasselbe.) Es bezeichnet da immer Cheirographa, allerdings 
zu einer Zeit, in welcher neben dieser Urkundenart alle früheren 
“ Gestalten objektiver Urkunden immer mehr in den Hintergrund 
treten. Man wird es daher auch in unserem Papyrus auf Cheiro- 
grapha zu beziehen haben, wenngleich dasselbe einer Zeit angehört, 
in welcher wir auch noch objektiv stilisierten öffentlichen Urkunden, 
wie auch allen anderen Instituten des Archiv- und Notariats- 
wesens der früheren Kaiserzeit begegnen.‘) Für den privaten Cha- 





ı) Man könnte, so wie wir es oben bezüglich B.G. U. II 378 taten, annehmen, 
daß auch das hier zugrundeliegende Cheirographon kein exekutives gewesen ist, da 
man sonst zum Mahnverfahren gegriffen haben würde. Dabei bleibt jedoch zu über- 
legen, ob das hier bezeugte privilegierte antinoitische Verfahren dem recht kompli- 
zierten Mahn- und darauf folgenden Exekutionsverfahren nicht vorzuziehen war 
(vgl. unten 8. 51f.). Allerdings ist uns das letztere durch P. Lond. III p. 158f. (d) 
lin. 6f. (a 212) gerade auch in betreff Antinoupolis bezeugt. 

2) Aus der früheren Kaiserzeit werden zugunsten unserer These von JöRs 
auch noch P. Lond. II p. 166 lin. gf., 2ıf., 25 (a.a. O. S. 147f.) und P. Hamb. 8 
lin. 26f. (ibid. 8. 148) angeführt, die die Beweismöglichkeit durch Cheirographa 
ergeben, ohne freilich direkt erkennen zu lassen, daß dies auch ohne önuosiwaıg mög- 
lich war, da ja diese hierbei in Hinkunft noch sehr wohl hätte vorgenommen werden 
können. 

3) Betrefis seiner altgriechischen Beziehungen vgl. Gneist, Formelle Ver- 
träge 432 f.; Beaucner, Histoire du droit athenien 4, 53f. 

4) Vgl. z.B. P. Thead. ı (a° 306) und 2 (a’ 305), zwei notarielle Kaufver- 
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rakter spricht vielleicht auch die Wendung „zar& z& Erygaya avro® 
yocuudrıa““ in lin. 19, wie vor allem die Erwägung, daß im Falle 
einer öffentlichen Urkunde in einer prozeßeinleitenden Eingabe die 
beurkundende Behörde genannt werden müßte.‘) Da nun in unserer 
Zeit auch die auf die zukünftige dnuooincıg bezüglichen Klauseln 
den privaten Urkunden noch ganz regelmäßig angefügt werden 2); 
unsere Eingabe aber, die in die Bitte ausläuft, daß der Schuldner 
wer &veybgov Afunbeog zur Zahlung gezwungen oder im Falle seiner 
Weigerung vor den Präfekten geladen werde”), vom Vollzug einer 
Önuooiwcıg nichts erwähnt, wird man mit einigem Vorbehalt auch 
diesen Papyrus zugunsten unserer These anführen können. 

Urkunden aus späterer Zeit wird es jedoch besser sein, nicht 
in den Quellenkreis unserer Frage zu ziehen. Es soll daher bloß 
erwähnt werden, daß im Prozeßprotokoll P. Bouriant (Arch. £. 
Pap.-F. I 298f.) — Mrrreis, Chrest. 96 (a° 350 n. Chr.) Col. I 
lin. 17 ein chirographischer Mietsvertrag (ygeuuereiov) verlesen und 
daß in der Gerichtsverhandlung vor dem Praeses Thebaidis P. Lips. 
38 = Mrrteis, Chrest. 97 (a° 390 n. Chr.) die Vollmacht eines 
Parteivertreters in Form einer chirographischen Urkunde vor- 
gelegt wird (lin. 5f.). 


Angesichts des hier vorgelegten Materials dürfte nun die 
oben gewonnene Anschauung, wonach die dyuociocıg nicht als 
die Voraussetzung für die prozessuelle Produzierbarkeit privater 
Urkunden angesehen werden kann, auch direkt als bewiesen er- 
scheinen. Dies ist noch mit der weiteren Erwägung zu ergänzen, 
daß es auch völlig gegen die sonst erkennbaren Prinzipien des 
römischen Kognitionsprozesses gegangen wäre, wenn die Römer 
in Ägypten eine derartige Verschärfung in betreff der gericht- 
lichen Verwertbarkeit privater Urkunden ins Leben gerufen, oder 
auch nur gefördert haben würden.) So darf es uns denn auch 





träge, durch welche auch die Existenz eines wunuoveiov und der Bıßluodnan Eyaıı- 
oewv für diese Zeit ausdrücklich bezeugt wird, ferner B. G. U. IV 1049 (a 342). 

1) Dies pflegt im referierenden Sprachgebrauch bei Erwähnung einer öf- 
fentlichen Urkunde fast immer zu geschehen; vgl. S. 46, Anm. 2. 

2) Vgl. oben $. ıı Anm. 

3) Dazu zuletzt Mrrreis, Chrestomathie p. 69.. - 

4) Diesbez. jetzt Jörs a. a. 0. 144 und das da gesammelte reiche römische 
Stellenmaterial. 
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keineswegs überraschen, wenn wir aus dem eben betrachteten 
Material gerade, ersehen, wie verbreitet in der ägyptischen Ge- 
richtsbarkeit die Verwendung privater Urkunden gewesen ist.') 
Ebensowenig aber ließe sich die Ansicht, wonach die dnuo- 
siocıg eine Voraussetzung der prozessuellen Produzierbarkeit ge- 


wesen sein soll, etwa auf ägyptisch-hellenistische Rechtsprinzipien Die &veygapıi 


stützen. Namentlich wäre es ohne jeglichen Anhaltspunkt, die 
juristische Bedeutung der ptolemäischen Urkunden -&veyoapr,, die 
gewöhnlich als die Vorläuferin der späteren dyuocincıg angesehen 
wird?), in solcher Richtung suchen zu wollen. 

In zwei Beziehungen können wir dieser &vaygepy in den 
ptolemäischen Papyri begegnen: in bezug auf demotische Urkunden 
und in bezug auf griechische Privaturkunden (Zeugenurkunden 
und Cheirographa).’) | 

In der ersteren Hinsicht müßte die Vermutung, wonach die 
dveygapı; die gerichtliche Produktion demotischer Urkunden er- 
möglichen wollte, m. E. an der Replik des Anwalts der Beklagten 
im Hermias-Proze8 — P. Tor. ı Col. VI lin. 3rf. — scheitern. 
Andernfalls könnte dieser dem von der klägerischen Partei ent- 
gegengehaltenen Satz „r& un dvayeygauutva aiybarın Gvvaridyuare 
&xvga eivaı“ — der schon seinem Wortlaute nach nicht von der 
Produzierbarkeit, sondern von der Wirksamkeit spricht“) — schwer- 
lich mit dem Einwand begegnen, 

 undiv adraı GvußdArsodeı, ÖuoAopodrrog airod dıd rig EVTEV- 

Esog, drı H Aoßdıg Gbv Toig Euvriig ddeipoig dnredoro Momı ai 

roig ddeApoig nv oixiev (Col. VI lin. 32 sq.), _ 

d.h. daß der Gegner das Zustandekommen der in Frage stehenden 





ı) Zumteil mag es auf Zufall beruhen, wenn die diesbezüglichen Fälle in 
unserem derzeitigen Material zahlreicher sind als die, welche für die prozessuelle 
Produktion öffentlicher Urkunden gesammelt werden können: denn die öffentliche 
Beurkundung ist doch eine überaus verbreitete gewesen. Zu: bedenken ist allenfalls, 
daß es auf Grund einer öffentlichen Schuldurkunde nur selten zu einem wirklichen 
Zivilprozeß, sondern zumeist zu einem bloßen Mahn- und Exekutionsverfahren ge- 
kommen sein wird (s. folg. Kapitel). 

2) Vgl. zu dieser Frage zuletzt JöRs, Z. d. Sav.-St. 34, 119f. 

3) Vgl. Mırreis, Grundzüge 79. und die dortigen Literaturangaben. 

4) Analog dem #ög10v &g Ev Önuooip naransywgiouetvov, vgl. unten 8. 27. 
Anders lautet die Formulierung betreffs der anschließend an die dvaygapn erwähnten 
srveiworg in P. Tor. ı Col. IV lin. 18/9: hier ist vom Zmsipigsiv Emil To dinaorngiov 
die Rede. 


der Ptolemäer- 
zeit. 
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Verträge ja anerkannt habe‘) und es sonach auf das Erfordernis 
der draygagpı; nicht weiter ankomme.’) Ohne den Wert dieses 
Advokateneinwandes tberschätzen zu wollen, gelangt in ihm doch 
eine Anschauung zum Ausdruck, wonach das Anerkenntnis der 
Gegenpartei die dvaygapy überflüssig machte: dann aber ist es 
wohl ausgeschlossen, sie als die "formale Voraussetzung der ge- 
richtlichen Produktion anzusehen. Der angeführte Einwand scheint 
vielmehr dahin zu deuten, als ob mittels der dvaygapn die Echt- 
. heit der Urkunde festgestellt werden sollte, wofür ein Anerkennt- 
nis des Gegners naturgemäß einen Ersatz zu bieten vermochte. °) 

Was weiterhin die dveyo«pn der griechischen Privaturkunden 
der Ptolemäerzeit anlangt, so kann die gerichtliche Verwendung 
namentlich von Zeugenurkunden mehrfach beobachtet werden, 
ohne daß dabei einer dvayoegpn besonders gedacht wäre.‘) Es ginge 
daher gegen jede Analogie, vermuten zu wollen, daß die aveygagpy 
bei den ptolemäischen Cheirographa die gerichtliche Produzierbarkeit 
herbeiführen sollte (vgl. oben 8.17 das zu P.Reinach 7 = a 











ı) Was, nebstbei bemerkt, m. E. nicht zutrifft, 

2) Mit demselben Einwand wird dann Col. VII lin. ı auch gegen das Er- 
fordernis der orvoiwoıg argumentiert. 

3) Vgl. deutsche ZPO. $ 439. 

4) Vgl. dafür das bei Jörs a. a. O. 143? gesammelte Material. Dasselbe ist 
allerdings um einiges älter als das reiche Material anagraphierter Zeugenurkunden 
in den P. Reinach und Teb. I., vgl. aber auch schon P. Petr. II 47 = Mırrsis, 
Chrest. 135 (a 210/09 v. Chr.). 

5) Eine ganz andere derzeit m. E. noch nicht spruchreife Frage ist es, unter 
welchen Voraussetzungen privat errichtete Exekutivurkunden in der Ptolemäerzeit 
exekutivisch geltend gemacht werden konnten. Hierzu ist in der Römerzeit die 
Önuociocıg allerdings unerläßlich gewesen. Gilt für die Ptolemäerzeit betrefis der 
&vaygayr dasselbe? Beachtenswert ist es jedenfalls, daß die einzigen ptolemäischen 
Cheirographa, die zurzeit eine Exekutivklausel aufweisen (P. Reinach 29, 30), zu- 
gleich die einzigen sind, in betreff welcher wir die dvaygapn beobachten können. 

6) Auch was wir aus P. Par. 65 und den griechischen Zeugenurkunden über 
das &vaygapn-Verfahren wissen (vgl. dazu Mırreis, Grundzüge 79f., Z. d. Sav.-St. 
34, 463£.), spricht gegen den Gesichtspunkt der inozatasellen Produktionsfähigkeit 
und stützt das im Text Gesagte. Die dabei vorzunehmenden notariellen Handlungen 
— die Herstellung amtlicher Abschriften und Auszüge (vgl. auch Jörs a.a.0. 119%), 
einer versiegelten Innenschrift bei den Zeugenurkunden — dienten offenbar dem 
Zweck, die Beweiskraft der Urkunde zu steigern und dieser wenigstens bis zu 
einem gewissen Grad den Charakter der Publizität zu verleihen (vgl. hierzu weiter 
unten im Text); cf. Parrscn, Gött. gel. Anz. ı910, 749f. Hingegen wird man 
diesen Erscheinungen schwerlich gerecht, wenn man die &veygapn bloß mit der 
Versteuerung der Urkunden in Zusammenhang bringen will: waren doch nicht bloß 
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Nun deutet aber auch das wenige, was unsere Urkunden in De a 
betreff der juristischen Bedeutung der dnuooiwoıg an direktenInd- — 
zien abgeben, in eine völlig andere Richtung. Denn wenn die der 
dnuociocıg unterliegenden Cheirographa so häufig die Klausel ent- 
halten „zdoL0v og Ev Önuocin zaraxeywgıouevov“, wenn in den 
Eingaben um Vollziehung der dinuociwocıg der Zweck derselben 
mehrfach dahin gekennzeichnet wird, #gög To udvew r& dnd räg 
dopaleiog Hinua GG Ar dnuociov yonuerıouod, SO gewinnt man 
aus diesen stereotypen Wendungen viel eher den Eindruck, als 
ob die dyuooiwcıg in betreff der an die Urkunde sich knüpfenden 
materiell-juristischen Wirkungen von Belang gewesen wäre. 

Bei der Lösung der Frage, worin denn die Bedeutung der 
dnuooiwcıg tatsächlich bestand, wird man — wie bereits in der 
Einleitung bemerkt — an die zuletzt genannte Eingabenklausel an- 
zuknüpfen haben, wonach durch die dyuociwoıg die Wirkungen einer 
öffentlichen Urkunde erzielt werden sollten. Da liegt es nun für 
die hier in Frage stehende, ebenso wie für jede andere Rechts- 
ordnung, welcher die Erscheinung der öffentlichen Urkunde ge- 
läufig ist, zunächst nahe, die Bedeutung. der letzteren in einem 
gesteigerten Beweiswert zu erblicken. Daß ein solcher dem gräko- 
_ ägyptischen dyuöcıog yonueriouödg der früheren Kaiserzeit ebenfalls 
- zukam, wird sich angesichts des reich entwickelten Notariatswesens 
dieser Periode, ihrer so fein ausgestalteten Beurkundungstechnik, 
der mannigfachen Einrichtungen, die einer Kontrolle der Beurkun- 
dungen dienten‘), der unverkennbaren Wichtigkeit, die man der 
Errichtung einer öffentlichen Urkunde beilegte, unmöglich in 
Zweifel ziehen lassen.) Das präzise Maß seiner Beweiskraft zu 
bestimmen, ist allerdings in Ermangelung direkter Quellenzeugnisse 
eine keineswegs leichte Aufgabe, die jedoch im vorliegenden Zu- 
sammenhang aus sogleich zu ersehenden Gründen auf sich beruhen 
bleiben kann. 

Ob nun eine private Urkunde durch die dnuociwcıg die Be- 


die verkehrssteuerpflichtigen Urkunden der dvayoapn unterworfen (vgl. die Zeugen- 
urkunden in P. Reinach und Teb. I.); ebenso reichen auch die Vorschriften des 
P. Hal. ı lin. 245f. deutlich über den steuerrechtlichen Gesichtspunkt hinaus. 

ı) Hierzu insbes. Mırreıs, Grundzüge 62f., 71f. 

2) Vgl. dazu Koscuaker, Z. d. Sav.-St. 29, 12; Mırreis, Grundzüge 51/2; 
Jörs, Z. d. Sav.-St. 34, 152f. 
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weiskraft einer öffentlichen zu erlangen vermochte, ist eine in der 
Literatur bereits mehrfach erwogene Frage. Gegen eine derartige 
Annahme ist wiederholt auf die anscheinend einseitige Natur des 
Önuootwoıg-Verfahrens hingewiesen worden; trotzdem neigt man 
jetzt auf Grund verschiedener Momente — so der ständigen eid- 
lichen Bekräftigung der Eigenhändigkeit, der Prüfung der Urkunde 
auf „Rasur und Beischrift“, ihrer Hinterlegung in öffentlichen 
Archiven, mehrfacher Anzeichen dafür, daß der dnuwooiwcıg-Bescheid 
dem Aussteller der Urkunde zugestellt wurde — mit Recht dazu, 
diese Frage wenigstens bis zu einem gewissen Grad bejahend zu 
beantworten.) Namentlich was den letztgenannten wichtigen Punkt 
betrifft, ist zu bemerken, daß jüngst publizierte oxyrhynchitische 
Urkunden neue Indizien dafür bieten, daß der dyuooinoıg-Bescheid 
normalerweise in der Tat einer Zustellung an den Gegner bedurfte. 
Es heißt nämlich im Cheirographon über einen Hauskauf, P. Oxy. 
X 1276 lin. ı7f. (a? 249): »vgla 7 mg&oıg dı6on Youpeloa, IVreQ 
örnviza Eiv algl Ömuocınoug did Tod aarar)oysiov 0b 0060EduEvog 
welr]ed6020gG oBdE Eregag Ovvevdornoeng Auav dir TO Evreddrev ebdo- 
aeiv ülujas 77 yewousıy. und 600 dnuocınoa. Wenn hier die werd- 
docıg = „Zustellung“ ausdrücklich erlassen wird, so folgt wohl daraus, 
daß sie sonst zu erfolgen gehabt hätte. In einigen um ganz weni- 
ges späteren Cheirographa aus Oxyrhynchos wird in sonst völlig 
gleichlautenden Klauseln an Stelle der uerddocıg auf die werdAnunbig 
verzichtet (P. Oxy. IX 1200 lin. 36, X 1273 lin. 39): auch diese 
wird nunmehr auf die Zustellung, bzw. auf den Empfang der Zu- 
stellung zu beziehen sein.?)’) . 

Wie dem aber auch sei, bleibt die Frage zu erwägen, ob man 
dem Institut der dnuooiocıg überhaupt gerecht wird, wenn man 
ihre Bedeutung vor allem in einer Steigerung der Beweiskraft zu 
finden glaubt. Eine derartige Anschauung ist nämlich wiederum 
schwer mit der oben im I. Kapitel gewonnenen Beobachtung ver- 
einbar, wonach die dnuociocıg grundsätzlich nur auf gewisse Ge- 
schäftsarten Anwendung gefunden hat. Denn die Neigung, die 





ı) Vgl. Koscuaker a. a. O. ııf. und jetzt vor allem Jörs a. a. O. 153f. 

2) Anders noch Jörs a. a. O. 1162, 1361; vgl. für uereAaußdveıv im genannten 
Sinn beispielsweise P. Flor 56 lin. 21; s. jetzt Preisıs«e, Fachwörter 123. 

3) Die Zustellung des dnuoolwoıg-Bescheids sehen wir jetzt auch in P.M.Mrver, 
Griech. Texte Nr. 6 (a° 125): dieselbe soll erfolgen, iv eiön &v dmuoolo yelyJovös zo 
enifo]raru[|e] (lin. 32 f.; dazu des Näheren 8. ı2, Anm. 2, 56, Anm. 3. 
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Beweiskraft der Urkunde zu steigern, kann nicht auf einen be- 

‚ stimmten Kreis von Rechtsgeschäften beschränkt gedacht werden, 
wie wir denn in der Tat beobachten können, daß alle Rechts- 
geschäftsarten, also auch die, welche der Önuooiocıg nicht unter- 

_ worfen waren, sehr häufig öffentlich beurkundet worden sind. Bei 
der gedachten Funktion hätte daher auch die dyuosiwcıg in gleichem 
Maß auf alle Rechtsgeschäftsarten Anwendung finden müssen. Daß 
dem nicht so war, läßt die Frage stellen, ob nicht die öffentliche 
Beurkundung im Gegensatz zur privaten im Kreise jener Rechts- - 
geschäfte, die der dyuocincıg unterlagen, mit besonderen, außer- 
halb des Prozeßrechts liegenden, materiell-rechtlichen Vorteilen 
verbunden gewesen ist? In der Tat lassen sich nun derartige 
Vorteile gerade in betreff jener drei Rechtsgeschäftsgruppen, für 
welche uns die dyuociocıg überliefert ist, wie mir scheint, mit 
ziemlicher Sicherheit nachweisen, wodurch es von der anderen 
Seite seine Stütze und Erklärung findet, daß und warum gerade 
diese der dyuociwcıg unterworfen waren.') Die Erscheinung, die 
nunmehr zur Untersuchung gelangt, ist an und für sich eine sehr. 
natürliche: sehen wir doch in so vielen vergangenen und gegen- 
wärtigen Rechten, daß die öffentliche Beurkundung infolge ihrer 
besonderen Beweisfähigkeit vielfach zur Voraussetzung mannig- 
facher privatrechtlicher Wirkungen geworden ist. Dies für das” 
römische Ägypten in betreff jener drei Geschäftsarten einzeln zu 
verfolgen, ist die Aufgabe der folgenden Kapitel. Sie werden zu- 
nächst in betreff der Schuldscheine, dann der Quittungen 
und schließlich der Immobiliarverfügungen festzustellen 
haben, ob und inwieweit die öffentliche Beurkundung mit 
besonderen privatrechtlichen Wirkungen verknüpft ge- 
wesen ist und ob in der Tat im Falle bloß privater Beur- 
kundung die dnuooincıs diese Wirkungen nachträglich zu 
erzeugen bestimmt war? 





'1) Bei diesem Ergebnis, das in seinen Einzelheiten in den folgenden drei Ka- 
piteln darzulegen ist, erledigt sich auch die Frage, ob und inwieweit es einen Zwang 
zur Vornahme der dnuoolwsıs gegeben hat (dazu zuletzt Jörs a. a. 0. ı17£.). Der 
Zwang war kraft der an die Önuooiocıg sich knüpfenden juristischen Vorteile aus- 
schließlieh ein indirekter; davon, daß die dnuoolwoıg für irgendeine Geschäftsart 
von Rechtswesen vorgeschrieben gewesen sei, fehlt jedwede Spur. 





IIT. Die öffentliche Beurkundung der Schuldscheine. 
Die gräko-ägyptische Exekutivurkunde. | 


Am sichersten wohl läßt unsere Frage sich in betreff der 
Schuldscheine beantworten: hier kann es mit aller Deutlichkeit 
nachgewiesen werden, daß die Wirkungen öffentlicher und privater 
Beurkundung verschiedene gewesen sind und daß die dnuooiwoıg 
die Aufgabe hatte, dem privaten Schuldschein unter bestimmten 
Voraussetzungen die Kraft eines öffentlichen zu verleihen. 

Soweit wir bisher die dyuosiosıg im Kreise der Schuldscheine 
beobachten ‚konnten, ist diese stets zu dem Zwecke erfolgt,‘ 
die private Urkunde auf dem Wege des Mahnverfahrens') geltend 
machen und sie daraufhin mittels Zwangsvollstreckung realisieren 
zu können: ohne vorangehende dyuooiwcıg ist dieser Weg einer 
privaten Urkunde schlechthin unzugänglich gewesen (vgl. unten 
8. 5af.). Demgegenüber konnten öffentliche Urkunden, die die un- 
bedingte Verpflichtung zur Leistung einer Summe Geldes oder 
einer Menge vertretbarer Sachen verbrieften, ohne weiteres im 
Wege des Mahnverfahrens geltend gemacht werden. Während man 
früher zumeist angenommen hat, daß diese Möglichkeit nur den- 
jenigen Schuldscheinen offen stand, welche das Recht der gafıg 
zuddneo &# Olang ausdrücklich zusicherten, sind neuere Unter- 
suchungen übereinstimmend zur Anschauung gelangt, daß es auf 
dieses Moment bei öffentlichen Urkunden nicht angekommen 
ist?) Dies kann m. E. auch gar keinem Zweifel unterliegen. Denn 
den zahlreichen Eingaben, mittels welcher auf Grund eines öffent- 
lichen Schuldscheins ein Mahnverfahren eingeleitet wird, wird 





ı) Zu dieser seit dem Hinweis von Mırteis, Leipziger Papyri 8. 327 allgemein 
üblich gewordenen Bezeichnung vgl. unten S. 53, Anm. 4. 

2) Vgl. Mırreis, Grundzüge 123, Z. d. Sav.-St. 32, 486; Schwarz, Hypothek 
und Hypallagma 94f., woselbst sich auch die Belege für das im Text Gesagte finden, 
vgl. auch daselbst $. 881; Parrson, Arch. f. Pap.-F. 5, 516. 
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weder dieser Schuldschein beigelegt‘), noch lassen sie auf irgend- 
welche Weise erkennen, ob derselbe die genannte Verabredung ent- 
halten hatte oder nicht: folglich kann dies Verfahren in diesen Fällen 
unmöglich die Klausel der zo&£ıg z&ödreo &x dixng zur wesentlichen 
Voraussetzung gehabt haben. Wenn dem aber so ist und öffentliche 
Schuldscheine ohne Rücksicht darauf, ob sie das Recht der roükıg 
zudineg &x Öiang ausdrücklich zusicherten oder nicht, auf dem Wege 
des Mahnverfahrens und, falls kein Widerspruch dagegen erfolgte, 
mittels Exekution geltend gemacht werden Konnten, so ergibt sich 
die weitere Frage, ob es dann überhaupt noch zulässig ist, zwischen 
öffentlichen Schuldscheinen mit und ohne Zusicherung der woafız 
zadareg Er Olang einen praktischen Unterschied anzunehmen. Wird 
man dann nicht vielmehr die Konsequenz zu ziehen haben, daß 
es im römischen Ägypten der Vorzug aller öffentlichen Schuld- 
scheine war, ohne prozessuale Geltendmachung realisiert werden 
zu können, daß mit anderen Worten alle öffentlichen Schuld- 
scheine ohne Rücksicht auf ihre konkreten Abmachungen 
in gleichem Maß exekutiver Natur gewesen sind? 

Diese auf indirektem Weg gewonnene Vermutung läßt sich 
: nun, wie mir scheint, auch direkt aufs sicherste beweisen. 


a) Es wird angezeigt sein, von einer Betrachtung der Ver-. Der Kreis der 
tragsurkunden selbst auszugehen. Hierbei soll zusammengestellt schulaverträge. 
werden, inwieweit dieselben Abmachungen über die Vollstreckung 
überhaupt treffen und wie sich in dieser Hinsicht öffentliche und 
private Schuldscheine zueinander verhalten. Wie bereits bemerkt, 
kommen hier vor allem Urkunden in Frage, die Verpflichtungen 
zu unbedingten Summen- oder Mengenleistungen verbriefen, also 
Darlehns-, Verwahrungs-, Dotal-, Pacht- und Miet-, Lieferungs- und 
noch einige, weniger zahlreich vertretene, unten zu nennende 
Verträge. Hier sollen nur die Ergebnisse zusammengefaßt wer- 
den; die Belege selbst finden sich leichterer Übersicht willen in 
der Beilage am Ende dieser Arbeit zusammengestellt. 

. Was zunächst die Urkunden der Ptolemäerzeit anlangt, so 
enthalten alle hierher gehörigen öffentlichen (d. h. notariell er- 
richteten) Schuldscheine, die allerdings größtenteils demselben Ge- 


ı) Im Gegensatz zu den Eingaben auf Grund chirographischer Schuldscheine, 
vgl. unten S. 56. A: 
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biet (Gebelen) und derselben Zeit (IL.—I. Jahrhundert) angehören, 
"ausnahmslos die Zusicherung der mgäfıg zaddmeg Er diang.‘) Weniger 
einheitlich ist das Bild der privaten Urkunden. Dabei ist zwischen 
Zeugenurkunden und Cheirographa zu unterscheiden. Die ersteren 
enthalten fast immer eine Vollstreckungsabrede: Zeugenurkunden 
ohne jede zex&ıs-Klausel sind — soweit ich sehe — bloß der 
Ehevertrag P. Teb. I 104 = Mırreis, Ohrest. 285 (a°g2 v. Chr.) und 
der Pachtvertrag P. Teb. I ros5 (a’ 103 V. Chr.)?), beide aus dem 
Faijüm®). Während aber im übrigen die späteren Zeugenurkunden 
(aus dem IL-I. Jahrhundert aus Hermupolis und dem Faijüm: 
P. Teb. I, P. Reinach) die .mga&ıs ze®dneg, Eau diuns zuzusichern 
pflegen, ist den älteren (aus dem II1.— Il. Jahrh.: P. Hibeh, Petr.) 
zumeist‘) eine anders geartete zoifıg-Abrede eigentümlich (ngöfıg 
Tooan.d iv Bovanra‘), moafıg ©S zodg Peoılınd‘), mgukıg rare ZU 
didyoauue‘)). Daß diese letztgenannten Klauseln, deren juristische 
Bedeutung vorderhand noch nicht genau bekannt ist (vgl. die 





ı) Zu P. Grenf. II 16 — Mırteis, Chrest. 157, wo dies nicht der Fall ist, 
vgl. meine Ausführungen Homologie u. Protokoll 15f. 

2) Das in lin. 50 ausgesprochene alternative Recht „tor: &dv re Bovinreı 
mo&ger aördv“, wird dem Pächter zugesichert, und bezieht sich nicht auf die ge- 
wöhnlich mit einer Exekutionsabrede versehene Zinsforderung des Verpächters (vgl. 

unten 8. 46, Anm. r). 
3) Daß jedoch aus diesen beiden Papyri kein allgemeiner Schluß hinsicht- 
lich der faijümer Zeugenurkunden gezogen werden darf, zeigt der Lieferungskauf 
P. Teb. I 109 (a° 93 v. Chr.). 

4) Nicht ausnahmslos, vgl. z.B. den griechischen Ehevertrag P. Eleph. ı 
lin. ı2 mit.der Zusicherung der rg&tıs naddreg Eu Ölung ware vouov &log &Xovong. 

5) So P. Hib. 84a (a 285/4 v. Chr.), dazu PArTScH, Griech. Bürgschafts- 
recht I 225f., mit einer Reihe altgriechischer Parallelen; Lewarn, Personal- 
exekution 40f.; Mırreis, Grundzüge 1201; Weıss, Studien zu den röm. Rechts- 
quellen ı£.® (eine Abschwächung des üblichen Rechts besteht hier bloß betrefis 
des Haftungsobjekts, aber nicht betreffs des Verfahrens; P. Hib. 88 gehört nicht 
hierher). 

6) Dazu (vgl. jetzt auch P. Hamb. 24, a® 222 v. Chr.) Lewarn a. a. 0. 39f. 
und die von ihm Zitierten; Mrrreıs, Gründzüge 20, 120; P. M. Meyer, P. Hamb. 
Ip. 104°. Mit diesen ptolemäischen Erscheinungen ist zu vgl. P. Lond. II 213 Verso 
p. 160f. lin. 9 f. = Wıucken, Ührest. 267 aus dem IH. Jahrh. n. Chr. 

7) Daß die mowfıg ner« ro dıdygane nicht notwendig auf ein unmittelbar 
mittels Exekution realisierbares Recht bezogen zu werden braucht (ebenso MırTeis, 
Grundzüge 120; vorher vgl Parrscn a. a. O. 225; LEwALD a. a. 0. 37£.) ergibt 
sich m. E. jetzt aufs deutlichste aus P. Hal. I lin. 58f., 66£., wo die Vollstreckung 
auf Grund eines Urteils xar& zo dıdygaune stattfinden sollte; cf. auch ibid. lin. 162/5, 
wie auch P, Lille 29 lin. 9—ı2. Vgl. auch noch unten 8. 46, Anm. 1. 
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vorangehenden Anmerkungen), in notariellen Urkunden bisher 
nicht nachgewiesen werden konnten, mag sich dadurch erklären, . 
daß uns notarielle Verträge aus dem III. Jahrh. v. Chr. wohl durch 
Zufall nicht erhalten sind.) — Demgegenüber enthalten die 
chirographischen Schuldscheine der Ptolemäerzeit in der Mehrzahl 
keinerlei zg@&ıg-Abrede (vgl. unten 8. 55); zurzeit sind es allein 
die einer dvaygagpr,; unterzogenen P. Reinach 28, 29, 30 (Ende des 
I. Jahrh.), welche die ze@&ıg zuddneo &u dixng zusichern. 

Nunmehr auf die Papyri der Römerzeit übergehend, zeigt hier 
nur die Gruppe der Synchoresisurkunden ein völlig einheitliches Bild: 
alle hierher gehörigen Schuldscheine enthalten ausnahmslos die Zu- 
Sicherung der zgafıg zaddneo &x dixns) Es muß dahingestellt bleiben, 
inwieweit dies mit der Entstehung der Synchoresisurkunden aus 
Prozeßvergleichen in Zusammenhang gebracht werden kann. 

Was die übrigen Urkundengattungen der früheren Kaiserzeit 
anlangt, so ist vorauszuschicken, daß neben der Zusicherung der 
mgükıg zaddneo Er diang in diesen jetzt bekanntlich recht oft 
auch Vollstreckungsabreden begegnen, die zwar ebenfalls die Voll- 
streckung in die Person und in das ganze Vermögen des Schuld- 
ners zusagen, jedoch ohne daß dem auch die Worte „ArdEnEg £x 
diuns“ amgefügt wären.’) Wie diese einfachen zeäfıc-Klauseln 
zu bewerten sind, ist weiter unten zu erörtern (8. 4of, 57); hier 


- ist zunächst das Anwendungsgebiet und das gegenseitige Verhält- 


nis der beiden Klauseln zu bestimmen. 

Die sehr zahlreichen De ers reenee (die mit pfand- 
rechtlicher oder sonstiger Sicherung hinzugerechnet) enthalten, 
soweit sie Öffentlich beurkundet sind, fast durchwegs eine zoa£ıs- 
Abrede, und zwar überwiegend eine solche mit „ze®dmeg &x ding“; 
das Fehlen dieses letzteren Zusatzes ist verhältnismäßig selten. 
Als öffentliche Darlehensverträge ohne jedwede zeü£&ıs-Klausel 
‚kommen nur verschwindend wenige Urkunden in Frage, und auch 


ı) Daß es deren bereits in so früher Zeit gegeben hat, kann angesichts P. 
Hib. 29 Recto und P. Magd. 31 lin. 7 kaum bezweifelt werden, vgl. Mırtzıs a.a. 0. 58. 
2) Das Nähere vgl. Hypoth.u. Hypall. 72f.; die dort als Ausnahme angeführte 
B. G. U. III 741 (möglicherweise auch B. G. U. IV 1158) ist nunmehr im Sinne der 
folgenden Ausführungen zu beurteilen. 
- 3) Derartige einfache no&&ıs-Klauseln finden sich vereinzelt auch schon in 
ptolemäischen Urkunden, vgl. dazu unten $. 46, Anm. ı; bezüglich der altgriechi- 
schen Belege vgl. Mırreis, Reichsrecht 416 £.?. 
Abhandl. d, K, S. Gesellsch. d Wissensch., phil.-hist. Kl. XXXI. ıır, 3 


34 | A, B. Soawarz, PRETKKRIGS 


diese können hierbei nur mit allem Vorbehalt als Ausnahmen an- 
gesprochen werden. Denn wenn man das faijümer Darlehens- 
protokoll B.G.U. I 713 aus dem Jahre 41/2 n. Chr. als solche 
namhaft machen wollte, so ist doch nicht außer Acht zu lassen, 
daß diese Urkunde nicht nur völlig anomaler Weise in lin. 20 f 
auf subjektive Stilisierung übergeht, sondern durch ihre gram- 
matisch äußerst inkorrekte und unorthographische Fassung gegen 
die Annahme wirklich notarieller Herkunft überhaupt die stärk- 
sten Bedenken erregt. Wenn weiterhin die Darlehensdiagraphai 
B4o. U 70, Mrrreis, Chrest. 175 (a° ızı n. Chr.) und P. Teb. 
II 389 = Mırreis, Chrest. 173 (a’ 141 n. Chr.; laut lin. 17/8 mit 
hypallagmatischer Sicherung) keinerlei xoü£ıs-Klausel aufweisen, 
so ist zu beachten, daß beiden Urkunden sowohl das Signalement, 
wie die Unterschrift der Parteien fehlt‘), und es ist fraglich, ob nicht 
auch B.G. U. I7o — wie es betreffs P. Teb. II 389 laut lin. 17. 
sicher ist — nur die Bescheinigung über die Auszahlung der Valuta 
darstellt, neben welcher noch ein besonderer notarieller Schuldvertrag 
errichtet worden ist. Auch ist es nicht zweifellos, ob bereits diese 
frühen Diagraphai als öffentliche Urkunden angesehen und den no- 
tariellen in jeder Hinsicht gleichgestellt wurden (vgl. auch den so- 
gleich noch zu nennenden P.Hawara 22 3)*): die mit einer Exekutions- 
klausel versehenen Schuld-Diagraphai sind jedenfalls sämtlich um 
einiges späteren Ursprungs. Demnach gibt es in der großen Masse 
der agoranomischen Darlehensurkunden kein einziges zweifelloses 
Beispiel, welches jedwede xoä£ıg-Abrede vermissen ließe.) Demgegen- 
über findet sich im Kreise der Darlehenscheirographa eine ganze 
- Anzahl solcher; zu größerem Teil enthalten immerhin auch diese 
eine roüfıg-Klausel, und zwar häufiger mit „zedd«seg Ex dung“. 
Das weniger reiche Material der demDarlehen am nächsten stehen- 
den Schuldverträge zeigt im großen und ganzen ähnliche Beziehungen. 
So fehlt auch im Kreise der Verwahrungsverträge (zaga#nzeı) 
jedwede mgäßıs-Klausel wiederum nur einigen Cheirographa (P. Teb. 





ı) Vgl. Grapenwirz, Arch. f. Pap.-F. 2, 111; vgl. an derartigen dıeyoagal 
noch P. Hawara 223 (dazu sogleich im Text) und 303 (dazu unten $. 72, Anm. 6, 
und 8. 79, Anm. 4), B.G. U. 1281, C.P.R. 14, P. Lond. II p. 210 (alle aus dem 
Faijüm Aus dem II. Jahrh.). : 

2) Diese Erwägung gilt neuerdings auch betreffs des noch früheren P. Ry- 
lands IT 173 (a° 34). Vgl. Mrvreis, Grundzüge 681, 71, 5. 

3) Zu P, Rylands II 160 (e) Col. II. s. die Beilage. 
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II 337 [a° 73] und B. G. U. II 320 [a® 172]), wie auch der Diagraphe 
P. Hawara 223 (a° 102), die jedoch mit den soeben (S. 34) in der- 
selben Hinsicht namhaft gemachten Darlehens-Diagraphai, B. 6. U.I 70 
und P. Teb. Il 389 ganz gleiche Züge aufweist. Die übrigen (größten- 
teils öffentlichen) zaga®jxn-Verträge enthalten durchwegs eine 
zoäßıg-Abrede und zwar meist mit „zaddreo & bang“. | 
Die Lieferungsverträge sind, wie bereits erwähnt (oben 
S. 31), ebenfalls in diesem Zusammenhang zu erwähnen‘): denn 
sie sind rein obligatorische Geschäfte und haben mit den Ur- 
kunden über den Species-Kauf, die zumindest in betreff der Preis- 
zahlung- und Warenlieferung keinerlei Obligation verbrieften (des 
näheren s. Kap. V.), nichts gemeinsam, wie denn auch die Vor- 
stellung der &v7 und zoücıg auf dieselben niemals Anwendung 
findet.‘) Vielmehr wurden sie nach Art der Darlehensverträge be- 
handelt. Häufig sind sie sogar geradezu in Gestalt von Darlehens- 
verträgen verbrieft worden, wobei dann der pränumerando gezahlte 
Preis als Darlehensvaluta figuriert.‘) Aber auch soweit letzteres 
nicht der Fall ist und sie als Schuldverträge sui generis anzusöhen " 
sind, ist ihre juristische Natur eine ganz gleichartige‘); mit Aus- 
nahme des Cheirographon B.G. U.IIIggo(a°212n. Chr.) lassen sie bis in 
die byzantinische Zeit hinein eine zgäfıs-Abrede niemals vermissen.‘) 


ı) Vgl. Berser, Strafklauseln 143f., P. M. Meyer, P. Hamb. p. 87£., Griech. 
Texte p. 46f. 
2) Gemeinsam ist den beiden Geschäftsarten bloß die verbale Vorstellung des 
&modıdövaı (z. B. P. Hib. 84a lin. 2, 17) und der Begriff der zımy. 
3) Vgl. z. B.B. G. U. IV 1055 (dazu Gravenwırz, Berl. phil. Wochenschr. 
1906, Sp. 1357, BERGER a. a. O. 120f., Küsrer, Z. d. Sav.-St. 29, 198!), 1015; 
P. Gen. 8 (dazu Nıcorz, Rev. des &t. grecques 1895, 321f.); auch P. Par. 8 lin. 4. 
(a° 129 v. Ch.). Vgl. zu einigen dieser Urkunden und zur Sache überhaupt Razer, 
Z. d. Sav.-St. 28, 320; jüngst P. M. Mrver, Griech. Texte $. 46 £. 
4) Die Verhältnisse gleichen hier ganz dem altbabylonischen Rechtszustand, 
den KoscHAkER, Krit. Vierteljahrsschr. f. Gesetzg. 1914, 429f. geschildert hat. 
5) Beispiele bieten für die Ptolemäerzeit die Zeugenurkunden P. Hib. 84a 
(a° 285/4 v. Chr.), P. Teb. I 109 (a° 93 v. Chr.), das Cheirographon P. Reinach 30 
= Mirteis, Chrest. 139 (Ende des II. Jahrh.), aus augusteischer Zeit die Synchoresis- 
urkunden B. G. U. IV 1142 und 1143, aus der byzantinischen Epoche P. Hamb. 21 
(a® 315 n.Chr.) und auch noch P. Straßb. ı (a 510 n. Chr, vgl. unten 8.58 Anm. 1; 
an Litt. dazu Wenger, Gött. gel. Anz. 1907, 316; Vırreck, Berl. phil. Wochenschr. 
1908, Sp. 138). In dieser Gruppe sei auch auf P. Lond. III Nr. 1166 p. 104/5 
(a° 42 n. Chr.) hingewiesen, wenngleich dieser keinen völlig reinen Typus, sondern 
die Mischung eines Lieferungs- und eines Arbeitsvertrages darstellt (vgl. dazu Brraer, 
El 
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Zweifellos sind auch andere Schuldscheine, die sich aus- 
schließlich und unbedingt auf die Leistung von Summen oder 
Quantitäten richten, stets dem Darlehen gleich behandelt worden, 
auch wo sie die Schuld auf eine andere Kausa gründen: Beispiele 
bieten die Schuldverschreibungen in den Synchoresisurkunden 
B.G.U.1V 1146 (ratenweise Bezahlung eines Kaufpreises) und ıı5ırl 
(Rest eines Legats) und die viel späteren (kausal oder abstrakt 
stilisierten) chirographischen Schuldanerkenntnisse P. Flor.I 52 
(a° 376), P.Oxy.. VO 1041 (a 381), VIgı4 (a 486), P.8.J.178 
(V. Jahrh.), die sämtlich mit einer no@&ıg-Klausel versehen sind.‘) 

Unter den Eheverträgen der früheren Kaiserzeit ist bisher 
(ohne Unterschied der Urkundenarten) noch keiner bekannt ge- 
worden, welcher die Verpflichtung zur Rückerstattung der Mitgift 
nicht mit einer xo&&ıg-Abrede sichern würde, und zwar zumeist 
wieder mit, seltener — namentlich in oxyrhynchitischen Ver- 
trägen — ohne den Zusatz „uaddmeg dx dung“. 

Das reiche Material an Pacht- und Mieturkunden verdient 
"in diesem Zusammenhang besonderes Interesse. Innerhalb der- 
selben ist bekanntlich zwischen den hypomnematischen Offerten 
und den Vertragsurkunden zu unterscheiden. Die ersteren treten 
auf dem Gebiet der Privatpacht?) nicht vor dem ersten Jahr- 
hundert n. Chr. und anscheinend auch da nicht in ganz Ägypten 
gleichmäßig auf. Namentlich konnten sie bisher in Oxyrhynchos, 
von wo wir sehr viele utodwcıg-Protokolle haben, vor dem Ende 
des II. Jahrhunderts in betreff der Privatpacht überhaupt nicht 
beobachtet werden, während sie im Faijüm die bei weitem vor- 
herrschende Stellung einnehmen und in Hermupolis mit Vertrags- 
urkunden abwechselnd zur Verwendung gelangen. Für diese ofien- 
bar stets auf privatem Wege abgefaßten Urkunden ist es nun 
charakteristisch, daß sie irgendwelche woä&ıs-Klauseln niemals 
enthalten; allein in einigen der in Oxyrhynchos, wie gesagt, erst 


Strafklauseln 145f.): für den Fall einer Vertragsverletzung wird darin ein General- 


hypallagma mit mo&&ıs veddneo du Ölang vereinbart. Spätbyzantinische Lieferungs- 


verträge liegen noch vor in P. Lond. III p. 270f. Nr. 999 (a 538) und 1001 (a? 539), 
II Nr. 390 p. 332 (VI/VIL. Jahrh,), 
1) Anders das Cheirographon P. Flor. 143 (a 370). — Der frühptolemäische 
P. Eleph.’5 Verso ist gar keine richtige Geschäftsurkunde (vgl. Homol. u. Prot. 15). 
2) Auf dem Gebiet der öffentlichrechtlichen Pacht herrschte seit jeher 
die hypomnematische Urkundenform, vgl. z. B. bereits P. Eleph. 17, 19. 


FT 
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um die Wende des III. und IV. Jahrhunderts auftretenden Hypom- 
nemata können solche wahrgenommen werden (vgl. P.8.J. IIL 178 
[a 291], 187 [IV. Jahrh.], P.Oxy.I 103 [a° 316]'))*) Demgegenüber 
sind die zahlreichen objektiv stilisierten wio®woıg-Urkunden (Homo- 
logien, wie einfache Protokolle) — mit sofort zu nennenden ganz 
wenigen und fast durchwegs nur scheinbaren Ausnahmen — in 
betreff der Zinsforderung des Verpächters stets mit einer woäfız- 
Klausel versehen, wobei das „zeddreo &# dixng“ ‚namentlich in 
Oxyrhynchos ungefähr ebenso häufig angefügt wie weggelassen 
wird?) Die erwähnten diesbezüglichen wenigen Ausnahmen sind 
aber größtenteils deswegen nur scheinbare, da sie Rechtsverhält- 
nisse betreffen, aus welchen sich bei näherer Betrachtung über- 
haupt keine Zinszahlüngspflicht ergibt. Dahin gehört der P. Oxy. 
II 277 (a° ı9 n. Chr.), ein partiarischer Pachtvertrag, abgeschlossen 
(lin. 5f.) &9 Nusoie adrrov Tov &souevov &4 Ting yig nagaöv zal yery- 
udrov, in welchem von einer Leistungspflicht des Pächters über- 
haupt keine Rede ist.‘) In den faijümer Pachthomologien B. G. U. 
I 526 [a’86] und P. Flor. I 20 (a’ ı27) aber erscheint der Pacht- 
zins bereits im voraus (&x xg00döuarog) entrichtet.”) Ebenso scheint 
dieser auch im Protokoll B. G. U. II 636 (a’20) im voraus quittiert 
zu werden, wahrscheinlich nur‘ fiktiv, da hier allem Anschein nach 
der Pachtvertrag zum Zwecke antichretischer Sicherung abge- 
schlossen wird‘); nebenbei zeigt die Urkunde eine so inkorrekte. 
Redaktion, daß man ihre notarielle Herkunft anzuzweifeln geneigt 
ist. In diesen Fällen also wäre die Anfügung einer zeäßıs- 





1) Anders z.B. P. Oxy. 1102 (a? 306), VII 1037 (a 444), VII 1129 (a 449); 
diesen späten oxyrhynchitischen Hypomnemata ist die Formulierung „eriötzoueı 
wıo9oceodeı“ und die Bezeichnung Zmıdoyn eigentümlich. 

2) Auf andere inhaltliche Besonderheiten der w/s®woıg-Hypomnemata hat BERGER 
hingewiesen: Strafklauseln 164f., Z. f. vgl. Rechtswiss. 29,391. 

3) Dabei sei auch die protokollarische xaomwveia-Urkunde P. Oxy. IV 728 
(aPı42 n. Chr.) erwähnt, die dem Grundstückseigentümer das Recht der noägıs x. 8. 0. 
zusichert; vgl. dazu Preisıeke, P. Straßb. p. 9,,Girowesen 237; BERGER, Strafklauseln 
147; Rapeı, Z. d. Sav.-St. 28, 315'. 

4) Vgl. Waszysskı, Bodenpacht 153. 

5) Vgl. Preisıcke, Fachwörter 146; ef. P. Teb. II 372 lin. ı0, 27, P. Lond. 
Inv.-Nr. 1889 (New Pal. Soc. X, 226) Col. II lin. 26, dazu Lewarp, VJSchr. f. 
Soz.- u. Wirtsch.-Gesch. 12, 475; B. G. U.II 607 lin. 18, dazu Grapenwitz, Arch, 
£. Pap.-F. 2, 110; P. Flor. 25 lin. 23. 

6) Vgl. an Literatur Raser, Z. d. Sav.-St. 28, 318f.; Manıck, Gläubigerbefrie- 
digung durch Nutzung 36; Parrscn, Arch, f. Pap.-F. 5, 5ı2f. 
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Klausel völlig sinnlos gewesen. Nachdem aber diese Urkunden 
ausscheiden, bleiben zurzeit als alleinige Ausnahmen PREISIGKE, 
Sammelbuch Nr. 5252 (a° 65) und P. Oxy. VII 1128 (a’ 17 3) übrig, 
welche objektive uis®ocıg-Verträge darstellen, ohne daß darin die 
Pflicht zur Zinszahlung mit einer ausdrücklichen zg@&:ı5-Abrede ge- 
sichert wäre. — Demgegenüber sind die nicht sehr zahlreichen chiro- 
graphischen uio®osıg-Urkunden wiederum häufig ohne jedwede 
zoäfıg-Klausel und nur mitunter — namentlich in späterer Zeit — 
mit einer solchen ausgestellt worden. | r: 

Neben diesen Rechtsgeschäftsgruppen, deren reiches Material 
die Ableitung prinzipieller Ergebnisse ermöglicht, lassen sich 
zoü£ıg-Abreden vereinzelt auch in Fällen nachweisen, wo die Ver- 
pflichtung des Schuldners eine bloß bedingt@® gewesen ist. 

So wurdenIndemnitätserklärungen, wie sie in Interzessions- 
fällen der Schuldner seinem Bürgen oder seinem Mitschuldner gegen- 
über abzugeben pflegte, meist mit ea&ıg-Klauseln versehen.') Ebenso 
pflegte in Arrhalurkunden die Pflicht zur eventuellen Rückzahlung 
der doppelten Arrha mit einer güfıg-Abrede versehen zu werden; 
anders in B. G. U. Il 446 — Mımteis, Chrest. 258 (a’ 166 n. Chr.). 

In Arbeitsverträgen sehen wir wiederholt, daß für den Fall 
einer Vertragsverletzung des Arbeiters das Forderungsrecht des 
Arbeitgebers auf Leistung einer Vertragsstrafe oder Rückzahlung 
des Empfangenen mit einer soüfıs-Klausel versehen wird; dagegen 
scheinen zoü&ıg-Abreden betreffs der Lohnforderung des Arbeiters 
nicht üblich gewesen zu sein.) 

Hiermit aber ist die Reihe der Geschäfte, die man mit einer 
Exekutionsklausel zu versehen "pflegte, erschöpft. Namentlich ist 
zu betonen, daß die auf irgendwelche Rechtsübertragung und 
Rechtsaufhebung gerichteten Geschäfte”) mit keinerlei zg@£ıs- 
Klausel versehen zu werden pflegten. Dies ist zunächst die 

1) Ausnahme bloß P. Teb. II 392 (a 134/5), wo jedoch von einer Zahlungs- 
pflicht des Erklärenden direkt überhaupt nichts gesagt wird. 

2) Gegen den Arbeitgeber wird allenfalls nur eine Strafklausel ohne Exe- 
kutionsabrede statuiert. 

3) Es handelt sich hier namentlich um Geschäfte, die irgend einen Anspruchs- 
verzicht verbriefen, wie Übertragungen aller Art (Übereignung, Zession), Auflas- 
sungen, Quittungen, von welchen in den folgenden beiden Abschnitten gehandelt 
werden wird. Diese Geschäfte einerseits, die in der Regel mit einer me@$ıs-Abrede 


versehenen Schuldverträge andererseits, bilden die beiden größten Gruppen der Rechts- 
geschäfte unter Lebenden, die in sich eine weitgehende Geschlossenheit aufweisen. - 
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selbstverständliche Folge davon, daß diese Geschäfte ihrem 6ssen- 
tiellen Inhalt gemäß nicht auf die Verpflichtung zu irgendwelchen 
Mengenleistungen gerichtet sind; so verbriefen insbesondere die 
gräko-ägyptischen Kaufverträge der juristischen Natur des grie- 
chischen Kaufes entsprechend bekanntlich niemals eine Obligation 
gegenüber dem Käufer, sondern sind namentlich in der Kaiser- 
zeit dauernd als Barkaufsurkunden stilisiert (des näheren vgl. 
unter V.7 u. 10). Zumeist wurde jedoch in diesen Geschäften 
auch die Verpflichtung des Erklärenden zur eventuellen Leistung 
einer Konventionalstrafe verbrieft (vgl. unter IV. 3.e und V. 6): 
aber auch diese ist mit ganz wenigen Ausnahmen‘) in der Regel 
mit einer zo&&ıs-Klausel nicht versehen worden. Es ist dies 
auch sehr einleuchtend mit Hinblick auf den Umstand, daß das 
Vorhandensein der Voraussetzungen zur Leistung einer derartigen 
Konventionalstrafe zumeist eine keineswegs klar zu Tage lie- 
‚gende, sondern eingehender richterlicher Prüfung bedürftige Frage 
sein wird. Mehrfach (namentlich, obschon nicht ausschließlich, 
in Synchoresisurkunden) finden sich zwar auch in derartigen Ver- 
trägen die Worte „weddseo &x Ölang“, aber nicht, wie es sonst 
ausnahmslos geschieht, einer wo@&ıs-Klausel, sondern ohne jede 
Bezugnahme auf irgendwelche Vollstreckung unmittelbar der Straf- 
klausel angefügt.) Da nun im zuvor gruppierten Material der 
Schuldverträge der Schwerpunkt der Exekutivklausel gerade in der 
Zusicherung des Rechtes der woäfıs liegt und die Worte „zadrdeo 
&x diang“ immer nur auf diese bezogen werden, wird man ihren 
Sinn in den hier erörterten Fällen — soweit man da nicht über- 
haupt einer bloßen Floskel gegenübersteht — in anderer Richtung 
suchen müssen, wobei Genaueres zurzeit lieber dahingestellt bleiben 
möge.) — Schließlich wäre noch zu erwähnen, daß auch Testa- 
ı) Diese Ausnahmen sind P. GRADENwIrZ IO a) lin. ıgf., b) lin. 3f., 24f. 
(a 215/4 v. Chr.) (Heidelb. Sitzungsber. 1914, Abh. 15 p. 59 f.), dazu 8. 46, Anm. ı 
und B. 6. U. IV 1127 lin. 26f. (a° 18 v. Chr.), dazu unter V.7. Demgegenüber ist 
in den außerägyptischen Kaufurkunden B. 6. U. III 913 lin. 10f. aus Myra (a" 206) 
und B. G. U. I 316 lin. 33f. (Generalhypothek) aus Askalon (a 359) hinsichtlich der 
Gewährleistungspflicht eine moä$ıg-Abrede enthalten. 
2) Das Material hierzu findet sich Hypothek und Hypallagma 73 Anm. I u. 2, 
74 Anm. 2 zusammengestellt; vgl. auch P. Oxy. IX 1208 lin. 24, wonach Hunr da- 
selbst p. 251?* auch P. Giss. 51 lin. 2I ergänzen möchte (zu dieser Urkunde Mırteis, 
2.d.Sav.-St. 31, 390£.). Vgl.auch 8. 57f. in betreff der byzantinischen Generalhypothek. 
3) Vgl. unter V.6 a. E. 
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ment®, soweit sie die Verpflichtung zur Leistung von Summen 


oder Quantitäten aussprechen, diese nicht mit einer zo@dıs-Klausel 


zu sichern pflegten: dies wird wohl damit zu erklären sein, daß 
die exekutorische Haftung als auf einer zumindest präsumierten 
vertragsmäßigen Unterwerfung des Schuldners unter die schleuni- 
gere Vollstreckung beruhende gedacht worden ist.') 


re b) Blicken wir auf die eben zusammengefaßten Tatsachen 
Charakter aller i 


göfentichen zurück, so ergibt sich folgendes Resultat: die öffentlichen Schuld- 
scheine, die sich auf unbedingte Summen- oder Mengenleistungen 
richten (vgl. hierzu unten 8. 44f.), enthalten mit verschwindend 
- wenigen Ausnahmen die ausdrückliche Bestimmung, daß der Gläu- 
biger in das Vermögen und in die Person des Schuldners?) Voll- 
streckung solle führen können, wobei die Worte „zudd«seo &x diung“ 
zwar zumeist angefügt, häufig aber auch weggelassen werden; 
demgegenüber sind die Schuldscheine ohne jede Vollstreckungs- 
abrede zum überwiegenden Teil private Urkunden. Wenn es sich 
daher nachweisen ließe, daß die #soü&ıs-Klauseln mit und ohne 
„radaneg &x lang“ als gleichwertig anzusehen sind, so wäre damit 
für den bei weitem größten Teil aller öffentlichen Schuldscheine 
der exekutive Charakter in der Tat auch direkt erwiesen. Dann 
bliebe noch zu erwägen, ob nicht der hierbei immerhin noch übrig 
bleibende kleine Rest öffentlicher Schuldscheine, die gar keine 
roü£ıs-Abrede aufweisen, auf ebensolche Weise zu beurteilen ist. 
Ob nun xgüdıg-Klauseln mit und ohne „zuddzeg &r dtung“ 
gleichwertig gewesen sind oder nicht, ist bekanntlich eine alte 
Streitfrage”), die möglicherweise nicht für alle Gebiete des grie- 
chischen Rechts auf gleiche Weise (vgl. unten $. 45), für das rö- 
mische Ägypten aber — wie ich jetzt annehme — ganz entschieden 
bejahend zu beantworten ist. Hierzu führt folgende Erwägung. 
Stellt man sich aut den gegenteiligen Standpunkt und nimmt 

an, die einfachen »oüfıs-Klauseln hätten etwas anderes gewollt, als 


ı) Dem entspricht es, wenn der P. Eleph. 2 in lin. 13 gegenüber den Söhnen 
eine moö&äıg-Abrede aufweist: denn die letzteren sind hier den Abmachungen der 
Eltern beigetreten (vgl. Mirreis, Chrest. p. 354 f'). 

2) Der auf die Personalexekution bezügliche Zusatz (4 re «örov) fehlt nur 
äußerst selten; eine andere Frage ist es freilich, inwieweit dieser Zusatz in der 
Kaiserzeit noch praktisch geblieben ist, vgl. unten $. 50. 

3) Vgl. diesbez. die Literaturangaben Hypoth. u. Hypall. 718, 72% 4 


u FE e F ? 
x xF - 
- ’ 2: A 45%: 
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diejenigen, welchen der „zuddzeo ix dixns“-Zusatz angefügt war, 
so wären betreffs der juristischen Bedeutung der ersteren zwei 
Auffassungen denkbar. Entweder die: sie hätten die Aufgabe ge- 
habt, den Schuldner und sein Vermögen der bloßen Haftung zu 
unterwerfen. Es ist jedoch für das vorgeschrittene Recht der hier 
in Frage stehenden Zeit völlig unwahrscheinlich, daß es zu diesem 
Erfolg einer besonderen Verabredung der Parteien bedurfte und 
daß derselbe nicht auch ohne eine solche eingetreten ist. Daher 
hätte bei dem genannten Ausgangspunkt die andere Möglichkeit 
die weit größere Wahrscheinlichkeit für sich: die einfachen sow£ıg- 
Klauseln hätten nur das Selbstverständliche besagt, wonach Per- 
son und Vermögen des Schuldners dem Gläubiger haften und 
dieser seiner Forderung wegen auch Vollstreckung solle führen 
"können. Aber wie dem auch sei, steht m. E. beiden Auffassungen 
ein entscheidendes Bedenken im Wege. Denn ob so oder so, bei 
keiner dieser Möglichkeiten wäre es erklärlich, wieso derartige ein- 
fache xoüfıs-Klauseln nur bei jenen Geschäftsarten zu finden sind, 
denen weit häufiger auch die Klausel betreffs der zo&&ıg z«®dreo 
&x diang angefügt worden ist. Zwar ist es ohne weiteres einleuch- 
tend, daß man — wie oben 8. 38/9 hervorgehoben — z.B. die Ver- 
pflichtung des Verkäufers zur eventuellen Zahlung einer Kon- 
_ ventionalstrafe nicht mit dem Vorzug der Exequibilität auszuge- 
stalten und sie demnach nicht mit der Vereinbarung der zoü£ıs 
xodeneo Ex Olang zu versehen pflegte; aber es wäre schlechterdings 
nicht einzusehen, warum es in derartigen Fällen weniger not- 
wendig oder weniger selbstverständlich gewesen sein sollte, die 
bloße Haftung zu betonen als in allen anderen Fällen. Hätten 
die einfachen #o@&ıs-Klauseln anderes gewollt als diejenigen mit 
„aoddneo Er Öiang“, so müßte man sie bei allen Arten obligato- 
rischer Urkunden nachweisen können. Daß dem nicht so ist und 
das beschränkte Anwendungsgebiet der beiden Klauseln genau 
zusammenfällt, ist nur so zu erklären, daß ihre Bedeutung eine 
‘identische gewesen ist. 

Dazu kommt noch ein weiteres Moment. Hätten die ein- 
fachen zoafıs-Klauseln wirklich etwas anderes gewollt, als die- 
jenigen mit „weddrg &x diang“, so müßte denselben immerhin eine 
- sehr erhebliche negative Funktion beigelegt werden. Sie hätten 
nämlich dann im Kreise derjenigen Schuldscheine, welche — wie 
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wir sahen — zumeist mit der ausdrücklichen Zusicherung der 
 nmowäıg naddneg Ex diang versehen worden sind, die Aufgabe ge- 
habt zu markieren, daß die Vollstreckung. eben nicht »«d#drreg €x 
ding solle stattfinden können, dab der Schuldschein als ein nicht 
exekutiver zu behandeln sei. Ist es nun wahrscheinlich, daß man 
zu diesem Zweck zu einem derartigen Mittel gegriffen haben würde? 
War das der geeignete Weg im Kreise von Rechtsgeschäften, die 
doch jedenfalls zumeist exekutiv gewesen sind, einen praktisch 
so überaus bedeutsamen Unterschied, wie den der Nicht-Exe- 
quibilität erkennbar zu machen? Hätte da die Weglassung des 
bloßen „zutrdxso &x dizng“-Zusatzes nicht zu leicht zu Zweifeln 
und Mißverständnissen Anlaß geben können und wäre es nicht weit 
sicherer und einfacher gewesen, in solchen Fällen die ganze 
xow&ıs-Klausel wegzulassen, so wie bei jenen Geschäften, bei 
welchen wir überhaupt keine Exekutions-Abreden zu finden ge- 
wohnt sind? 

Dieser Gründe wegen kann ein praktischer Unterschied zwi- 
schen den einfachen zew&ıg-Klauseln und solchen mit „zasdreg &x 
diang“ m. E. nicht angenommen werden: beide sind im römischen 
Ägypten in völlig gleichem Sinne Exekutivklauseln gewesen. 
Damit aber scheint — gemäß dem im Voraus (8. 40) Gesagten — 
die exekutive Natur für die überwiegende Mehrzahl aller öffent- 
lichen Schuldscheine in der Tat auch direkt erwiesen. 

Soweit man nun daneben, gemäß dem oben 8. 33f. geschil- 
derten Material, immerhin auch mit dem Vorkommen öffentlicher 
Schuldscheine ohne jede ausdrückliche Vollstreckungsabrede zu 
rechnen hat, müssen m. E. auch diese nichtsdestoweniger als exekutive 
Urkunden angesehen werden. Darauf sei dabei gar nicht das Haupt- 
gewicht gelegt, daß die Zahl der hier in Betracht kommenden Ur- 
kunden eine so geringe ist, daß man das Wegbleiben der Exekutiv- 
klausel mit Fug auf eine bloß nachlässige Stilisierung zurückführen 
darf, zumal es für die Mehrzahl selbst dieser wenigen Urkunden sehr 
zweifelhaft ist, ob dabei wirklich eine öffentliche Urkunde vorliegt.) 

ı) Betreffs B. G. U. III 713 vgl. oben S. 34, betreffs der gleichartigen faijümer 
Schulddiagraphai aus der ersten Hälfte des IL. Jahrh., B. G. U.1 70, P. Teb. II 389, 
P. Rylands IIl173 und P. Hawara 223 das oben $. 34/5 Gesagte, betreffs des uio®worg- 
Protokolls P.Oxy. VII 1128 s. unten 8. 58f., Anm. 5 die Andeutung der Möglichkeit, 


wonach auch da eine private Urkunde vorliegt. Damit wäre die Zahl der hier in Be- 
tracht kommenden öffentlichen Schuldscheine noch sehr erheblich reduziert. 
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Denn auch wenn dem anders sein oder das Quellenbild infolge 
zukünftigen Materials sich verschieben sollte, so ergibt sich doch 
der exekutive Charakter derartiger Urkunden auf Grund folgender 
weiterer Erwägung. | 

Wie oben (8. 30/1) ausgeführt, lassen die Eingaben, in welchen 
auf Grund einer öffentlichen Urkunde um die Einleitung eines 
Mahnverfahrens angesucht wird, auf keine Weise erkennen, ob der 
geltend gemachte Schuldschein eine Exekutionsabrede enthielt. Dies 
gilt aber nicht bloß für diese, sondern auch für jene Eingaben, 
in welchen bereits um. effektive Vollstreckungsmaßnahmen er- 
sucht wird. Allerdings ist das diesbezügliche Material recht spär- 
lich, das Gesagte steht jedoch mit der Tatsache in Einklang, wo- 
nach in unseren Urkunden ein referierender Hinweis auf die Exe- 
kutionsabrede eines Vertrages sich überhaupt an keiner Stelle findet, 
wie denn die griechische Rechtssprache für die Bezeichnung der 
exekutiven Urkunde auch keinen Terminus technicus geprägt hat, 
In der genannten Hinsicht wäre etwa auf den bekannten, leider 
allerdings fragmentierten zonyuerısudg Eveyvonsieg B. G. U IV 1038 
= Mrrreis, Chrest. 240 (Zeit des Anton. Pius) hinzuweisen: hier 
wird in der an den Präfekten gerichteten Eingabe lin. ı8f. auf 
Grund zweier durch die Bank des Sarapammon in Arsinoe errich- 
teter Schulddiagraphai um die Bewilligung der Pfändung gebeten; 
die betreffenden Schuldscheine sind — was aus lin. 26 auch direkt 
hervorgeht — der Eingabe nicht beigelegt und von ihren Be- 
stimmungen betreffs der Vollstreckung scheint garnichts gesagt zu 
sein. Ebenso wird in der an den Archidikastes gerichteten Ein- 
gabe P. Oxy. II 281 — Mırreis, Chrest. 66 (a° 20—50 n. Chr.) auf 
Grund eines in Form einer Synchoresisurkunde errichteten Dotal- 
vertrages seitens der Frau gegenüber ihrem Mann — wie m. E. 
sicher anzunehmen ist — um Einleitung eines Verfahrens zwecks 
Verhängung der Personalexekution gebeten (vgl. unten 8. 50/1): 
inwieweit der Vertrag zu derartigen Maßnahmen berechtigte, da- 
rüber wird nichts gesagt. Alldies ist m. E. nur so zu erklären, 
daß es eben selbstverständlich war, auf Grund derartiger 
Urkunden unmittelbar zu exekutiven Schritten schreiten zu 
können, daß es mit anderen Worten beim Vorliegen Öffentlicher 
Schuldscheine auf die konkreten Abmachungen derselben in be- 
treff der Exekution überhaupt nicht ankam, sondern sie kraft 
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ihrer juristischen Natur ohne weiteres exekutive Urkunden ge- 
wesen sind.') 

Die hier entwickelte 'These will — wie auch schon im Bis- 
herigen gebührend hervorgehoben wurde — diesen schlechthin exe- 
kutiven Charakter bloß jenen öffentlichen Schuldscheinen zu- 


schreiben, welche die unbedingte Verpflichtung zur Leistung 


von Summen oder Quantitäten verbrieften. Soweit eine derartige 
Verpflichtung eine bloß bedingte gewesen ist, konnte sie — wie 
wir es oben $. 38f. an Indemnitäts-, Arrhal- und Arbeitsverträgen, 
wie auch an B. 6. U. IV-ı127 sahen —.mit einer Exekutions- 
klausel zwar ebenfalls versehen werden. “Aber die große Menge 
der Verfügungsgeschäfte, deren Strafklausel ja ebenfalls auf die 
Leistung eines Geldbetrags gerichtet war, mit einer Exekutions- 
abrede jedoch in der Regel nicht versehen wurde (vgl. oben 8. 39), 
zeigt, daß man es gewöhnlich nicht getan hat. Der Grund hierfür 
kann m.E, nicht darin erblickt werden — woran gedacht worden 
ist —, daß diese Forderungen hinsichtlich ihrer Höhe illiguid 
waren. Denn zahlreich sind die Schuldscheine, in welchen. eine 
illiguide Obligation verbrieft und die Exekutivklausel trotzdem 
angefügt wurde’), wie denn auch in der Mahnungseingabe P. Flor. 
86 — Mrrteis, Chrest. 247 lin. 2ıf. der Schuldner bei Androhung 





ı) Die Frage nach der Vorlegung der Schuldurkunde vor dem Exekutionsge- 
richt wird unmittelbar vor Abschluß der Korrektur von Jörs, Z. d. Sav.-St. 36, 290f. 
eingehend behandelt. Dabei macht es der neu veröffentlichte P. Berol. Inv. Nr. 11664 
(s. bei Jörs ibid. 242) wahrscheinlich, daß es zu einer derartigen Vorlegung unter 
Umständen auch im Falle einer öffentlichen Schuldurkunde kommen konnte. In 
B. G. U. IV 1038 war jedoch dies, wie auch JÖRs 8. 294 hervorhebt, zweifellos nicht 
der Fall. Dabei sind die Worte in lin. 15 „Eav @olı) ysyovviaı al u|.. . .uuevas 
dieygagal‘, welche Jörs 8. 295 auffallend findet, für die im Text entwickelte These 
besonders bezeichnend. Das Verfahren &mi z&v tönwv hatte eben nur festzustellen, 
ob die Schulddiagraphai wirklich errichtet worden sind, nicht auch ob sie zur Voll- 
streckung berechtigten: letzteres verstand sich für Diapraphai eben von selbst. An- 
dernfalls müßte der Bescheid der Chrematisten das Moment der Vollstreckbarkeit 
ausdrücklich erwähnen. Die weiteren Voraussetzungen der Vollstreckung festzu- 
stellen, war nicht Aufgabe des amtlichen Ermittlungsverfahrens; es genügte, daß das 
Bestehen des Anspruchs durch den schriftlichen Eid des Gläubigers (dazu Jörs 
a. a. 0. 296 f.) glaubhaft gemacht werde. Seine Einwendungen hatte der Schuldner 
auf dem Wege der dvrigonsıg vorzubringen. 

2) Vgl. an derartigen Vertragsurkunden z. B. B. G. U. IV 1106 lin. 37f., 
1107 lin. 19,: 1109 lin. 23%,“ 1116 lin. 27, 1217. lm 502, 1 nı oslnmars, 
1119 lin. 33 f., 1120 lin. 40f., 1133 lin. ı5£., 1143 lin. IQf. und viele andere. 
Of. Brasstorr, Volksrecht ıf., 17£.; vgl. auch Brie@gLee, Exekutiv-Prozeß gıf. 
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sonstigerZwangsvollstreckung gemahnt wird, rd re m90xetueva zegdacıe 


. . AÄvTE Hel TODE Tv Ü {o» To ı Te TE wag Öuol 
g TOP VrEQYgoVIO» T6RoVg zei Te Tem zei daxdvag Öuolag 


ob» röxoıg zu bezahlen.) Die Erklärung für die Seltenheit der Voll- 
streckungsklausel in den erwähnten Fällen liegt m. E. nicht darin, 
daß das „was“, sondern das „ob“ der Obligation in Frage stand 
und durch richterliche Prüfung entschieden werden sollte. Man 
wird daher zum Ergebnis gelangen, daß bedingte Forderungen nur 
beim Vorliegen ausdrücklicher Vollstreckungsabreden als exeku- 
tive angesehen wurden. 


- c) Wenn die bisherige Lehre im Gegensatz zum hier Entwickel- 0) Der Werde- 
ten zur Anschauung neigte, die exekutive Realisierbarkeit auf die a ae 
Verträge mit ausdrücklicher Zusicherung der zeüfıg zaddreo &x Be 
Ölang zu beschränken und Bedenken dagegen trug, diese Grenze 
weiter zu ziehen, so lag dies im Bedürfnis begründet, eine so 
wichtige und weittragende Rechtsfolge wie die der Exequibilität 
in möglichst ausdrücklicher und zweifelsfreier Weise ausgesprochen 
sehen zu wollen. Es kann denn auch angesichts des Wortlautes 
„mgükıs Eorw zatdaeg Ex dirng“, der in manchen altgriechischen 
Urkunden eine noch präzisere Ausgestaltung erfahren hat), gar 
keinem Zweifel unterliegen, daß dies der lange Zeit hindurch 
streng festgehaltene Ausgangspunkt auch im Werdegang der grie- 
chischen Exekutivurkunde gewesen ist.) Da ist jedenfalls auch 
der oben (8. 31f.) hervorgehobene Umstand bezeichnend, daß die 
bisher bekannt gewordenen öffentlichen Schuldscheine der Ptole- 
mäerzeit in der Tat sämtlich eine ausdrückliche „redrdneg &n ding“ 
Klausel aufweisen. Wenn ich dieser Tatsache vorderhand keine 
entscheidende Bedeutung beizulegen- wage, so geschieht dies, weil 
unser diesbezügliches Material zurzeit ein zeitlich und örtlich 
sehr konzentriertes ist (vgl. oben 8. 31/2) und weil es vor allem 
in lokaler Beziehung nicht die unmittelbaren Vorläufer des kaiser- 
‚zeitlichen Urkundenbestandes darstellt. Wir können daher nicht 
ersehen, ob die ptolemäische Notariatspraxis in ganz Ägypten 
die genannte gewesen ist und ob die späteren Erscheinungen nicht 


ı) Vgl. auch P. Oxy. II 286 lin. ıı f,, dazu Mirseis, Chrest. p. 2 56. 

2) So z.B. „naddnmeg Ex Ölung mark vouov veAog Brodansi, 

3) Vgl. hinsichtlich des gleichen altdeutschen Rechtsgrundsatzes Guido Kısch, 
7.4. Sav. -St., Germ. Abt. 35, 4ıf, 498. 
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bereits in die.Ptolemäerzeit zurückreichen.‘)’) Doch wie dem auch 
sei: sobald infolge dauernder vertragsmäßiger Verabredungen das 
Institut der Exekutivurkunde zu einer sehr geläufigen Erscheinung 
geworden war, mochten sich in betreff ihrer Erfordernisse 
naturgemäß allmählich dispositive Rechtssätze entwickeln, neben 
- welchen es dann auf die Präzision der konkreten Abmachungen 
weit weniger ankam. Nachdem eine Notariatspraxis von Jahr- 
hunderten die öffentlichen Schuldscheine dauernd exekutiv auszu- 
gestalten und sie mit der ausdrücklichen „zesrdreg Ex dlung“- 


ı) Es finden sich mitunter auch in ptolemäischen Urkunden einfache moäßıs- 
Abreden (ohne „»addeo du Öluns‘), aber bezeichnender Weise bisher nicht in Ge- 
schäften, die in der Regel exekutiver Natur gewesen sind: so im III. Jahrh. v. Chr. 
in P. Eleph. 2 lin. 13 = Mrrreis, Ohrest. 311 (vgl. oben S. 40, Anm. ı) und in 
P. Gradenw. 4 lin. 16f. (mit einem generellen Verfügungsverbot), ferner in P. Teb. 
1105 lin. 50 (a° 103 v. Chr.) (vgl. oben $. 32, Anm. 2). Daher gilt für diese Ur- 
kunden das oben $. 41 hinsichtlich der kaiserzeitlichen einfachen g@$ıs-Klauseln 
entwickelte Argument nicht und es scheint mir denn auch keineswegs sicher, daß 
auch diese Urkunden exekutiv gewesen sind. Dasselbe gilt wenigstens teilweise hin- 
sichtlich der Zusicherung der me&ıs nar& 16 dıdygaune (vgl. oben 8. 32, Anm. 2); 
was z. B. betreffs P. Gradenw. Io .(vgl. oben 8. 39, Anm. I) angesichts des auf 
8. 38/9 Ausgeführten gut passen würde. Es sei daher betont, daß die These von 
der Gleichwertigkeit aller moä&ıg-Klauseln nur hinsichtlich der Kaiserzeit als 
bewiesen gelten will. P. Amh. II 44 lin. 12, 33/4 ist zweifelhaft, s. die Beilage. 

2) Wenn ein Gläubiger in P. Fay. 11 = Mırrais, Chrest. 14 (a° 115 v. Chr.) 
sich auf Grund dreier Darlehens-svyygapai an den König wendet und seine For- 
derungsrechte auf dem Prozeßwege geltend macht, so handelt es sich dabei ver- 
mutlich um private Zeugenurkunden, für welche der unbedingt exekutive Charakter 
nicht anzunehmen ist (vgl. 8. 32, so P. Teb. 104, Io 5): wären die Urkunden nota- 
rielle, so würde der Gläubiger in seiner Eingabe das errichtende Notariat zweifel- 
los angeben (das Gegenteil ist im referierenden Sprachgebrauch m. E. stets ein 
starkes Wahrscheinlichkeitsargument gegen den öffentlichen Charakter einer Urkunde, 
ganz bes. bei gerichtlichen Eingaben, ef. 8.24; vgl. zur Urkunde namentlich Par- 
PULIAS, 7; Zumgdyuarog dopdisıw I 109°’, dem jedoch insofern nicht zuzustimmen 
ist, als er meint, daß im Falle des Vorliegens einer Exekutivklausel dies auch ge- 
sagt zu werden pflegt, während sich ein derartiger Hinweis auch im ptolemäischen 
Material an keiner Stelle findet (vgl. oben 8. 43 und unten 8. 47). — In erhöhtem 
Maß gilt das Gesagte betreffs einiger Prozeßakten des III. Jahrh. v. Ohr. — für 
welche Zeit uns bisher notarielle Urkunden überhaupt nicht erhalten sind (vgl. 
oben 8. 33, Anm. ı) — wie P. Hib. 30 und einige Eingaben in den Magdola- 
Papyri. — Hierbei sei auch bemerkt, daß bei etwaigen Argumentationen aus ProzeB- 
urkunden gegen die hier erörterte These stets zu berücksichtigen bleibt, daß es ja 
auch auf Grund exekutiver Schuldurkunden zum Prozeß kommen konnte, entweder 
auf Grund "einer &vrlgonsıg des Schuldners, oder indem der Gläubiger in Anbetracht 
der in Aussicht stehenden Einwendungen des Schuldners es mit dem Exekutivver- 
fahren gar nicht versucht hat (vgl. auch 8. 47, Anm. 2 a. R.). 
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Klausel zu versehen pflegte, ist diese Qualität so sehr zum Wesen 
der öffentlichen Schuldurkunde geworden, daß es dann garnicht 
mehr von Belang war, ob diese Rechtswirkung in der Urkunde selbst 
mit völliger Präzision in Aussicht genommen wurde oder nicht. 
Wenn daher die Notare der Kaiserzeit — namentlich in gewissen 
Gebieten — von der zgüfıg-Klausel den „zeddneg dx dtans“-Zusatz 
häufig weggelassen haben, so hat dies an dem selbstverständlich 
gewordenen exekutiven Charakter des Schuldscheins garnichts ge- 
ändert und auch die zurzeit allerdings nur durch ein verschwindend 
geringes und überdies sehr zweifelhaftes Material‘) belegbaren 
öffentlichen Schuldscheine, die gar keine zow£ıs-Klausel aufweisen, 
sind auf ebensolche Weise beurteilt worden. Würde man dieser letz- 
ten Konsequenz gegenüber Bedenken empfinden, so kann nur wieder- 
holend hervorgehoben werden, daß es sonst nicht zu begreifen 
wäre, daß die exekutive Natur eines Schuldscheins in unserem 
Material niemals besonders betont wird. Auch würde die gerade 
in urkundenrechtlicher Beziehung so reiche und feine Termino- 
logie der gräko-ägyptischen Rechtssprache zur Bezeichnung der 
Exekutivurkunde zweifellos einen Terminus geprägt haben, wenn 
nicht die Exequibilität mit einer anderen urkundenrechtlichen 
Qualität untrennbar verbunden gewesen wäre. Endlich muß jeder, . 
der dem hier gewonnenen Ergebnis noch zögernd gegenüberstünde, 
sich sagen, daß dasselbe von der bisherigen Lehre sich in seiner 
praktischen Tragweite weit weniger als in der theoretischen An- 
schauung unterscheidet: denn sobald man einmal das Mahnver- 
fahren auf Grund aller öffentlichen Schuldscheine für zulässig er- 
kannt hat (vgl. 8. 30/r), mußte die weitere Konsequenz vom 
gleichmäßig exekutiven Charakter aller öffentlichen Schuldscheine 
von selbst sich ergeben.?) 

1) Vgl. oben $. 42, Anm. ı. 

2) Kein Argument gegen die These dieser Darlegung vermag m. E. das Edikt 
des Präfekten Valerius Eudaimon, P. Oxy. II 237 VIH lin. 7f., abzugeben (dazu an 
Literatur MıtTeis, Arch. f. Pap.-F. ı, ı81f,; Freunort, Wertpapiere I 33£.; PArrsch, 
Z. f. Handelsr. 1911, 446; Jörs, Z. d. Sav.-St. 34, 152f.; Wiss, Beitr. zu den röm. 
Rechtsquöllen 8ıf.). Denn wenn dieses in Bezug auf yonuarızai Ölxeı auf Grund 
obligatorischer Urkunden Verfügungen trifft, so wird man hierbei zwar vor allem an 
wirkliche Schuldprozesse zu denken haben, jedoch teils an solche auf Grund pri- 
vater Urkunden, bei welchen die Frage der Echtheit in erster Reihe praktisch war,: 


teils an solche, die sich im Falle jedweder Einwendung des Schuldners auch auf 
Grund öffentlicher Urkunden ergeben konnten (vgl. S. 46, Anm. 2a. E., 51, Anm. 1). 


Rechis- 
vergleichendes. 


WE Te Ye 
en FR 
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Hiermit wäre für das griechisch-römische Ägypten eine Ent- 


wicklung gezeichnet, die unter nicht unähnlichen Voraussetzungen 
sich auch in anderen Rechten vollzogen hat und die damit auch 
ein hohes Maß rechtsvergleichender Wahrscheinlichkeit für sich 
haben dürfte. Es ist hier vor allem an die Entwicklungsgänge 
zu erinnern, die betreffs verschiedener mittelalterlicher Rechte zu- 
erst von BRIEGLEB in seiner „Geschichte des Executiv-Prozesses“ 
(I. Aufl., 184 5) dargestellt und seither von verschiedenen For- 
schern vertieft und ergänzt worden sind.‘) Daselbst wird die 
letzte Phase im Werdegang des italienischen instramentum gua- 
rentigiatum folgendermaßen geschildert: „Schon in der ersten 
Hälfte des XIV. Jahrhunderts war das Recht der paraten Exeku- 
tion in vielen und im Laufe des XV. Jahrhunderts in den meisten 
Statuten auf alle öffentlichen Urkunden, auch wenn sie die 
Guarentigia nicht enthielten, ausgedehnt worden (S. 74)“ .. „Diese 
abermalige Erweiterung des Rechts der paraten Exekution lag nahe 
genug. Es war ja die Guarentigia selbst seit Ausschließung des 
ordentlichen Richters längst zu einer bloßen Vertragsklausel (clau- 
sula executiva), zu einer jener clausulae generales herabgesunken, 
welche in keinem irgend feierlichen Instrumente fehlen durften, 
dergestalt, daß selbst die Frage entstehen konnte, ob nicht der 
Gläubiger, welcher berechtigt ist, seinen Schuldner zur Ausstellung 
einer Schuldurkunde zu zwingen, zugleich berechtigt sey, die Ein- 


verleibung der clausula guarentigiae auch ohne Zustimmung des - 


Schuldners zu verlangen. War demnach der Gebrauch der clau- 
sula guarentigiae so allgemein geworden, daß man gewohnt war, 
sie in allen Notariatsinstrumenten zu finden (und das waren ja 
die öffentlichen Urkunden jener Zeit), daß man nicht gewohnt 
war, eine öffentliche Urkunde zu sehen, welche nicht zugleich 
exekutorisch gewesen wäre, so konnte es kaum als eine wesent- 
liche Neuerung erscheinen, wenn man öffentliche Urkunden über- 
haupt für exekutorisch erklärte, wenn man ein für allemal durch 
das Gesetz statuirte, was die Kontrahenten in jedem einzelnen 


Falle durch eine gedankenlose Formel constituirten (8. 75 £),“ 


Dies deckt sich wohl im wesentlichen damit, was im griechisch- 
römischen Ägypten — wo uns diesbezügliche gesetzliche Be- 





ı) Zusammenfassung und Literaturangaben bei Rıcmarp Scoumipr, Deutsches 
Zivilprozeßrecht 79f. | 


= 


- 
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stimmungen nicht bekannt sind’) — auf gewohnheitsrechtlichem 
Weg vollzogen haben dürfte. Ebenso stimmt aber mit den ägyp- 
tischen Verhältnissen auch die weitere Bemerkung BkriıEeLeEB’s 
überein, wonach die geschilderte Entwicklung „um so unbedenk- 
licher scheinen mochte, da die Notarien doch fortführen, von der 
clausula guarentigiae selbst da, wo sie jetzt gesetzlich überflüssig 
_ geworden war, nach wie vor fleißigen Gebrauch zu machen 
Dasselbe Ergebnis hat sich aber neben Italien auch in anderen 
mittelalterlichen Rechten durchgesetzt und lebt in zahlreichen 
modernen Rechtsordnungen, wie z. B. in Italien, Spanien und 
Frankreich, wo öffentlich errichtete Schuldscheine kraft Gesetzes 
als exekutive behandelt werden, auch heute noch fort.?) Daß ver- 
schiedene, voneinander zumteil völlig unabhängige Rechte in die- 
ser Hinsicht zu einem derart übereinstimmenden Ergebnis gelangt 
sind, daß dieses bis in die neueste Rechtsentwicklung hinein sich 
als so lebensfähig, ja unentbehrlich erwiesen hat?), beruht auf 
dem mehr oder weniger überall vorhandenen, auch außer der Er- 
scheinung der exekutorischen Urkunde noch auf verschiedenartig- 
ste Weise sich kundtuenden Bedürfnis, in besonders glaubwürdiger 
und beweiskräftiger Weise eingegangene Forderungen möglichst 
rasch, ohne die Unzukömmlichkeiten eines prozessuellen Verfahrens 
durchsetzen zu. können. 


d) Das hier für das griechisch-römische Ägypten entwickelte ® DerCharakter 
des gräko-ägyPp- 


Ergebnis gewinnt aber noch sehr an innerer Wahrscheinlichkeit, tischen Exeku- 


? tionsverfahrens. 


wenn man schließlich bedenkt, daß diese weite Verbreitung der . 





ı) Eine gesetzliche Vorschrift exekutiver Haftung wurde — allerdings nicht 
in bezug auf Vertragsschulden — in P. Hal. ı lin. ıı6f., ııgf. bekannt, sehr be- 
merkenswerterweise mit ausdrücklich subsidiärem Charakter der Personalexekution: = 
noosanorıvilrn TE vınzoavu 16 Ö]exarov 00 Tıumuaros ig dlung nei 6 moduroo 
m 6 Ömnoerns noasd|ro vaddneo &y Ölung En 1]üv ümeoybvrov, Eüv ÖE un Enmorfit, 
nel &4 Tod oWuerog; vgl. dazu PartscH, Arch. f. Pap.-F. 6, 74f. Von einer moäfıs 
nadcıeg Eu Öinng ist auch im Gesetzesfragment P. Fay. 22 = Mırteis, Chrest. 291 
lin. 14 (I. Jahrh. v. Chr.?) die Rede: laut lin. 13 scheint auch diese eine gesetzliche 
zu sein und dürfte sich auf die Rückzahlung der Mitgift beziehen (vgl. oben $. 36); 
Näheres ist dabei nicht zu ermitteln 

2) Vgl. das diesbezügliche Rechtsmaterial des Näheren in der Sammlung: Das 
öffentliche Urkundwesen der europäischen Staaten, herausgeg. vom Ranieen Aus- 
schuß des intern. Notar-Kongresses, Leipzig-Wien 1913. 

3) Vgl. in diesem Sinne die Ausführungen Konuer’s, Gesammelte Beiträge 
zum Zivilprozeß (1894) 455f., 460. 


Abhandi.’d. K, 8. Gesellsch. d. Wissensch., phil.-hist. Kl, XXI ıın. 4. 


Personal- 
exekution. 


so A. B. SCHWARZ, [RRAT, 3. 


Exekutivurkunden daselbst von weit geringerer praktischer Schärfe 
war, als man a_priori ‚vielleicht annehmen möchte. Denn das Ver- 
fahren selbst war so geartet, daß es mit keinerlei bedenklicher 
Gefährdung des Schuldners einherging. | 

Was zunächst die von der Kaisergesetzgebung keineswegs 
begünstigte und im Il.—II. Jahrhundert auch in der Praxis jeden- 
falls stark in den Hintergrund tretende Personalexekution an- 
langt"), so scheint diese auch beim Vorliegen exekutiver Urkunden 
erst nach vorangehender Ladung des Schuldners und daraufhin 
stattgefundener, offenbar kontradiktorischer Verhandlung zulässig 
gewesen zu sein. Dies kann m. E. aus der bereits oben (8. 43) er- 


‚wähnten Eingabe P. Oxy. II 281 — Mıtteis, Chrest. 66 (a’ 20—50 
n. Chr.) erschlossen werden, in welcher eine Frau auf Grund einer 


Synehoresisurkunde in bezug auf ihren Mann, der die Mitgift 
unterschlagen hatte, an den Archidikastes die Bitte richtet: «&ıa 
Gvvrdkaı weraoryoaı abrov ini 08 Oxug Enavayrecdl Ovveyöue- 
vos dnododvan wor iv [plegvgv adv Hure. Die Schuldurkunde 
war sicher eine mit ausdrücklicher „ze®dnso &x diang“-Klausel 
versehene (vgl. oben 8.33): das our&ysotaı des Petits kann aber nur 
auf Personalexekution bezogen werden, die jedoch erst auf Grund 
vorangehender zardoreoıg erfolgen sollte.’) Solch ein Verfahren unter- 
schied sich von einem gewöhnlichen Zivilprozeß vermutlich nur 
darin, daß es nicht in ein vollstreckbares Judikat, sondern einen 
unmittelbaren Vollstreckungsbescheid auslief: man könnte da von 
einem Exekutivprozeß reden.) Die Frage nach der Zulässigkeit 
der Personalexekution auf Grund exekutiver Urkunden ist be- 
kanntlich seit langem strittig: einerseits hat man dieselbe auch 
beim Vorliegen einer Exekutivurkunde nur auf Grund eines wirk- 
lichen Zivilprozesses für möglich, andererseits in einer mit der Real- 
exekution völlig übereinstimmenden Weise für zulässig gehalten.‘) 





ı) Hierzu vgl. meine Bemerkungen Hypoth. u. Hypall. 67/9, s. auch unten S.5 2/3. 

2) Vgl. des Nüheren Hypoth. u. Hypall. 9of. und die daselbst 8.91 Anm. 
gesammelten Belege. Die Beziehung der Urkunde auf Personalexekution ist umso 
wahrscheinlicher, als der Mann im Sinne der Eingabe über kein Vermögen zu verfügen 
scheint (zur diesbez. Subsidiarität der Personalexekution vgl. 8. 49%). 

3) Wunger hatte für diesen Fall bereits Rechtshist. Papyrusstud. 151 die 
Möglichkeit eines „exekutivischen Urkundenprozeßes“ erwogen. ° 

4) Vgl. die Ausführungen und Literaturangaben bei Lewarn, Personalexeku- 
tion 30f., 42f.; Mirreis, Grundzüge 20f., 44f., ı21f. 
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Die angeführte Eingabe deutet nun m. E. dahin, daß die Personal- 
. exekution auf Grund vollstreckbarer Urkunden in einem von der 
Vermögensvollstreckung zwar in der Tat verschiedenen, dem Zivil- 
prozeß viel ähnlicheren und daher dem Schuldner günstigeren, 
hinsichtlich seiner Wirkungen aber trotzdem exekutiven Ver- 
fahren eingeleitet wurde. 

Was weiterhin die Vermögensvollstreckung betrifft, so ist dies 
Verfahren — wie wir auf Grund eines reichhaltigen: Materials 
wissen — unter Mitwirkung verschiedener Behörden erfolgt, war 
in feste Abschnitte gegliedert, offenbar durch verschiedene Fristen 
verlangsamt und hat der Verteidigungsmöglichkeit des Schuldners 
breiten Spielraum gelassen (Möglichkeit einer dvrigensıg sowohl 
dem Mahnungs-sieoroAızöv, wie dem Xonuatıoudg Eveyvonoieg gegen- 
über).') Ja die Gestalt dieses Verfahrens erscheint, vor allem auch 


I) wel hierzu die Darstellungen des Realexekutionsverfahrens. Die Möglich- 
keit einer dvrigomsig auch dem yonuarıoudg Eveyvgaoiag gegenüber wird auch von 
MırTEis angenommen, Grundzüge 128, Chrest. p. 251f., wenngleich der Kreis der 
in diesem Stadium noch zulässigen Eins cadangeh vielleicht ein eingeschränkter ge- 
wesen sein mag. Dabei ist es freilich eine durch die Rechtsvergleichung nahege- 
legte, derzeit m. E. noch nicht spruchreife Frage, in welchem Umfange Einwendun- 
gen exekutorischen Urkunden gegenüber überhaupt zulässig waren. Die Einwendung 
der Fälschung ist natürlich zweifellos zulässig gewesen, wenngleich die Frage, 
inwieweit die Präfektenverordnung P. Oxy. II 237 VIII lin. 7£., insb. ı3f! (vgl. oben 
S. 47, Anm. 2) auch auf das hier in Frage stehende Verfahren zu beziehen ist, sich 
nicht sicher entscheiden läßt; in der &vrigonoıs P. Oxy. I 68 wird das Erlöschen 
der Schuld durch Verjährung, bzw. Erfüllung eingewendet, vgl. auch P. Giss. 34 
= Mırreis, Uhrest. 75; in P. Lond. III p. 132f., wie auch in P. Oxy. VII 1027 lin. of. 
= Mıtteis, Chrest. 1993 ist nur von den Pfändungsobjekten- die Rede; aus der 
&vrloonsıs in B. G. U. III 970 lin. 24f. = Mırteis, Chrest. 242, wie auch aus 
P. Oxy. IX 1203 (dazu Lewarn, Z. d. Sav.-St. 33, 632f.; WenGer, Krit. VJSchr. 
1912, 559f.) ist betreffs unserer Frage nichts Konkretes zu ersehen. — Nicht völlig 
bedeutungslos ist es wohl, daß die Hinterlegungsverträge mit großer Regelmäßigkeit, 
wie. mitunter auch andere Verträge (so z. B. die ptolemäischen Darlehensurkunden 
der P. Reinach, einige Synchoreseis aus der Zeit des Augustus usf.) die Bestimmung 
aufweisen, der Schuldner werde zahlen ävev Ölung zul zolsewg nal mdong Ömegdkceng 
xei edoncıkoyleg (Material an Deposita s. Hypothek u. Hypall. 93, Küsrer, Z. d. 
Sav.-St. 29, 197f., vgl. auch Mrrteis, Grundz. 120): vielleicht daß man damit die 
Verteidigungsmöglichkeit des Schuldners für diese Fälle einschränken wollte — 
Eine Verschärfung der Lage des Schuldners der Exekution gegenüber bezweckt wohl 
auch die den noädıg-Abreden der Synchoresisurkunden aus der Zeit des Augustus 
stets, angefügte Klausel „arvewv obowv Hal @v &av Eneveyan nlorenv nacev GRETEng 
mdong“ (vgl. Manıck, Z. d. Sav.-St. 30, 309f., LewAuo, Personalexekution 53): an- 
gesichts der sonstigen Regelmäßigkeit ist es bemerkenswert, daß diese Klausel den 
Eheverträgen jener Urkundengruppe fehlt, ebenso B. G. U. IV 1127 : dazu oben 
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infolge der Konzentration mehrerer Momente nach Alexandrien, 


derart kompliziert, daß ich bei früherer Gelegenheit‘) mich ver- _ 


anlaßt sah, die Frage zu erwägen, ob nicht das Mahnverfahren 
beim Vorliegen von öffentlichen Schuldscheinen nur unter beson- 
deren Voraussetzungen, wie etwa — wofür wir zahlreiche Bei- 
spiele haben — Erben gegenüber die unerläßliche Voraussetzung 
der weiteren Vollstreckung gewesen ist: auch in anderen Rechts- 
ordnungen können wir ja beobachten, daß die Geltendmachung 
exekutiver Urkunden den Sukzessoren des Schuldners gegenüber 
eine erschwerte war?) Sicheres läßt sich zurzeit darüber nicht 
sagen. Andererseits aber mag gerade die hier dargelegte außer- 
ordentliche Verbreitung der Exekutivurkunden einer allzu großen 
Erleichterung ihrer Realisation nicht gerade günstig gewesen sein.’) 
Auch geht ja die Entwicklungstendenz des gräko-ägyptischen Voll- 
streckungsrechts überhaupt dahin, die Exekution dem Gläubiger 
immer mehr zu erschweren und sie in fest geregelte Wege zu 
bannen: so tritt die Personalexekution in der früheren Kaiserzeit 
ganz in den Hintergrund (vgl. oben 8. 50), dem Gläubiger beson- 
ders vorteilhafte Abmachungen, wie die der ze#£ıs roöan © &v 





8. 39!, wie auch B. G. U.IV 1109. Hinsichtlich der Zulässigkeit von Einwendungen 
exekutorischen Urkunden gegenüber in späteren Rechten, vgl. BRIEGLEB a. a. 0. 95f£. 
KoHLer, Gesammelte Beiträge 499f. 

ı) Hypothek u. Hypall. 84f., insb. 87. 


2) Vgl. KonLer, Die exekutorischen Urkunden in- Frankreich, Z. d. Sav.-St.,. 


Germ. Abt. 8, 120f. = Ges. Beitr. 507f.; Über exekut. Urk. 52f. 

Dje anderwärts mehrmals diskutierte Frage über die Zessibilität des Exekutions- 
rechts, scheint für das gräko-ägyptische Recht angesichts der Zessionsurkunden, 
in welchen ausdrücklich die mo&&ıs abgetreten wird, klar zu liegen, vgl. P. Oxy. I 
271 lin. 5, 15, 17, auch B. G. U. IV 1171 lin. 19 f., wo der Schuldschein in beiden 
Fällen eine Synchoresis, also eine zweifellos exekutorische Urkunde ist; außerdem 
s. noch P. Oxy. II 272 lin. 24, 28; B. G. U. IV 1170 IV lin. 52. In P. Oxy. II 272 
lin. 13. wird statt der meäfıg von dneimsıg gesprochen: daß dieses Wort auch das 
Recht aus einer exekutorischen Urkunde bezeichnen kann, ergibt z. B. B. G. U. IV 
1102 lin. 25, 1103 lin. 18, namentlich mit Bezug auf das Mahnverfahren B. G.U. 
IV ıı155 lin. 8, P. Oxy.168 lin. 6. Dagegen ist die xowdn in P. Oxy. II 271 lin. 
5, 17 m. E. nicht auf ein Exekutionsrecht, sondern auf das Inkassorecht des Zessio- 
nars auf eigene Rechnung zu beziehen, vgl. B. G. U, IV 1167 lin. 62, 1171 lin. 
30, 1170 IV lin, 56 und die Anm. Scuusarr’s zur letztgenannten Stelle. 

3) Dies mag auch Mırteis, Z, d. Sav.-St. 32, 487f. veranlaßt haben, jener Hypo- 
these skeptisch gegenüberzustehen; mehr zur Zustimmung neigend PARTscH, Arch. 
f. Er 5, 516 und neuestens Krerer, Erbrechtliche Untersuchungen (Leipz. Diss. 
1915) 53f. 


er 
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Bovryzer, der mgüfıs os eos Baoılırd verschwinden schon früh, 
die private Vollstreckung, die in betreff der Pfändung dem pto- 
lomäischen Recht vielleicht ebenso wie dem altgriechischen ge- 
 läufig war), wird in jeder Hinsicht durch die behördliche ver- 
drängt. So mag denn die römische Herrschaft, als sie im ägypti- 
schen Provinzialrecht der außerordentlichen Verbreitung exekutiver 
Verträge sich gegenüberfand, deren Handhabung zu erleichtern 
ebenfalls wenig geneigt gewesen sein.) Ohne Analogie ist jedoch 
der dortige Rechtszustand keineswegs: denn verschiedentlich kann 
in der Geschichte der Exekutivurkunde beobachtet werden, daß 
der effektiven Vollstreckung einer solchen ein mandatum de sol- 
vendo vorangehen mußte.®)‘) Was das ägyptische Verfahren als 
ein so besonders schwerfälliges erscheinen läßt, ist die Konzen- 
tration seiner entscheidenden Momente nach Alexandrien für das 
ganze Land. Daß die Praxis des Rechtslebens von diesem Ver- 
fahren trotz alledem anscheinend überaus regen Gebrauch machte, 
mag sich dadurch erklären, daß die auf wenige Orte und kurze 
Zeiträume des Jahres konzentrierte, durch starke Inanspruchnahme 
und das Delegationssystem verlangsamte Konventsgerichtsbarkeit 
wohl noch unbequemer und mit mannigfachen Ungelegenheiten 
verbunden war. Überdies ist dies Verfahren gerade zur Entlastung 


ı) Vgl. Lewauo, Personalexekution 42°; Mrrreis, Grundzüge 20/21. 

2) -Auf welche Weise exekutive Urkunden in der Ptolemäerzeit geltend ge- 
macht wurden, ist vorderhand freilich nicht zu ermitteln. Immerhin erbringt neuestens 
Jörs, Z. d. Sav.-St. 36, 281f., 289 den Beweis, daß das kaiserzeitliche Exekutiv- 
verfahren in seinen Grundzügen in die Ptolemäerzeit zurückreicht. 

3) Vgl. BRIEGLEB, Exekutorische Urkunden ı1of.; KoHLer, Gesammelte Bei- 
träge 500, Über exekut. Urk., Festg. f. Planck 45. 

4) Aus diesem Brutde ist der Vergleich jenes ägyptischen Zastellungerer 
fahrens mit dem ‚modernen Mahnverfahren, welches nicht der Geltendmachung exe- 
kutorischer Urkunden dient, von Konter, Z. f. vergl. Rechtswiss. 1912, 286 bean- 
"standet worden. Der Unterschied wurde in der papyrologischen Literatur nicht über- 
sehen, vgl. KoscHAKER, Z. d. Sav.-St. 29, 30; es kommt noch hinzu, daß es sich in 
Ägypten nieht um einen richterlichen Zahlungsbefehl, sondern bloß um die amt- 
liche Zustellung der die Mahnung bezweckenden Parteieingabe handelt, vgl. allge- 
mein Mırteis, Leipziger Sitzungsberichte 62, 70f. Da jedoch diese Zustellune die 
weitere Vollstreckung nur unter der Weka ermöglicht, daß (allerdings inner- 
halb nicht näher bekannter Grenzen, vgl. oben 8. 51, Anm. ı) kein Widerspruch 
gegen dieselbe erfolgt, gleicht sie praktisch dem mandatum cum clausula, dem ge- 
meinrechtlichen bedingten Mandatsprozeß, dem das moderne Mahnverfahren ent- 
stammt, vgl. Skeor, Das Mahnverfahren 14f.; das dürfte die Beibehaltung der üb- 
lich gewordenen modernen Terminologie immerhin rechtfertigen. 
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des Konventsbetriebes vom Staate vermutlich auf jede Weise ge- 
fördert, möglicherweise auch gesetzlich vorgeschrieben worden, eine 
Tendenz, mit welcher die Entwicklung des Mahnverfahrens in 
unserer Zeit in vollster Analogie sich. befindet. | 


e) Wie war es nun gegenüber dieser einheitlichen Behandlung 
aller öffentlichen Schuldscheine mit der Exequibilität privater Ur- 
kunden bestellt?!) Da ist es zunächst sicher, daß Cheirographa 
niemals ohne vorangehende dyuooiocıg (oder Exuegrögysig) im 
Wege des Mahn- und Exekutionsverfahrens geltend gemacht wer- 
den konnten (vgl. oben 8. 30).”) Auch in anderen Rechtsordnun- 
gen, die das Prinzip des exekutiven Charakters der öffentlichen 
Schuldscheine herausgebildet haben, kann mehrfach beobachtet 
werden, daß der exekutiven Geltendmachung privater Ur- 
kunden ein Verfahren voranzugehen hatte, durch welches. die 
Echtheit der Urkunde festgestellt werden sollte (Rekognitionsver- 
fahren).”) Dabei erscheint es sogar als eine naheliegende Mög- 
lichkeit, daß diese Vorbereitung des Exekutionsverfahrens gerade 
die ursprüngliche Funktion der dyuocinoıg gewesen sein mag: denn 
die Gemeinsamkeit der vollziehenden Behörde deutet dahin, daß 
dnuosiocıg und Mahnverfahren in einem engeren Konnex zueinander 





1) Im folgenden ist nur von Cheirographa die Rede. Denn ob die kaiserzeit- 
lichen Zeugenurkunden als private Urkunden angesehen werden dürfen, ist sehr 
zweifelhaft (vgl. dazu unten 8. 79£f.), und das geringe Material bietet betreffs der 
Frage ihrer Exequibilität keinerlei konkrete Anhaltspunkte: das von dem der 
Cheirographa abweichende Bild der zahlreichen ptolemäischen Zeugenurkunden (vgl. 
oben 8. 32f.) legt es jedenfalls auch für die folgende Zeit nahe, ein von dem der 
Cheirographa- verschiedenes Prinzip zu vermuten; Bemerkenswert ist es jedoch, daß 
die in B.G. U. III 989 (a° 226 n. Chr.) erhaltene ünmoygapn einer ouyyoapn EEaude- 
uoog die meiäıg naddreg En Ölung zusichert, während die dmoygapei agoranomi- 
scher Urkunden eine moü£ıs-Klausel nicht zu enthalten pflegen: dies könnte dahin 
deuten, daß die Exequibilität dort nicht ebenso selbstverständlich war, wie hier und 
daß daher die ausdrückliche gäßıg-Abrede auch in der oroyo@pn nicht unerwähnt 
bleiben sollte. Doch mag sich diese Genauigkeit auch durch den besonderen Cha- 
rakter dieser ömoyoa«pn erklären, wozu vgl. Mrrreıs, Grundzüge 64°, Chrest. p. 152. 
Vgl. vielleicht P. 8. J. I 42 (IV. Jahrh.). Betreffs der Hypomnemata vgl. $. 58. 

2) Cf.B. G.U.II 578; B. G. U. DI 970 lin. 20£.; B.G. U. IV 1155 lin. 5—17 
(dazu Hypothek und Hypallagma 77 f.); P. Lond. III p. 159 lin. 6f.; weniger zweifel- 
lose Fälle: P. Oxy. VI 906 lin. 8f. (vgl. oben $. 18, Anm. 2); P. Flor. 68 lin. 8; 
P. Lips. Inv. Nr. 610 (Z.d. Sav.-St. 29, 3? und 27°). 

3) Vgl. Brieeres, Exekutorische Urkunden: bezüglich Italien $. 8of., 110, 
115/6, 121, 147, bezüglich Spanien S. 178, bezüglich Frankreich $8. 207/8; für das 
spanische Recht vgl. Konter, Prozeßrechtliche Forschungen 128. 
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gestanden haben. Auf diese Weise mag sich im Bureau des Ar- 
chidikastes ein Verfahren der Verlautbarung') privater Urkunden 
herausgebildet haben, welches dann auch zu anderen Zwecken ver- 
wendet worden ist. Doch ist hierbei in Ermangelung näherer An- 
haltspunkte über eine bloße Vermutung nicht hinauszukommen. 

Daß der Exekution vollstreckbarer Privaturkunden die dy- 
wooiwoıg derselben vorangehen mußte, ist bisher direkt nur in 
betreff der Vermögensvollstreckung zu ersehen. In Ermangelung 
von Quellen darf es jedoch dahingestellt bleiben, ob hinsichtlich 
der Personalexekution dasselbe gegolten hat. Denn wenn es 
sich bestätigen sollte, was vorhin (8. 5o/ı) vermutet wurde, daß die 
Personalexekution nur nach vorangehender Ladung des Schuldners, 
in einem kontradiktorischen und somit dem Zivilprozeß viel ähn- 
licheren Verfahren verhängt werden konnte, so ist es sehr wohl 
denkbar, daß die formalen Voraussetzungeh in betreff der. zu 
realisierenden Urkunde hier — ebenso wie im wirklichen Zivil- 
prozeß (vgl. oben 8. 14 f.) — weniger scharfe gewesen sind, als 
dort, wo das Verfahren auf einseitiges Verlangen des Gläubigers 
in Gang gesetzt wurde.) re 

Es frägt sich nun, ob mittels der dyuooiwoıg jeder private 
Schuldschein zu einer vollstreckbaren Urkunde wurde, oder nur 
ein solcher, der eine ausdrückliche zeädıg-Klausel enthielt. Da 
wird man m. E. ganz entschieden der letzteren Möglichkeit den 
Vorzug geben müssen. Denn im Gegensatz zu den öffentlichen 
Schuldscheinen sind, wie oben (8. 32/3) dargelegt, die Cheirographa 
in der Ptolemäerzeit fast durchwegs und auch in der Kaiserzeit 
häufig ohne jedwede zgw&ıg-Klausel ausgestellt worden. Während 
also die Entwicklung der öffentlichen Schuldscheine vom Prinzip 
der Exequibilität ausgegangen war und dieses in ihnen auch 
weiterhin fast immer zu deutlichem Ausdruck gelangte, sind die 
Cheirographa ursprünglich gerade umgekehrt nicht-exekutive Ur- 
kunden gewesen, und die we@&ıg-Klausel ist bei ihnen auch nie- 
mals zu einem natürlichen Bestandteil geworden. Da kann un- 
möglich angenommen werden, daß der exekutive Charakter sich von 


ı) Diese Bezeichnung gebraucht JÖRs, 2.d. Sav.-St. 34, 107£. 

2) Bei dieser Annahme ließe sich der Mangel des dnuooiwsig in P. Oxy. I 259 
(vgl. oben 8. 18/9) sowohl mit der Möglichkeit eines Zivilprozesses, wie auch der 
des Exekutivverfahrens vereinen. 
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selbst verstanden haben soll. Wenn oben (8. 30f., 43) zugunsten 2 


der Vollstreckbarkeit der öffentlichen Schuldscheine damit argu- 
mentiert worden ist, daß von diesem Moment nientals besonders 
die Rede ist, so gilt dies Argument in betreff der Cheirographa 
deswegen nicht, da dieselben den Gesuchen um ein Mahnver- 
fahren in ihrem ganzen Umfang beigelegt worden sind und die 
konkreten Abmachungen infolgedessen direkt ersehen werden 
konnten.‘) Am durchschlagendsten aber spricht für das vorhin 
Gesagte, daß nur Schuldcheirographa mit einer woäfıg-Klausel auf- 
die zukünftige dnuociocıg hinzuweisen pflegen’): folglich ist diese, 
die doch eben das Exekutivverfahren ermöglichen sollte, für die 
große Anzahl jener Handscheine, die keinerlei zgödıg-Klausel ent- 
halten, offenbar überhaupt nicht in Frage gekommen. Wenn es 
umgekehrt mehrere exekutive Cheirographa gibt, die ebenfalls 
keinen Hinweis auf die dyuooiwoıg enthalten (vgl. oben 8. 9), 
mag sich dies dadurch erklären, daß mit der ausdrücklichen 
Unterwerfung unter die woafıg die Zustimmung zur Vornahme 
der dnwociwcıg als selbstverständlich angesehen wurde.’) 


1) Wenigstens gilt dies soweit das Mahnverfahren mit der dnuosiocıg der 
Privaturkunde verbunden wurde. Belege s. Hypoth. u. Hypall. 88", 94. 

2) Einzige Ausnahme oben $. 9, Anm. 6. 

3) In dem oben $. ı2, Anm. 2 a. E. bereits erwähnten, während der Korrek- 
tur publizierten Snubohesie Mkteraktick. P. M. Meyer, Griech. Texte Nr. 6 (aPı25 
n. Chr.), enthält die an einen Banquier gerichtete Zahlungsanweisung (ZrioreAue), 
die — nachdem der Banquier nicht gezahlt hat — seitens des Gläubigers zur Önuo- 
6iwsıg eingereicht wird und daraufhin dem Erben des anweisenden Schuldners zu- 
gestellt. werden soll, keinerlei wo&&ıc-Ahrede (auch hätte eine solche in dem durch 
den Anweisenden einseitig ausgestellten ämioralu« allenfalls erst nach Annahme 
durch den Banquier wirksam werden können). Demgemäß aber wird durch dies 
Aktenstück allen Anzeichen nach überhaupt nicht die Einleitung eines Exekutions- 
verfahrens bezweckt. Denn im Gegensatz zu allen darauf gerichteten Mahnungs- 
ÖiworoAnd (vgl. Mrrreis, Grundzüge 124) wird hier keinerlei me&äıs angedroht. Die 
Zustellung soll een Weise laut lin. 32 raeövrov plAwv do) allein zu 


dem Zwecke erfolgen: iv’ sid dv dnuoolw yelyJovög 16 Erilo]raru[«] (vgl. oben 8. 28), 


al moimontel wor vv dmbdooıw (lin. 32f.). Es liegt also kein technisches Mahn- 
verfahren, sondern bloß amtliche Zustellung und Mahnung im weiteren Sinn vor, 
wie wir sie bereits aus P. Oxy. II 286 kannten (dazu Mırrtzis, Chrest. p. 2 56); vgl. 
auf sachenrechtlichem Gebiet die amtlichen Zustellungen in P. Oxy. IX 1203 lin. 5f. 
und P. Oxy. X 1270, wie auch die allerdings nicht durch den Archidikastes ver- 
mittelten dıeoroAınd zur Kündigung der Pacht (s. P. Straßb. 74 und dort Citt., ferner 
P. 8. J. 157). Neu ist in unserem Fall, daß auch ein derartiges Verfahren mit der 
Önmooiworg der Urkunde verbunden wurde. Hier liegt möglicherweise eine neue 


r 
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Schließlich ist noch zu fragen, ob die Exequibilität der Cheiro- 
grapha durch jede xoäfıg-Klausel, oder nur durch eine solche mit 
„zdÄaneg Ex ing“ begründet worden ist? Da werden wohl die- 
Argumente, auf Grund welcher oben (8. 40f.) die einfachen oa£ız- 
Klauseln und die mit „ze®«seg &* Oiang“ als gleichwertig ange- 
sehen worden sind, in bezug auf Cheirographa um nichts weniger 
gelten: beide sind in gleichem Maß der Ausdruck der Exequibili- 
tät gewesen. So sind denn auch Hinweise auf die Önuooinoıg in - 
Verbindung sowohl mit der einen, wie der anderen Gattung zu 
finden (vgl. die Beilage). 


a aber. dürfte für den Kreis der Schuldscheine nunmehr eV 
nachgewiesen sein, daß eine scharfe Kluft die öffentlichen und 
privaten Urkunden trennte und die dnuocincız eben diese zu über- 
brücken bestimmt war. Öffentliche Schuldscheine sind in der Kaiser- 
zeit ohne weiteres als exekutive behandelt worden, auf Grund 
privater Schuldscheine hingegen konnte ein exekutives Verfahren 
nur, soweit sich der Schuldner darin ausdrücklich der zeäßıs 
unterwarf und nur nach vorangehender dnuociwcıg der Urkunde 
angestrengt werden. Die zeitlichen Grenzen dieses Rechtszu- 
standes sind nicht mit Exaktheit bestimmbar, namentlich ob 
und wie weit derselbe in die Ptolemäerzeit zurückreicht, vermag 
zurzeit nicht festgestellt zu werden. Sicherlich hat man ihn nicht 
_ über die Mitte des IV. Jahrh. n. Chr. hinaus zu erstrecken, um. 
welche Zeit das ganze Urkundenwesen ein anderes wird. Damit 
im Zusammenhang erhebt sich die Frage, inwieweit es im byzan- 
tinischen Ägypten exekutive Urkunden überhaupt noch gab? 
Mırteis hatte mit dem Fortleben dieser Erscheinung in der 'öst- 
lichen Reichshälfte bis in die späteste Zeit hinein gerechnet‘) ‚und 





Funktion dieser letzteren vor, über deren Tragweite erst ferneres Material ein Urteil 
ermöglichen wird: ob sie auch in derartigen Fällen stets zu erfolgen hatte, oder ob 
sie durch den Tod des Schuldners (lin. 22) veranlaßt war oder aber mit Besonder- 
heiten des Scheckrechts zusammenhängt, läßt sich vorderhand nicht entscheiden. In 
bezug auf dies letztere lernen wir jedenfalls, daß auf Grund eines derartigen eni- 
oraAue der Anspruch des Gläubigers, sobald der Banquier nicht zahlte, sich gegen 
den anweisenden Schuldner richtete. Auf. welche Weise (ob exekutiv oder nicht) 
gegen .diesen letzteren vorgegangen werden konnte, hing aber nicht vom Inhalt 
dieses drioreiue, sondern allein von dem zwischen Gläubiger und Schuldner er- 
richteten Vertrag ab, betreffs dessen aus unserem Aktenstück nichts zu ersehen ist. 
ı) Reichsrecht und Volksrecht 423—426, 430, 4431. 
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es lassen sich denn auch »e&fıg-Abreden (mitunter mit zaddaeg 
&x ding) bis ins VI. Jahrhundert nachweisen.‘) Sie stehen jedoch 
ganz vereinzelt und sind jetzt gegenüber der sehr verbreiteten 
Generalverpfändung gewichen, die wohl infolge reichsrechtlicher 
Einflüsse aufkam. Die praktische Behandlung der letzteren mag 
allerdings von der der älteren Exekutivurkunde nicht wesentlich 
verschieden gewesen sein.’) Nur ist der gleiche Zweck jetzt durch 
ein den römischen Vorstellungen entsprechendes Mittel erreicht wor- 
den, und wenn die ägyptischen Urkunden den häufigen Abreden 
„UREHEVTO dAdnroıg Ünevra Euvrov To Ürdoyovru nal Undo&ovre ding 
zah yerızag Eveyloov Adya za brodiang dızaiw“ oft auch noch die 
Worte „wadt«reg x diang“ anfügten (ohne Bezugnahme auf zox&ı5)?), 
so bedeutet, dieser Zusatz, der — wie wir sahen — bereits in der 
früheren Zeit nicht mehr das Wesen der Exekutivität ausmachte, 
wohl bloß noch eine aus dem älteren Urkundenstil überkommene 
Floskel.‘) 


er x Nicht ganz durchsichtig ist im Lichte unseres Ergebnisses 
Urkunden. die Behandlung, die den Pacht- und Mieturkunden zuteil geworden 
ist. Wie oben S8. 10 dargelegt, deuten die bisherigen Indizien da- 
hin, daß derartige Cheirographa — selbst soweit sie das Recht 
unmittelbarer wg&fıs zusicherten — keiner dyuociwcıg unterworfen 
waren. Das könnte die Vermutung nahelegen, wonach das Ver- 
fahren Pächtern und Mietern gegenüber ein erleichtertes gewesen 
ist, Dazu kommt eine weitere, oben (S. 36f.) ebenfalls bereits er- 
wähnte Beobachtung: die massenhaften hypomnematischen ui- 
o#w6ıg-Urkunden der ersten römischen Jahrhunderte enthalten 
niemals irgendeine zgädıg-Verabredung, während eine solche in 
den objektiven Urkunden fast immer enthalten ist.) Bedenkt 





ı) Vgl. P. Oxy. VIII 1130 lin. 23f. (a° 484), VI 914 lin. ı4f. (a 486), 
P.8.9.178 (V. Jahrh.), P. Straßb. ı lin. 10£. (a° 510). 

2) Vgl.neuestens Raser, in der HoLrzenporrr-Koner’schen Enzykl.14942, 495. 

3) Beispiele bei Mrrreis a. a. O. 428 f.; Schwarz, Hypothek u. Hypall. sch; 
neuerdings P. Flor. III 323 lin. ı8f., P. Cairo Cat. II 67158 lin. 31. 

4) Vgl. jetzt Mirmeis, Graadeiige 127: 

5) Bezüglich der wio$woıg- Protokolle aus Oxyrhynchos sei hierbei eine Ver- 
mutung gestattet. Es ist auch schon bisher aufgefallen, daß sie im Gegensatz zum 
üblichen Prinzip objektiver Stilisierung am Schluß datiert sind, vgl. Mırteıs, Grund- 
züge 53°, 60°. Dürfte man da angesichts der jüngst aus P. Oxy. X 1273 gewonne- 
nen Beobachtung (vgl. oben 8. 5, Anm. 2) nicht an die Möglichkeit denken, daß 
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man nun, daß das Hypomnema in einzelnen Gebieten (z. B. im 
Faijüm) lange Zeit ‚hindurch als die alleinige Beurkundungsform 
der Privatpacht erscheint (vgl. oben 8. 36), so ist es kaum denk- 
bar, daß in diesen dem Verpächter der Weg unmittelbarer Exe- 
kution schlechthin verschlossen geblieben sein sollte. Ob man 
aber infolgedessen daran denken darf, daß es im Kreise von 
Pacht und Miete auf die konkreten Exekutionsabmachungen .der 
Verträge überhaupt nicht ankam, sondern daß hier an Stelle des 
sonst so schwerfälligen Exekutionsverfahrens dem Verpächter und 
Vermieter vielleicht kraft Rechtssatzes ein einfacheres Ver- 
fahren zu Gebote stand, ist eine Frage, die a priori wohl eine 
gewisse Plausibilität für sich haben dürfte, jedoch auf Grund un- 
serer derzeitigen Kenntnis sich kaum beantworten lassen wird. 


auch diese Protokolle private Urkunden gewesen sind? Damit würde zumindest 
die Schwierigkeit schwinden, daß die ulo®woıg in gewissen Gebieten (wie im Faijüm) 
stets privat (hypomnematisch, mitunter chirographisch, vgl. 8. 36), in Oxyrhynchos 
hingegen öffentlich beurkundet worden wäre, wo. doch in betreff aller anderen 
Geschäftsarten öffentliche und private Beurkundung in jedem Gau nebeneinander 
begegnen. Bezeichnend ist es auch, daß die genannten Protokolle den Ort ihrer Er- 
richtung nicht anzugeben pflegen, was zur sonstigen Art der notariellen Urkunden im 
Gegensatz steht und vom Standpunkt dieser nicht zu erklären wäre, zumal diese in der 
Kaiserzeit das errichtende Notariat in der Regel nicht angeben (vgl. hierzu Mrrreis, 
Grundzüge 62 Anm.). Die im allgemeinen recht korrekte Stilisierung jener Protokolle 
bietet an sich kein entscheidendes Argument gegen ihren privaten Charakter; denn auch 
sonstige Privaturkunden und namentlich die wiso®wcıg-Hypomnemata zeigen vielfach 
eine völlig einwandfreie Redaktion; sind doch großenteils auch diese durch berufs- 
mäßige Urkundenschreiber aufgesetzt worden (vgl. Mrrrsis, Grundzüge 56°). Nicht 
einleuchtend ist die Folgerung WaszynsKr’s, Bodenpacht 31f. Außer jenen ulodw- 
oıc-Protokollen sind auch noch die oxyrhynchitischen Arbeitsverträge P. Oxy. II 275 
(a 66), IV 725 (a 183), X 1275 und B. G. U. IV 1021 (III. Jahrh.), die zag- 
noveie P. Oxy. IV 728 (a? 142), der Teilungsvertrag P. Oxy. X 1278 (a 214) 
und B.G. U. IV 1062 (a 236) und vielleicht der Ehevertrag VI 905. (a° 170; 
vgl. Grexreut-Hunr ad lin. ı) am Schluß datiert. Von diesen Urkunden bezeichnen 
sich P. Oxy. IV 725 und X 1278 als öwoAöynma (nicht öwoAoyi«): möglicherweise 
liegt hierin eine besondere Nuance, indem beiden Urkunden die Einleitungsformel 
öuoAoyovoı dAANAoıg ol deiveg gemeinsam ist; vgl. dazu die Wendung 16 xoıvov ÖuoAoynua 
in P. Oxzy. X 1278 lin. 36f.; II 237 Col. IV lin. 35/6, Col. V lin, 11; III 472 lin. 29, 
56£.; ebenso erscheinen auch im öuoAöynwe-Fragment P. 8. J. IIT 218 (a° 250) 
mehrere öwoAoyoövreg; vgl. unter den angeführten Urkunden auch P. Oxy. X 1275, 
B. 6. U.IV 1021 und 1062 (in der letztgenannten Urkunde ist demnach in lin. 24 
statt des seltenen ovvd@AAayue wohl öuoAoynua zu ergänzen). Es handelt sich hierbei 
um eine oxyrhynchitische Terminologie. 


IV. Die öffentliche Beurkundung der Quittungen, 


1. Das Prinzip der Quittungsform. 


Nunmehr ist unserer obigen Problemstellung (S. 29) folgend 
auf die Frage überzugehen, ob und inwieweit die öffentliche Beur- 
kundung im Kreise der Quittungen von materiellröchtlicher Be- 
deutung gewesen ist? Die Antwort hierauf wird sich aus den 
Prinzipien ableiten lassen, die aus dem ptolemäisch-römischen 

- Papyrusmaterial in betreff der Form der Quittungsurkunde über- 

| haupt erkannt werden können. Diesbezüglich ist schon vor 
längerem eine merkwürdige Relation zwischen der Form der 
Quittung und des durch sie ‘getilgten Schuldscheins beobachtet, 
bisher aber noch nicht zum Gegenstand näherer Untersuchung 
gemacht worden. Dieselbe trifft auch für den größten Teil des 
inzwischen beträchtlich angewachsenen Materials zu und geht 
dahin, daß sehr häufig Schuldscheine in Form einer Synchoresis- 
urkunde wiederum durch Synchoresisurkunden, notarielle Schuld- 
scheine durch notarielle Quittungen, Diagraphai durch Diagraphai 
quittiert zu werden pflegten.) Neben diesen sehr zahlreichen 
Fällen, in welchen die Form der Quittungsurkunde genau der des 
Schuldscheins entspricht, läßt jedoch unser heutiges Material eine 
Reihe von Urkunden beobachten, für welche eine derartig präzise 
Formkorrespondenz nicht zutrifft, die aber trotzdem als völlig 
korrekte Quittungen bewertet werden müssen. 


2) Schuldschein a) Um das Material nach beiden Richtungen hin zu veranschau- 
und Quittung in_, e sah . . . D 
korrespondieren-Jlichen, sollen zunächst diejenigen (viel zahlreicheren) Quittungen 
der Form, A ; R 
" "tabellarisch nebeneinandergestellt werden, welche die erwähnte ge- 
naue Formkorrespondenz aufweisen. Selbstverständlich kommen 


hierbei nur solche Quittungen in Frage, die auf eine Aufhebung 





1) Zuerst wurde dies von Grapenwırz, Einführung in die Papyruskunde 121 be- 
obachtet; seither ist dieser Punkt berührt worden bei WENGER, Stellvertretung 191; 
Eezr, Grundbuchwesen ı13!; PreisiGke, Girowesen 225f., 526; Freunpt, Wert- 
papiere II 162; Schwarz, Hypoth. u. Hypall. 143°; Mrrreis, Grundzüge 70, 3.; dazu 
sind weiterhin zu vgl. die Fragestellungen und Hinweise bei PArrsch, Gött. gel. 
Anz. 1910, 759 und Zeitschr. f. Handelsrecht 70, 477f. (zu den letzteren vgl. 
unter IV. 3a. E.). 
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des in der Suamibrsenn aldarkımde verbrieften Rechts- 
‚ verhältnisses hinzielen; deswegen sollen auch die Scheidungs- 
verträge mitherangezogen werden, da deren Bedeutung bekannt- 
lich dahin geht, den Rückempfang der Mitgift zu bestätigen und 
das im Ehevertrag begründete Rechtsverhältnis damit für aufge- 
hoben zu erklären.‘) Hingegen müssen Quittungen, die Zahlungen 
betreffen, durch welche die Existenz des zugrundeliegenden Rechts- 
verhältnisses nicht berührt wird, hier zunächst außer Betracht 
bleiben, da von der fraglichen Korrespondenz bei diesen über- 
haupt keine Rede sein kann (dazu vgl. das Nähere unter IV. 4). 


| A) Agoranomische Quittungen.?) 


a) Ptolemäerzeit.®) 




















| Form der Quittung | Form des aufgehobenen Schuldscheins 
= i Gebelön-Urkünden. 
P. Grenf. II 19 (a°| EinfachesProtokoll:| lin. rof.: [ds] (seil. &erdßas) 2dd- 
118 v. Chr.) &v Hoe9ögeı &p' "Hhio- |veısev wöroig vark [ovvyor]p[ Hv 
dgov Kyogavöuov; |dajveiov nv [rjedeisev Emil rov 
Verso lin. 15: xare- |«broü [&Joystov; 
| BoAn*); 
P. Grenf. 1 26 (a°| Einf. Protokoll: &v lin. 3f.: & &ddweisev ward avvyoa- 
113 v. Chr.) Hoyöge: Emi Zooov (phv) dalveiov) [rhv]?) Tedeisev Emi 
&yooavöuov; trod &v IIedVl(osı) doyslio]v; 
Verso: nlAv(oıs)*); 





' ı) Vgl. Lesquier, Les actes de divorce greco-gyptiens in Rev. de philol. 
N. S. 30, 5f.; BERGER, Strafklauseln 225. P. Oxy. VI 906 nennt sich lin. Io aus- 
drücklich &oyn (dazu die Anm. von GrenreLL und Hunr). 

2) Gemäß der von Mrrteis, Grundzüge 58f. befolgten Terminologie unter 
Hinzurechnung der Grapheion-Urkunden. 

3) Der hier häufig begegnende Gegensatz, wonach die Quittung als Homologie, 
der Schuldschein (namentlich die große Masse der Darlehensverträge) hingegen als 
einfaches Protokoll redigiert erscheint (vgl. dazu Homologie und Protokoll in der 
Festschr. f. Zitelmann, S. 7f., insb. gf. und ı2£.), schließt die hier postulierte 
Formkorrespondenz nicht aus, da es sich dabei bloß um einen Gegensatz der Stili- 
sierung handelt, während es im vorliegenden Zusammenhang allein darauf an- 
kommt, daß sowohl Schuldschein wie Quittung notariell errichtet seien. Unsicher 
ist die Sachlage in P. Amh. II 42 (a’ 179 v. Chr.), da sich weder die Form der 
Quittung, noch die der in lin. ıı erwänten ovvyoapn davelov genau bestimmen läßt. 

4) Vgl. Homologie und Protokoll 12f. 

5) Diese Ergänzung ist in Anlehnung an P. Grenf. II ı9 lin. ugc — falls 
die Lücke dafür nicht zu groß ist — dem [yxave]redsicav der editio princeps vor- 
zuziehen, s. auch P. Grenf. II 30 lin. 9; vgl. aber auch P. Cairo Preis. 32 lin. 5 f. 
(a° 116 n. Chr.). 
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A. B. ScHwaRrz, 


RXXL.3. 


Lg 





Form der Quittung 


Form des aufgehobenen Schuldscheins 








P. Heidelberg av. 
Nr. 1278 = Mrmmmis, 
Chrest. 233 (a° ı12/1 
v. Chr.) 

P. Lips. 7 (a° 107 
v. Ohr.) 


® 


P. Grenf. II 3ı (a | 
104 v. Chr.) 
| 


P. Grenf. II 30 (a° 
102 v. Chr.) 





P. Reinach ı2 (a 
ı11/10 v. Chr.) 


P. Reinach 13 (a° 
ı10 v. Chr.) 


P. Reinach 25 (a 
105 v. Chr.) 
P. Reinach 27 (a 





103 v. Chr.) 


Einf. Protokoll: &v 
Tlugogeı Ed "Auuwviov 
dy00RvOnoDV; 

Verso: &rslAvoıg; 

Einf. Protokoll: &v 
KooxodlAwmv moAsı Eh 
IIuvioxov d&yogavöuov 
tig dvm vonagylag vod 
Ilosvoirov; 

(#oreßoAn-Typus); 

Homologie: &v IIe- 
Idosı Ep “Eouiov Tod 
not IIavionov &yoga- 
vöuov; 

Verso lin. 19: &ni- 
Av (015); 

Einf. Protokoll: &v 
IIu$vosı 2p “Eoulov 
tod meo& TIlavicnov 
&yogavöuov; 

Verso: &niAvoıs; 








lin. 4£.: 6v öm&dero nara GvyyoR- 
pmv hväg &v nioreı Ei vod Ev IIadügeı 
doyelov 29” ‘Hliodapov &yogavö- 
won; 

lin. 10f.: rag dmußimdeloag auroig 
(seil. Öguyuäg) Kam) ovyygapäs 
davelov, hg &9ero — — — did Tod Ev räu 
KooxodlAov nölsı Koyeslov Emil Ilroe- 
nelov dyogavöuov; 


lin. 7£.: 10 &mußdAlov adro wEgos 
davslov 00 Edero —— — Eini vod &v 
Kooxodl(Awv) nö(Ası) doyslov; 


lin. 7£.: & (seil. sdAovre) &ödveroev 
aöroig nard ovvyoa(pnv) da(veiov) 
nv Ersdeioav Em) Toü Ev Iladgeı. 
Goyelov. 


Hermupolis.!) 


 Homologie; 
Verso: &moy(n) da- 


| (veiov); 


Homologie; 

Verso: &noy(M) da- 
(veiov); * 

Homologie; 


Homologie; 


\ 


| 





lin. 3£.: 16 daves[lo]v 6 2davsıcev 
wvToig KaT& VvYyyoapnv Öwvelov 
[r]nv #eıuevnv dıa Tod &v "Eouov- 
nö(hsı) vis Onßeidos dyogavonlov; 
lin. 6£.: gleichlautend mit dem vor- 
hergenannten P. Reinach 12 lin. 3f.; 


lin. 7£.: |gleichlautend mit P. 
Reinach ı2 lin. 3f. und 13 lin. 6f£.. 

lin. 2£.: gleichlautend mit den vor- 
her genannter Urkunden. 





ı) Die hier zu erwähnenden vier Urkunden — nach völlig gleichem Formular 
stilisiert — sollen nur mit einigem Vorbehalt hierher gestelit werden. Nicht so sehr 
weil ihre notarielle Herkunft nicht direkt zu ersehen ist (obgleich für die Ptolemäer- 
zeit in diesem Punkt größere Vorsicht geboten erscheint, als für die Kaiserzeit, für 
welche die notarielle Herkunft der Homologie als solcher erwiesen sein dürfte, vgl. 
oben 8. 5, Anm. 1), sondern weil man betreffs der Schuldurkunde, die dauernd als 
ovyygaypn davelov neuuevn did voö &yooavouslov bezeichnet wird, zumindest mit der 
Möglichkeit einer bloß registrierten Privat-(Zeugen-)Jurkunde wird rechnen müssen, 
da das xeıu&vn mehr auf Hinterlegung,-als auf Errichtung hinweist; anderer Ansicht 
jedoch Remach in der Einl. 8. 49f., insbes. 50°. 
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b) Kaiserzeit. 








Form der Quittung 





Form des aufgehobenen Schuldscheins 








P, ‚Oxy: IV: -808 
deser.?) (a 54—68) 


P. Osy. X 
. deser.? (a 57) 
P. Preis. Cairo 43 
= P. Oxy. I 306 
descr.®) (a 59) 


Be Oxy;_ IE. 362 
deser.? (a 75) 

B:-0xy: I 363 
deser.? (a 77—79) 

22 O9ıy2.IE 369 
deser.? (a? 81) 

EIROry X, 7288 
(a? 83) 


1316 





Oxyrhynehos.‘) 


Homologie; 
[2]v Hoidoeı; 


Homologie; &v [&]- 
yvıdı;z 
lin. 28: ovyyoagpn; 


Homologie; lin. 14: | 


Ev Ayvıd; 


lin. 42: ovyyoapu; 


lin. 46: ]vog dyo- 


&s (scil. dowyues) dd (veisev) ab- 
röı dia Tod dv ij ab(Th) Kaum you- 
plov; 


lin. 10f.: [&s &0] dveioev «[ör]& 
(hard es mv relsıwdsicnv 
[dı& r0]ö 2v 'O&veo[yylolv w]öaeı 
kvnwovelov; 

did 100 uvnwovelov; 


lin. 17f.: davaodeloag (scil. dgay- 
uüg) -——— nara Gvyyoaphv yeyo- 
vviav dia [00 2]v 'O&voiyyav morsı 
uvnwovelov; 


(gdvonog)  nerenn(-| : 


TIXO 








1) Als charakteristische Züge dieser oxyrhynchitischen Quittungen, die dem 
I. Jahrhundert angehören, fallen auf, daß in ihnen betreffs des zurückgegebenen 
Schuldscheins mehrfach die Wendung begegnet, dvadtdansv rıv Ereipogov Tg Ovy- 
ygapig rernousvnv eis dadgworw (vgl. unter IV. 3. c) a. E.), daß sie noch (vgl. unter 
IV. 3. e) eine Strafklausel, und am Schluß eine »veia-Klausel (vgl. unter IV. 3. b) 
enthalten; betreffs ihrer un &meAeVoeodaı-Klausel vgl. unter IV. 3. a. 

ee ansprechend scheint es mir, das Wort &ripogog darauf zu beziehen, daß 
die Schuldurkunde die Klausel „aUgıov mavreyi Enıpeodusvov za) wavrı To Emipegovu“ 
enthielt, zumal diese in der Kaiserzeit gerade den öffentlichen Urkunden am wenigsten 
eigentümlich ist: m. E. bedeutet es — der auf jedwede Vorlegung einer Urkunde bezüg- 
lichen allgemeinen Bedeutung von Erıp£osıv entsprechend — bloß das dem Schuldner 
. gegenüber verwendete, ihm vorgelegte (vgl. z. B. B. G. U. II 394 lin. 12f.) und nun 
zurückerstattete Exemplar der Schuldurkunde (bezeichnenderweise ist in P. Oxy. 
II 266 lin. 14 nicht von 7) &mlpogog ovyygapn) , sondern von m) Zmipogog tig ouy- 
yoapjg die Rede, so neuestens auch P. Rylands II 343 deser. (a 14—37)). 

2) Zu dieser Urkunde vgl. unter IV. 3.c) a. E. 

3) Zu dieser Quittung gehört der Darlehensschein P. Oxy. II 318 descr., der 
sich auf einen Kaufpreis bezieht, vgl. dazu unter V. 7 u. 9/10. 

4) Angesichts des .. |jvog dürfte die auch bereits von den Herausgebern er- 
wogene Aktivform gegenüber dem Text der editio princeps den Vorzug verdienen, 
vgl. betr. der Kaiserzeit z.B. C.P.R. 22 lin. 37; P. Teb. II 397 lin. 34; P. nr 
IX 1208 lin. 32; P. Grenf, II 70 lin. 24. 
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A. B. SCHWARZ, | 


ORRIL 


ern rn nern — 





| 


Form der Quittung 


| Form des aufgehobenen Sehuldscheins 


a een es 


P. Oxy. II 266 —, 
Mırteis, Chrest. 292 


(22 96) | 
| 


! 


P. Oxy. II 510) 
(a° 101) 


- 


B.G.U. III 975 (a® 
45) 


P. Amh. I ı10 (a 
75) 


: P. Lond. II 142 p. 
203f. (a 95) 


BG. U. 1106. = 
Mırreis, Chrest. 163 
(a° 109) 





P.Lips. 27=MırTeis 
Chrest. 293 (a 123) 











Homologie; lin. 7: 
&v ayvı[E]; 
- Scheidungsvertrag; 


Homölogie; lin. 4: 


9 e 
o ayvid; 


‚Faijüm.!) 


Homologie; lin. 5f.: 
cv 

Scheidungsvertrag; 

Homologie; lin. 2f.: 
&v 7 Zonvonalov NY- 
601; 


Homologie; lin. 18: 
Guvygagpnr; 

lin. 26: &moyn; 

lin.27 :[&vey ]eyoar- 
ra Ö|ı& Tod Ev] Kaoa- 
vidı yogpiov; 

Homologie; lin. 3: 
&v ITrolsua[idı Eö- 
goy]&r[ıdı]; 


Homologie; &v Teß- 
uvi; 
Scheidungsurkunde; 


lin. 9£.: &g (scil. doayudg) 9007- 
veynero abrh &p Euvrn Ev pegwi——— 
'#alr& ov]vyoapnv ovvomisiov dıa 
oö dv ’Obvooyyav [mörsı &yogavo]- 
ulov; 

lin. 6£.: ög (seil. dvoyuäg) Eddveicev 
avroigs Kara Öavelov ovvyoapNv 
|mmv velsındeicav did Tod Lv ıf aürn ° 
’OEvgiyyav möhsı uvnwovelov ——— 
| dm ömodnam usw. 





lin. 15f.: ovvfggdes iv mpög dAAN- - 
e(-A-)ovg ovvßlo (-@-)ow, Arlı]s ei- 
tobs(-oig) owvelo]mm wurd svv- 
yoaypı(w); 

lin. 18£.: ös d(-&-)psıhev avroig 
Kara dopdaAsıav ÖuoAoyelav nugo® 
dorißug — — iv  reilsın]dei[o]av 
dıa v[o]ü Köroü yoap/[o]v; 

lin. 8£.: & ögılev adrdı nark dd- 
veıov tereisiw[u]Evov dı& Toö Ev ’Ale- 


Eavdosig youpelov; 


lin, 13£.: &neyeıv — — — negeyeij- 
u|a dıla& ing TooRneing — — ey. dgay- 
was — — — Öpler]mdeises — — na9” 


ömoAoylavnagadnang v|er] cıwdeisev 
dıa TOD adrod yoapeiov; 

lin. 15£.: ovvjgoodeı nv moög AAAj- 
Aovg [ovv | Blooıv, Arıg abrois ovveornkL 
and ovvygapüs öuoAloyia gs) yduov 
ve [Ası] 087 [0] av (—-Beions) dı“ Too 
adrod yorplov; 





ı) Die hier zu nennenden Papyri bilden das größte Kontingent jener Urkunden, 
die ohne sich selbst ausdrücklich als notariell errichtete zu bezeichnen — wie es bei 
den faijümer Urkunden (abgesehen vom dvayeyganteı- oder Evrkrenteı-Vermerk) über- 
haupt der Fall zu sein pflegt (nicht ausnahmslos, vgl. unten S. 66, Anm. ı) — durch 
den häufigen Hinweis auf die Errichtung des Schuldscheins dı& tod adroü yoapelov 
bekanntlich eines der. wesentlichsten Indizien für die notarielle Herkunft aller Homo- 
logien abgeben. Es handelt sich hierbei um eine vorwiegend faijümer Erscheinung. 
Für Oxyrhynchos vgl. etwa P. Oxy. II 270 lin. 12, 14 eine Stelle, die als direkter 
Beweis dafür dient, daß die &v &yvı& (lin. 7) errichteten oxyrhynchitischen Urkunden 
notarielle sind. — Neuestens vgl. P. Rylands II 174 (a® ıı2), 174 (a) (a? 139). 


N 
F Er ie N. = ? 

i / 
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Form ‚der Quittung | Form des aufgehobenen Schuldscheins 

















B.G. D. III 985 (2° Homologie; lin. 3:| Hin. rof: &ls(seil. doraßes) &]pıRev 








124) \&v Koavidı; [aör]& #09 önoAoylav nognlag— —— 
| | terelioulunv did Tod au|[rod 7] gu- 
s” [peio] v'); 

P. Amh. II ı12 (a°| Homologie; lin. 12f.: @v ögeilev (sie) eörd——— 
128) ı din. 1: ävserex (tar) a9’ auokoylav vehsundlca (vu) dıa 
‚dic vo Ev aoum Lo-|Tod aödrov yoaplov; 

svonelov Nn6(@) yoc- 
plov; 
P Amh, II ııı 1 (a Homologie; lin. 16f.: &s &gpılav aurb ud” Öuo- 
132) lin. 27: &vrerox (tar) |Aoyelav telımdicav did oO dv zoum 
dia TOD &v “Howx(Aeio) Zoxvoneiov Nijoov ygapelov; 
yoapeslo(v); 
B.@.U. 1I 394 (a°| Homologie; lin. 3:| lin. g£.: &e (scil. doayukg) &gpsılev 
SEE &v Nelto[lun]ölru]; |aürs xa9” Swolr]oyiav [r]elre]ıo- 
| Pelsav dıa Tod adrod yo (apelov); 
B.G.U.I1 445 (a°| Homologie; lin. ıf.:| lin. sf.: [&neyw — — —] [dı& v]üg 
148/9) [Ev Irgore]uaiöfı] |- — — roanteng — — — lin. 7£.: dv 
? A[e]vuov; &davioaro — — | — — —]xovsi [0] v*) 
Teilzahlung; nal dıeyßoAlv vis Hownkeidov Tganegng 
— — — £ni usoıle; 


P. Amh. II 113 (a?! Homologie; lin. 3£.:| lin. 15f.: &g (scil. Ögaywig) peldsıv 
157) &v [17] len, (1. öpsılev) — — — na’ Suoloyelan 
N[xoo]; rehelı)od[eise]|v. did Toü adroo 
& Teilzahlung°); yo(apelov); 

C.P.R.23=Mitreis,| Homologie (lin. 2);| lin. 3: ovvygapn [s]?; der aufge- 
Chrest. 294 (Z.d. An-| Scheidungsurkunde; | hobene Ehevertrag ist in C.P.R. 22 
toninus Pius) ‚\erhalten: Homologie, lin. 37: &yogd- 
vouog xexon(udrıxe) ; 








ı) Lin. 16 ist zu ergänzen: iv »ol [dvadidonsv airöı eis &HEmow al dav- 
owoıv]. 

2) Man wird wohl anzunehmen haben, daß in der Lücke ein notarieller Schuld- 
schein namhaft gemacht war, wenngleich die von GrenreLr und Hunt, P. Teb. II 
“-. 245, Anm. zu lin. 3 vorgeschlagene Ergänzung laut Prrisieke, Berichtigungsliste 
p- 46° sich anscheinend nicht halten läßt. Laut freundlicher Auskunft von Herrn 
Prof. Schugarr läßt sich in lin.8 auch das naheliegende [avn] wove/[o]v nicht lesen: 
„nach Vergleich mit allen vorkommenden u kommt dieser Buchstabe nicht in Be- 
tracht.“ Dagegen vermutet er, statt 7 «(dr7) m[A]ars[l«] am Ende von lin. 8: rjj 
Adnv& rel (vgl. dazu Preisiekn, Girowesen 33f.). 

3) Entsprechend der bloßen Teilzahlung zeigt die Anspruchsverzichtsklausel 
sowohl hier, wie in der vorher genannten B. G. U. II 445, nicht die übliche 
Fassung (vgl. unter IV. 3 a), sondern bezieht sich bloß megl &v deysı (vgl. unter 
IV. 3. e). 


Abhandl. d. 8. Gegellsch. d. Wissensch,, phil.-hist. Kl. XXXT. rıt, 5 
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Form der Quittung | 


Form des aufgehobenen Schuldscheins 








P. Lond. III 9ı8 p. 
171£. (a 171) =Miır- 
rEIS, Chrest. 162 

B. 6. U.II 514 (a 
172) 


P. Teb. II 397, teil- 
weise veröffentl. bei 
Mıtreis, COhrest. 321 
(a? 198)*) 


P. Lond. II 360 p. 
216 (I. Jahrh. ?)?) 

P. Lond. II 348 
p. 214f. = Mreteis, 
Chrest. 197 (eire. a" 
205) 





Homologie; lin. 5: 
die yoapelov | Neil |ov 
norsw|5];") 

Homologie; lin. 3: 
&v Kugavliödı]; 


Homologie; lin. 3: 
&v TTooAsucldı Eöeg- 
yerıdı; lin.34: 6 dıenav 
Tu nar& mv voluoyoa- 
plav) weyon (uerız); 

lin. 25: dmoyn &mo- 
Aeheorınn ;°) 

Objektive Urkunde; 

fragmentiert; ı 

Homologie; lin. 3: | 
&v Irorsualdı Eveo- 
[yeuıöiı]; 





lin. 16£.: &e ögpsılem — — — ran’ 
[6] woRoyelav?); 


lin. 12£.: [&g (seil. dereßas) @peı- 
Av] wöra »[e] 9’ önoRoyliav zeisıo- 
deio]a[v] dk yorp[elov zung Bax]- 
yı@dog?); 

lin. 10£.: ioug (sc.ögezu&g) dv @gpr- 
Agv?) —— — na” Ömokoylav ysyo- 
vviov — — di yonplov vuung Eön- 
ueglag; 


lin. 5f.: dv Ögellsı ua«$’ du[oA]o- 
ylav; vgl. lin. 10; 

lin. 10f.: ioag &v @gyılev alro yer& 
Önuösıoy [yonuearıoudv relıwdely- 
a dıdk voö adrod tig unrgomöleng 
yoapslov — - [Ep dmodnan].‘) 


ı) Einer der wenigen Fälle, in welchen im Präskript einer faijümer Urkunde 


das errichtende Notariat genannt wird; betreffs Neilupolis vgl.noch P. Lond. II p. 211 
lin 3f. (a° 166), auch B. G. U. I 297 lin. 3f. (a® 50), anders hingegen z. B. in 
B.G. U. 1350 lin. 1/2; aus anderen Orten vgl. z. B. B. G. U. IV 1045 lin. 4 (Ala- 
banthis). 

2) Die näheren Angaben fehlen wohl, da die Schuldurkunde angeblich verloren 
ging (lin. 22f.: pygw w[e]oamenoxever [Arch. f. Pap.-F. 4,553]) und daher dem 
Gläubiger nicht zurückgegeben wird; vgl. B. G. U. I 214 lin, 15 £,, P. Oxy. VIIT ı133 
lin. 11 £, und unter IV. 3. e) a. E. und f). 

3) Lin. 22 ist — falls der Raum ausreicht — wohl zu ergänzen: magevgeosı 
undeuud. ; 

4) Zu dieser Urkunde vgl. unter IV. 3. d). 

5) Die Wendung ioag &v &geılev ist Quittungen aus dem Faijüm eigentüm- 
lich, vgl.auch die unten 8.69 zusammengestellten Diagraphai; zur Sache GRADENWITZ, 
Einführung 122. 

6) Nach Grenret-Hunt, wie auch Mıtreis, Chrest. p 376? 1. &moredsorıxn. 

7) Zum Sachverhalt Razer, Verfügungsbeschränkungen 35f., 71f. 

8) Vgl. hierzu unten 8. 88f. 
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B) Quittungen in Synchoresisform.!) 





8 Form der Quittung | Form des aufgehobenen Schuldscheins 














fe G. U.IV 1124 n)| Aysıdı; lin. 12f.: dmeoynnevan — — — &g Emgy- 
(a° 18 v. Chr.) | onsrnv?) adrois nard — GvvyWensıv 


| 4 \ kl 
| (in. 7) ö[ı]& oo adrod noırmelon; 


B. 6. U. IV 1164 IIowrdoywı; lin. 7f.: &s &ddveisev aörois n[erc 

(a? 7511 % Ohr.) svyy(nenoıw)] de 790 aurgd %g1- 
| Tmolov — — — Ögeyudg; 

B.G.U.WVı 15311 | TIpo] z&ey (wi); lin. 16£.: ög &ödveis(ev) aöri xurd 

(a 14 v. Chr.) | syryuon(sıw) [d]ı“ 105 xararl(o- 


yelov) Öooyuds (mit regauovn);. 








B. €. U. IV 1176 
beschr.? (a° 14/13 v.| 
Chr 
- B. 6. U. IV 1102 INolord]eyus; lin. 8f.: zey[o]glodaı dm dAljkov 
(a° 13 v. Chr.) | Seheidungsurkunde; | zig ovor[&]ung arois ovvßınccug 
| ‚n[e]r& ovyy@gnoıv dia roü adr[oB] 
‚noırnolov; 
B. G. U. IV 1103| Iwrdeyo; - | lin. 7£.: wie in der vorher genann- 
(a° 13 v. Chr.) Scheidungsurkunde; ten B. G. U. 1102; 
B. 6. U. IV 1150| [Hewrdeywi]; | Kin. 5£: wie in B. @. U. 1164 (mit 
(a° 13 v. Chr.) hypallagmatischer Sicherung); 
B. G. U.IV 1148| Ilewrdoyaı; lin. 7f.: wie in B. G. U. 1164 (mit 
(a° 13 v. Chr.) hypallagmatischer Sicherung); 
B. G. U. IV 1165%) | IT]ewrdeyw: ; lin. 8£.: &s 2dgviıoev abroie nord 
(a° 13 v. Chr.) | SVVyRgnoLV mv did Too aörod xg1 
znolov relsıwdeioav; 
B.G.U. IV 1167 IT| Howrdoyos; lin. 22f.: wiein B.G.U. 1164 (mit 
(a° 12 v. Chr.) | hypallagmatischer Sicherung); 


ı) Die hier zu nennenden Urkunden gehören größtenteils zur Gruppe alexan- 
drinischer Urkunden aus dem Fund von Abusir el mäläq in B. G. U.IV. Bezeich- 
nend ist für dieselben, daß sie einer Rückgabe des Schuldscheins an den Schuldner 
nicht gedenken (vgl. allenfalls B. @. U. IV 1167 I; s. unten $. 74), hingegen den- 
selben ausdrücklich für ungültig erklären (elvaı &nvoov rhv roö davelov SvyyWondıw 
oder ähnlich, vgl. unter IV. 3. c)a. E.), daß sie ferner in Anknüpfung an ihre An- 
spruchsverzichtserklärung (vgl. unter IV. 3. a) stets eine Vertragsstrafe (vgl. unter 
IV. 3. e) in der charakteristischen Formulierung aufweisen: ywelg rov wögıuan slvaı 
Ta ovvasjngnuiva Eversodeı zov nagaßalvovre vois ve BAdßeoı wei To bgıoweven 
moosrluwı (vgl. Bercer, Strafklauseln 8. 38f. und unter V. 6. a. E.). 

2) Äußerlich tritt in dieser Urkunde vor allem die Aufhebung eines vermut- 
lich zur Sicherung der Dahrlehensschuld abgeschlossenen magauovn -artigen Lehrlings- 
vertrags in den Vordergrund (vgl. LewAuo, Personalexekution 18f., BERGER, Strafkl. 
198), daran wird aber die Quittung über die Rückzahlung des Darlehens selbst an- 
geknüpft. 

3) Dazu die Anm. ScuusArr's zu lin..14. 

4) Vgl. dazu auch $. 74 Anm. 2 und 8.95 Anın, 
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T 
| Form der Quittung | 


Form des aufgehobenen Schuldscheins 








B. 6. U. IV 1168!) 
(a° 1ı/ıo v. Chr.) 


B.:G, U.IV 1152 
(a° 10 v. Chr.) 


B.6. UIV 1154 
(a° 10 v. Chr.) 


B. G. U. IV 1155 
= MırrTeis, Chrest. 67 
(a° ı0 v. Chr.) 


B:.GU.IV 1169 
(a° 10 v. Chr.) 

B. G. U. IV 1104 
(a 8 v. Chr.) 


B. 6. U. IV 1173 
(a° 5 v. Chr.) 

B. 6. U. IV 1174 
(a° 5 v. Chr.) 

P. Oxy. II 268 = 


Mırteis, Chrest. 299 
(a° 58 n. Chr.)*) 


1) Diese Urkunde ist seitens des zahlenden Schuldners durch einen Bevoll- 


n “ 
'  [How]r&oyw:; | 


| Ilowrdeywi; 


IIooreoywı; 
IIowrdey(or); 


Toordey(a); 


Il[gwrdey ot; 
Rückzahlung der Mit- 
gift nach dem Tode 
des Mannes°); 


Ilowragywt; 
Howzsey(wı) ; 


An den Archidi- 
kastes; 

die Rückzahlung ei- 
ner Mitgift betreffend ; 








lin. 6f.: &msoyn (xEvar) — — dia i(s) 


Egul(ov) zoum(EEns) — — — [dgazues] 


——, Ügmeg 2lödve(ise)] vara [ovv]- 
y&on(sıv) dia vüg 100 y[araA(oysi- 
ov)] Epnuzgld(05)?); 

lin. 3£.: dm(so)ynmevar — — — did 


tig noAvßıorıniig rgameing u Ödvma 


3 2ölwıssv Kard OvvymenoLg Täg 
dı& Tod aörod »oırnolov yeyovvlag 
d%o (mit hinzugehörigen dıeygagel) 
(mit hypallagmaartiger Sicherung); 

lin. ııf.: wie in B. G. U. 1152 
(neben den Synchoresisurkunden gemäß 
lin. ı8f. auch Diagraphai) (Sicherung 
durch zagauovn); 

lin. II£.: &greg öpllsoduı Eygagpev 
— — dp’ 05 moolnaro odrog (der Schuld- 
ner) mırraylov ueuagrvgnutvov dE dr 
GV dvivernsv 0VVYWONTEWY; 


lin. 14£.: wie in B. G. U. 1164; 

lin. 6£.: slvaı Öuugov Av dvijwevzev 
— — — di& Tod aöürod xoırnglov -—— — 
vvyaonoıy; 

lin. 5: wie in B.G. U. 1164; 

lin. 5£.: wie in B.G. U. 1164; 


lin. 7f.: Ag eoo|mveyrero] — — — 


plelovfäls — - - #arla ovley@on- 
oıv iv relsıwdeioev dıa ig Epn- 
weoldog — — — (lin. 12f.) nal elvar 


&nvpov [r|nv Öndovusvnv Tod yduov 
cvyynensLw. 


mächtigten (diamsorarutvolg] medg [re]Astwo(ıw) vüsdle vis) svyyaen(seng)) mit 
direkter Wirkung in bezug auf den Vertretenen (vgl. lin. 14/5) abgeschlossen. 

2) Auch die Darlehnsvaluta war laut lin. 12/5 durch die Bank nord dieyga- 
pıv aufgenommen worden, vgl. unten S. 72, Anm. 2. 


m 
Ur ir R' 
N Ber: 


3) Vgl. Bergar, Strafklauseln 195. 
4) Zu dieser Urkunde neuestens KreLLer, Erbrechtliche Untersuchungen auf 
Grund der graeco-aegypt. Papyrusurkunden, Leipz. Diss., 39, 132 f. 


ER 
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’ 


C) Quittungsdiagraphai.') 








| Form der Quittung | Form des aufgehobenen Schuldscheins 








B.G.U.IH4s= 
Mırteis, Chrest. 178?) 
(a° 102 n. Chr.) 


B.G.U.1281 (Zeit 
des Trajan) 


P. Lond. III 840 
p. ı69f. = Mırtteis, 
Chrest. 337 (a 134) 


P. Teb. IT 395°) 
(a° 150) 


C.P.R. 14 (a? 166) 
P. Lond. II 332 p. 
209f. (a? 166) 


P. Flor. 25 lin. 18/9 
(I. Jahrh.)*) 


P. Flor. 24 lin. 20 


(U. Jahrh.) 





Faijüm. 


lin. If: &no [fg 
Dikov oO] xel [’Ic]- 
wdapov r[o]ameins; 


lin. 3£.:&0 vg Xaı- 
oNuovog Kal weroynv 
roaneöns Auo[vv]oıd- 
[8] os; 


Aavog [roame] ng avrı- 
»gug Tuyelov; 


lin. 5f.: 0 vg Ze- 


ganlovog Teulmeins) 
| Tawslov; 
| In. 6£.: dia rg Zu- 
'oanlaovos Tew(reöng) 
Tauslov; 
Fragment einer &va- 


yoapn von dıeygagal; 
Fragment einer dva- 
yoapn von dıeygapal; 





lin. 3£.: dı& vg ME- 


h 





lin. ııf.: ae long av Bpeumn[x]e- 
[ı] zor& sıayoap[n]v rüsg Dllov 
oa [Eins]; 

lin. 13£.: ioag @v dgpfı]asv — — — 
»ar& dıaygapnv ng Avgvßliovo]s 
roameöng Dosust; 

lin, 9f.: &g &gılev nara dıayoc- 
pıv roaneins Aiovvoıddo(g) Ilckaun- 
dovg [7] 08 0v[v]ogpeıos — — — [A6y@] 
TEERINRNS; 

lin. 7£.: $v &geı[e]v [eirö] ara 
dıe[yolap&s dvo rg adrg roameöng; 


lin. 14f.: ioas &v @psılov nord 
dıayglaphv) Ag wörng rouneing; 


lin. ı8f.: ioas dv &psılov auch 


I\xar& dıoyolayhv) sig abrng Tea- 


(meins); 

lin. 18: &s &geıle „ara dıayoa- 
(par) reantnls]; 

Jin. 20/1: [&s @peıle ara dıayoa- 


pnv rüg] aörjs veameins, Av nei 
avade|dwne]. 


ı) Nicht hier sind zu nennen die unselbständigen Quittungsdiagraphai, wie 


P. Hamb. ı (a 57 n. Chr.), da in diesen die Diagraphe-Form nicht durch die Form 
der Schuldurkunde, sondern allein dadurch veranlaßt ist, daß die Zahlung durch 
Vermittlung der Bank erfolgt (vgl. 8. 72, Anm. 2). — Hierher gehört hingegen 
P. Teb. II 483 deser. (a° 94 n. Chr.). 

2) Die faijümer Herkunft erscheint durch die Stilisierung (vgl. unter IV. 3.a) 
gesichert. Zur Datierung s. PREISIGKE, Berichtungsliste. — Sachlich vgl. zur Urkunde 
unten 8. 78. 

3) Vgl. dazu unten 8. 71; ungewohnt ist im Faijüm die ausdrückliche Ungültig- 
keitserklärung der Schuldscheine in lin. 12f., 17. : 

4) Bezüglich der Quittungsfragmente in lin. 1—3 und 2gf. ist die Form der 
Sehuldurkunde nicht zu erkennen. 
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P.Giss. 32 (a 184/9 
n. Chr.) 


P.Giss. 33=P.Flor. 
148 (a" 222) 


P. Lond. III 1164, 


(b) p. 156f. (a 212) 


P. Lond. III ı164 


(g) p. 162f. (a 212) 


P. Reinach ı1 (a 


111 v. Chr.) 
P. Oxy. I 98 (a® 
ı41/2 n. Chr.) 





Form der Quittung 


Hermupol 


lin. 2£.: dueyßoA(M) 
die z(ng) Epualov nei 
ueröylov) rean(Eing); 


ÜnOYERPN einer dia- 





richtete Diagraphe?), 
lin.4f : ö[ıa wijs’Av]ov- 
Pl!]ovos [Au]uwvi- 
ov — — &v ’Avfzi]voov- 
nwöreı ylonuerı]srıxng 
toaneing; 

Vor 4 Zeugen er- 
richtete Diagraphe?); 
| Bank dieselbe, wie in 
|der vorher genannten 
Urkunde; 





| Form des aufgehobenen Schuldscheins 


a) 
lin. 12f.: r&g Öpsrhoutvag — — — 


var dıleyoa(pnv) ron]meing doay- 
u[&s] ——- eis weolAvow (mit hypal- 


'lagmatischer Sicherung); 
' En. 4: önte Avssng av spleli- 





yoapn; [Ra -- xlere] dıeyga(lpnv) roo- 
| | meßng. A 
Antinoupolis, 
Vor 4 Zeugen er- lin. 7£.: ög &öd[ve]loev — — zara 


‚dıayo(aynv) räs &v fi Meuptdı 
Beovirıdvov Medvsl[w]vog roameeng 
| — — eig neolAvow; 

| Schuld: hypallagmatisch gesicher- 
‚tes Darlehen; lin. 15: dvtdaxev To 
 &ydosınov tig Tod daviov ig Ömakha- 
Iris rg dLaygapis; 


D) Private Quittungen. 


Cheirographon; 


Cheirographon; 





Getreideschuld z&<T&)> ro dımloöv 
ovvßoAov?); 

lin. 6f.: dimeyew — — die ig ini 
Tod mgdg 'Obvgöyyav mörsı Zargamelov 


‚|Hoanisidov zei usroywv roametng 


- — — — doayuäg — — 6psikousvag dp’ 
® ERW 7 \ ‚ 
o[v] Eödvıok vor aar& ysıgöyoapov 





dın vis abräg roamefng; 


1) Betreffs dieser Diagraphai aus Hermupolis, wie auch jener aus Antinou- 
polis vgl. Preisiser, Girowesen 337f. Bezeichnend für diese Urkunden ist, daß sie 
den Empfang der Leistung ausdrücklich eig egiAvcıw der Schuld (oder ähnlich) quit- 
tieren, s. auch noch C. P. R. 9 lin. 9; vgl. hierzu unten $. 96 und unter IV. 3. c. Es 
handelt sich also bei dieser Wendung um eine bloß lokale, keine sachliche Eigen- 
tümlichkeit. In den Synchoresisurkunden B. G. U. IV 1164 lin. 6 und 1174 lin. 4 
scheinen sich die unsicher gelesenen Worte &mi megıAvosı auf eine andere Person als 
den Quittungsempfänger zu beziehen. Neuestens vgl. P. Rylands II 176. 

2) Vgl. unten $. 80, 

3) Das ouvßoAov deutet auf eine ebenfalls private Urkunde. 
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Form der Quittung | Form des aufgehobenen Schuldscheins * 








P. Oxy. VIII 1132) Cheirographon; lin. 7£.: antyav — — — die ig 


(um 162 n. Chr.) Ei Tod moög "Ogvguyywv mölsı Zuge- 
nelov — — — roaneßng (lin. 15£.): 


TO xepalaıov davsıadEv 00: dm Zuoü 
Kara 4eıgöyoap[ov] dıa ns adrng 
roumeens. 








Das hier gruppierte Material, das sich auf annähernd vier 
Jahrhunderte und fast alle Gebiete Ägyptens erstreckt, welchen 
wir größere Papyrusfunde verdanken, zeigt deutlich, wie verbreitet 
es in jenem Rechtsleben war, die Quittungsurkunde in einer dem 
Schuldschein völlig entsprechenden Form zu verbriefen. Mit be- 
sonderer Anschaulichkeit läßt sich dies im Kreise der Diagraphai 
erkennen. Das natürliche Gebiet für die Errichtung von Dia- 
graphai sind die Fälle, in welchen Zahlungen mittels einer Bank 
erfolgen. Nun können wir aber in unserem Material eine Reihe 
von Quittungen wahrnehmen, die in Form einer Diagraphe aus- 
gestellt sind, obschon die bescheinigte Zahlung zweifellos nicht 
mittels einer Bank erfolgte und dies bloß darum, weil der be- 
glichene Schuldschein in Form einer Diagraphe verbrieft gewesen 
war"). Beispiele bieten hierfür P. Lond. II 1168 p. 135£f. Verso 
(a° 44 n. Chr.), dazu unten 8. 77f. und B. G. U. II 415 (a 102 n. Chr.), 
dazu unten 9. 78. Dabei ist vielleicht auch P. Teb. 1395 (a 
150 .n. Chr.) zu nennen: hier wird über eine Lieferung von Öl, 
betreffs welcher es zweifelhaft ist, ob sie durch eine Bank hat 
erfolgen können, in Form einer Diagraphe quittiert, weil die 
Schuld selbst auf zwei Diagraphe-Urkunden beruhte.”) In diesen 
Fällen werden also Diagraphai bloß der Form wegen errichtet. 
Demgegenüber sehen wir in einer ganzen Reihe von Fällen Zah- 
lungen, die mittels einer Bank erfolgen, in welchen aber neben 
der hierüber ausgestellten Diagraphe auch noch eine Quittung in 
anderer Form errichtet wird, die der Form des getilgten Schuld- 


* 


ı) Vgl. hierzu Preisıcke, Girowesen 362 f. 

2) So Preisıeke, Girowesen 225f., wogegen jedoch vgl. Parrson, G. G. A. 
1910, 737, dessen Ausführungen namentlich durch P. Fay. 96 gestützt erscheinen, 
und Mırreis, Grundzüge 71. 
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scheins entspricht‘)®): so z.B. werden in B. 6. U. IV ıı52 und 
1168, wie auch in P. Hamb. ı (a’ 57 n. Chr.)’) neben den Dia- 
graphai der Banken auch noch Quittungen in Form von Synchoresis- 
urkunden‘), in B. G. U. I 196 = Mırtreis, Chrest. 163 (a° 109 n. Chr.), 
II 445 (a° 148,9 n. Chr.)’) und P. Ryl. II 174 (a’ıı2 n. Chr.) auch 
noch Homologien, in P. Oxy. 1 98 und VIII ı132 Cheirographa, 
in P. Hawara 303 (a’ 109 n. Chr.) wird neben der dıeyßoAn eine 
Eaudorvgog droyn‘) errichtet.') 

In einem großen Teil der vorhin zusammengestellten Ur- 
kunden wird die Quittung nicht allein in einer dem Schuldschein 
entsprechenden Form, sondern auch durch dieselbe Urkunds- 
behörde errichtet, die den Schuldschein ausgestellt hatte (dı& rov 
abrod yorpelov, did Tod abrod zoırmglov, did ig abrng Toaneing). 


ı) Dazu kommt der weitere Umstand, daß die Diagraphe der älteren Zeit 
unfähig war neben der Zahlungsbescheinigung auch noch weitere Vertragsbestim- 
mungen (so die „un &mweAsvoeod«ı“-Klausel) in sich aufzunehmen und so den vollen 
Quittungsakt selbständig zu verbriefen. \ 

2) Daß in der Mehrzahl dieser Fälle auch die Kreditierung der Schuldvaluta 
durch eine Bank mittels unselbständiger Diagraphe erfolgt war, ist bloßer Zu- 
fall und für die Errichtung der Quittungsdiagraphe keineswegs maßgebend. Die 
Diagraphe ist in diesen Fällen bloß durch die konkrete Art der Valutazahlung 
veranlaßt und weder die Begründungs-, noch die Aufhebungsform des Schuldverhält- 
nisses. Vgl. etwa B. G. U. IV 1154, wo ein mittels Synchoresisurkunden und 
Diagraphai (lin. 17f.) gegebenes Darlehen laut lin. 10 did zeıgdg 2& oixov zurück- 
gezahlt und mittels Synchoresis quittiert wird. 

3) Hier allerdings wird nur ein Teil des Darlehens durch die Diagraphe 
zurückgezahlt; vgl. zu dieser Urkunde unter IV. 4. 

4) Vgl. auch B. G. U. IV 1170 II, dazu unten $. 74. 

5) Vgl. oben 8. 65, Anm. 2. _ 

6) In dieser. Abschrift scheint in lin. Qf. die Nennung einer hypothekarischen 
Schuldurkunde, die noch neben der Schuld-Diagraphe von lin. 15 errichtet worden 
war, ausgeblieben zu sein: sonst hätte das ««{ in lin. 15 keinen Sinn. Freilich ist 
es keineswegs sicher, daß diese weitere Urkunde ebenfalls eine Svyyoapn EErudgrugog 
gewesen ist, vgl. 8. 79, Anm. 4. Deswegen darf dieser Papyrus in diesem Zu- 
sammenhang nur mit Vorbehalt genannt werden. 

7) Soweit in den genannten Fällen nicht — wie z. B. in P. Hamb. ı - die 
Diagraphai selbst vorliegen, ist meist nur von einer Zahlung dı& rg roam&ing die 
Rede, ohne daß dabei die Errichtung einer Diagraphe ausdrücklich erwähnt wäre 
(so B. 6. U. IV 1152 lin. 4f., 1168 lin. 7, P. Oxy. I 98 lin. öf., VII 1132 lin. 8f., 
B. G. U. 1196 lin. 14£., II 445 lin. 5f., P. Ryl. II 174 lin. 10): doch unterliegt es 
m. E. keinem Zweifel, daß eine solche Zahlung stets durch eine Diagraphe be- 
scheinigt wurde. Beweis hierfür z. B. P. Oxy. II 267 lin..4 mit lin. 33£.; P. Lond. 
II p. 136 lin. 7/8 in Verbindung mit p. 137 lin. 21f., vgl. dazu unten $. 77£. 


- 
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Dies erklärt sich leicht dureh naheliegende praktische Vorteile, 
wie auch durch die Gewohnheit der Parteien, ihre Urkunden stets 
bei derselben Stelle zu errichten, beruhte jedoch keineswegs auf 
einem juristischen Prinzip, wie aus den immerhin zahlreichen 
Fällen hervorgeht, in welchen wir das Gegenteil beobachten 
können.) 


b) Nach dieser Übersicht ist nunmehr auf die Betrachtung der » Schuldschein 
Fälle überzugehen (vgl. oben 8. 60f.), iri welchen zwischen Schuld- in awergterer 


schein und Quittung eine Divergenz der Form sich beob- ** Fe 
achten 1äßt.?) ; 
Schon das alexandrinische Urkundenmaterial aus der Zeit des 
Augustus aus Abusir el mäläg, in welchem im übrigen so häufig 
Schuldscheine in Synchoresisform mittels Synchoresisurkunden 
quittiert erscheinen (vgl. oben 8. 67 f.), bietet hierfür mehrfache 
Beispiele. So wird in B.G. U. IV ı135 (a’ 10 v. Chr.) die Rück- 
zahlung eines durch vouoygapırn) Emıoroln gewährten Eranos-Dar- 
lehens®) mittels Synchoresisurkunde quittiert: wenngleich jene 
Form des Schuldscheins sich auch nicht mit voller Präzision be- 
stimmen läßt, so ist sie doch eine von der Synchoresis wesentlich 
verschiedene, sicherlich subjektive Urkundenform gewesen, wobei 
es nur zweifelhaft bleibt, ob man an ein gewöhnliches Cheiro- 
graphon, oder an eine den notariellen Urkunden sich nähernde 
Erscheinung zu denken hat.#) Ebenso wird in der allerdings nur 


1) Vgl. P. Grenf. II 31; P. Lond. II 142 p. z03f.; P. Amh. IT ı1ı1ı; B.G. U. 
Heer 42 29 Veb 11 °3975>B. G. U. IV 1153 I; B.G. U. IV 1168; :P.’Lond. II 
1164 (b), p. 156f. 

2) Weder dem vorhin, noch dem im folgenden gruppierten Material lassen 
sich die ptolemäischen Quittungen P. Grenf. II 22 (a ıı0 v.Chr.) und II 26 
(a° 103 v. Chr.) einordnen, da durch diese demotische Schuldscheine (in P. Grenf. 
II 26 allerdings mit griechischen zusammen) getilgt werden und demnach Schuld: 
‘schein und Quittung hier verschiedenen Rechtskreisen angehören. 

3) Derselbe Urkundenkreis bietet mehrere Beispiele eines Eranos-Darlehens, 
vgl. B.G. U. IV 1133, 1134, 1135, 1136, 1165 lin. ı5f., 30; s. dazu San Nıcorö, 
Ägypt. Vereinswesen I 2ı2f., 217f£. Zu B. 6. U. ı135 vgl. Bereer, Straf- 
klauseln 194%. “ 

4) Bezüglich der vouoyg&yo: vgl. Mrrreıs, Grundzüge 57 Anm. und die dort 
angef. Lit. — Cheirographa sind uns in dieser alexandrinischen Urkundengruppe 

mehrfach überliefert, so B.G. U. IV 1123, ı131 II (dazu Col. I lin, 29), 1136, 
1160; vgl. 1137 lin, 20. : Vgl. außerdem die sicherlich ebenfalls privaten mırraxıa 
(dazu folg. Anm.) und die zar«ßoAns idıoygap/e in B.G. U.IV 1135 lin. 10. 
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zum Teil entzifferten Synchoresisurkunde B. 6. U.IV 1167 I (a 
12 v. Chr.) über die Begleichung eines ırzdzuo(v) quittiert: auch 
hierbei wird man an einen privaten Schuldschein zu denken haben, 
zumal ein solcher in B. 6. U. IV 1155 lin. ısf. den Gegenstand 
einer uaerdgysıs (dıd ovyywenoenv) bildet‘) Anzumerken wäre 
hier etwa noch die nur im Anfang vollständig erhaltene Syn- 
choresisurkunde B. @. U. IV ı170 II (a’ ro v. Chr.), die die Rück- 
zahlung eines Darlehens quittierb und mit den. Worten endet 
(lin. 29f.), &gneo Eddveis (ev) ——— za[rk] vö(v) yeyo (vöre) 8....... Bi 
wobei angesichts des r6(»), anscheinend nicht r7(v), nach des 
Herausgebers Bemerkung nicht an eine Synchoresis-Schuldurkunde 
zu denken ist.’) 

Auch aus späterer Zeit lassen sich mehrere Beispiele an- 
führen. So enthält B. 6. U. II 472°) zwei aneinander geklebte Ur- 
kunden: die rechts liegende -Col. I= Mrrrzis, Chrest. 161 ist eine 
durchstrichene‘) Darlehenshomologie aus dem Jahre 139 n. Chr. 





1) Vgl. oben $. 11, Anm. Betreffs des nırsdauov vgl. SCHUBART, Anm. 
zu B.G. U. IV 1167 I 3, wo auch die Parallelstellen gesammelt sind. Für. den 
privaten Charakter der Urkunde in unserem Fall spricht m. E. auch das „meosixaro“ 
in lin. 3, da dieses Verbum (abwechselnd mit &#dıöövar) sich insb. in bezug auf die 
Ausstellung eigenhändiger Urkunden beobachten läßt; vgl. in derselben Urkunden- 
gruppe B. G. U. IV 1135 lin. 10 und 1155 lin. 15, s. hierzu unter V. ıı. Zu 
rırıdaıov vgl. neuestens auch Preisıske, Fachwörter 141. 

2) Möglicherweise ist aus dem Kreise der Abusir el mäläg-Urkunden auch die 
Synchoresis B. @. U. IV 1163 (a® 16—13 v. Chr.) in diesen Zusammenhang zu 
stellen, da durch dieselbe laut lin. 9 Diagraphai für erledigt erklärt werden, ob- 
schon es dabei nicht ganz deutlich ist, inwieweit die letzteren die Grundlage der 
quittierten Leistung bildeten; zur Sache vgl. Sonusarr’s Anm. B. G. U. IV p. 298 
a. E. — Zweifelhaft ist es auch, inwieweit B. G. U. IV 1165 in diesen Zusammen- 
hang gehört: in dieser Synchoresisquittung wird zunächst die Begleichung eines Syn- 
choresisschuldscheins (lin. gf., s. oben $. 67), daneben jedoch auch die einer oavıyn 
SvyyoRpM (lin. 30 mit lin. 13f.) quittiert, wobei die Natur und Rolle der letzteren 
unklar bleibt; vielleicht war der Inhalt derselben in der Darlehenssynchoresis von 
neuem verbrieft, vgl. auch Scuusarr zu lin. 12/3 a. E,; cf. damit B. G. U. IV 
1167 U lin. 25 f. — Nicht hier ist hingegen zu erwähnen, daß in der in B.G.U. 
IV 1132 lin. 6f. erwähnten ersten Synchoresis (zum Sachverhalt s. Hypoth. u. 
Hypall. 106f.) laut lin. 20 auch von der teilweisen Rückzahlung eines durch uvn- 
wovinn ovyygapn gewährten Darlehens die Rede war, denn eine Quittung im hier 
zur Erörterung stehenden Sinne war diese Urkunde nicht. 

3) Vgl. Preisıare, Girowesen 217f. 

4) Dazu die Bemerkung des Herausgebers und jetzt auch Prrisıaer’s Be- 
richtigungsliste. 
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mit dem Vermerk „avaytyg(entau) did yg(egpeiov) Kagavidog“, Col. I 
hingegen die Quittung über deren Begleichung in Form einer 
Diagraphe (a° ı4ı n. Chr.), in welcher die xleleworız dopersıe!) 
für ungültig erklärt wird und der Gläubiger auf alle weiteren 
Ansprüche verzichtet. Einen ganz gleichartigen Fall zeigt neuer- 
dings P.8.J. IL ı59 (a ı5ı.n. Chr.): auch hier wird über die Be- 
gleichung einer Schuldhomologie in Form einer Diagraphe quit- 
tiert‘) P. Lond. III 1164 (d) p. 158f. ist eine Diagraphe aus dem 
umfangreichen zöuog GvyxoAAnoıuog‘) einer Bank in Antinoupolis 
(a° 212) — mehrfach werden in demselben Diagraphai durch 
Diagraphai quittiert (s. oben 8.70) —, welche die Begleichung 
einer Darlehensschuld zum Gegenstand hat, die auf einem ysıgöyge- 
Yov dednuocıwuevov beruhte, auf Grund dessen es bereits zur 
Zwangsvollstreckung bis zum Vollzug der Zußadeie gekommen war.‘) 
Daneben ist vielleicht auch die in lin. 10 als dxoyn bezeichnete 
Scheidungsurkunde P. Oxy. VI 906 (IL/II. Jahr.) zu erwähnen: sie 
- ist objektiv stilisiert und wahrscheinlich notariell errichtet”), der 
aufgehobene Ehevertrag hingegen scheint gemäß lin. 8/9 eine 
der dyuooincıg unterzogene private ovyygapi; gewesen zu sein 
(nach Art des P.Oxy. X 1273, cf. P. Oxy. X 1266 lin. 17£., vgl. oben 
S. 5, Anm. 2, 8. 18). Diesen Beispielen wäre schließlich noch die 
in lin. 34 f. und 4of. als weoiyusıg®) bezeichnete Quittung P. Grenf. 





ı) Diese ungewohnt allgemeine Bezugnahme auf die Schuldhomologie in 
lin. ıı (vgl. dagegen das auf 8. 64f. gesammelte Material) erregt fast den Anschein, 
als ob man in der Quittungsdiagraphe es hätte vermeiden wollen, ausdrücklich zu 
erwähnen, daß der Schuldschein eine Homologie gewesen ist. a 

2) Falls die Begleichung der Schuld eine bloß teilweise gewesen ist (vgl. die 
Einl. der Edition; der Text bedarf weiterer Förderung), so hat doch die Urkunde 
in betreff dieses Teiles das Schuldverhältnis endgültig aufheben wollen und den 
Verzicht auf weitere Ansprüche verbrieft; vgl. als Analogie oben $. 65, Anm. 3. 

3) Warum eher als solcher, denn als eigöusvov zu beurteilen s. bei Mırreis, 
Grundzüge 72. 

4) Vgl. dazu des Näheren Hypoth. u. Hypall. ıı1f., woselbst Lit.-Ang. 

5) Wenigstens spricht nichts für private Errichtung und den Charakter einer 
svyygapN ldıöyorgpog, das Parteisignalement am Ende eher für das Gegenteil (eine 
relativ seltene Erscheinung, vgl. z.B. P. Oxy. I97 lin. 26f., III 504 lin. 57£.; 
ferner die Unterschriften der oxyrhynchitischen Testamente), und vor allem steht im 
Gegensatz zu P. Oxy. X 1273 das Datum nicht am Ende der Urkunde (vgl. oben 
S. 5, Anm. 2 und $. 58f., Anm. 5). 

6) So ist ganz zweifellos mit Preisıgke, Berichtigungsliste ad. h. 1. statt 
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1169 (a’ 265 n. Uhr.) anzufügen: dieselbe ist eine vor Zeugen er- 
richtete Homologie, in welcher die Begleichung einer ze# drrodnang‘) 
yoduua dı60dv YEıgdygapov beruhenden Schuld quittiert wird; dieser 
Fall einer Formdivergenz zwischen Schuldschein und Quittung 
würde allerdings wegfallen, falls der in der unklaren lin..20 er- 
wähnte ovorerıxds Omu6cıog yonuarıouög gemäß einer jüngst ge- 
äußerten Vermutung auf die nachträgliche Umwandlung jenes Schuld- 
cheirographon in einen öffentlichen Schuldschein zu beziehen sein 
sollte.?) = 
Überblicken wir die bisher betrachteten Fälle, so erscheinen 
in diesen private Schuldscheine durch öffentliche Urkunden (so in 
B.@.U.W 1135, 11671; P. Grenf. Il 69) oder öffentliche Schuld- 
scheine zwar nicht durch, gleichartige, aber immerhin ebenfalls 
durch öffentliche Urkunden quittiert (so in B. G. U. 472, Ps 
J. II 159 und, soweit man registrierte Handscheine zu den 
öffentlichen Urkunden rechnet, auch P. Lond. III p. 158f. und P. 
Oxy. VI 906). In diesen Fällen weicht also die Form der Quittung 
von der des Schuldscheins zwar ab, ist jedoch ihr gegenüber zu- 
mindest eine gleichwertige oder gar eine stärkere. Eine derartige 





[Aöys|voıg zu ergänzen; Nager hatte, Arch. f. Pap.-F. 3, 19, an &mikvoıg gedacht, 


doch ist dieses Wort für die frühere Kaiserzeit bisher nicht belegbar (vgl.unterIV.3. e)y)- 


ı) Zur juristischen Natur dieser ÖndOran vgl. aus der neueren Literatur 
Manıck, Gläubigerbefriedigung durch Nutzung 35; Mırreıs, Grundzüge 1531, 154; 
Partscon, Arch. f. Pap.-F. 5, 510. 

2) Vgl. dazu die Andeutung bei Mrrreis, Chrest. p. 208 Anm. 25f., p. 209 
Anm. 32 und seither Jörs, Z. d. Sav.-8t. 34, 125f., der es dabei 8. 126? allerdings als 
zweifelhaft bezeichnet, ob der ovorarınög dnwösıog yonueriouög sich auf das in lin. 14/5 
genannte. hypothekarische Schuldcheirographon bezog. Doch ist diese Auffassung 
des Begriffs eines ouorarındg yonuerısuög m. E. zurzeit überhaupt nicht genügend ge- 
sichert; vgl. auch die Bedenken von PArTscH, Arch. £. Pap.-F. 5, 464!. Der stärkste 
Beleg für jene Vermutung wäre das &|vagee]eıv dı@ [svor] @[r]ı[%08] genuerısuod in 
P. Grenf. 70 lin. 4f.: dabei ist jedoch das entscheidende Wort eine völlig unsichere 
Ergänzung. Betreffs P. Grenf, II 71 Col. I lin. 32f. ist aber nicht einzusehen, wes- 
wegen man das z#]ds ovolr]arına aö[rav Ö]nwooio vesi. [a ep 
N xlenuwlarısus, nicht auf die in diesem Papyrus verbriefte Vollmachts- 
urkunde, die zwecks Vornahme der alexandrinischen dywoolwoıg erteilt wird (lin. 5: 
dmoovvectn[xtvar]) soll beziehen können, da ja svorarınov in solcher Bedeutung 
auch sonst mehrfach belegbar ist, vgl. z. B. P. Oxy. IH 509 lin. 12; B. USB IGE 
lin. 8, III 710 lin. 13, IV 1093 lin. 26f.; P. Teb. II 317 lin. 39. Überdies wäre es 
nicht einleuchtend, weswegen man im Falle von P. Grenf. II 71 noch einer önnooloe- 
sıe in Alexandrien bedurfte, wenn laut Col. II lin. 25 in der Tat bereits eine Ver- 
lautbarung vor dem lokalen Notariat vor sich gegangen wäre. 
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Quittung scheint den Parteien vollständig genügt zu haben: denn 
nichts deutet in den angeführten Fällen dahin, als ob daneben 
auch noch die Ausstellung einer weiteren Quittung in einer dem 
Schuldschein völlig korrespondierenden Form ins Auge gefaßt 
worden wäre, — 
Ganz anders steht es hingegen in denjenigen Fällen, in wel- Private Quittie- 
chen über die Begleichung öffentlicher Schuldscheine bloß in Ge-"sehwäscheine. 
stalt einer privaten, also einer schwächeren Urkunde Quittung 
erteilt worden ist. In derartigen Fällen wurde stets Gewicht 
darauf gelegt, daß der Quittungsakt auch noch in einer stärkeren 
Urkundenförm seine Verbriefung finde. Dies läßt sich an mehre- 
ren Beispielen zeigen. 
Zunächst wäre dabei P. Lond. III 1168 p. 135 f. (a° 44 n. Chr.) 
zu erwähnen.') Derselbe enthält in lin. 1—17 einen agoranomi- 
schen Vertrag über antichretische Miete zur Sicherung einer Dar- 
lehensschuld?) und daneben in lin. 21—31 eine Diagraphe, mittels 
welcher die Darlehensvaluta der Schuldnerin durch die Bank aus- 
gefolgt worden war. In lin. 32—47 finden wir nun eine drei 
Monate später ausgestellte chirographische Quittung, in welcher 
der Gläubiger den vollen Betrag des Darlehens zurückempfangen 
und keinerlei weitere Ansprüche gegenüber der Schuldnerin zu 
haben erklärt. Dieses Cheirographon genügt aber den Parteien 
nicht: denn am selben Tag erteilt der Gläubiger seinem Banquier 
die Anweisung, mit Hinblick auf die restlose Begleichung der Schuld 
die zegiAvoıg der Darlehensdiagraphe und der antichretischen 
Miete zu vollziehen (lin. 18—20)’) Auf dem Verso der Urkunde 
sehen wir das dvriygapov der daraufhin nach anderthalb Monaten 
errichteten Quittungsdiagraphe, die sich (lin. 49) als zegiAvoıg be- 
zeichnet.) Wie sehr es hierbei auf die bloße Form der Quittie- 
rung ankam, ergibt sich daraus, daß dieser Fall zu jenen gehört, 


ı) Zum folgenden die Analyse der Urkunde bei Preisiaen, Girowesen 524f. 

2) Des näheren und genaueren Hypoth. und Hypall. 140f. und die dort ge- 
nannte Literatur; seither Levr, Beitr. zur Erläuterung des deutschen Rechts 56, 812; 
BERGER, Z. f. vgl. Rechtswiss. 29, 337 f., 392; P.M. Mnrver, Hamburger Papyri 
p- 127. Vgl. auch unten 8.95 a. E.f. 

3) So Preisıoee a. a. 0. 526 u. IV, 528 u. 2. 

4) Dabei erscheint als Banquier allerdings ein anderer als der, an welchen 
der Auftrag in lin. 18 sich richtet; Preisıekr meint a. a. 0. 526 u. V., es wäre der 
Geschäftsnachfolger oder Mitinhaber des letzteren. 
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in welchen eine Diagraphe errichtet wird, ohne daß die beschei- 
nigte Zahlung durch die Bank erfolgt wäre (vgl. oben 8. 71).') 

Letzteres ist auch in der Diagraphe B. G. U. I 415 — Mrıteis, 
Chrest. 178 (a° 102 n. Chr.) der Fall. Denn das Darlehen, das 
ebenfalls mittels einer Diagraphe gegeben wurde (lin. 12) und 
dessen Begleichung in der vorliegenden Urkunde quittiert wird, 
ist bereits vier Monate früher an den Vater des Gläubigers zu- 
rückgezahlt und darüber von jenem auch eine chirographische 
Quittung ausgestellt worden, die uns in B. G. U. I 44 erhalten 
blieb. Nun wird man anzunehmen haben, daß dieses Cheirographon 
nicht allein der Form wegen nicht genügte und der Vater (B. G. 
U.1 44 lin. ı3f.) auch deswegen eine weitere Quittungserteilung 
mit Rückgabe des Schuldscheins seitens des Sohnes in Aussicht 
stellte, da er selbst nicht genügend bevollmächtigt war.) Aber 
bemerkenswert bleibt es für alle Fälle, daß die hierauf seitens 
des Sohnes ausgestellte Quittung der Form des getilgten Schuld- 
scheins entsprechend in Gestalt einer Diagraphe verbrieft wird, 
obschon die Zahlung selbst weder durch, noch an die Bank er- 
folgt war.’) 

Daß zur Quittierung einer öffentlichen Schuld ein bloßes 
Cheirographon nicht als hinreichend erachtet wurde, ist mit be- 
sonderer Deutlichkeit aus B. G. U. I 260 = Mitteis, Chrest. 137 
(a’° go n.Chr.) zu ersehen: 

IIereoodyog IIroAsuatov Agpoodıoil[o].[...-. ]®s xalgew. Ane- 
yuı nagd 60V äg GgyıılEg uor ER Evvancı (1. Evommoa)‘) vark dn- 





ı) Auffallend ist hierbei, daß die weg/Avsıg nicht in Gestalt einer agoranomi- 
schen Urkunde erfolgt, da doch die u durch eine solche mit unselbständiger 
Diagraphe verbrieft worden war. 

2) Vgl. Mırteis, Z. d. Sav.-St. 19, 220 f,; WENnGER, Stellvertretung 200. — 
Die Quittung des Vaters in B. G. U.144 ist bloße Empfangsbestätigung (Zeugnis- 
quittung, vgl. unter IV. 4) ohne Anspruchsverzichterklärung und ohne die übliche 
Rückgabe des Schuldscheins sig dxtowow, da ja dieser garnicht in seinem Besitz 
war: alldies erfolgt dann in B. G. U. II 4135. 

3) Vgl. Mırreis, Ohrest. p. 191. — Wenn diese Diagraphe zum Schluß die 
vom Vater ausgestellte Quittung für ungültig erklärt (lin. 20f., 31£.), so will sich 
dies m. E. nicht auf die darin enthaltene Empfangsbestätigung, Kandben auf die nun- 
mehr bereits erfüllte Zusage beziehen, daß der Sohn eine weitere Quittung erteilen 
und den Schuldschein zurückgeben werde. Andere Vermutung bei WENnGkER a. a. O. 
200 a. E. 

4) Zu dieser Haftungsform vgl. zuletzt PArrschH, Arch. f. Pap.-F. 5, 512; be- 
achtenswert ist dabei der seither publizierte antichretische &volunsıg-Vertrag P. 
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wöol:ov] xonlule[r]ısudr &eyvarov Ögeyuag EEarooiag ai Ömöde 
& önöTE) &iv aioj, &dbowı Cov (l. o0:) Edaudorvgov!) arl[o]yiv. 
H gie Ye vol Loroı revrexfı Eripegnulrn Hg Ev dnuooiwı 
#0T0neymgıouevnı (sic). Datum. 

Hier wird die Begleichung einer in einem ÖNUOOLOGS yanuerıc- 
uög verbrieften Schuld in einem Cheirographon bescheinigt. 
Diese Quittung erscheint jedoch als eine bloß provisorische’): sie 
enthält nur die Empfangsbestätigung, aber weder den üblichen 
Verzicht auf alle weiteren Ansprüche, noch die Erwähnung der 
Rückgabe des Schuldscheins zs Erdgwoıw zei ddErnow, und der 
Gläubiger verspricht darin, auf Wunsch des Schuldners eine &a- 
udgrvgog dmoyn zu errichten. Weswegen die endgültige Quittie- 
rung gerade in dieser Form erfolgen sollte, läßt sich nicht ent- 
scheiden (vgl. auch P. Hawara 303 lin. 20, dazu vgl. unten Anm. 4). 
Wie die obigen Betrachtungen zeigten, mußte die Quittierung 
zwar nicht notwendigerweise in einer dem Schuldschein völlig 
gleichartigen, sollte jedoch zumindest nicht in einer schwächeren 
Form erfolgen. Trifft dies zu, und dafür wird sogleich (8. 80/r) 
noch ein weiteres Argument beigebracht werden, so dürfte wohl 
unser Papyrus ein starkes Indiz dafür abgeben, daß die Gvy- 
vgapn ESeudgrugog der Kaiserzeit — was in der bisherigen Lite- 
ratur strittig war’) — eine öffentliche Urkunde gewesen ist‘); 
Hamb. 30 (a° 89 n. Chr.), in welchem die ßeßelocıs in betreff der Rechtsstellung‘ 
des Gläubigers in einer den faijümer Kaufverträgen völlig analogen Weise zugesagt 
wird. — Eine Quittung über Erfüllung einer antichretisch gesicherten Schuld liegt 
auch in B. G. U. III 985 (a 124/5 n. Chr.) vor (xegri« in ähnlichem Sinne z.B. 
B. G. U.I 101 lin. 24). — Zinsantichrese neuestens in P, Rylands II 335 deser. 
(I. Jahrh.). | 2 

ı) Diese Lesung ist von Wıroxen in den Nachträgen zu B. G. U.I gewonnen 
worden. 

2) Vgl. schon Grapenwirz, Einführung 120!; noch ganz mißverstanden bei 
BEHREND, Zur Lehre von der Quittung 7°. 

3) Vgl. namentlich die Erwägungen von Wıucken, Arch. f. Pap.-F. 5, 205f. 
und Mırteis, Grundzüge 54f. 

4) Ob sich auch die in P. Hawara 303 lin. 20 (a° 109 n. Chr.) erwähnte 
EEuudgrvgog &rroyn auf einen Önuöcsog yonuerıoudg bezog, läßt sich nicht entscheiden: 
die in lin. 15 erwähnte Schulddiagraphe ist wahrscheinlich eine unselbständige ge- 
wesen (vgl. oben 8. 72, Anm. 6), und: betreffs der Form des also daneben errichteten 
hypothekarischen Schuldvertrags kann man nichts Bestimmtes vermuten. — Ein 
Gegenstück zu B. G. U. I 260 könnte vielleicht in der fragmentierten B. G. U. III 
813 (I. Jahrh.) vorliegen, wo in bezug auf ddveia Eaudgruge (lin. 10) von einer 
önuoole &rroyn (lin. 12) die Rede ist; vgl. Granenwırz, Arch. f. Pap.-F. 2, 96£., 101. | 
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man könnte dabei an die Analogie der vor Zeugen errichteten 
notariellen Urkunden denken, wie wir sie in der oben betrachteten 
Quittungshomologie P. Grenf. II 69, oder in einigen Diagraphai 
aus Antinoupolis, P. Lond. III Nr. 1164 p. I 56 (b), p. 160£.(f), 
p. 162f. (g), p- 165. (i), p- 166f. (k) sehen, obschon die Zahl der 
Zeugen in diesen Fällen nicht gerade sechs ist.') 

Es lassen sich noch einige chirographische Quittungen nam- 
haft machen, die sich auf die Begleichung öffentlicher Schuld- 
urkunden beziehen. Unter diesen ist besonders P. Teb. II 396 
(a° 188 n. Chr.) von Interesse, der uns zum Ausgangspunkt unse- 
rer Untersuchung zurückführt: 

[1166]og05 6 zei Audriog vilöls “How[vo]g Tod zei Zega- 
ziovog &nyyrei[sev]rog Taogoedrı Eöröyov [yai]ogew. ENEOYOV 
xogk ood [6v] Ggpelılaer 6 <&yvjg vov Haxnplzuls “Hoazımov To 
zero uov |["H]govı TO zei Zegenioyı zarü [dn]usoıov yon- 
warıoudv &olyvo]iov zeprAci[o]v Hgayusv [Ex]ardv 0 &ußeirov 
uoı roirov. [ue]oolv)g zei Todg T6RoOvg WEygL [enls EVEOTDONG 
Nudoug, - wa [od] dev co &rrero ueygı rälg) [evelorwong Nusges 
zegi unldeydg &rrog gdyuerog un[dJe Evygldlpov undE Eyodpov 
[xeJoevoleo]aı undeud. 9 08 [&rloyn #ler]los Eygagn ÜR Euod 
Meelils &Aipedog zu Erupgapng [os] &v Önuooin zaraxneyo- 
oıolulevov z[bg1lov Zöro. Datum. 

Das Bemerkenswerte an dieser chirographischen Quittung, 
welche die Begleichung einer in einem dyuöcrog yonuerıouög Ver-. 
brieften Schuld betrifft, ist die Schlußklausel: &g &v dnuooin zare- 
#2ymgıouEvov wUgıov £oro. Die obigen Beispiele führten uns zur 
Annahme, daß zur Quittierung öffentlicher Schuldscheine rein pri- 
vate Urkunden nicht genügten: wo nun, wie hier, ein solcher 
dennoch privat quittiert wird, dort wird die dnuosiwcıg der 
Quittung ins Auge gefaßt. Dies erscheint als ein weiteres Indiz 
für die Richtigkeit unserer These und zugleich als eine be- 
sonders deutliche Bestätigung der oben $S. 29 entwickelten An- 
schauung, wonach man zur dnwociacıg privater Urkunden dort ge- 
griffen hat, wo es von Bedeutung war, eine öffentliche Urkunde 





ı) Diese Urkunden widerlegen jedenfalls die herrschende Ansicht, wonach’ in 
der früheren Kaiserzeit Zeugen bei notariellen Urkunden (mit Ausnahme der Testa- 
mente) nicht hätten figurieren können; vgl. auch P. S. J. I 36a lin. 24, dazu Jörs, 
7. d. Sav. St. 34, 1142. 
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in Händen zu Raben, Von einem bloßen Zufall ee bei der 
Anfügung jener Klausel in unserem Fall nicht die Rede sein; 


_ denn im Gegensatz zur großen Menge der Quittungen, die sie 


nicht enthalten (vgl. oben 8. 10), findet sie sich auch in der vor- 
hin 8. 78f. erörterten B. G. U. I 260 (wohl für den Fall, daß es 
zur. Ausstellung der &audorvgog dxoyi; nicht kommen sollte) und 
ebenso in P. Lond. II 178 p. 207 lin. ı4f. (a° 14 5), die sich beide 
auf die Begleichung von dyuöcıoı yenuerıouoi beziehen. Es han- 
delt -sich also hierbei um ein völlig bewußtes Prinzip.‘) Ob auch 
der chirographischen Scheidungsurkunde P. Grenf. II 76 = Mimısis, 
Chrest. 295 (a° 305/6 n. Chr.), die in lin. 1gf. ebenfalls die Schluß- 


‚klausel aufweist „n dxol&ypn] — — — #|voia] Zora zaı Beßaia bg Ev 


dnuooilm zarexsı]lusvn“, ein öffentlicher Ehevertrag zugrundelag, 
ist nicht zu ersehen: angesichts des bisher durchweg exekutiven 
Charakters unserer Dotalverträge (vgl. oben 8. 36) ist es a priori 
jedenfalls nicht unwahrscheinlich, daß er in der Tat eine öffent- 
liche oder zumindest eine der dnuooinoıg unterzogene Urkunde 
gewesen ist.?) 

ı) In dem im Text erwähnten P. Lond. II p. 207 handelt es sich allerdings um 
die-bloße Bescheinigung der teilweisen Erfüllung einer öffentlich verbrieften Mit- 
giftschuld ohne „un &melevoeodau“-Erklärung, nicht um eine endgültige Quittierung, 
wie in den auf 8. 6ıf. gesammelten Urkunden; daher kann die auf die dnuoolacız 


hinweisende Klausel, obschon zweifellos durch den öffentlichen Charakter des Schuld- 
scheins veranlaßt, in diesem Fall nicht als wesentlich angesehen werden. Aus diesem 


' Grunde fehlt sie wohl auch in dem Quittungscheirographon P. Lond. II 341 p. 213 


(a° 183. n. Chr.), das ebenfalls die bloß teilweise Begleichung einer in einem 


. Önwöoıog xonuerısuög verbrieften Schuld bescheinigt. Daß sie in den oben 8. 77/8 


erörterten Cheirographa P. Lond. IH p. 137 lin. 32f. und B. G. U. 144 ebenfalls 
fehlt, erklärt sich (ganz abgesehen davon, daß eine derartige Klausel wahrscheinlich 
keine formale Voraussetzung für die Vollziehung der dnuooiwoıg gewesen ist [s. oben 
S. ııf. u. 8. 56] und daß die erstgenannte Urkunde vielleicht in der Zeit vor dem 
Aufkommen des dnuoolwoıg-Instituts liegt [s. oben S. 10f., Anm. 5]) wohl dadurch, 


daß man bei der Ausstellung dieser provisorischen Quittungen sogleich die Errichtung 


entsprechender öffentlicher Urkunden ins Auge gefaßt hat. Weswegen B. G. U. III 
942 (a 240 n. Chr., Herakleopolis), die von WILcken in der Edition als Brouillon 
einer Teilquittung diagnostiziert wird, P. 8. J. III 198 (III. Jahrh., Oxyrhynchos), wie 
neuerdings auch der vom Herausgeber als Quittungsfragment angesprochene Papyrus, 
P. M. Meyer, Griech. Texte Nr. 25 (a° 113 n. Chr.) den Hinweis auf die dnuoolooıg 
enthalten, ist beim fragmentierten Zustand dieser Urkunden nicht zu ersehen (bei der 
erstgenannten ist dabei vielleicht auch die weosrel« in lin. 4 mit zu berücksichtigen). 
Zu P: Grenf. II 75 vgl. oben 8. 10 Anm. 3. 

2) Überdies ist hinsichtlich dieser Urkunde nun auch das oben $. 10, Anm. 3 
hinsichtlich Preisıgee, Sammelbuch 5679 und P. Grenf. I] 75 Bemerkte zu beachten. 

Abhandl. d. 8. Gesellsch. d. Wissensch., phil.-hist. Kl. XXXL zır. 6 


% 
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Daß es in derartigen Fällen auch zum Vollzug der in Aus- 
sicht genommenen dnuooiwcıg der Quittung kommen konnte, möchte 
ich nicht bezweifeln.‘) Daß wir bisher kein konkretes Beispiel 
dafür haben, mag sich zum Teil dadurch erklären, daß es in 
solchen Fällen — soweit der Gläubiger dazu zu haben war — 
viel einfacher und bequemer gewesen ist, eine öffentliche Quittungs- 
urkunde zu errichten (so wie in den 8. 77 f. betrachteten Fällen). r) 
Dies gilt keineswegs in ebensolchem Maß betreffs der übrigen Ge 
schäftsarten, für welche wir die dyuooiocıg beobachten können 
und betreffs derer sie so sehr praktisch war: denn bei exekutiven 
Handscheinen ließ sie sich anläßlich der Realisierung ohne wei- 
teres mit dem unerläßlichen Mahnverfahren verbinden (vgl. oben 
S. 54f.), bei Immobiliargeschäften hingegen mag die dnuooiwoıs ge- 
rade dort zu ihrer besonderen Rolle gelangt sein, wo die Errich- 
tung einer öffentlichen Urkunde aus besonderen Gründen garnicht 
möglich war (dazu unter V. 10). 

Zweifelhaft ist es, ob man die Unzulänglichkeit einer bloß 
privaten Quittung auch aus P. Oxy. III 509 (Ende des I. Jahrh.) 
herauslesen kann.) Laut dieses Urkundenentwurfs‘) hatte ein 


ı) Dies mit Hinblick auf die Zweifel von JÖRs, Z. d. Sav.-St. 34, 145". 

2) Daß die nachträgliche öffentliche Beurkundung einer privaten Quittung auf 
dem Wege der d4uaewiensig did dmuoolov yonuaziowoö erfolgen konnte, ist keines- 
wegs ausgeschlossen: die bisherigen Beispiele bieten jedoch kein Indiz dafür, daß 
dies üblich war, vgl. z. B. P. Lond. III p. 137/8 (dazu oben 8. 77£. ). Das Interesse, 
durch welches diese Beurkundungsart bei Immobiliarverfügungen m. E. nahegelegt 
worden sein mag, hierdurch das ursprüngliche Datum der Verfügung zum Inhalts- 
element der öffentlichen Urkunde zu machen, dürfte bei Quittungen weniger vorge- 
legen sein. Überdies wird die &xuaeröenoıg der letzteren in jenen Fällen nicht in 
Frage gekommen sein (und dies gilt entsprechend auch für die dnwoolacıg), in wel- 
chen die private Quittung (wie z. B. im Fall von B. G. U.1 260) sich auf das Be- 
kenntnis des &röysıv beschränkte; denn hier ging die Aufgabe der zu errichtenden 
öffentlichen Urkunde weiter (dazu die Ausführungen sub IV. 3). Freilich ist es auch 
nieht undenkbar, daß im Falle einer &xu@orüenoıg der Inhalt der öffentlichen Ur- 
kunde über den der privaten hinausgegangen sei (so vielleicht in P. Oxy. 195, insb. 
lin. 25 £.). 

3) So Wenger, Stellvertretung 183f., insbes. I9I; zum ‚Sachverhalt neuestens 
KRrELLER, Erbrechtliche Untersuchungen 55°. 

4) Urkunden wie diese, in welchen die Personen nicht genannt, sondern bloß 
durch zig ersetzt werden (zusammengestellt und erörtert bei Mırtrıs, Z. d. Sav.-St. 

392), können angesichts ihrer allzu individuellen Veranlagung nicht als For- 
mulare, sondern m. E. nur als Entwürfe für konkrete Veranlassungen angesehen 
werden; vgl: zu dieser Frage neuestens v. DRuUFFEL, Papyrologische Studien zum 
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hypothekarisch gesicherter Gläubiger zur Eintreibung seiner Forde- 
‘ rung öffentlich beurkundete Vollmacht‘) erteilt; da die Schuld in- 
zwischen beglichen wurde und er selbst darüber eine eigenhän- 
dige, also private Quittung ausgestellt hat (lin. 18£.: &&ed6un» idı6- 
ygapa Polduulere), beschränkt er die erteilte Vollmacht seinem 
. Bevollmächtigten gegenüber darauf: ng0g TO ul:]övov iv dno- 
anlo] &dodmwer Önd 60[d r]oic Önuooio(ig) undev Anußdvovr(og) zei 
dnobocı vv Öxodrem (lin. 13—16). Hiernach sollte der Behörde 
Quittung erteilt und die Hypothek aufgehoben werden: vermut- 
lich ist an deren Löschung beim Grundbuch zu denken (vgl. da- 
zu unten $. 88f). Die Ausdrucksweise ist keineswegs deutlich; 
daß es sich dabei um eine öffentliche Quittung handeln soll, scheint 
wenigstens direkt nicht gesagt zu sein. % 

Das Ergebnis unserer bisherigen Ausführung faßt sich in fol- 
gendem zusammen. Im ptolemäischen und kaiserzeitlichen Ägypten 
war es überaus verbreitet, die auf die Aufhebung von Schuld- 
scheinen gerichteten Quittungen in einer dem Schuldschein genau 
entsprechenden Urkundenform zu verbriefen. Unerläßlich aber war 
diese genaue Formkorrespondenz nicht, soweit nur die Form der 
Quittung keine schwächere war, als die des Schuldscheins es ge- 
wesen ist. Behufs Quittierung eines öffentlichen Schuldscheins 
hat man sich daher mit einer bloß privaten Urkunde nicht be- 
gnügt und es wurde unzweideutig Gewicht darauf gelegt, daß die- 
selbe mittelst öffentlicher Quittung erfolge. Darum pflegte denn 
auch, soweit in derartigen Fällen dennoch bloß eine private 
byzantinischen Urkundenwesen 10f., dazu soeben Preisıgke, Sammelbuch, Einl. zu 
Nr. 6000, 

ı) Eine andere Deutung von lin. 2/3 ist nach dem heute feststehenden Sinn von 
Ömuösıog yEnuezıouög nicht mehr möglich. 

2) Daß eine öffentliche Quittung dabei de facto erwünscht sein mochte, will 
ich hiermit natürlich keineswegs bestreiten, namentlich wenn die Hypothek in der 
Tat im Grundbuch eingetragen und die betreffende Urkunde demgemäß eine öffent- 
liche oder doch zumindest registrierte war. Auf genane Ausdrucksweise konnte es 
unserem Entwurf umso weniger ankommen, als das Nähere ja vermutlich bereits in 
der öffentlich beurkundeten Vollmacht der lin. 2f. geregelt war. Aber die Worte 
„ınv &moyn|v] Erdodnvar [7]ois dnuoolo(ıs)“ auf Ausstellung einer Quittung „(vor) 
der Behörde“ zu beziehen, scheint mir wegen des Dativs nicht geboten; die Heraus- 
geber übersetzen „for the sole purpose of your issuing a receipt to the officials“. 
Könnte man die angeführten Worte auf &xuegrüuonsıg oder dnuociwcıg der privaten 


Quittung beziehen? Jedenfalls wäre auch dies eine sehr ungewohnte Ausdrucks- 


weise. Vgl. zur Urkunde auch Eger, Grundbuchwesen 84 Anm. 
E 6* 


a) Aufhebung 
der Sicherungs- 
übereignung. 
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Quittung errichtet worden ist, in derselben deren Önuooincıg IN 
Aussicht genommen zu werden. 


2. Erfüllung und Schuldaufhebung. 


Schwieriger als die eben zusammengefaßten Tatsachen fest- 
zustellen, ist es, ihre juristische Bedeutung zu ermessen. Es 
könnte dabei zunächst naheliegen, — und ein derartiger Gedanke 
scheint in der Literatur (s. oben 8. 60, Anm. ı) ab und zu an- 
zuklingen — an ein Prinzip des contrarius actus in dem Sinne 
zu denken, als ob zur Aufhebung einer verbrieften Obligation 


die Leistung allein nicht genügt hätte, sondern dazu die Aus- 


stellung einer Quittung in der eben bestimmten Form erforderlich 
gewesen wäre. Von der Geltung eines derartigen Prinzips kann 
jedoch m. E. im gräko-ägyptischen, wie überhaupt im griechischen 
Recht nicht die Rede sein‘) Schon a priori müßte die An- 
nahme, daß ein derart formalistisches Prinzip für die Dauer ge- 
golten habe, als unwahrscheinlich und bedenklich erscheinen. Es 
läßt sich denn auch aus den Quellen mit aller Deutlichkeit das 
Gegenteil ableiten. Es dürfte nicht überflüssig sein, dies des 
näheren darzulegen. i 

a) Dabei soll von der Synchoresisurkunde B. G. U. IV 1158 
— Mirteis, Chrest. 234 (a’ 9 v. Chr.) ausgegangen werden. Hier 
verpflichtet sich die fiduziarisch gesicherte Gläubigerin Kornelia, 


das ihr zur Sicherung übereignete Grundstück im Falle recht- 


zeitiger Begleichung ihrer Forderung.zurück an ihren Schuldner 
Olos zu übertragen (lin. 5f.: eddeng dvrfılmegeynen(oew) dı@ dnuo- 
(siov) &eyh(ov)). In lin. 20f. heißt es dann weiter: 


&iv O8 nal Tod "Q%ov Eroluov Lyovr(og) Ev ro mgox(euevo) xoölwo) 


»or|e]Ble]Aleiw) Tag (tod) ägyv(giov) F m N Kogvndia um dvrınaga- 
yuoH(on) wrv yaw, Eläilvaı bl) Beuaric (evrı) Ei Toda(eterv) 
!vdeouo(v) rüg od &oyv(giov) Fr eig TO adrälg) dvoule) zole]- 
z(eiv) nor wugiede(w) rov nelvr]e (scil. duovgav) zadrdrı zal xg[6]- 
ze00(v) dreganodiorwı dvrı, zei yagig Tod #Ugıe eivaı Ta Gvva8- 
[non (udve) Erı war ....)... aul..]rov brtg Tod Esou(ldvov) dd- 
r(avruarog) zer Addag dgyv(giov) Fo »[ed (dxeo)] & dia (ng). 





ı) Zum altgriechischen Rechte s. unter IV.3 a. E. 


NE 
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Hier wird für den Fall, daß die Gläubigerin bei rechtzeitiger 
Leistungsbereitschaft des Schuldners sich weigern sollte, die ver- 
sprochene Rückübereignung vorzunehmen, diesem das Recht zu- ° 
gesichert, den geschuldeten Betrag bei der Bank auf das Konto 
des Gläubigers einzuzahlen, wodurch das fiduciae causa über- 
tragene Eigentum von selbst auf ihn zurückfallen solle; daneben 
wird für diesen Fall eine Vertragsstrafe zugunsten des Schuldners 
vereinbart. Dies-zeigt, daß man bestrebt war, den Schuldner in 
betreff der Wiedererlangung seines früheren Rechtszustandes von 
der Willkür des Gläubigers auch in dem Fall unabhängig zu 
machen, wo er infolge der besonderen Sachlage diesbezüglich auf 
die Mitwirkung des Gläubigers hätte angewiesen sein müssen. Im 
Fall der Sicherungsübereignung ist er in dieser Hinsicht natur- 
gemäß von der Geneigtheit des Gläubigers abhängig: er bedarf 
der Rückübereignung, und diese erfordert das Handeln des Gläu- 
bigers. Aber unsere Urkunde zeigt das Streben, diese Wirkung 
für den Fall, daß der Gläubiger sich weigern sollte, auch ohne 
‚sein Hinzutun herbeizuführen‘). 

Ist es nun angesichts dieser Wahrnehmung denkbar, daß 
beim Vorliegen gewöhnlicher Schuldscheine der Schuldner durch 
seine bloße Leistung noch nicht, sondern erst durch den formalen 
Quittungsakt des Gläubigers hätte frei werden können? Denn 
wäre dem so und die Quittungserteilung für den Schuldner dem- 
nach von der größten Bedeutung gewesen, so hätten die Schuld- 
scheine schwerlich versäumt, die diesbezügliche Verpflichtung des 
Gläubigers ausdrücklich zu verbriefen, während sie doch dies 
regelmäßig nicht zu tun pflegen?) Namentlich hätten sie nicht 


ı) Das hier Ausgeführte läßt sich nicht damit erledigen, daß die vorliegende 
Sicherungsübereignung eine resolutiv bedingte war (dazu Mırraıs, Grundz. 152, Chrest. 
p. 258 und meine Bemerkungen, Hypoth. u. Hypall. 39). Denn erstens gilt dieser 
resolutiv bedingte Charakter nicht absolut, sondern eben bloß für den Fall, daß die 
Gläubigerin die Rückübereignung verweigert, zweitens wird dadurch für diesen Fall 
nur die Rückübereignung entbehrlich. Im vorliegenden Zusammenhang kommt 
es aber vor allem darauf an, daß in solch einem Fall der Schuldner das Eigentum 
schon durch die bloße Erfüllung zurückerwirbt, und daß es dazu nicht nur keiner 
Rückübereignung, sondern auch keiner Quittung bedarf. 

2) Ausnahmsweise findet sich derartiges in B. 6. U.IV 1115 lin. 45£., 1126 
lin. 25f., 1149 lin. 22f., 1171 lin. 30, wo dies jedoch — wie z.B. in den zwei 
letztgenannten Urkunden, wo bereits teilweise Zahlungen vorliegen — durch be- 
sondere Umstände begründet erscheint (vgl. unter IV. 4.). 
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unterlassen können, für den Fall, daß der Gläubiger die Quittung 
willkürlich verweigern sollte, Vorsorge zu treffen, unter anderem 
wohl auch diese Verpflichtung unter eine Vertragsstrafe zu stellen, 
so wie alldies in B. G. U. IV 1158 betrefis der Rückübereignungs- 
pflicht des fiduziarisch gesicherten Gläubigers geschieht. Daß von 
alledem nichts zu sehen ist, müßte m. E. schon an sich genügen, 
um die Annahme, daß die Obligation durch die bloße Erfüllung 
noch nicht, sondern erst durch die formale Quittung zum Er- 
löschen gelangt sei, als eine Unmöglichkeit erscheinen zu lassen. 


Daß die Obligation in der Tat bereits durch die Leistung 
des Schuldners erloschen ist, läßt sich namentlich in betreff der zur 
Sicherung des Gläubigers. dienenden besonderen Haftungen zeigen. 

ee b) Was zunächst das Pfandrecht anlangt, so erscheint es als 
bezeichnend, daß die in allen Arten von Pfandverträgen begegnen- 
den Verfügungsbeschränkungen dem Verpfänder jedwede Verfügung 
ausdrücklich bis zur Leistung des Schuldners untersagen. So 
heißt es in den alexandrinischen Hypallagmaverträgen aus der 
Zeit des Augustus, wEygı Tod dısvavrmoeı) wegeeodeı avekar- 
korelorov zei drareygnudrıorov (B. G. U. IV 1147 lin. 26f., ıı5ı U 
lin. 42£.), in derselben Gruppe in B. 6. U. IV 1167 II lin. 60£.?), 
x GV za u) &eiv[aı]) 75 Aodzo(vrı) (Schuldner) und(2) Exıredeiv 
wiz(e) a|ereyon(uerkew)] 3} Eardorgıovodeı ueygı Tod zowill]eodeu 
[rdv] ‘'Hod(dn) (Gläubiger) r& idıa®), in P. Lond. II 3rı p. 219/20 
— Mırrteis, Chrest. 237 (a° 149 n. Chr.) lin. 13f., z«9 &v advrov 
[o]ö[x] Es nv 6Aooyeon EEovoiev tod nwAsiv brorideodu obdE &- 
Ang [zereyonuelrioeı &ygı od alzodalı ro wooxiusvov »[e]pd@Acıov.‘) 
Ebenso heißt es im Hypotheken-Vertrag P. Bas. 7 lin. ı5f. (Z. d. 
Hadrian), eis ro uw) Eeivon wAeiv unde [brorideodeı Eregoıg und’ 
dAiog nareygnuerigew üygı ob d|xodacı, ganz Ähnlich im P. Oxy. 





ı) Zu diesem Wort vgl. unten $. 97. 

2) Zu dieser Urkunde Hypoth. u. Hypall. 7f., 14f4, 100£.°; auch Mrrrkis, 
Grundzüge 149 und Parrscon, Arch. f. Pap.-F. 5, 514. 

3) Diese Wendung für den Empfang seitens des Gläubigers findet sich auch 
in B.G. U IV 1171 lin. 30, vgl. 1170 lin. 56; s. dazu oben 8. 52, Anm. 2. 

4) Vgl. auch P. Hawara 224 lin. ı2f. (a° 98/9 n. Chr.). — Eine Sicherung 
durch Verfügungsbeschränkung irgend welcher Art scheint neuerdings auch im Frag- 
ment P. Flor. III 381 lin. 11 vorzuliegen (II. Jahrh.). Für die Ptolemäerzeit s. P. 
Graden#. 4 lin. 17 = Prnissigen, Sammelbuch 5680 (a 229 v. Chr. ?, cf. oben 
8. 46, Anm. 1), was mit Theb. Akt. ıı lin. 10 zu vergleichen ist. 
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III 506 — Mirreis, Chrest. 248') (a 143 n. Chr.) lin. gof,, [Eos 
”&v ea]osalcır ei dedev]asuever ro dedaveınorı TO xp [dA ]aıov 
zei Tobg Toxovg [odx Eeivaı] — — — teure wwAeiv obdt brorideohe 
od[d” img zere]yonuerifevw”), und auch in der Verfügungsbe- 
schränkung, die in P. Teb. II 318 = Mırteis, Chrest. 218 (a° 166 
n. Chr.) der Grundbuchbehörde angemeldet wird, laut lin. 8f., gvAd£ıw 
avegar [Aorgi]uore zei dxereyonudrlılora weyoı tyg Tod zepadailo]|v 
«nodö6oen|[s]. Als besonders bezeichnend erscheint das Verbots- 
formular . der Hypallagmaverträge aus Hermupolis, video ro 
Ürdiheyua dveßarrorgiorov xal dvemddraorov äygı od daade 
x0ey9& usw. (P. Flor. I 28 lin. 6, 16f., P. Lips. ro Col. I lin. 40£3)): 
hier wird mit auffallender Präzision neben der Zahlung auch noch 
das „zoey®&“ besonders hervorgehoben; wäre es dabei nicht — 
wie wörtlich gesagt wird — auf die Zahlung, sondern auf die 
Quittung des Gläubigers angekommen, so würde angesichts der 
präzisen Konstruktion sicherlich „&ygı 08 zegı2v96 1) wgayda“ 
gesagt worden sein. Diese ständigen Formeln‘) lassen es als völlig 
unzweifelhaft erscheinen, daß der Verpfänder seine Verfügungs- 
freiheit bereits durch die Erfüllung der Schuld wiedererlangt 
hat und daß ein Quittungsakt des Gläubigers dazu nicht erfor- 
derlich war. Dann aber kann nicht angenommen werden, daß 
eine Haftung des Pfandobjekts darüber hinaus fortbestanden 
hätte’), und damit erledigt sich für eine Rechtsordnung, in wel- 


ı) In diesen in der Verfallsklausel mit uEverv konstruierten Verträgen eine mate- 
riell besondere Gestaltung erblicken zu wollen, ist m. E. wenig geboten: anscheinend 
ist dies der Stil der oxyrhynchitischen Hypothek, vgl. auch P. Oxy. III 485 lin. 20, 
wenngleich das Wort önod®yj#n in diesen Urkunden vermieden zu werden scheint. 

‚ 2) Betreffs der Fortsetzung von P. Oxy. III 506 lin. 43f. scheint es mir jetzt 
am zutreffendsten, den Text der Herausgeber bloß im Anfang von lin. 46 statt [Tv 
0: noätılv auf [N ev noäsılv moisioheı zu ändern; die Gründe dafür s. Hypoth. u. 
Hypall. 26 Anm., vgl: auch Raarz, Verfall d. griech. Pfandes 63, 89. Dabei möchte 
ich dann bis auf weiteres auch an der Ergänzung xvoıevew in lin. 44 festhalten, da 
sie zurzeit alle Parallelen für sich hat. 

3) Neuestens P. Rylands II 177 lin. ıı. 

4) Das mit un &forw eingeleitete Verfügungsverbotsformular aus Hermupolis 
(P. Flor. ı, P. Straßb. 52, P. Lond. III p. 105 und p. 136, vgl. Hypoth. u. Hypall. 
56f.) ist demnach das einzige, in welchem die Zahlung nicht ausdrücklich als 
das verbotsaufhebende Moment erwähnt wird. 

5) Dasselbe ist betreffs des altgriechischen Pfandrechts stets angenommen 
worden, vgl Hırzıc, Griechisches Pfandrecht 141; BEAucHEr, Hist. du droit de la 
röp. athenienne 3, 305; PArPuLias, 7 Zumgdyuerog dopaleın I 191 f. 
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cher die plant echtliche Haftung in weitgehendem Maße eine 
ausschließliche oder doch zumindest eine primäre gewesen ist‘), 
die Frage nach der Einwirkung der Leistung auf die obligatori- 
sche Haftung überhaupt. 

Ein Moment ist hierbei allerdings nicht außer Acht zu lassen: 
unsere Urkunden erregen mehrfach den Eindruck, daß für die 
Endigung des Pfandrechts neben der Leistung auch noch dessen 
Iboıg, dn6woıg, weolAvoıg von Belang gewesen ist (vgl. namentlich 
P. Lond. II 348 p. 214. lin. 14 f.— Mırteis, Chrest. 197 [um 205 #1. 
Chr.]; P.Oxy. II 509 lin. 15 f. [ausgehendes II. Jahrh.], dazu oben 
8. 82£.; auch P. Flor. 86 lin. ı7f. [Ende des I. Jahrh.], wozu weiter 
unten 8. 91/2; vgl. auch P. Lond. III p. 146 lin. 51)”). Dies scheint 
namentlich betreffs der im Grundbuch eingetragenen Pfandrechte 
der Fall zu sein. Denn soweit wir den Grundbuchmechanismus 
zurzeit überblicken, ist ein Pfandrecht, so lange es eingetragen 
war, einer unter Mitwirkung des Grundbuchamts erfolgenden 


Verfügung über das Objekt oder doch zumindest der endgültigen _ 


‚dsoygopn des daran erworbenen Rechtes im Wege gestanden’) 
(vgl. 8. 90, Anm. 4, 8. 91, Anm. ı). Durch die bloße Leistung des 
Schuldners ist nun dies Hindernis allerdings nicht aus dem Wege 
geräumt worden, vielmehr waren dazu ern Schritte beim 
Grundbuchamt nötig. 


Zur Herbeiführung der Löschung einer Hypothek im Grund- 


buch sehen wir nun in der bis auf den heutigen Tag nicht hin- 





ı) Ein Teil der Rs Beispiele sind zwar Hypallagmata, P. Bas. 7 und 

P. Oxy. III 506 jedoch Hypothekenverträge. 
; 2) Neuestens zeigt das Fragment aus der en ER PREISIGEE, 
Sammelbuch 5676 ee 232 n. Chr.) einen Fall, wo die Avcıg einer Hypothek im 
Prozeß durch den Präfekten verfügt zu werden scheint: anscheinend hat hier jemand 
fremdes Eigentum verpfändet und in der vorliegenden Urkunde wendet sich der 
Eigentümer auf Grund des Urteils des Präfekten durch Vermittlung des Strategen 
an die PußAuopvlanes Eynınceov um Löschung der also zu Unrecht eingetragenen 
Hypothek. 

3) Vgl. hierzu an Literatur: Mrrreis, Arch. f. Pap.-F. 1, 19 5f. und jetzt Grund- 
züge 104, 149f., Ohrest. p. 234; Lewauo, Grundbuchrecht 2gf., 57 £.; Eger, Grund- 
buchwesen 45f., 85f., auch Z. d. Sav.-St. 31, 463 f.; RABeL, Ver 
kungen des Verpfänders insb. 58 f., auch Z. d. Sav.-St. 32, 425; PREISIGER, Girowesen 
464f.; Ruagıero, Il divieto en del pegno 49f. u. Bull. dell’ Ist. 21, 255£.; 
P. M. Meyer, Hamburger Papyri Ip. 55 f., 61f.; Parrscn, Arch, f. Pap.-F. 5, 502; 
Wenger, Krit. Vierteljahrsschr. 1912, 561 £. 





1 
»\ T 2 
ie see ee ee ee ee Dec es ee ee en 


. 
N En N 


nn ee 


a u er ee ee ee ee 


ne 


"25 euer ig WA Ra AR 
Be 7 SET 


XXXI, 3.] Die ÖFFENTLICHE U. PRIVATE URKUNDE IM RÖM. ÄGYPTEN. 89 


reichend geklärten Eingabe an die PıßAuodrjen Eyarnosov, B.G. U. 
III 907 (Zeit des Commodus) einen besonderen Löschungsantrag 
des Gläubigers‘). Doch scheint, soweit die Löschung wegen Er- 
füllung der Schuld erfolgen sollte, hierzu ein derartiger Löschungs- 
antrag des Gläubigers nicht unerläßlich gewesen zu sein‘), vielmehr 
der letztere mit Ausstellung einer entsprechenden Quittungsurkunde 
das seinige getan zu haben. Wenn z.B. in der eine hypothe- 
karische Schuld betreffenden Quittung P. Oxy. III 510 (a’ roı n. Chr.) 
nach der Empfangsbestätigung des geschuldeten Betrages lin. 17f. 
vom Gläubiger gesagt wird, dıö Adcım oLoVBuevog tig brodneng 
avrödı dvadedwxev oig ÖuoAoyei mv Enipogov Tod daveiov GVvvyoR- 
piv —— — ujte abrov und’ Ülkov Untg wbrod Evxareiv und’ Evrarkoeın, 
. so deutet dies wohl dahin, daß der Gläubiger mit Erteilung dieser 
Urkunde seinerseits die Aboıg vollzogen hat. Dasselbe ist auch 
hinsichtlich des Hypallagma der Fall: so verspricht der Gläubiger 
in B. G. U. IV 1149 lin. 22 (a’ 13 v. Chr.) für den Fall voller Be- 
gleichung einer hypallagmatisch gesicherten Schuld deren Avcıg 
zu vollziehen; B. G. U. IV 1148, ıı150 I, ıı52 und 1167 I, die 
wohl sämtlich die Begleichung hypallagmatischer Schulden be- 
treffen, zeigen uns, daß diese Avsıg -durch die Ausstellung von 
Quittungsurkunden erfolgte”) (vgl. unter IV. 3. c). Dasselbe er- 
geben aber für die spätere Zeit, für welche stets mit der Wahr- 
scheinlichkeit im Grundbuch eingetragener Hypallagmata zu rechnen 





1) Vgl. zu dieser Urkunde GRADENWITz, Arch. f. Pap.-F. 2, 99£.*; Ecer, Grund- 
buchwesen 59, 83, 129°; Razer, Verfügungsbeschränkungen 651; Preisieez, Giro- 
wesen 518f.; Mrrreis, Grundzüge 97°; Prisasurım, Kauf mit fremdem Gelde 47/8. 
Mırreis neigt dazu, die Urkunde, abweichend von Eger, als mgooeyyeAl« anzusprechen, 
jedoch nicht als eine solche, die die Erlangung eines &nioralue zur Beurkundung 
der Aucıg bezweckte; von Preisıcke a. a. O. 520 wird selbst letzteres angenommen. 
Die Bitte um ein ZmioreAua fehlt auch in der 2501xovöunsıg-Anzeige P. Hamb. 14 

> (a° 209/10), wozu vgl. die Ausführungen P. M. Mrvaw’s; wie sich jedoch diese Ur- 
kunde zu den üblichen mgooayysAlcı verhält, steht m. E. noch keineswegs fest (vel.. 
S. 90, Anm. 4). 

2) Damit will keineswegs gesagt sein, daß nicht auch in einem solchen Fall 
ein besonderer Antrag des Gläubigers das Mittel der Löschung sein konnte; 
letzteres mag vielleicht in P. Oxy. III 509 der Fall sein (vgl. oben 8. 82/3). Nicht klar 
ist das Verhältnis der Quittung zur Avoıg der Hypothek im Grundbuch, infolge der 
Lückenhaftigkeit von lin. 13/4, in P. Lond. II 348 p. 214f. = Mimtais, Chrest. 197, 
vgl. dazu Lewaro, Grundbuchrecht 46. 

3) Vgl. zu den im Text genannten alexandrinischen Urkunden aus der Zeit 
des Augustus, Hypoth. u. Hypall. 5f., 13. 
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ist"), die Quittungsurkunden P. Giss. 32 (a’ 184—ı89 n. Chr.) und 
P. Lond. III p. 162f. (g) (a’ 212 n. Chr.): nichts läßt vermuten, daß 
hier zur Aufhebung des Pfandrechts seitens des Gläubigers.neben 
der Quittungserteilung auch noch weitere Schritte erforderlich 
waren.) Gemäß P. Flor. 148 =P. Giss. 33 (a’ 222 n. Ohr) wird 
auch bei vorliegender &veyvoaoie seitens des Gläubigers bloß eine 
Quittung ausgestellt.) Auf Grund solcher Quittungen konnte dann 
der Verpfänder beim Grundbuchamt die Löschung des Pfandrechts 
beantragen, wie auch ums &sioreiue zu einer Verfügung ein- 
kommen‘), und ebenso konnte daraufhin auch der Erwerber um 





ı) Vgl. P. Lips. 8, 9; B. G. U. IV 1072 I, 1038 lin. 24; P. Teb. II 389 lin. 
17£.; P. Teb. II 318, 

2) Dasselbe zeigt neuestens hinsichtlich einer bibliothekarisch gewahrten 
xaroyn P. Rylands II 174 lin. 2ı£. (aPıı12). 

3) Allerdings ist es unwahrscheinlich, daß in diesem Fall bereits ein Pfän- 
dungspfand vorliege; vgl. dazu Hypoth. u. Hypall. 82%. 

4) Dies folgt m. E. aus dem notariellen Kaufvertrag P. Hamb. 15 (a0 209), 
wo anscheinend ein verpfändetes Grundstück, wohl auf Grund der in lin. 15 er- 
wähnten Quittung des Gläubigers (vgl. dazu lin. 17, 19, 21) laut lin. 6 dı& zäg 
Töv Evurnoswv Bıßlodn|ang] verkauft wird; letzteres wird gewöhnlich auf ein auf 
Grund einer mgooayyeAl« ergangenes &mioreAue verstanden (vgl. P.M. Meyer, P. 
Hamb., p. 62; Mırreis, Grundzüge 98°, 104; Rasen, Z. d. Sav.-St. 32, 424), könnte 
aber allenfalls auch auf eine &&01movöumsıg-Eingabe gemäß P. Hamb. 14 (C.P. R. 
220 lin. 6 hat damit schwerlich etwas zu tun) bezogen werden, falls es — was mir 
allerdings sehr zweifelhaft erscheint — zulässig ist, die letztere von den Prosangelien 
auseinanderzuhalten. Daß in Fällen, wie P. Hamb. 15—ı6 und P. Gen. 44, ein 
enioreAue der Bıßluodnam &yaınosov erlangt und auf Grund derselben ein dnuocuog 
Xonnerıouög errichtet werden konnte, läßt sich heute angesichts der P. Hamb. cit. 
nicht mehr bezweifeln (vgl. die vorhin angef. Lit.): doch war dies, wie P. Hamb. 14 
lin. 18f. per analogiam zeigt, nur möglich, indem die Befriedigung des Gläubigers 
beim Grundbuchamt in Aussicht gestellt und — wofür direkte Belege allerdings 
nicht vorliegen — im Falle mangelnder &royoapn des Veräußerers, das Recht des 
letzteren glaubhaft gemacht wurde. Ohne diese Voraussetzungen war höchstens 
chirographische Verfügung möglich, wie wir solche in B. 6. U. I 50 und in P. 
Rylands II 163 sehen; vgl. dazu unter V. 10. b). — Die Veräußerung verpfändeter 
Grundstücke, wobei der Pfandgläubiger vom Käufer befriedigt wird, kommt noch 
mehrfach vor, so in P. Oxy. III 486 lin. 5f., 23f. auf Grund eines dywosog 
xonnerionög, im erwähnten P. Hamb. 14, in B. G. U. II 362 pag. IX lin. ı5f., 
vielleicht auch in P. Oxy. I 68 lin. 2of. (cf. Koscuarer, Z. d. Sav.-St. 29, 28%; 
Raser in der Hovrzenporrr-Konuer’schen Enzykl. I 477°); vgl. auch C. P. R. 
3 lin. 8f., dazu die Fragmente C.P.R. 88 lin. ııf,, 141 lin. 2, 183 lin. 7f. Die 
Baualaze Sande für eine derartige Erfüllungenberoahmne des Käufers ist, di co 
adrov dmodovvar c® davıorh, vgl. P. Hamh. 14 lin. 2ıf, P. Oxy. 168 lin. 12, B.G. U. 
III 907 lin. 12. 
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die Wahrung seines Rechtes bitten.‘) Daß in solchen Fällen der 
Verpfänder auf diese Weise selbst die Löschung des eingetragenen 
' Pfandrechts herbeiführen konnte, ergibt sich m. E. mit Deutlichkeit 
aus dem in P. Flor. 186 — Mrrreis, Chrest. 247 (Ende des I. Jahrh.) 
lin. 17 f. mitgeteilten Verbot. Hier wird von einer Diagraphe, mit- 
tels welcher ein chirographarisches Darlehen gewährt wurde, be- 
richtet, es sei darin dem Schuldner die neorAvoıg bereits früher für 
andere Schulden bestellter Hypotheken untersagt worden, bevor 
nicht auch dies spätere chirographarische Darlehen beglichen wird: 


TE00Y9RpEVTOg Ti; HLaygagpn, wi Eeivar 7 Adbun (Schuldnerin) 
aegıhb[e]v zog bnodnnag Ev un zar T& dı& vnlg] diaygapäg arodor. 


. Diese x:glAvoıg der Hypotheken kann m.E. allein auf die Löschung 
im Grundbuch oder in den zar«Aoyıouot — daß sie in den letzteren 
eingetragen waren, wissen wir aus P. Flor. 92 = Mıttkis, Chrest. 





Hierbei sei noch bemerkt, daß die erwähnte Wendung „öuoAoyei mengentva 
ner& vivde ımv Öuoloylav zei dıa ig TöV dyarnoswv Bıßkıodnnng“ eine Eigen- 
tümlichkeit der Kaufverträge aus Ptolemais Euergetis aus dem IIL/IV. Jahr- 
hundert darstellt; dies ist deswegen zu beachten, da man demzufolge aus dem 
Mangel dieser Wendung anderwärts keine Schlüsse ableiten darf. Vgl. dafür außer 
P. Hamb. 15: B.G. U. 194 lin. 5 (a 289), dazu Lewaro, Grundbuchrecht 35 f., 
Eger, Grundbuchwesen 92; C.P.R. 175 lin. 5f., wo zweifellos ebenso zu ergänzen 
ist; C.P.R. 176 lin. 10 (a° 255), wo statt [oixovo]ul[av] in lin. 10 [6woAo]- 
yi[av] weit wahrscheinlicher sein dürfte, vgl. Mrrrsis, Grundzüge 179°; P. Thead. 2 
lin. 5 (a° 305), dazu Mrrreis, Z.d.Sav.-St. 32, 345; B.G. U. 11667 lin. 2 (um 221/2), 
wo — wie mir von Herrn Dr. G. PLaumann freundlichst bestätigt. wurde — in lin. 2 
ebenfalls [| Seßaoröv cca. 10—ı2 Buchstaben 2v IIro ]Asu«id[ı Edsoy]erı[d]: zu 
lesen ist; vgl. noch (hier allerdings auf den Erwerb des Verkäufers bezogen) P. Thead. 
ı lin. 6 (a 306). ' | 

ı) Dies folgt aus P. Gen. 44 = Mimrais, Chrest. 215 lin. 24f. (a° 259 
n.Chr.). Ich glaube, daß der Grund dafür, daß hier, wie auch in P.Hamb. 16, nicht 
endgültige &roygapn, sondern bloß provisorische Anmeldung zur ne«od#ecıs erfolgt, 
nicht im (nun gemäß der Befriedigung des Gläubigers und seiner &oyr) bereits er- 
loschenen, wenngleich vielleicht noch nicht gelöschten) Pfandrecht, sondern bloß im 
Umstand liegt, daß der Veräußerer un &moysygauutvog war; dies letztere mag aller- 
dings durch das Pfandrecht veranlaßt sein, wozu vgl. Mırteıs in der Einl. zu Chrest. 
Nr. 215;.vgl. auch P. M. Meyer, P. Hamb. p. 62. Denn das Pfandrecht wird ja in 
P. Hamb. 16 und P. Gen. 44 direkt garnicht erwähnt und es bleibt daher abzu- 
warten, ob auch in Fällen, wo der Verpfänder dmoysyoauu£vos war, seitens des Er- 
werbers zunächst bloß provisorische meod#eoıg erfolgen konnte. Wie das grund- 
bücherliche Verfahren auf Grund derartiger naoddeoıg-Eingaben weiterging, ergibt 
sich jetzt aus P. Oxy. X 1268 (III. Jahrh.), dessen Relation zum bisher Bekannten 
von LEwArLp, Vierteljahrschr. f. Soz.- u. Wirtschaftsgesch. 12, 479f. klargestellt 
wurde; vgl. zur Urkunde unten sub V.9.a). 
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223‘) — bezogen werden; ein anderer Sinn ist nicht recht denk- 
bar.) Wenn aber die Löschung hier dem Verpfänder ver- 
boten wird, so ergibt sich daraus a contrario, daß sie durch diesen 
hat herbeigeführt werden können. 

In derartigen Fällen war demnach die Quittung des Gläu- 
bigers als Mittel zur Löschung des Pfandrechts allerdings von sehr 
erheblicher Bedeutung. Doch darf dabei — dies ist im vorlie- 
genden Zusammenhang vor allem zu betonen — nicht an eine 
über die Erfüllung der Schuld hinausreichende -Fortdauer der 
pfandrechtlichen Haftung gedacht werden. Das Unterbleiben der 
Löschung, bzw. der hierzu erforderlichen Quittungserteilung hin- 
derte allein die freie Verfügung tiber das Objekt: das Pfandrecht 
selbst konnte, sobald die Forderung einmal erfüllt war, nicht mehr 
geltend gemacht werden. Dies erschließt uns auch den mehrfach 
diskutierten Zweck des vorhin (8. 91) erwähnten Verbots in P. Flor. 
86 lin. 17f.‘) Durch dasselbe sollte jedwede Verfügung über das 
Grundstück unmöglich gemacht und dasselbe dadurch der auf 
Grund des chirographarischen Darlehens erfolgenden allgemeinen 
Zwangsvollstreckung bereitgehalten werden.‘) Eine Erstreckung 
der Hypothek lag aber hierin nicht: das besondere Recht aus der 
lex commissoria konnte auf Grund der Diagraphe nicht ausgeübt 
werden, wie denn auch in lin. 27 f. ausdrücklich nur die allgemeine 
xyüdıg in Aussicht gestellt wird. Man könnte hier von einem ver- 
tragsmäßigen tabularischen Retentionsrecht sprechen, eine Analogie 
des beim Besitzpfand eingreifenden pignus Gordianum; praktisch 
ist die Sachlage etwa so anzusehen, als ob das hypothekarische 
Recht zum Zwecke der Sicherung der chirographarischen Schuld 
eine Umwandlung in ein hypallagmatisches erfahren würde. 

Die juristische Bedeutung der ‘Abo: der Pfandrechte erfordert 
demnach keinerlei Einschränkung der These, wonach das Pfand- 
recht, soweit es Haftung für eine Schuld war, bereits durch die 





ı) In diesem Sinn wurde P. Flor. 92, gegenüber der früher herrschenden An- 
sicht, Hypoth. u. Hypall. 121£.?, wie auch von Mırrkis, Chrest., p. 244, 281 und 
- Rıare, Verfall des griech. Pfandes 90? aufgefaßt. 

2) An ein direktes Verfügungsverbot kann angesichts der Bedeutung von 
egihösıv (unten 8. 95f. u. sub IV. 3. c)) nicht gedacht werden. 

3) Dazu die Erwägungen bei Mırrris, Grundzüge 156. 

4) In ebensolchem Sinn RAArE a. a. O. 86; dazu Koscuaker, Krit. Viertel- 
jahrschr. f. Gesetzgeb. 3. F., 14, 515f. 
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Erfüllung zum Erlöschen gelangt ist. Dasselbe ist hinsichtlich 
der Fälle zu sagen, in welchen der Gläubiger sich im Besitz des 
Sicherungsobjekts befunden hat; auch hier ist die Haftung des- 
selben mit der Erfüllung der Schuld erloschen, nur war hernach 
naturgemäß noch die Rückübertragung des Besitzes an den Ver- 
pfänder notwendig. ' Hierauf ist die wegidvoıg in P. Lips. ro Col. I 
lin. 31 zu beziehen, wo der durch ein mit antichretischer Nutzung 
(wodoxaoneie) kombiniertes Hypallagma gesicherter Gläubiger von 
der Vereinbarung berichtet, die ucdoxegreia nicht eher zu lösen 
— um X06TE90v eg NdCn mv ngoreu[E]unv uodoxeoniev — d.h. 
den Nutzungsbesitz nicht eher aufzugeben, als nicht auch ein 
seinerseits gegebenes chirographarisches Darlehen erfüllt wird (Mit- 
TEIS, Chrest. 189). 

c) Ebenso ist auch die Haftung des Bürgen durch die Er-  Aufsebung 
füllung der Schuld seitens des Hauptschuldners beendet worden.') gr 
Den Beweis hierfür vermag unter den Papyrusurkunden z. B. 
B. G. U. IV 1057 = Mırteis, Chrest. 356°) (a’ ı3 v.Chr.) zu er- 
geben. Dieselbe enthält zwei an den Protarchos gerichtete Syn- 
choresisurkunden: die erste (lin. 1-17) ist ein Darlehensvertrag, 
wobei Heliodoros, Il&gong rg &xıyovnig, für die beiden Schuldner 
als Bürge eintritt (dvyvareı eig &xrıow); die zweite (lin. 18—32) hin- 
gegen ein Indemnitätsvertrag, durch welchen die Hauptschuldner 
den Bürgen sicherstellen, indem sie sich verpflichten, wageksoheı. 
töv "Hiıödago() &nsoioaeoro(v) zer AnegevöyAn(rov) ürnto Ov dvyvü- 
zer abro(dg) davafouevo(vg) und im weiteren 


(lin. 25 f.) zai &xdvay(zov) zaraßar(eiv) dupo(tegovg) 8 Kaugn(worı) 
— dem Gläubiger — rüg od deyv(giov) (dgayudg) za Tobg 
tör(ovg) &v ri agox(sueom) Husolg) wodg ro megirvdn(veı) vov 
“Hrıödogo(v). 


1) Vgl. fürs altgriechische Recht PArrsch, Griechisches Bürgschaftsrecht I 
249f. — Daß dementsprechend durch die Leistung des Bürgen auch der Haupt- 
schuldner frei wurde, könnte aus P. Oxy. II 270 gefolgert werden: wenn hier für den 
Fall, daß die Hauptschuldnerin nicht zahlen sollte, dam d2 dmg würng der 
Bürge, letzterem der Eigentumserwerb an den dem Gläubiger bestellten Hypotheken 
zugesichert wird, so spricht dies wohl dafür, daß durch die Leistung des Bürgen 
die Hypotheken des Gläubigers und somit auch seine Forderung erloschen sind. 

2) Vgl. dazu Granenwırz, Berl. phil. Wochenschrift 1906, Sp. 1350f.; PArrscH 
a. a. O. passim, insb. 158, 162, 213; Lewaun, Personalexekution passim, bes. 29*. 
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Nun könnte freilich das zoög zo zegulvdrvaı — da zegıAdewv, wie 
noch des näheren darzulegen sein wird, sowohl auf die Leistung 
seitens des Schuldners, wie auch auf die Quittungserteilung seitens 
des Gläubigers bezogen werden känn (vgl.8.95f. und unter IV. 3. c)) — 
sowohl im einen, wie im anderen Sinne verstanden werden: die Schuld- 
ner werden zahlen, damit der Bürge hierdurch (ipso facto) frei 
werde oder um dadurch die Befreiung des Bürgen zu veranlassen, 
indem nämlich daraufhin der Gläubiger ihn befreien werde. Doch 
scheint die demselben Urkundenkreis angehörige B. G. U. IV 1133 
(a° 19. v. Chr.), die betreffs eines Falles der Gesamtschuldnerschaft 
eine ganz analoge Wendung aufweist, entschieden die erstere 
Deutung zu stützen.) Auch in dieser Synchoresisurkunde liegt 
eine der vorhin besprochenen ähnliche Indemnitätserklärung vor. 
Chairemon hatte, zagaxAydeig [ör’] Aore[uuda]oo(v) und dessen Frau 
Hermione, sich mit diesen beiden zusammen in einer Synchoresis- 
urkunde zur Rückzahlung eines Eranos-Darlehens verpflichtet, deren 
Valuta jedoch ausschließlich von den beiden letzteren, nicht auch 
von ihm selbst aufgenommen wurde: ein Fall kumulativer inter- 
cessio tacita.”) Im vorliegenden Papyrus verpflichten sich nun 


ı) Zu dieser Urkunde vgl. die Anmerkung ScHusArr’s zu lin. 3 in der Edition: 
vgl. damit auch B. G. U.IV 1144, wozu s. Berger, Strafklauseln 204°; Arandıo- 
Ruız, Rivista di papirologia giur. per Y’anno 1910, Estr. dal Bull. 24., p. 5. 

2) Fälle von intercessio tacita, indem jemand — sei es kumulativ, sei es pri- 
vativ — für einen andern einen Schuldvertrag eingeht, lassen sich in den Papyri 
mehrfach beobachten. Eine gangbare Bezeichnung für die derartige Ausstellung einer 
Schuldurkunde scheint „yodpsodaı xar& meodkAnsıv“ zu sein: vgl. außer der im Text 
erörterten B. G. U. IV 1133 lin. 3 vor allem P. Teb. II 392 = Mırreis, Chrest. 338 
lin. ı6f,, 26f., 34f. (a 134/5 n. Chr.), wo ein Fall privativer Interzession in bezug 
auf ein fiktives Depositum vorliegt, dazu Mırrzıs a.a. O., Parrsch, Gr. Bürgschafts- 
recht I 157. In ganz ähnlichem Sinn findet sich magd#Anoıg auch noch in P. Mon. 
10 lin. 8, dazu die Anm. Wxexerr’s; (zu den spätbyzantinischen agaxAnrızal Öno- 
Aoyicı vgl. neuestens v. DrurrEr, Papyrologische Studien 29, dazu jüngst auch noch 
P. Flor. III 323). In derartigen Interzessionsfällen pflegten dann nach Art von 
B. G. U. IV 1133, ı144 und P. Teb. II 392 Indemnitätserklärungen zugunsten 
der Interzedenten abgegeben zu werden mit der Motivierung, dı& zd aördv EOYNHEVOL 
oder »uransyojoder eis zo iiov nal ov deive (Interzedent) undlv siingevan. Auf 
einen ganz identischen Sachverhalt bezieht sich die Eingabe P. Oxy. VI 898 (a0 123 
n. Chr.), wo ein Sohn von seiner Mutter zugunsten eines Dritten zu einer derartig 
privativen Interzession (lin. 9: yodıpaoser) überredet und ihm dann die dafür erhaltene 
Indemnitätserklärung (yoduuere dreegiomcorov) vorenthalten wird; in lin. ıı wohl 
ddöro|v] zu ergänzen; vgl. zu dieser Urkunde unter IV. 3. g). Weniger zweifellos ist 
das Vorliegen einer derartigen intercessio taeita m. ER. in P. Oxy. II 286 = Mıtteis, 
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Artemidoros und Hermione ihrem Interzedenten gegenüber, ‚das 
ganze Darlehen dem Gläubiger rechtzeitig zurückzuzahlen, den 
Chairemon hierdurch schadlos zu halten, da dieser ja vom Dar- 
lehen nichts gesehen hat und dasselbe ausschließlich ihnen beiden 
zugute kam: 


(lin. 10f) dxodaoesım (scil. rd aepdAcıov) to To(®) “Hoazisido(v) 
[delreusso® (das ist der Eranarch-Gläubiger) &v zıoı &gıous- 
verg zarapoga(ig) dxoAoddn(s) vH vvyalgjoea) za wegııdoeıv 
ebrö(v) ıy(s) ovv Il ®on(oewg) aaı [&]ard dt Too völv) Anegi- 
sreoro(v) aurö(v) zai dveiongaxto(v) zarı [vd]vre To6xo(v) wegi 
rodro(v) wageeodaı. 


Hier muß das aktivische zegıAdocıv auf die Tätigkeit der sich zur 
Schadloshaltung verpflichtenden Mitschuldner bezogen werden: in- 
dem diese dem Gläubiger zahlen, wird der Interzedent frei; von 
einem hierzu erforderlichen Akt des Gläubigers wird dabei nichts 
gesagt. 


d) Als das wichtigste Indiz für die hier verfolgte These, wo- a 2% Erfül- 
nach schon der Leistung allein schuldaufhebende Wirksamkeit zu- ar anna“ 
kam, erscheint jedoch der bereits aus den letztgenannten Fällen 
sich ergebende Sprachgebrauch unserer Quellen, nach welchem durch 
die Erfüllung des Schuldners die Abcıg oder zeotAvcıg des Schuld- 
verhältnisses bewirkt, ja mitunter die Erfüllung selbst ‘mit diesen 
Worten bezeichnet wird. Die Verwendung dieser Ausdrücke soll 
weiter unten sub IV. 3.c) noch des näheren untersucht werden: es wird 
sich dort zeigen, daß sie auf jedwede Aufhebung des Schuld- 
verhältnisses bezogen werden konnten. Hier ist diese Beziehung 
allein in betreff der Erfüllung’ zu verfolgen. 

So z. B. erklärt ein Gläubiger in der bereits oben (8. 77f.) er- 
örterten chirographischen Quittung P. Lond. III p. 137 lin. 32f. (a 
44 p. Chr.), das Darlehen von seiner Schuldnerin zurückempfangen 
und ihr gegenüber keine weiteren Ansprüche zu haben, ömyvix« 

Ev Eing wegırboaod we ög (l. &g) zadix(e) Üvsev wdong brepdE- 
oeng (lin. 43/4): hier bezieht sich das zegıJWÖeıw mit aller Deut- 





Chrest. 232, wo die Petentin laut lin. 4 die Schuldvaluta wirklich erhalten zu haben 
scheint (vgl. LewaLp, Grundbuchrecht 69°); — möglicherweise hierher gehörig 
B. G. DT. IV 1165 lin. 32. 


96 A. B. ScHwARrz, RREN 


lichkeit auf die Leistung der Schuldnerin.‘) Im Brief P. Oxy. IV 
745 (um rn. Chr.) klagt ein Schuldner lin. 6f., oür oidag yio nög 
wor &yohoero Ev 'Ofvgdyyaoig oby og Aboacwri dAN Ög Twi note 
&nooreonräu un) dmodedwxdrı (GRENFELL-HUNT: not like a man who 
had paid but like a defrauder and a debtor): auch hier ist es 
der Schuldner, auf den das Abeıw bezogen wird. 

Dasselbe ergibt sich aus dem Stil der Urkundenformulare. 
So heißt es z. B. in den Quittungen aus Hermupolis und Antinoupolis 
zumeist (vgl. oben S. 70, Anm. ı), der Gläubiger habe die Leistung 
vom Schuldner empfangen cig zeoilwow rov ÖpsıLoutvaov oder @v 
Örirdefer oder ähnlich‘): die Leistung erfolgt zum Zwecke der 
zeoilAvoıg, diese tritt durch jene ein. Ebenso erklärt der Gläubi- 
ger in einigen, in diesem Punkt allerdings unsicher gelesenen 


Synchoresisquittungen aus der Zeit des Augustus, vom Schuldner 


empfangen zu haben &ri zegılVos zal Tg yuvamog abrov. 2) 
der öxoyoaprj einiger Quittungsdiagraphai aus Antinoupolis heißt 
es mehrfach, &72670v r&g tig negıhboeng doayuds.‘) Besonders be- 
zeichnend ist die Quittung P. Flor. 1 48 =P. Giss. 33 (a 222), in 
welcher der Gläubiger erklärt, od uerelevoounı zar obdeEva To6X0V 


eig zegivow Mg dıeygapig zei av Hi abrig dieoroAßv‘) zei Ns 


Kagiveyra &veyvgeoieg: hier kann xegiAvoıg allein etwas seitens des 
Schuldners zu Bewirkendes bedeuten.‘) Erwähnt seien auch noch 
die als &mıAÖosıg bezeichneten ptolemäischen Quittungen aus Ge- 
belen, in welchen (parallel mit zareßerev und ueuergnxev) stets 
vom Schuldner gesagt wird: &weiboero rd ddvaov. Und schließ- 





1) Dabei bedarf es m. E. garnicht der von Preisiekr, Girowesen 531 ver- 
suchten Deutung. a - 

.2) Vgl. P. Lond. III p. 157 lin. 10, p. 159 lin. 13, vgl. lin. ı9 (dazu Arch. f. 
Pap.-F. 4, 551£.), p. 163 lin. ıı£.; C.P.R.9 lin. 9; P. Giss. 32 lin. 6, 17; P. Rylands 
II 176 lin. 6; vgl. auch P. Giss. 33 lin. 3 f. 

3) Vgl.B. G. U.IV 1164 lin. 6 und 1174 lin. 4; vgl. dazu unter IV. 4. 

4) Vgl. P. Lond. III p. 159 lin. 19, p. 163 lin. 17. 

5) Bezeichnet dıasroAn hier, wie so häufig, die Vertragsbestimmungen (vgl. B. 
G. U. II 472 II lin. 15), oder die auf Zustellung berechneten Eingaben, die der &vs- 
yvowole vorangingen ? | 

6) Der Vorschlag der Herausgeber der P. Rylands II p. 216, 6 — wo die 
Interpretation von PArrscH, G.G. A. 1910, 759, wenn ich richtig sehe, mißverstanden 
ist — in P. Flor. 48 = Giss. 33 lin. 10/11 „reönov“ und „eis eolAvow“ durch einen 
Beistrich zu trennen, ist m. E. wenig ansprechend, denn das „obd8v Evxalodusv“ in 
P. Giss. 33 lin. 12/3 erscheint als unmittelbare Fortsetzung des „od uerelevooua“ 
in lin. 10. 
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lich ist hier auch noch der Worte disvavreiv und dievAdryoıg zu 
. gedenken, die sich in bezug auf die Erfüllung des Schuldners (ab- 
wechselnd mit &zödosıg) wiederholt nachweisen lassen.') Alldies 
läßt es m. E. als zweifellos erscheinen, daß die Erfüllung des 
Schuldners die Lösung, die Aufhebung des Schuldverhältnisses 
zur Folge gehabt hat. 


'3. Die dispositiven Qnittungsakte des griechischen Rechts. 
A) Die hellenistischen Quittungen. 


Die vorstehenden Ausführungen haben ergeben, daß die Obli- 
gation durch die bloße Erfüllung zum Erlöschen gelangt ist und 
daß vom Grundsatz eines contrarius actus in dem Sinne, als ob 
zur Aufhebung einer verbrieften Obligation neben der Leistung 
auch noch die Erteilung einer dem unter r. festgestellten Form- 
prinzip (vgl. S. 76f,, 83f.) entsprechenden Quittung erforderlich ge- 
wesen wäre, im hellenistischen Ägypten nicht die Rede sein kann. 
Nunmehr ist auf die positive Beantwortung der Frage überzugehen, 
worin denn die juristische Bedeutung des Grundsatzes lag, wo- 
nach die Quittierung öffentlich verbriefter Obligationen in einer 
öffentlichen Urkunde zu erfolgen hatte? 

i Zunächst könnte hierbei die Annahme nahe liegen, daß man 
auf diesem Weg die Beweiskraft der Quittung steigern wollte. 
Zweifellos mußte ein gewisses Bedürfnis vorliegen, daß die Be- 
weiskraft der Quittung keine schwächere sei, als die des Schuld- 
scheins es war. “ Trotzdem bleibt es fraglich, ob dieser Gesichts- 





| # Vgl. B. G. U. IV 1147 lin. 27, 1151 lin. 42, 1156 lin. 24 (?); P. Lips. 120 
lin. 12; P. Teb. II Er lin. 18; dazu auch P.Oxy. II 271 lin. 22: &£evAvricd[e]ı und 
B. G. U, II 362 IX lin. 9, xVvI lin. 19: xyeeoAvrmoıg; an Lit. ef. Wıucken, Arch. f. 
Pap.-F. 4, 189; Mırteis, Grundzüge 128; Schugarr zu B. G. U. IV 1147 lin 27; 
PrEısıske, Fachwörter 59. , 

2) Zumal öffentliche Schuldscheine, wie wir im vorangehenden Kapitel sahen, 
grundsätzlich als exekutive Urkunden behandelt worden sind, könnte die Frage nahe 
liegen, ob nicht im Laufe des Exekutionsverfahrens die Einwendung der Erfüllung 
ebenfalls nur auf Grund öffentlicher Quittung entgegengehalten werden konnte. Doch 
findet eine derartige Annahme in P. Oxy.1 68 keinerlei Anhaltspunkt: daselbst wird 
neben der Verjährung auch Erfüllung eingewendet, ohne daß die &vr/ognoıs hierfür 
Quittungen anführen würde; letzteres scheint auch in P. Giss. 34 nicht der Fall 


zu sein. — Dem hier erwogenen Rechtsprinzip begegnen wir beispielsweise in den 
Statuten von Lucca aus d. J. 1539, lib. I. Cap. 129, s. bei BrıeguLeg, Exec. me 
M270f. 
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punkt die unter 1. betrachteten Erscheinungen hinlänglich zu erklären 
vermag. Denn warum hätte dann jenes Formprinzip nur für die- 
jenigen Quittungen gegolten, welche — wie die auf 8. 6ıf. grup- 
pierten — auf die Aufhebung obligatorischer Verhältnisse hin- 
zielten und nicht auch für jene, bei welchen letzteres nicht der 
Fall gewesen ist (vgl. oben 8.60/1)? Die bloße Beweiskraft der 
Quittung konnte doch auch dort nicht ohne jegliches Interesse sein, 
wo z. B. die Zahlung von Pacht- oder Mietzins, Löhnen, Alimenten, 
Zinsen bescheinigt wurde, zumal ja das zugrundeliegende Rechts- 
verhältnis auch in diesen Fällen sehr häufig öffentlich verbrieft 
war. Nun sind ja mitunter auch derartige Quittungen öffentlich‘), 
in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle jedoch privat ausgestellt 
worden, ohne daß dabei auch nur eine etwaige dnuooiacıg in Aus- 
sicht genommen worden wäre.”) Weswegen hat man auf die Form 
der Quittung in jenen Fällen, die wir 8. 6ıf. sahen, mit so pein- 
licher Sorgfalt, weswegen in diesen so wenig geachtet? 
(eDiequitiung-  . 2) Der entscheidende Gesichtspunkt für die Lösung ‚dieser 
- Frage dürfte sich ergeben, wenn wir den Inhalt der Quittungen, 
-* für welche jenes Formprinzip galt, genauer ins Auge fassen und 
‘ihn mit dem der übrigen vergleichen. In der typischen Struktur 
jener Quittungen lassen sich bekanntlich mehrere Inhaltselemente 
unterscheiden, und zwar: 
«) die Bestätigung des Empfangs (dxeyew) seitens des Gläu- 
bigers; dieses Element ist allen, wie immer gearteten privat- 
rechtlichen gräko-ägyptischen Quittungen gemeinsam°); die hier in 





ı) Vgl. z.B. P. Fay. 98 (a 123); P. Flor. III 302 (a 151). 

2) Vgl. unter IV.4 a. E. : 

3) Vgl. hierzu Erman, Arch. f. Pap.-F. ı, 77f., auch Z.d. Sav.-St. 20, 205f. 
Mitunter, namentlich in Synchoresisurkunden, findet sich daneben — besonders in 
Fällen, in welchen die quittierte Leistung nicht beziffert ist — die weitere Erklärung 
des Gläubigers „ebneı$Hj yeyovivaı“ (vgl. B. G. U. IV 1155 lin. 17, 1163 lin. 7; 
P. Oxy. II 268 lin. 6; vgl. B.G. U. IV 1104 lin. 23, 1130 lin. 5); mitunter heißt 
es auch „werimoücder“. Verhältnismäßig nur selten wird hingegen die Tatsache des 
schuldnerischen Leistens selbst ausdrücklich erwähnt; es geschieht z. B. in den ptole- 
mäischen Quittungen, die mit nar&ßeAsv, ueueronaev, Emehboaro beginnen. Ganz anders 
steht es in dieser Hinsicht bezüglich der öffentlichrechtlichen Quittungen, in welchen 
meist nur das Moment des Leistens, seltener das des &eyeıv bescheinigt wird: 'vgl. 
diesbezüglich die von Wırcken, Griech. Ostraka I 58f. gruppierten und erläuterten 
Formulare; dazu neuerdings noch P. M. Meyer, Griechische Texte aus Ägypten 
S. 107 f. 
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Frage ‚stehenden beschränken sich jedoch nicht hierauf, vielmehr 
tritt in diesen 


ß) die ständige Erklärung des Gläubigers hinzu, daß er gegen 
den Schuldner keinerlei weitere Ansprüche geltend machen werde; 
die Formulierung dieser Klausel ist — wie sogleich noch darzu- 
legen bleibt — gauweise verschieden gestaltet; 


y) der oben genannten Erklärung des Gläubigers erscheint in 
den meisten ptolemäischen Quittungen (. oben 8. 61f.), ferner in 
den Synchoresisurkunden aus der Zeit des Augustus (oben 8. 67 £.) 
und in den oxyrhynchitischen Quittungen des I. Jahrhunderts (oben 
S. 63 f.) eine Strafklausel angefügt. Die Formulierung derselben ist 
für jede der genannten Gruppen eine verschiedene (vgl. auch unter 
V. 6). Den späteren Quittungen erscheint eine solche Strafklausel 
nicht mehr angefügt (dazu unten S. 121), 


ö) Soweit die hierher gehörigen Quittungen der Kaiserzeit 
angehören, findet sich in ihnen — und zwar meist‘) vor der unter ß) 
genannten Klausel — entweder noch die Erklärung, daß der ge- 
tilgte Schuldschein hiermit kraftlos sein solle (so namentlich in 
den Synchoresisurkunden: eivaı abrsdev &xvgor tiv SvYY5QnG1V?)), oder 

daß der Gläubiger den Schuldschein dem Schuldner sie 12410170) 
zei döermow zurickgebe’) (so namentlich ständig im Faijüm, 
mitunter in Oxyrhynchos [ohne das Wort ddernoıg] und in Anti- 
noupolis). 

Gemeinsame Bestandteile aller hierher gehörigen Quittungen 
sind demnach die unter «) genannte Empfangsbestätigung und die 
unter 8) genannte Anspruchsverzichtserklärung. Im übrigen zeigt 
ihre inhaltliche Zusammensetzung, wie auch ihre Stilisierung je 
nach der Zeit und dem Gebiet, dem sie angehören, manche Ver- 
schiedenheiten, die im Laufe der Zeit allerdings immer geringer 
werden. Soweit sich hierbei bestimmte Formulierungen ausein- 
ander halten lassen, sollen sie hier nebeinander gestellt sein. 





1) Nicht immer, vgl. z. B. die Quittungsdiagraphai aus Antinoupolis, s. oben 
B. 70: 
2) Außerdem vereinzelt z. B. in B. G. U. II 472 Il lin. ı4f.; vgl. dazu unten 
8. ı16f. und 8. ı22£. 
3) Ganz selten erscheinen die genannten beiden Erklärungen miteinander ku- 
muliert, z. B. in P. Lond. III p. 157 lin. ııf. und 14/5. 
Gi 
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Ptolemäische Quittungen aus Gebel£en: 


nl wi dnelehoeodeı rov deiva und Alov vıva vüv ug adroü di vov deive 
und In &Rov rıvda röv ag’ aörod. ei ÖE wi, 1) T Epodog ärvoog Eorw, nel 
moosemorsiscrn 6 Ereldov Emiriuov nageygiuc yuhrod teAavıo € nal begüg 
Bacıledcı dgyvolov Emionuov Ögeyuis g wel undtv ocuv wögie. elvaı T& 700- 
yeyozueva'), 

oder kürzer: 


„ol un Zminorsiv weg) tiv did vod Öwvelov ndvrav teomo undevi — ohne 
Strafklausel.?) ep. 


Ptolemäische Quittungen aus Hermupolis (P. ReımAch): 


x) wiT abrv und’ Aov Önte abrod Enelevocodaı Emi tov deiva und Emi 
Todg mag aurod megl Tod mogonsıntvov davelov 00 drstyeı, undE megi wEgovS 
alrod magsvosssı umdewd' dv de Eneldy, N 7’ Eypodog ro deivi nei TO Ömeg 
arrod Zmimogevoutvo Ünvoog Eorm nal gOGENOTELOETM 6 deive ıo deivi 9) 
Tolg mag’ adrod, nadsrı üv Erntlöm, Emlrinov yeAnod vahavıe x zul 0 BAdßog 
ah eis d Bacıdkındv Leods doyvglov Tlrorsucızod voniouaros Öguyuäg x zei 
undtv F6cov 7) Ömoloyia ide wvgla Eorw — die Beträge des &rrirıuov und 
der Fiskalmult sind hierbei schwankend. 


Synchoresisurkunden (in der ausführlichsten Fassung): 


un) Erneebocodaı Tov deive und’ &AAov Öntg adrod Ei rov deive 3) — statt dessen 
mitunter: undenlav co deivi und’ ED ümtg alrod naraheimeodeı Epodov 
Ireh zöv deive*) — wire eg! Tod davelov nal Tüv rönav?) umdE wegl &Ahov un 
dsvöc enhös Öpeıhruerog #) dmaıminerog®) M Ey yodarov 7) &ygdpov modyuaros 
did vov Fungocdev zo6vwmv weygı Tjg Eveoraong julong”) #) yweig Tod zügıa 





ı) So in P. Grenf. II 26, 30; dieselbe Stilisierung findet sich in allen Arten 
der Abstandsgeschäfte, die mit den Quittungen überhaupt eine weitgehende Verwandt- 
schaft aufweisen (vgl. unter V. 2): bloß das Zrirıuov und dementsprechend die 
Fiskalmult ist in jenen mitunter höher bemessen. 

2) So in P. Grenf. I 26; P. Heidelb. Nr. 1278 — Mımteis, Chrest. 233; P. 
'Grenf. II 22, 31; P. Lips. 7. 

3) Bei Schulden Verstorbener außerdem: ud’ Zmi z& uno tod deivog Aole- 
Asıuueva, z.B. in B. G. U. IV 1148 lin. 2ıf., 1155 lin. 22f., 1164 lin. ı7f., vgl. 
dazu jetzt Kreuuer, Erbrechtliche Untersuchungen 38f. 

4) 8o z. B. in B. G. U. IV 1124 lin. 16f., 1153 IT lin. 19f., 1163 lin. ııf., 1165 
hin. 172, 1167 In108., 278. , 

5) In Scheidungsurkunden: sol dmeıjosws Tod pspvaglov, duporsgovg de ev 
&AAmhovg ante meol vig ovvBınoccng KrA. 

6) In zwei gleichzeitigen alexandrinischen Urkunden — B. G. U. IV 1113 lin. 
15 und dem Cheirographon B. G. U. IV 1160 lin. 6 — findet sich daneben auffallen- 
der Weise noch das weitere Wort: ) dıeyoapüv. 

7) Daneben findet sich mitunter auch noch der weitere Passus, tov de «al 
Emehgvoousvov IN aurov Todrav ydgıw Krrosrmosv nogaygiwe voig iöloıg damavnuest, 
eine an die Beßaiwcıs-Abreden der Kaufurkunden erinnernde Klausel, deren Prinzipien 
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elvoı T& Ovyneywonusva Eveysodeı alrdv magaßalvovr« rois re BAdßeoı nal 
r NER EG 1 
denevnuası xal To woLsuevo moogriun.') 
Oxyrhynchos?): j 
umdtv Evawisiv und Zvnarkssıv?) und Emelebseoduı Tov deiva und’ dAhov 
N - m \ - 
ünto aUTod oig ÖmoAoyss umde rolig rag’ aurov wegl umdevög amaög erg 
tig Eveoıwong Nueoas, 7 weis Tod wmv Eoouevnvt) Epodov &xvoov eivaı Er 
xab Eurlveiv?) vov Öeivg M Tov Ümso abrod Errehevoöusvov TOig MEOYEyEaW- 
WEvorg # Toig mag’ adröv #09 Exdornv Epodov 16 te PAdßog Kal Emirinov®) 
doyvolov dgayuds Euarov nal eis TO Imuooıov Tüg ioag nei umdtv Mooov 
Kvgla M Svyygapy.') 
Faijum: 
nal write vov ÖmoAoyodvre umde Todg mag’ abrod Evawisiv Tolg negl tov deiva 
uijte megl av dmeysı undt &Alov umdsvög Kmhög mgdyuarog und’ Öpeihjuerog 
umds mavrög OvvaAhdyuntog Evyodrov 7) Ayodpov And TÜV Eumgoodev 100- 
vov weygL TS Eveorwong MuEgug ToonTW umdevi nagsvgioeı undsud. 
Antinoupolis?): 
' ze undtv Zvnaksiv umds- Evaaltocıy vov deiva umdE vovg mag aurod umde 
ÜMlovg ümto adrod & deivi umde olg mag’ auto megl Norıvooodv dpıkiig 
und: megl Üllov tıvög ünAög & nad6Aov modyuarog Evygdpov }) Kygdpov 
eis ınv Evsorßoav Nusouv. 


t 





nicht ganz. deutlich sind; so z.B. in B.G. U. IV 1148 lin. 24f.,, 1167 I lin. ı3£., 
mitunter auch in den anderwärtigen Quittungsgruppen, vgl. z. B. P. Oxy. III 513 
lin. 45£., P. Teb. II 397 lin. 17/8. 

ı) Ein besonderes &mirıuov pflegt daneben in den Synchoresisquittungen nicht 
vereinbart zu verden, anders in den ähnlich gearteten Synchoreseis B. G. U. IV 
1110 lin. 18£., ırıı lin. 22f., ıı12 lin. 14f., 1113 lin. 21f., wie auch im Oheiro- 
graphon B. G. U.IV 1160 lin. 8. 

2) Vgl. außer den oben S. 63f. genannten agoranomischen Quittungen auch 
noch die späteren Cheirographa P. Oxy. 1 gr, IH 513, dazu unter IV.4aE$E. 

3) Danach ist wohl auch in P. Cairo Preis. 43 lin. 15 [xe]i un Eylaartos]ıv 
und’ Zynaksiv zu ergänzen, vgl. P.Oxy. 191 lin. 2of., II 266 lin. 2of., III 510 lin. 24, 
513 lin. 43, VI 906 lin. 3, X 1282 lin. 28. 

4) So auch in P. Cairo Preis. 43 lin. 19 statt [ysvJouevnv, vgl. P.Oxy. X 1282 
lin. 35£. 
5) So wohl auch in P. Cairo Preis. 43 lin. 20, nicht &lmırilvewv, vgl. P. Oxy. 
X 1282 lin. 36f. 

6) So ist auch in P. Cairo Preis. 43 lin. 23 der Akkusativ zu ergänzen. 

7) Zu diesem Strafklauseltypus vgl. unter V. 6. 

8) Das vorhandene geringe Material aus Hermupolis (vgl. oben 8. 70) läßt 
die dort übliche Formulierung nicht mit genügender Deutlichkeit erkennen: P. Giss. 
32 enthält ausnahmsweise keine ausdrückliche „un Emehsvoeodeı"-Klausel, was je- 
doch angesichts des „eis meglAvow“ in lin. 6, 17 und namentlich des „meguAvoa” in 
lin. 23 juristisch ohne Belang ist; die Klauseln in P. Giss. 33 lin. 10f.=P.Flor. 148 
und P. Rylands II 176 lin. 5 (vgl. oben S. 96) repräsentieren aber möglicherweise 
nicht das übliche Formular. 
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Hibitopolis!): 
nal undeve Aöyov &ysıv (oder un uereleboeodar) aörov modg rov deiva 1 &AAov 
tiva Tv abrod And tod vov megl TE TÖYy mooHEIUEVOV Ögayußv N Tom — 
— — 1 meoi Üllov tiwög ümaög Evyodpov dygdpov mevrög modyuarog TO 
cbvoAov, did TO mAMong abrov Ameoymnevar &g moönsıTen. 


Stellen wir nun dem Bilde der hier analysierten Quittungen 
diejenigen gegenüber, die nicht auf die völlige Aufhebung des 
obligatorischen Rechtverhältnisses hinzielten (vgl. oben S. g/ıo u. 
8. 60f.), so ergibt sich, daß die letzeren sich zumeist auf die bloße 
Empfangsbestätigung, auf die dseysw-Erklärung des Gläubigers 
beschränkten.) Es liegen demnach hier zwei inhaltlich verschie- 
dene Quittungstypen vor, und es wird zu prüfen sein, ob ihre 
verschiedene Behandlung in betreff der Quittungsform sich nicht 
aus diesem Gegensatz ableiten läßt? 

Der durchgehende und wesentliche Unterschied der beiden 
Typen liegt in der Anfügung jener Anspruchsverzichtserklärung 
des Gläubigers, wie sie die vorhin zusammengestellten Formulare 
zeigen. Was hat nun dieselbe bezweckt? Die Möglichkeit, daß 
die Ansprüche des Gläubigers erst durch diese Erklärung zum Er- 
löschen gebracht worden seien, kommt —- wenigstens soweit 
die Quittungserteilung auf Grund effektiv vorangehender Leistung 
des Schuldners erfolgte?) — nach den Ausführungen auf 8. 84f. 
nicht weiter in Betracht: denn die Obligation ist bereits durch 
die Leistung erloschen. Andererseits aber ist es fraglich, ob man 
dem Sinn dieser ständigen Erklärungen gerecht wird, wenn man 
in ihnen bloß den Ausdruck des Selbstverständlichen erblickt, daß 
das einmal Empfangene nicht nochmals beansprucht werden könne.‘) 
Das ständige Bild dieser Quittungen, die sehr ausführlichen und 
präzisen Klauseln, mittels welcher auf alle weiteren Ansprüche 
verzichtet wird, die auf die azögwoıg und d#ernoıg des Schuld- 
scheins bezüglichen Erklärungen, ihr Gegensatz zur großen Menge der 
auf die bloße Empfangsbestätigung sich beschränkenden Quittungen, 
alldies erregt den Eindruck, daß man hier mehr wollte, als etwas 


ı) Vgl. P. Grenf. II69 (a 265, dazu oben 8. 75/6), 76 (a° 305/6); einer Rück- 
gabe des Schuldscheins wird in diesen Urkunden nicht gedacht. 

2) Vgl. immerhin auch unter IV. 4. 

3) Vgl. diesbezüglich unten 8. ı15f., auch unter V. ıo. a). 

4) Vgl. Gravenwirz, Einführung 119f. 
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Selbstverständliches konstatieren. Es scheint vielmehr, daß man 
mit diesen Erklärungen Sicherheit darüber erlangen wollte, daß 
weitere Ansprüche seitens des Gläubigers schlechthin ausgeschlossen 
sein sollen, und man damit einen von der Tatsache der schuld- 
nerischen Leistung unabhängig wirkenden, selbständigen Er- 
löschungsgrund in betreff der Obligation hat zustandebringen wollen. 
Die Möglichkeit einer derartigen Tendenz der Quittungen ist der 
neueren Dogmatik sehr geläufig, und angesichts dieser hellenistischen 
Quittungen sieht man sich auch auf diesem Rechtsgebiet vor die 
viel diskutierte Frage gestellt, ob dieselben nicht dispositive An- 
erkenntniserklärungen in dem Sinne darstellen, wie es zum ersten- 
mal Orro BiHr in seiner Schrift „Die Anerkennung als Verpflich- 
tungsgrund“ in betreff der Quittungen überhaupt darzulegen suchte. 
Die Ansicht, daß die griechischen Quittungen dispositiver Natur 


gewesen seien, ist denn auch schon in der bisherigen Literatur . 


mehrmals zum Ausdruck gelangt.‘) Es gilt für diesen Charakter 
der hier in Frage stehenden Quittungsurkunden im folgenden den 
näheren Beweis zu erbringen. Ihnen sollen dann. unter IV. 4. die 
Quittungen mit bloßer Empfangsbescheinigung, die jene dispositiv 
anmutenden Elemente nicht aufweisen, gegenübergestellt werden, 
wobei zuletzt auf die juristische Bedeutung der unter r. (8. 60f.) 
erörterten Formfrage zurückzukommen sein wird. 

b) In welchem Maße unsere hellenistischen Urkunden über- 
haupt als dispositive anzusehen sind, ist eine im allgemeinen 
schon mehrfach erörterte, einstweilen im Prinzip noch recht un- 
klare, im einzelnen sehr schwer faßbare Frage.”) Neuerdings ist 


ı) So namentlich Fresz, Z. d.Sav.-St. 18, 250f., Aus dem gräko-ägypt. Rechts- 
leben 28, jedoch zu weitgehend, da er die Quittungen ausnahmslos als dispositive 
anzusehen scheint; in entgegengesetzter Richtung übertreibend und die dispositive 
Natur in viel zu geringem Maß zugebend, BEHREND, Beitr. zur Lehre von der Quit- 
tung 5f.; vgl. ferner Erman, 2.d. Sav.-St. 20, 193f.; Rage ibid. 28, 333, 339f. und 
in der Hourzenoorrr-Konter’schen Enzyklopädie I 8.463, 485; FREUNDT, Wert- 
papiere II ı61f.; ZaAEscumArR, Zur Lehre von der Quittung, Diss. Marburg 1911, 
ı2f.; M. Mopıca, Introduzione allo studio della papirologia giuridica p. 240/1, — 
desselben Verfassers Il mutuo nei papiri greco-egizii dell’ epoca tolemaica (Palermo 
1911) war mir nicht zugänglich; RıccoBono, 2. d. Sav.-St. 35, 298. 

2) Vgl. Mıtteis, Reichsrecht und Volksrecht 459f., 514f., Röm. Privatrecht 
I 291/2, Grundzüge 49; Razeı, Z. d. Sav.-St. 28, 335f. und jetzt in der HoLtzen- 
DorFF-Konuer’schen Enzyklopädie IS. 462f.; FREUNDT, Wertpapiere I 28f.; Parrsch, 
Z. £, Handelsrecht 70, 446f., 474f.; Gırarp, Manuel (V. Aufl.) 5ö1f. 


b) Die zugla 
Klausel 
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dabei die Neigung zutage getreten, für die Beurteilung dieser 
Frage ein äußeres Kriterium finden zu wollen: danach wären die 
Urkunden, welche am Schluß die Worte „zvoia # ovyygegpij“ oder 
eine ähnlich formulierte »vei«-Klausel aufweisen, als dispositive 
anzusehen.!) Derartige Klauseln finden sich nun nicht selten auch 
unseren Quittungen angefügt”), und auf Grund solcher Fälle war 
man denn auch schon vorlängst geneigt, auf die dispositive Natur 
der betreffenden Quittung zu schließen.”) 
Daß die ursprüngliche Bedeutung solcher Klauseln in der 
Tat in dieser Richtung gelegen sein mag, wird durch die weit- 
läufigere Formulierung, in der wir ihnen in altgriechischen Ur- 
kunden begegnen, nahegelegt. So heißt es z. B. am Schluß der 
Darlehnsurkunde in der Lakritos-Rede des Demosthenes (or. 35, 
13) „voL@rEgov dt Xegı Tobrwav ÄAdo umdev zivar TIg Ovyyoapig“ 
was in $ 39 dahin erläutert wird, „n utr y&ao Ovyyoapn obdEv 
KVQLDTEXOV £Ü eivan ov Eyyeygauutvov, OVOE 7906YEgEV obre vouorv 
odre armpıoue obT KIA’ obd’ ÖrLodv TO wodg yV GVyyoaprv“*); ebenso 
heißt es auch in den Darlehnsverträgen der Stadt Arkesine (Recueil 
des inser. jur. gr. I p. 316 lin. A1f., p. 320 lin. a5f., p. 324f. lin, 
7f.) „ing dE OVyyoopig Node Muor6ynoav Agresweig undiv zivaı 
AvgLTEgoP unte vouovr unte Abnpıoue unte doyua une Orgarmydr 
unte Coynv Ada xglvovcar 1) T& Ev Tjı Ovvygapfı yeyonuuzva unde 
AAO under unre Teyvyı unre nagevgeos undeudı, EAN zeivar mv Ovy- 
yoapIv volev ob Lv Erıpeon 6 daveioag f) ol MOK6GOVTES ÜrEO 
«brov“., Hier gewinnt man in der Tat den Eindruck, daß die 
Absicht der Parteien dahin ging, in bezug auf die Wirkungen des 





ı) So Pırrson, Griech. Bürgschaftsrecht I agf. Anm. 6, bes. Z. £. Handels- 
recht a. a. O.; vgl. auch die unten in der Anm. 3 Genannten; en Lesquier, Pap. 
de Lille II p. 945, 115! und neuestens RABEL in der ee Korter’schen 
Enzykl. I 462°. 

2) Beispiele: P. Lond. II 142 p. 203f. lin. ı8f. (a 95 n. Chr.), P. Cairo 
Preis. 43 lin. 28 — P. Oxy. II 306 deser. (a° 59 n. Chr.) — xvol« 7 svyyoapN; 
die Quittungscheirographa P. Oxy. I 9ı lin. 25 (a® 187), III 513 lin. 49 (a? 184), 
X 1260 lin. 17f. (a° 286), P. Amh. II 106 lin. 3 (a° 282) — n dmoyn xvole, ebenso 
0. P. R. 88 Verso; aus byzantinischer Zeit z.B. P.Oxy. 184 lin. 17 (a° 316), P.E.R. 
Nr. 42 = Stud. Pal. II p. 34 lin. 21 (a° 328), P. Grenf. II 80 lin. 17f. (a 402), 81 
lin, 18f. (a° 403), P.8.J. 172 lin. 6 (VI. Jahrh.). Vgl. P. Rylands II 174 lin. 25. 

3) Vgl. Beurenp, Beitr. z. Lehre von d. Quittung 8; Frese, Z. d. Sav.-St. 
ost 

4) Vgl. auch Dem. or. 56, 26. 
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Vertragsabschlusses ausschließlich den Urkundeninhalt Mabeeneuz 
zu machen.') 

Was jedoch das ‚hellenistische een anlangt, so ist es 
m. E. bedenklich, der xvgie-Klausel auch hier noch eine derartige 
Bedeutung beizumessen und in ihr das entscheidende Kriterium 
der Dispositivität zu erblicken, da sie daselbst zu einer rein 
lokalen Besonderheit einzelner Urkundenstile denaturiert er-' 
scheint.) Dies ist bereits für die Ptolemäerzeit (zumindest seit 
dem II. Jahrh. v. Chr.) der Fall: denn den Verträgen aus Hermu- 
polis in den Pap. Reinach erscheint sie da immer, den zahlreichen 
gleichzeitigen und völlig gleichartigen Geschäften aus dem süd- 
licheren Gebelen niemals angefügt.) In der späteren Zeit konnte 
sie bisher in Synchoresisurkunden und Diagraphai noch nicht 
wahrgenommen werden‘), während sie ein ständiges Element des 





i 


ı) Vgl. zu diesen Klauseln auch Mirreis,. Reichsrecht 178; Beaucaer, Hi- 
stoire du droit de la republique’ athenienne IV 80£.; Darzste, Les plaidoyers eivils 
de Demosthene I 334 (18). 

2) Hierbei muß von den hier erörterten, auf sich selbst gestellten ER 
seln der den Strafklauseln häufig Aneefigte Schlußpassus „xai und&v 7600v xvoia 
N Svyygagpn oder zuge T& ngoyeygauusve‘ auseinandergehalten werden (dazu Berger, 
. Strafkl. 47 £., 85£.). Der letztere will bloß besagen, daß die Vertragsbestimmungen 
auch beim aim Verfall der Vertragsstrafe in Geltung bleiben sollen. Diese 
Wendung begegnet natürlich auch’ dort, wo die alleinstehenden «veia-Klauseln nicht 
angefügt werden (vgl. weiter unten im Text), jedoch bloß im Zusammenhang mit 
der Strafklausel und bloß durch diese veranlaßt. Dabei bleibt gerade das als wesent- 
lich betrachtete Wort „wugla“ häufig weg und es heißt bloß gekürzt „ai undev 
n000v* oder „aa undev 7000v Emdvayaov wird Eorw noliv xark TE mooyeyoruueve". 
‚Besonders bezeichnend für die verschiedenartige Funktion der beiden Klauseln ist 
es, daß dort, wo die »veia-Klausel gebräuchlich ist, diese der „undtv 17600v xvol 
N 6vyyoapnj -Klausel mitunter nochmals angefügt erscheint, vgl. z. B. P. Oxy. III 
491 lin. 11/2, 493 lin. 12, 494 lin. 29/30; 0.P.R. 133 lin. 5 und 8, 141 lin. 7 
und 4. Dabei ist es jedoch sehr begreiflich, daß man dort, wo die xvoie-Klausel 
üblich war, wo jedoch die salvatorische Klausel mit „vol 7 ovyyoapn‘“ endet, von 
einer nochmaligen Wiederholung dieser Worte häufig abgesehen hat. 

3) Bloß in der dnwooreoiov-Urkunde B. G. U. III 998 II = Mırreis, Chrest. 
252 lin. 13 heißt es „n d& öuoloyia Are nugle Eora mavrayh od &v Enmipeonren“ (nicht 
auch in den übrigen Abstandserklärungen derselben Urkundengruppe). Allein auch 
mit dieser Kombination mit &mıpeosode: hat es — ebenso wie mit der in der vor- 
letzten Anmerkung erörterten Erscheinung — eine besondere, zurzeit noch nicht 
hinlänglich geklärte Bewandnis; vgl. dazu Frzunpr, Wertpapiere II 30 f,, Parrsch, 
Z. £. Handelsr. 70, 475; Mırreis, Grundzüge 116. 

4) Bei Synchoresisurkunden mag dies vielleicht damit zusammenhängen, daß 
sie formell’ noch keinen perfekten Vertrag, sondern bloß eine Eingabe an die Be- 
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Notariatsstils in Oxyrhynchos, wie auch in Herakleopolis gewesen 
ist!) Aus den notariellen Urkunden des Faijüm verschwindet 
sie dagegen seit dem I/H. Jahrh. n. Chr), während die Urkunden 
aus Hermupolis in diesem Punkt keine ebensolche Konsequenz 
erkennen lassen. In Cheirographa findet sie sich häufig in der 
Form „zvoi® 9 zeig“, „abgıov TO yeıodygapov“ auch ohne den Zu- 
satz „og &v dnuocin xeraxeyagıouevov“”), und zwar auch dort, wo 
sie (wie z.B. im Faijüm) dem notariellen Stil weniger-geläufig 
ist‘): dabei jedoch häufig gerade in solchen Fällen, wo man an 
dispositive Wirkung am: wenigsten denken kann.’) In byzantini- 
scher Zeit ist dann die Verwendung dieser Klausel eine besonders 
verbreitete und häufige geworden.°) 





hörde darstellen (0. P. S. 156 lin. 10 betrifft eine ovyy@enorg im materiellen, nicht 
im formellen Sinn, vgl. unter V. 8. e); doch enthalten oz Hypomnemata, für 
welche dies Moment in erhöhtem Maße gilt, häufig eine xvoia-Klausel (insbes. seit 
dem IV. Jahrh., vgl. unten zu Anm, 6), z.B. P. Hamb. 20 lin. ı6f.; P. Giss. 52 lin. 15; 
P. Cairo Preis. 39 lin. 21. — Betreffs der Diagraphai ist zu berücksichtigen. daß wir 
aus den Hauptgebieten der xvoia-Klauseln (Oxyrhynchos, Herakleopolis) selbständige 
dıeyoapei nicht besitzen. 

ı) Ausnahmen gibt es im Verhältnis zur großen Menge namentlich oxyrhyn- 
chitischer Urkunden nur verschwindend wenige, so z. B. anscheinend der Ehe- 
vertrag III 496; auffallend ist es aber, daß die einfachen Kaufprotokolle (Material 
s. unter V. 5) eine #voia-Klausel durchwegs vermissen lassen (hängt dies vielleicht 
mit ihrer in der Kaiserzeit möglicherweise bloß provisorischen Natur zusammen? 
dazu unter V. 5, 7 und 10. a). — Schwankend ist der Notariatsstil insofern, als er 
‚teils die Urkunde (ovyyoapr, ÖuoAoyla, yele), teils das Materielle des Geschäfts 
(ulodaoıs, didasnelınn, sVoraoıg, diedman, dmoyn, mgäsıg usf.) als xugi« bezeichnet: 
ein Prinzip ist da nicht zu erkennen und da Urkunde und Rechtsgeschäft hierbei 
meist zusammenfallen (hierzu RAsEL, Z. d. Sav.-St. 28, 3 36), darf an verschiedene 
Bedeutungen kaum gedacht werden. 

2) Für die Ptolemäerzeit und früheste Kaiserzeit ist die Klausel mitunter 
auch für Faijümer Objektivurkunden belegbar (manchmal mit dem Zusatz „‚nev- 
zayn Zmipeooutvn“) vgl. z. B. P. Teb. I 105 lin. 52; B.G. U. II 538 lin. 27£., III 
912 lin. 34; P. Lond. II 142 p. 203 lin. ı8£.; P. Rylands II 173 (a) lin. 21, 174; 
P. M. Mever, Griech. Texte 5 lin. 6 (?); C.P.R. 23 = Mırreis, Chrest. 294 lin. 14. 

3) Statt dessen oft mit dem Zusatz „mwavrayn) Erıpegöuevov“ (vgl. vorhin S. 105, 
Anm. 3), der im Kreise privater Urkunden häufiger begegnet, als in dem der öffentlichen. 

4) Vgl. z. B. für Alexandrien B. G. U. IV 1160 lin. 9; für den Faijüm B. G. 
U. I 300 Jin. ı2£., 301 lin. 17 £, Il 637 lin. gf, 638 lin. 17£; P. Teb. I ııo lin. 
13 f., II 379 lin. 17. 

5) So z.B. B. G. U. I 301, P. Teb. II 379, P. Amh. 106 (zu dieser Quittungs- 
art vgl. unter IV. 4), oder Mobiliarkäufe wie P. 8. J. 1 79, P. Grenf. II 74. 

6) Vgl. Freunpr a. a. 0. II 35. Dabei zeigen sich jetzt auch in Ale Hin- 
sicht ausführlichere Formulierungen. 
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Mit diesem äußeren Kriterium wird demnach in unserer 
Frage nicht weiterzukommen sein. 


c) Dagegen wird man ein entscheidendes Indiz für die dis- er 

positive Natur unserer Quittungen, die durch deren Inhalt nahe der Schulaver- 
gelegt wird, im Sprachgebrauch der Urkunden zu erblicken haben, RE 
wonach die Quittungserteilung des Gläubigers häufig als weotAvoıg, 
Avcıg oder ähnlich bezeichnet wird. Diesen Ausdrücken sind wir 
bereits oben 8. 95f. begegnet und haben dort Fälle gesehen, in 
welchen sie auf die Erfüllung des Schuldners bezogen werden. 
Dieselben waren, wie nunmehr des näheren nachzuweisen ist, ge- 
eignet, jedwede Lösung oder Aufhebung eines obligatorischen 
Verhältnisses zu bezeichnen. Wenn dem aber so ist, so wäre da- 
mit ‘erwiesen, daß durch die Quittungserteilung, die als Adcıg oder 
segiAvoıg bezeichnet wird, in der Tat kein bloßes Beweismittel für 
die Tatsache der Leistung, sondern ein die Aufhebung der Obli- 
gation aus sich selbst heraus selbständig bewirkender Vorgang 
geschaffen werden sollte. Die Belege für jenen Sprachgebrauch 
sind nun im einzelnen ins Auge zu fassen. 


«) Die verbreitetsten unter den hier zu betrachtenden Aus- Mreives. 
drücken sind wegıAbaw und zegiAvoıg.') Sie gehören spezifisch der 
juristischen Urkundenterminologie der früheren Kaiserzeit -an: 
der altgriechischen und ptolemäischen Rechtssprache sind sie nicht 
geläufig, und in der byzantinischen Zeit tritt ihre hier darzu- 
legende allgemeine Bedeutung in den Hintergrund (vgl. unten 
S. ıro, Anm. 5). Dabei lassen sich die folgenden Verwendungen 
auseinanderhalten. ; 


ee) In der &vriogyoıs P. Oxy. 168 = Mırrteis, Chrest. 228 
(a° ı3ı n. Chr.) wird lin. rof. auf die Mahnungszustellung des 
Gläubigers erwidert: wowüue|ı ryv] daiovcav dvrionow dnAav üro- 
vosiv nEgılEAVodaı iw Helcı yeyov&var Tod daveiov dopdale]ıav 2 





1) Vgl. an bisheriger Literatur die Bemerkung von Mrırteis bei WILcken, 
Arch. f. Pap.-F. 3, 245, auf welche in der seitherigen Literatur mehrmals Bezug 
genommen wurde; Eser, Gießener Papyri I ı 8. 80°, 85%; P. M. Mever, Ham- 
burger Papyri I S. 4 Einzelbem.; Berger, Strafklauseln 227; insbes. die Aus- 
führungen Preisıge’s, Girowesen 5I4f., neuestens auch Fachwörter des öff. Ver- 
waltungsdienstes 170, auch 25 s. v. &egiAurog, wozu vgl. unten 8. 109, Anm.7 und 
8. ı17f., Anm-6. 
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te od xoAvyo6vıov eivaı. Hier bezeichnet zegıLervode: den 
Untergang der Forderung der Verjährung.') 

ßß) Weiterhin wird zegi%voıg auf die Aufhebung der Obliga- 
tion durch Erfüllung bezogen. Belege hierfür sind oben 8. O4: 
gesammelt.) | 

yy) Am häufigsten jedoch werden zegiAdew und zegiAvoıg 
gerade zur Bezeichnung der hier in Frage stehenden quittieren- 
den Tätigkeit des Gläubigers verwendet. Dies geht am deut- 
lichsten aus den Quittungen hervor, die sich selbst als wegıAÖoag 
oder als yoduuere ig wegıLdoeng bezeichnen”) Demgemäß sagt 
der Gläubiger in den üsoygagei der diagraphischen Quittungen 
“aus Hermupolis (P. Flor. 48 — P. Giss. 33, P. Giss. 32), &0yov zei 
wegıidvoe zei obötv Evaaro, in B. G. U. IV 1171 lin. 29£ .ver- 
spricht er seinem Schuldner für den Fall der vollen Erfüllung, 
zouodu[ev]ov Ta idın wegımdoceıv zw Tod davsiov Ovvyagnow (vgl. 
unter IV. 4), in P. Lond. III p. 137 lin. 18f. gibt er nach Empfang 
des ihm geschuldeten Betrages seinem Banquier Anweisung, die 
zegiAvcıg der Schulddiagraphe zu vollziehen (vgl. oben S. 77f. und 
‘unter IV. 4).) 

60) Die Worte wegııÖew und #egiävoıg können in den oben 
dargelegten Bedeutungen naturgemäß auch Pfandrechte zum 
Gegenstand haben.) Daneben aber sind sie auch noch auf andere 





ı) Vgl. Minteis, 7. d. Sav.-St. 27, 2206. 

2) Jenen Belegstellen wird die Formulierung P. M. Meyers a. a. O., wonach 
„das Medium vom Schuldner gebraucht wird, der sich von der Verpflichtung ent- 
binden läßt“, m. E. nicht gerecht. 

3) Vgl. P. Lond. III 1168 p. 138 lin. 49 (Avriyoagov megıkvoewg, dazu 8:77, 
oben sogleich weiter im Text und unter IV. 4); P. Lond. IIT ı164(b) p. 157 lin. 18/9 
([ave]yvov — — [rnv dıay]oagpmv rg wegihösceng), lin. 20 (ua [ervo® v7 mwegıkü] 0x), 
vgl. hierzu Wiucken, Arch. f. Pap.-F. 4, 551; P. Grenf. II 69 lin. 34 £..([r]&9ıeı 
tivde vn|v reolr]vorv), lin. 40£. (ed[0]x& vi eig Zus [meorr]vo[eı]), vgl. dazu oben 
8.75, Anm. 6; P. Giss. 30 lin. 15 (1& tig megıAöceng yoduuare), auch lin. 3, 13, 
hierzu unten S. 1IO, Anm. 4. 

4) Vgl. auch noch P. Oxy. II 259 lin. 25. Zu P. Lond. II 470 p. 212 In. 
7 f., s. Wırcgsn, Arch. f. Pap.-F. 3, 244f., vgl. dazu unten 8. ı20f. 

5) So z. B. Hypallagmata in P. Lond. III p. 163 lin. ı 1/2, P. Giss. 32 lin. 17; 
vgl.. vielleicht auch B. G. U. IV 1072 Col. I. lin. 3 (dazu Esser, Grundbuchwesen ' 
58, 167; Mırreis, Chrest. p. 216). Es ist aber verkehrt, hinter jeder wegiAvoıg oder 
Aöcıg — wie es mitunter geschehen ist — ein Pfandrecht oder pfandartiges Recht 
anzunehmen; vgl. auch P. M. Meyer a. a. OÖ. Wir hören meist von der eglAvoıg 
oder Avsıg einer Schuld, eines Schuldvertrags, einer Schuldurkunde, eines Schuldners, 
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Arten der Aufhebung des Pfandrechts nachweisbar. So. ist das 
xegiAv6ıg-Verbot in P. Flor. 86 lin. 17/8 auf die Löschung des Pfand- 
rechts im Grundbuch zu beziehen (hierzu oben 8. 91/2), während das 
un xegLAbCO Tv wiodoxegniev in P. Lips. 10 I lin. 31/2 auf die 
Rückübertragung des Besitzes am Objekt einer Antichrese hin- 
weist (vgl. oben S. 93)'). 

ee) Es entspricht den mannigfachen Beziehungen des lateini- 
schen solvere?), wie auch unserem eigenen Sprachgebrauch, wenn 
die Verwendung von zegıAdew und #egiAvoıg in betreff seiner Ob- 
jekte als eine schwankende erscheint: es wird sowohl auf die 
Schuld®), wie auf die Haftung‘), auf die Person des Schuldners’) 
und auch auf die Schuldurkunde‘ bezogen.°) Wenn nun in diesen 
Beziehungen mehrfach auch die Vorstellung „«regiAvrog“ begegnet, 
so ist es angesichts des bisher Gesagten klar, daß man hierbei 
an eine noch durch keinen, wie immer gearteten Umstand auf- 
gehobene Obligation zu denken hat.‘) In diesem Sinne ist es zu 





und verhältnismäßig nur selten erscheint als Objekt derselben ein Pfandrecht (vgl. 
die Anmerkungen 3—6). | 

1) An Löschung in der ßıßAıodyjen kann dabei nicht gedacht werden, da die 
Rechtsstellung des Gläubigers auf einem bis dahin nicht einmal registrierten Hand- 
schein beruht, ebenso wenig aber an bloße Quittungserteilung, da diese allein zur 
Aufhebung der mit dem Besitz des Gläubigers einhergehenden nıodoxagrseia ja nicht 
hinreichen würde. 

2) Vgl. dazu zuletzt Stemer, Datio in solutum 26f. 

3) Vgl. P. Lond. III p. 159 lin. 13£.: [ei]s weoiAvoıv ui dnvomoıv nei &9E- 
now m[d]ang zıvocoöv öpıA ms; P. Lond. II 470 p. 212 lin. 7f.: meghveiv To ÖR- 
veıov; P. Lond. Inv. Nr. 1889, New Pal. Soc. II Nr. 226 — Preisigke, S. B. 5761 

"Col.I lin. 4/5: wegiAvsıg [davelov], lin. 11/2: 6 ddviov megiktAvroı; B.G.U.IV 1038 
lin. 6, P. Rylands II 115 lin. 15: ögıAn dsglAvrog. 

4) Vgl. P. Lond. III p. 163 lin. ııf.: eig megiAvoıw ob omnahasev, ebenso P. 
Giss. 32 lin. 17; P. Flor. 86. lin. 17f.: meguldewv vos ümodnnag; P. Lips. ro Col. U 
lin. 31: mv modoneeniev; B. G. U. IV 1038 lin. 6: weo|ınle]? deolkuros; P. Lond. 
II p. 159 lin. 13£.: [ei]g weoiAvow rüv reAsıodevrwov vouiuev sıcvrov; P. Rylands 
II 176 lin. 6. 

5) Vgl. B. G. U.IV 1057 lin. 27, 1133 lin, 12 (vgl. dazu oben 8. 93f.). 

6) Vgl. P. Oxy. 168 lin. ı1f.: meguAshvoden ıınv Tod davelov &opaileluev; B.G. 
U. IV..1171 lin. 30: megıhdosıv NV TOD duvslov ovvywensiw; P. Oxy. II 323 deser., 
P. Lond. II p. 137 lin. 18, P. Flor. 48 lin. 7: wegiAvoıg von dieygapal; U. P. R. 
9 lin. 9: meglAvoig Tüv Öpsıhouvav yeıgoygdpmv; dazu auch die weiter im Text er- 
örterte Vorstellung einer ouyygapn dmeglkurog. 

7) Daß dabei das Moment der Durchstreichung (vgl. Preisıcee a. a. O., BERGER, 
a. a. O.) juristisch ohne Belang ist, dazu vgl. unten S. 117/8. 


j 


daız. 
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verstehen, wenn der Zedent in Zessionsverträgen zu erklären 
pflegt, wageyssdaı vv Gvyygagpyv ümegiivrov (P. Oxy. Il 271 lin. 21f.; 
B. 6. U. IV 1170 IV lin. 58), oder der in B. G. U. IV 1038 — Mırteis, 
Chrest. 240 zur Pfändung schreitende Gläubiger lin. 6 erklärt, er 
habe noch nichts empfangen, dsegidvrov dE eilvaı mv] öyıryv zal 
mw usölıriev?], vgl. dazu P. Rylands II 115 lin. 15'). 

6) Mehrfach sehen wir das Attribut dxegidvrog auf Ehever- 
träge bezogen. Soweit dies nach dem Tode eines Ehegatten 
in betreff einer ovpyoapodia®rjan geschieht, wird es wohl zu be- 
deuten haben, daß die darin enthaltenen letztwilligen Verfügungen 
nicht rückgängig gemacht worden sind.”) Im übrigen ist unter 
einem yduog dreoiAvrog vor allem eine durch Scheidung nicht ge- 
löste Ehe zu verstehen.”) So wird denn das Wort seoiAvoıg mit- 
unter auch zur Bezeichnung von Scheidungsurkunden verwendet‘), 
was ihrer den schuldaufhebenden Quittungen ähnlichen Natur 
(vgl. oben S. 61) völlig entspricht; in der Rechtssprache der spä- 
teren byzantinischen Urkunden begegnet es bisher ausschließlich 
in dieser Bedeutung‘), wie es denn auch die Glossare mit repu- 
dium übersetzen. 


ß) Die Worte Avav und Aboıg, wie auch ihre im weiteren 
noch zu nennenden Komposita zeigen in der hier verfolgten Be- 
ziehung ähnliche Verwendungen, treten jedoch neben zeoıAdew 





ı) Vgl. außer den im weiteren Text genannten Belegen noch B. G. U. IV 
1121 lin. 42: wlohwoıg &mregiAvrog (nach Anm, des Herausgebers so gut wie sicher 
ergänzt). 

2) Vgl.P. Oxy. IV 713 = Mrrreis, Chrest. 314 lin. 39; daneben findet sich, 
ebenso wie in der Zessionsurkunde P. Oxy. II 271 lin. 2I das weitere Attribut &- 
Veouog, vgl. auch O.P. R. 188 ]in. 10: es bedeutet „rechtmäßig, gültig“. 

Nicht geklärt ist der Sinn der stereotypen Klauseln in den Syngraphodiathekai 
aus dem Faijüm, B. G. U. I 251 lin. 8, 183 lin. gf,, C.P.R. 28 lin. 7f.; vgl. dazu 
die divergierenden Vermutungen bei Mrrrkis, Chrest. p. 358 Anm. ad lin. 7/8, p. 360 
Anm. ad lin. 9; Freunpt, Wertpapiere II 188; Parrscn, Z. f. Handelsrecht 191: i 
481; Berger, Strafklauseln 226f. mit einer Vermutung P. M. Meyer’s. 

3) Vgl. P. Oxy. II 237 Col. VII lin. 28, 

4) Vgl. P. Giss. 30 lin. 3, 13, 15 mit den Bemerkungen Eger’s. 

5) Vgl. P. Oxy. I 129 lin, 12, 14: zo megdv ng megidoewg 6emondıov (VI. 
Jahrh.); P. Cairo Cat. I 67121 lin. ıgf. (a 573). Da jedoch meoiAvoıg jetzt zur 
Bezeichnung von Scheidungsurkunden abwechselnd mit didAvcıce verwendet wird 
(vgl. P. Oxy. I 129 lin. ı und die unten $.ı13, Anm. 4 zu nennenden Papyri), dies 
letztere Wort aber auch in weiterem Sinn belegbar ist (vgl. unten 9. I 13), hat ver- 
mutlich auch meo/Avoıg seine ältere allgemeine Bedeutung beibehalten. 
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und xeoiAvoıg an Verbreitung erheblich zurück. Adbsw begegnet 
mehrfach in bezug auf die Aufhebung von Hypotheken: in solchem 
Sinn wird es gewöhnlich auf den Gläubiger bezogen, der dieselbe 
entweder in Gestalt eines Löschungsantrags an das Grundbuch- 
amt (B. G. U. III 907) oder durch Ausstellung einer Quittung (P. 
Oxy. III 510) herbeiführt (des näheren s. oben 8. 88f.).') Daß 
Absıw auch vom leistenden Schuldner gesagt werden kann, zeigt 
die oben $. 96 angeführte Stelle aus dem Brief P. Oxy. IV 745; 
dementsprechend erklärt auch ein Gläubiger in der Quittung P. 
Flor. 48 = P. Giss. 33 (a° 222) vom Schuldner önto Avceng dv 
ögeidsı empfangen zu haben’) (ganz parallel dem oben $. 96 be- 
obachteten Sprachgebrauch „eis zegiAvcıw r@v Öperlouevov“). Wenn 
schließlich in einigen Urkunden der Gläubiger für den Fall der 
Erfüllung dem Schuldner verspricht, daß er betreffs der Schuld- 
scheine Avcıv woınoeo»ecı werde, so ist dies zweifellos wiederum 
“ auf die Ausstellung einer entsprechenden Quittung zu beziehen.’) 
Ganz konform wird denn auch in P. Hamb. 1: lin. ı4f. eine Quittung 
als Aboıg (Avernvsyueom di“ Tod x#gırnglov) bezeichnet (dazu unter 
IV4).*) 

y) Enidvoig ist ein Terminus der ptolemäischen Rechtssprache, 
welcher daselbst häufig die Quittung bezeichnet.) In einigen 


ı) Vgl. auch noch P. Lond. II p. 215 lin. 14, III p. 146 lin. 51, falls richtig 
ergänzt auch B. G. U. III 741 lin. 45. Zu P. Oxy. IV 808 deser. (a? 57—68): 
evy( JAehv(uEvn?), vgl. Lewaro, Grundbuchrecht 18!, zur Urkunde überhaupt unten 
S. 118; neuestens begegnen wir der’ Avucıg gepfändeter, bzw. zwecks Pfändung der 
neoddeisıg unterzogener Objekte in P. Rylands II ı76 lin. 6. 

2) Gegen die Interpretation der Urkunden bei Preisigke, Girowesen 520f. 
vgl. Parrson, Gött. gel. Anz. ıgıI, 759 und neuerdings die Herausgeber der 
P. Rylands II p. 216°; weitere Parallele P. Rylands II 176 lin. 3; vgl. auch oben 
8. 96, Anm. 6. 

3) Vgl. B. G. U. IV ı115 lin. 46f. (Darlehnssynch. mit antichr. &volasıg), IV 
1126 lin. 25£. (Darlehnssynch. mit antichret. me«gauovn, vgl. LewAuo, Personalexeku- 
tion 19f.), IV 1149 lin. 22 (Darlehnssynch. mit Hypallagma): hervorzuheben ist, daß 
die versprochene Avoıg ‘in all diesen Fällen nicht die zur Sicherung des Gläubigers 
dienende besondere Haftungsform, sondern die Urkunde zum Gegenstande hat (Avoıs 
zig To davelov ovyywenjoewg), so daß sie ausschließlich auf die Quittungserteilung 
bezogen werden kann. 

4) Ganz dunkel sind B. G. U. III 826 lin. 14, ©. P. R. 110 lin. 6, 172 lin. 12, 

5) Vgl. P. Grenf. I 26, II 26, 30, 31; P. Heidelb. Inv. Nr. 1278; P. Berol. 
Inv. Nr. 11626 (mitgeteilt Homol. u. Prot. 38f., woselbst zur hier erörterten Frage 
vgl. 8. 13 und die dort Anm. 3 genannte Lit.); cf. außerdem P. Eleph. 27a lin. 23; 
P. Magd. 31 lin. 12. 


Eniivang. 


’ArdAvons. 


Ahucıs. 
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dieser Quittungen heißt es vom Schuldner: &xsAboero ro ddveov 
(od. iv ori [iv ziore)). In der Eingabe P. S. J. III 166 (a 118 
v. Chr.) ist lin. 14f. vom imılbew eines Ehevertrages die Rede, 
was sicherlich auf Scheidung zu beziehen ist. In der Rechtssprache 
der früheren Kaiserzeit scheinen diese Worte zu verschwinden. 
Erst in spätbyzantinischen Urkunden begegnet £&xiAvoıg wieder 
und bezeichnet da die Erfüllung.') 

0) Axorbew ist ein sehr verbreitetes Wort zur Bezeichnung 
jedweder Befreiung von privat-, namentlich aber öffentlich- 
rechtlichen Verpflichtungen.) In solchem Sinn ist es, wenngleich 
verhältnismäßig nur selten, auch in bezug auf das Freiwerden von 
obligationenrechtlichen Bindungen belegbar. Soweit dies dabei durch 
den Gläubiger bewirkt wird, kann es sowohl die faktische Ent- 
lassung aus irgend einem Dienstverhältnis, wie auch eine auf die 
Befreiung gerichtete bloße Willenserklärung bezeichnen: in B. @. U. 
IV 1139 lin. gf. (a’5 v.Chr.) hören wir von einer yeyorvia« dic 
Tod RETRAOYELOV EgL ig LNOoADGEnS rTijg TE TEOLUOVNG HL tg T90- 
peiktıddog dopdasıa und in dem oben (8. 82f.) bereits besprochenen 
P. Oxy. III 509 (Ende des II. Jahrh.) erteilt ein befriedigter Gläu- 
biger lin. ı3f. Vollmacht zoög rd mw dxoyij|v] a za &X0- 
oc 77V ÜxodNenv.) 

&) Aueibeıw, didiwoıg sind „das gemeingriechische Wort für 
die friedliche, außergerichtliche Erledigung einer Forderung, sei es 





ı) P. Flor. III 280 (a° 514) En. 21f.: navrolag wov eiml[oloiag keregomevns 
ümo 00V MErgL ri [%] GEnG Tod mgon(eınevov) 102006; P. Lond. II 1319 p. 272 (a° 
544/5) lin. 6f.: äygı dmoddoewg Tod 7gEovg nei EmiAvoewg TovTov. 

2) So namentlich häufig vom Militärdienst (vgl.z.B.P.Oxy.1 39 lin. I, ferner 
die dmoAdoıuor dd orgwrelag, die Evriung dmoAvdtvres), dann von Liturgien, Ämtern, 
Zwangspacht usf.; vgl. P. M. Meyer, P. Hamb. I p. 27°, 135, P. Giss. Int p. 14% 
PREISIGKE, Fachnürte p. 28/9. Befreiung von einer Durare: PREISIGEE, $. B. 4639 
(seredlung &reAvse). 

3) In der stereotypen Klausel in. B. G.U. Iv 1058 lin. 34f., 1106 lin. 33f., 
1107 lin. ısf, 1108 lin. 17, 1109 lin. 2ıf., 1126 lin. ı4f. (vgl. BERGER, Straf- 
klauseln 178; RABEL in der Hontuinpee ie Enzykl. I 481 Anm.) be- 
zeichnet das &noAsAuc9o m. E. ganz absolut das Freiwerden von jeder Haftung. — 
Das in B. G. U. IV 1126 lin. 23 zugesagte dnoAWoleıw] (dazu Lewaup, Personal- 
exekution 22f., der im darauf folgenden rjg &xrioswg vermutet; dafür vgl. P. Oxy.I 
104 lin. 30/1) ist speziell auf das Erlassen der Darlehnsschuld zu beziehen, das 
Ml[oıw] mormosodeı tigde rjg Ovyywonoeng in lin. 25f. hingegen auf das Erteilen einer 
formalen Quittung ein (vgl. vorhin 8. ı11, Anm, 3). — Of. auch noch P. Rylands 
IT 119 lın. I5. RD; Bouriant Col. II lin. 2. 
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im Wege des Schiedsvertrages und Schiedsspruches, sei es im Wege 
des Vergleichs“ (ParrscH, Gött.gel. Anz. 1910. p. 759). Diese Verwen- 
dung läßt sich auch durch die Papyri bis in die byzantinische Zeit 
hinein mannigfach belegen (vgl. dazu unten 8. 116').') In den byzan- 
tnischen Urkunden begegnen jedoch diese Worte auch in allge- 
meinerer Bedeutung und berühren sich mehrfach aufs engste mit 
den bisher betrachteten‘)?): so werden jetzt häufig Scheidungsur- 
kunden — abwechselnd mit xegiAvoıg (vgl. vorhin $. 110) — und 
mitunter auch Quittungen der der älteren Zeit entsprechenden 
Art als dieddoag oder diedvrizei ÖuoAopicı bezeichnet‘) (zu diesen 
Quittungen vgl. des näheren unten S. 123). 

£) Schließlich sei in diesem Zusammenhang auch noch der Avreuo«. 
Worte Avroodv und Avdrgwoıg gedacht. Sie begegnen mehrfach auf 
den Schuldner bezogen, namentlich wo es sich um die Auslösung 
von Faustpfändern handelt.) Im Kreise der byzantinischen Ur- 
kunden scheinen aber auch sie — den, vorher betrachteten Wor- 
ten entsprechend — jedwede Aufhebung der Obligation sowohl 
seitens des Schuldners, wie des Gläubigers bezeichnen zu können.‘) 


ı) Vgl. die Belegstellen und Bemerkungen bei Grapenwirz, Arch. f. Pap.-F. 
3, 27°; Mırteıs, Z.d. Sav.-St. 28, 3831, 495; Scuwarz, Hypothek ı13!; Semeka, 
Ptol. Prozeßrecht I 200f.; Preisıs«e, Fachwörter 53£.; WENGER, Münchener Papyri 
Ip. 30 ad lin. 7; Parrsca, Gött. gel. Anz. 1915. 431f. 

2) Vgl.dazu jetzt v. Deurrer, Papyrologische Studien zum byzant. Urkunden- 
wesen 281, | 

3) Zu beachten auch P. Cairo Preis. 4—= WıLcken, Chrest. 379 lin. 9 (a° 320), 
wo es sich auf Begleichung einer Schuld bezieht; diese Verwendung ist auch für die 
altgriechische Rechtssprache nachweisbar (vgl. z. B. Isokr. or. 17, 19; Dem. or. 36, 3). 

4) An Scheidungsurkunden vgl. P. Cairo Cat. II 67153 lin. 16, 22, 36 (a 566), - 
67154 passim (Ende des VI. Jahrh.), P. Oxy. 1129 lin. 1,6 (VI. Jahrh.), bier in 
einer und derselben Urkunde abwechselnd mit reoiAvoıg; dazu auch P. Lips. 39 lin. 10 
(a° 390) und P. Flor. 93 lin. 27 (a? 569); — an Quittungen namentlich P. Cairo 
Cat. II 67166 lin. 18 (a 568), 67167 lin. 32 (zu diesen Urkunden unten 8. 123), 
ferner P. Lips. 14 lin. 12 (a°391), wo aber angesichts des laut lin. 7f. wegen der For- 
derung bereits angestrengten Prozesses auch der Vergleichsgesichtspunkt hineinspielen 
könnte, cf. auch P. 8.1. III ı85 (a° 425/55). 

5) C.P.R. ı2 lin. 16/7 (dazu Prrısısxe’s Berichtigungsliste); P. Oxy. I 114 
lin. 2 (IJIII. Jahrh.), III 530 lin. 14 (IL Jahrh.), VI 936 lin. 19 (III. Jahrh.)?; 
P. Flor. III 388 lin. 17, 70, 79; P. Teb. I 120 lin. 41 (a° 97 od. 64 v.Chr.); P. Cairo 
‚Cat. II 67167 lin. 20; in dieser Verwendung meist medial. Vgl. auch die in P. Berol. 
Inv.-Nr. 11626 (Homol. u. Prot. 39f.) betreffs einer &,M &v misteı erwähnten Avroa. 

6) In P. Cairo Cat. II 67167 lin. 12/3 steht Aurgworg, dvelörgwoıg parallel 
mit dmsodosıs, in P. Oxy. VIIL 1130 lin. 20 (dazu unter IV. 4) hingegen parallel der 
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Die vorstehenden Ausführungen haben ergeben, daß die Worte 
Avsw und Avcıc und deren Komposita, vor allem zeoıLÖew und 
x:giAv6ıg in der Sprache unserer Urkunden eine juristische Vor- 
stellung zum Ausdruck brachten, welche alle möglichen Erlöschungs- 
gründe der Obligation umfaßte und daß zu diesen letzteren auch 
die Quittungserteilung gehört. Damit aber dürfte, wie bereits im 
voraus bemerkt, ein entscheidendes Indiz zugunsten der hier nach- 


“zuweisenden juristischen Natur der gräko-ägyptischen Quittung 


gewonnen sein. Auf Quittungen die bloß zum Beweis der Tat- 
sache der Leistung dienten, hätten die Worte Aboıg und negiAvoıg 
niemals Anwendung finden können: denn in ihrem Sinn gelangt 
das selbständige Lösen zum Ausdruck. Es wird denn auch unter 
IV. 4. noch darzulegen sein, daß die Quittungen, die sich auf die 
bloße Empfangsbetätigung beschränkten (vg). oben 8. 102), niemals 
mittels dieser Worte bezeichnet worden sind; vielmehr beziehen 
sich die letzteren bloß auf jene, in welchen der Gläubiger neben 
der dreysıv-Erklärung auch noch auf alle weiteren Ansprüche aus- 
drücklich Verzicht geleistet oder den Aufhebungswillen auf andere 
Weise zum Ausdruck gebracht hat. Diese Quittungen aber sind 
damit in eine Reihe mit der Erfüllung und allen übrigen Er- 
löschungsgründen der Obligation gestellt.) Sie haben die Aufhe- 
bung der Obligation aus ihrem eigenen Erklärungsinhalt, aus dem 
Anspruchsverzicht des Gläubigers heraus selbständig bewirkt. Sie 
wollten nicht ein Beweismittel bezüglich der Tatsache der Leistung 
abgeben, sondern vielmehr den Beweis der letzteren überflüssig 
machen. Einem Schuldner gegenüber, der eine derartige Quittung 


„seines Gläubigers in Händen hatte, konnte die Frage, ob er tat- 


sächlich erfüllt hat oder nicht, gar nicht zur Erörterung gelangen: 
er war unabhängig von dieser faktischen Voraussetzung kraft der 
in der Quittung zum Ausdruck gebrachten Willenserklärung be- 
freit. Dabei wird man freilich anzunehmen haben, daß die Wir- 
kung einer derartigen Erklärung auf Grund solcher Momente, durch 
welche die Wirksamkeit jedweder Willenserklärung beeinträchtigt 
wurde, wie z. B. Zwang oder Betrug, gleichfalls in Frage gestellt 





Quittungserteilung und der Rückgabe des Schuldscheins, bezieht sich also dort auf 
die Leistung des Schuldners, hier auf einen Aufhebungsakt seitens des Gläubigers. 

ı) Vgl. dazu die Ausführungen von Beurenxp, Beitr. z. Lehre von der Quittung 
ı8f. über die mittelalterlichen dispositiven Quittungen. 
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werden konnte: Genaueres läßt sich zurzeit hierüber nicht sagen. y 
Allein die Einwendung, daß das behauptete Empfangenhaben nicht 
wahr sei, die einem bloßen Beweismittel gegenüber zulässig sein 
mußte, vermochte an sich einer Quittung gegenüber, die die nEQi- 
Avoıg der Obligation bewirken wollte, nicht entgegengehalten zu 
werden. 

Hieraus ergibt sich aber von selbst, daß eine derartige Quittung 
zur Aufhebung einer Obligation auch dann geeignet war, wenn 
ihr keine Erfüllung voranging. Sie war Schuldaufhebungsgeschäft 
schlechthin und demnach auch fiktiver Verwendung fähig: so ist 
denn auch schon bisher wiederholt mit Recht angenommen wor- 
den, daß derartige Quittungen auch zu Erlaßzwecken dienen 
konnten.’)‘) Das die dispositive Kraft in sich tragende Element 
solcher Quittungen, nämlich der Anspruchsverzicht, konnte sich 





1) Vgl. Mırreıs, Reichsrecht 483f.; Raser, Z. d. Sav.-St. 28, 339f. 

2) Vgl.die oben 8.103, Anm. ı genannte Literatur; nur ist es dabei verfehlt, 
bloß die fiktiven, dem Erlaßzweck dienenden Quittungen als dispositive zu bewerten. 
Namentlich bei unbezifferten Quittungen liegt es stets nahe, an fiktive Geschäfte zu 
denken. 

3) Neben dem Erlaß mittels fiktiver Quittung, gibt es natürlich auch einen 
titulierten Erlaß; vgl. z. B. P. Giss. 33 lin. 10 (=P. Flor. I 48); P. Grenf. I 26 
lin. 9, I 31 lin. ı6f. (dazu Berezr, Strafklauseln 194). 

Inwieweit durch eine bloße dntysıv-Erklärung (ohne „un Enelsvoectar“- oder 
sonstige eglAvoıg-Erklärung) ein Erlaß erzielt werden konnte, hängt davon ab, in- 
wieweit der letztere der Beurkundung bedurfte: denn die bloße dreyew-Erklärung 
kann als eine Verbriefung des Erlaßwillens nicht angesehen werden; daher wird 
eine solche zum Erlaß öffentlich verbriefter Obligationen nicht genügt haben (vgl. 
unter IV. 4). 

Wie stand es mit der Empfangsbestätigung von Leistungen, die nicht Gegen- 
stand einer Obligation gewesen sind? Die Frage ist aktuell bezüglich der ständigen 
&reysıv-Erklärungen der kaiserzeitlichen Kaufverträge in betreff des Preises; denn 
einen Anspruch auf letzteren auf Grund der Kaufkausa hat es nach griechischem 
Recht nicht gegeben (vgl. unter V. 7. und 10.a)); demgemäß enthalten auch die 
selbständigen Quittungsscheine über Bautptsisenhıchlung, wie wir sie zahlreich 
besitzen, bezeichnender und korrekter Weise niemals eine „u envehevccodaı“-Klausel. 
Es ist auch m. E. verfehlt, die &m£ysw-Erklärung der Übereignungskaufurkunden 
(vgl. unter V.6.7. und 9/ 10)) als ein dispositives Moment derselben anzusehen: letz- 
teres liegt vielmehr in der „un &meisvoes#a“-Klausel (NB in betreff der Sache, 
nicht des Preises!), bzw. in der Übereignungsabrede. So war denn auch die Preis- 
quittung den älteren Übereignungsurkunden überhaupt fremd, und konnte auch in 
den späteren fehlen; soweit sie aber fiktiv war, hat sie an sich ein Erlöschen der 
dinglichen Ansprüche nicht bewirkt; vgl. zu alledem besonders die Ausführungen 


über die juristische Bedeutung der xarayoagpı) unter V. 10. a). 
8* 
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aber von der dseyew-Erklärung auch loslösen und entweder mit 
Bezugnahme auf eine andere Tilgungskausa oder auch selbständig 
die Aufhebung eines obligatorischen Rechtsverhältnisses bewirken. 
So begegnen wir den „un &meiedoeodea“-Klauseln der Quittungs- 
urkunden völlig gleichartigen Erklärungen in Vergleichsverträgen'), 
ferner in Urkunden, die einen contrarius consensus verbriefen”), 
‘während die Cheirographa B. G. U. IV 1160 (a’ 4 v. Chr.) und 
P. Rylands II 180 (a° 124 n. Chr.), wie auch die Diagraphe P. Teb. 
II 398 (a° 142) schlechthin abstrakte „un &yxersiv“-Erklärungen 
enthalten, ohne daß dabei eine Kausa für die damit bewirkte 
Schuldaufhebung ausdrücklich angegeben wäre.”) 

In derartigen xeoiAv6ıg-Urkunden ist mitunter der aufgehobene 
Schuldschein ausdrücklich für ungültig erklärt worden (vgl. oben 
8. 99). Doch erscheint eine derartige Erklärung als die Eigentüm- 
lichkeit bloß einzelner lokaler Formulare und ist neben dem Ver- 
zicht auf alle weiteren Ansprüche, der das ständige und essentielle 
Element der dispositiven Quittungen darstellt, ohne wesentliche 
Bedeutung. Dieselbe findet sich dauernd nur in den Synchoresis- 
quittungen aus der Zeit des Augustus‘) (vgl. oben 8. 67f.), sonst 
in der früheren Kaiserzeit nur ganz vereinzelt, insbesondere dort, 
wo der Schuldschein verloren ging‘); diese letztere Anwendung 





1) Diese gehen zumeist unter der Bezeichnung der dıdAvoıg einher (ef. oben 
8. 112/3); vgl. P. Hib. 96, und ebenso P. Tor. 4, P. Berol.ined. 11309 (Arch. f. Pap.-F. 
5, 502), wohl auch den außerprozessuellen P. Grenf. II 26, in welchem es öwo4o- 
 yoücı avllshucdes heißt (das dmrtyeıv in lin. 8 schwebt dabei völlig in der Luft); aus 
der früheren Kaiserzeit P. Straßb. 20, aus der byzantinischen Periode P.Lond.I 113 
p. 199f., P. Par. 20, P. Mon. r, 7, 14; vgl. auch noch P. Lips. 14 und P.S.J. III 
185; zu alldem die oben $. ı13 Anm. I genannte Literatur. 

2) cf.z.B.B. G. U.IV 1110, dazu BERGER, Strafkl. 195f. Die Urkunde ent- 
hält allerdings auch Empfangsbestätigungen, aber das zugesagte un Zyxaisiv hat 
einen darüber hinausreichenden Inhalt. 

3) Die Erklärung in P. Teb. II 398 scheint durch Zahlungen begründet zu 
sein, die der Erklärungsempfänger an die Staatskasse geleistet hatte; vgl. Preisıckz, 
Girowesen 303. 

4) Wenn sich am Schluß der Darlehenssynchoresis B. G. U. IV 1053 Col. I 
lin. 14 in betreff zweier beglichener Synchoresisschuldscheine das von zweiter Hand 
überschriebene Wort &xvow@sgıv findet, so ist dies als Zusage entsprechender Quittungs- 
erteilung seitens des Gläubigers aufzufassen. Es bleibt jedoch bei der unsicheren 
Lesung nachzuprüfen, ob es nicht &yöoovg glveı zu heißen hat, zumal ja der Gläu- 


biger daneben auch das un) dnersvocodeı zusagt. 


5) Außerdem B. 6. U. II 472 Col. II lin. 14£.; P. Lond, IU p. 157 lin. 14£.; 
P. Teb. Il 395 lin. 12£., 17. 
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tritt dann im byzantinischen Material stärker in den Vordergrund 
(dazu unten 8. 122f.), 

Statt dessen. ist in der früheren Kaiserzeit die oben 8. 99 
sub d) erwähnte Klausel üblich, wonach der Schuldschein sis dxb- 
g90W zaı EdErnoıw zurückgegeben werde: dx'gweıg und &Hermaıg sind 
hierbei m. E. als gleichwertige, tautologisch gebrauchte Ausdrücke 
anzusehen (Argument: P. Reinach 7 lin. 14 mit 13, vgl. 8. 124/5). 
Soweit die Schuldurkunde in Verlust geraten war, ist dies in der 
Quittung mittels der üblichen Wendung dı“ zb zuoaxentozeva 
mitunter auch hervorgehoben und in solchen Fällen, wie vorhin 
erwähnt, der verlorene Schuldschein auch ausdrücklich für ungültig 
erklärt worden.‘) Doch darf diese Rückgabe des Schuldscheins 
nicht als das die Schuldaufhebung bewirkende, entscheidende Mo- 
ment angesehen werden®): in den älteren Quittungen wird ihrer 
ausdrücklich gar nicht gedacht?) und die Vorstellung der zeoiNvoıg 
wird niemals hierauf, sondern immer nur auf die Errichtung der 
Quittungsurkunde bezogen.*)°) 

Dasselbe ist von der anläßlich der Quittierung üblichen Durch- 
streichung des Schuldscheins zu sagen, deren juristische Bedeu- 
tung in der Literatur mitunter überschätzt worden ist.‘) Wir be- 





ı) Vgl. P. Rylands II 343 deser. (a 14—37); P. Lond. III 918 p. 171 lin. 22f. 
(a° 171), die Ergänzung &x|voov] in lin. 31 dürfte nicht zutreffen; ferner die unten 
8. 123 zu erörternden byzantinischen Urkunden. Cf. auch B. G. U.I 214 lin. 15f.; 
die gleichlautende Wendung in P. Reinach 11 lin. 10f. (Zurerrtwxtver) wird vom 
Herausgeber auf die Person des Gläubigers-und nicht auf den Schuldschein bezogen. 

2) Vgl. Freunor, Wertpapiere II 163£. 

3) Das schließt natürlich nicht aus, daß darum die Rückgabe auch in der 
älteren Zeit üblich gewesen sei; die Ausführungen Remac#’s, Pap. Reinach p. 52, 
ı° beruhen zum Teil auf der seither richtiggestellten Lesung in P. Reinach 7 lin. 14 
(vgl. dazu unten 8. 124"), seine Folgerungen aus lin. 23 treffen jedoch zu. Vgl. auch 
P. Magd. 14 = Mırteis, Chrest. 224 lin. 10/11. — Bisweilen fehlt die Klausel auch 
in späterer Zeit: so in B.G. U. II 472 II, P. Amh. IT 110 und in den Quittungen 
aus Hibitopolis. 

4) Fremd ist den hellenistischen Schuldscheinen, ebenso wie das ausdrückliche 
Versprechen der Quittungserteilung, so auch ein solches, den Schuldschein zurück- 
zugeben: dies sei den fränkischen Schuldscheinen gegenüber bemerkt, dazu Brunner, 
Forschungen z. Gesch. d. deutschen u. franz. Rechts 525f. Vgl. allenfalls B. G. U. I 
179 lin. 27/8, Neudruck in Prrisıcke’s Berichtigungsliste. 

5) Bezüglich der byzantinischen Zeit vgl. unten 8. ı22f. 

6) Dies ist namentlich mit Hinblick auf die Ausführungen Prerıisıer®’s, Giro- 
wesen 514f. zu betonen, wo m. E. zutreffend von Außerkraftsetzung, Totmachung 
der Schuldurkunde gesprochen, jedoch einerseits das Moment der Durchstreichung 
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sitzen Exemplare derart durchstrichener Schuldscheine') und laut 
des oxyrhynchitischen Quittungsformulars wird die Schuld-6vy- 
yoapy ausdrücklich als zeyıeougvn zurückgegeben (vgl. oben 8. 63‘). 
Doch ist dies Moment ueben der Erteilung der Quittungsurkunde 
juristisch ohne Belang; niemals wird das zegıÄAdeır des Gläubigers 
hierauf bezogen. 

Anknüpfend hieran sei auch des nicht ganz durchsichtigen 
Fragments einer Urkundenliste, P. Oxy. IV 808 deser. (a 5—68 
n. Chr.) gedacht”): dieselbe enthält Quittungen von Darlehensver- 
trägen mit dem stets von anderer Hand geschriebenen Nachtrag 
„nPeris(reı) mit Datum, dxöd(ooıg) mit Datum“; das letztere Wort 
ist dabei auf die Rückzahlung, das erstere hingegen im Sinne 
des vorhin Gesagten wohl auf die Quittierung zu beziehen. 

en d) Im Sinne der vorstehenden Ausführungen haben wir in den 

sitiven Quittung. Quittungen mit der Erklärung des „un £neleboeodea“ dispositive 
Urkunden im Sinne negativer Anerkenntnisse zu erblicken, so wie 
Orto BÄHr die juristische Funktion der Quittung überhaupt auf- 
gefaßt hatte. Es lassen sich denn auch einige Indizien, die unser 
Material bietet, mit Gesichtspunkten verknüpfen, welche der mo- 
dernen Dogmatik für die dispositive Natur der Quittung als wesent- 
lich erscheinen. 

Zu diesen gehört vor allem die Anschauung, wonach man 
sich unter einer dispositiven Quittung einen Vertrag zu denken 
habe.) Nun ist die Herausarbeitung des griechischen Vertragsbe- 
griffs eine noch der Zukunft vorbehaltene Aufgabe, aber bezeich- 
nend ist es allenfalls, daß einige der oben gruppierten Quittungen, 
die die „un &weiebosodaı“-Klausel aufweisen, als 6vyyoaper bezeich- 


überschätzt, andererseits (anscheinend unter der ständigen Voraussetzung pfandrecht- 
licher Haftungen, vgl. dazu oben S. 108f., Anm. 5) dem „Besitzamt‘“ eine Rolle zuge- 
schrieben wird (vgl. namentlich $. 516), die unbeweisbar und m. E. auch völlig un- 
wahrscheinlich ist, vor allem aber wird dabei die juristische Bedeutung der Quittungs- 
urkunde, der in dieser zum Ausdruck gelangenden Willenserklärung nicht gebührend 
gewürdigt. 

1).Vgl.z.B. B!G.D.T 101, 179, 272, 114721;, P.Or7. Il 913, 320,32: deser.; 
auch die vn &v mioreı P. Lips. ı (dazu Wırcken, Arch. f. Pap.-F. 4, 458; Frese, 
Aus dem gräko-ägypt. Rechtsleben 15*°; Schwarz, Hom.u.Prot.40£.); ef.auch P.Flor. 
I 61 lin. 65/6. 

2) Vgl. dazu Lewauo, Grundbuchrecht 181; PrrisıiGkr, Girowesen 490; auch 
Eger, Grundbuchwesen 1569; Mırreıs, Grundzüge 65. 

3) Vgl. Bäug, Anerkennung (II. Aufl.) 194f.; BüLow, Jahrb. f, Dogm. 52, 2f, 
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net erscheinen (vgl. P. Cairo Preis. 43 lin. 28, a° 59; P. Oxy. X 
1282 lin. 42, a’83; P. Lond. Il 142 p. 203 lin. ı8f., a° 95)'). 

‚ Weiterhin unterstehen dispositive Quittungen naturgemäß den 
Grundsätzen, die für die Abgabe von Willenserklärungen über- 
haupt gelten. In dieser Hinsicht dürfte es unter den Indizien, 
die das gräko-ägyptische Material bietet, bezeichnend sein, daß 
Quittungen mit Anspruchsverzichtserklärung seitens einer Frau 
ohne Mitwirkung eines xÖbgıog nicht abgegeben werden konnten. 
Die Grundsätze, inwieweit Frauen zum juristischen Handeln der 
Mitwirkung eines zögıog bedurften, sind noch keineswegs klar. 
Jedenfalls begegnen wir in den Papyrusurkunden vielfach Frauen, 
die ohne «ögıog handeln.) Bei Erteilung einer hier zur Unter- 
suchung stehenden Quittung scheint jedoch eine diesbezügliche 
Mitwirkung unerläßlich gewesen zu sein. Dies ergibt sich deut- 
lich aus P. Teb. II 397 (a’ 198) (teilweise veröff. bei Mrrreis, 
Chrest. 321)°) Eine Peregrinerin hat ihren Schuldnern Quittung 
(&voyh droreisorızi)) zu erteilen; in Abwesenheit ihres Mannes wen- 
det sie sich dabei lin. 25 mit den Worten dxoy1v «uroig (näm- 
lich den Schuldnern) dxoAsAsorıayv‘) Eydıdousvn Evrodifouca un 
£yovoa TOv Exıyoaymoöusvöv wov #bgıov an den Exegeten mit der 
Bitte um Bestellung eines »Ögıog ad actum und die Anweisung 
(emioreileı) des Notariats zur Beurkundung der Quittung (ovyyonue- 
tißeıw wor &ydıdousvy mv dnoynv). Die griechisch angeführten Worte 
zeigen, daß die Frau in Ermangelung eines zÖoı0s an der Quittungs- 
erteilung verhindert war. Das Gesuch (“ioue) der Frau und 
das hierauf ergangene &sioraiue erscheinen der daraufhin errich- 
teten Quittung in Abschrift beigefügt. Diese ungewohnte Sorg- 





ı) Vielleicht darf dabei auch an die so sehr häufige Errichtung derartiger Ur- 
kunden in Synchoresisform erinnert werden (vgl. oben $. 67f.): diese Urkundenart 
(16 deivi rag: od deivog nal magd Tod deivog. GvyywgoDoı xrA., vgl. LEWALD, Grund- 
buchrecht 87f.) kann doch für einseitige Erklärungen, wie z. B. bloße Empfangs- 
bescheinigungen, kaum verwendbar gewesen sein. 

2) Vgl. hierzu an Literatur: Wiss, Arch. f. Pap.-F. 4, 88f.; Wenger, Stell- 
vertretung 100f., 173f.; Mırteis, Grundzüge 2 521; Parrscn, Arch. f. Pap.-F. 5,472. 

3) Dazu auch Küsrer, Z. d. Sav.-St. 30, 165f.; TAUBENSOHLAG, Vormund- 
schaftsrechtliche Studien 74. 

4) Ist diese dnoyn dmohshsorıny, wobei sowohl GRENFELL-Hunt, wie Mimreis 
an eine Verschreibung für &moreAssrixn; denken, etwa ein technischer Ausdruck für 
die hier erörterten dispositiven Quittungsurkunden? Vgl. auch unter IV. 4. 
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falt!) zeigt aufs deutlichste, wie wichtig all dies für die Wirksam- 
keit des Rechtsgeschäfts war: vom Gesichtswinkel einer bloßen 
Zeugnisquittung, mit welcher die Erzeugung einer neuen Rechts- 
wirkung nicht bezweckt wurde, wäre sie nicht zu begreifen.)*) 
Von der Bestellung eines Frauentutors zum Zwecke einer 
xegiAvoıg erfahren wir auch aus P. Lond. II 470 p. 212=Mrrteis, 
Chrest. 328 (a°168 n.Chr.).‘) Dabei handelt es sich allerdings um 
eine römische Gläubigerin und demgemäß um einen römischen 
Vormund: angesichts des „zer& ro» vöuov röw “Poueiov“ ist denn 
auch die zeoiAvoıg dieses Falles als acceptilatio aufgefaßt worden, 
wobei sich dann die Mitwirkung des »Ö501og nach römischrecht- 
lichen Grundsätzen erklären würde.) Diese Auffassung ließe sich 
mit den obigen Darlegungen über egivoıg unbedenklich vereinen: 
wie hätte man auch acceptilatio anders wiedergegeben? Anderer- 
seits aber deutet das „ereyodıdbo zUolılos ng [Jung yuvaızög zeoı- 
Avodong Öavıov ri.“ auf einen schriftlichen zegiAvoıg-Akt der 
Darlehensforderung hin. Es liegt daher nahe, daß sie durch 
Ausstellung einer Quittungsurkunde der hier betrachteten Art er- 





ı) Namentlich ist es angesichts des Parallelismus mit dem Vorgang bei Im- 
mobiliarverfügungen — auf den schon LewAarp, Grundbuchrecht 36f. aufmerksam 
machte, vgl. auch Eger, Grundbuchwesen 81%, 115 — auffallend, daß den letzteren 
roooeyyekl« und EssioraAue der Bibliothek niemals angefügt erscheinen (auch nicht 
in Ptolemais Euergetis, von wo unsere Urkunde herstammt, wo jedoch auf die Mit- 
wirkung der ßıßArodnsn zumindest Bezug genommen wird, vgl. oben S.9I Anm.: 
eine Parallele zu P. Tek. II 397 bietet in mancher Hinsicht P. Lond. Inv. Nr. 1897, 
Arch. f. Pap.-F. 6, 106f., dazu unter V.9.c)). Dagegen sind die die Bestellung eines 
»bgıog ad actum betrefienden Aktenstücke auch in P. Lond. III p. 156 (a) der Ge- 
schäftsurkunde (gemäß lin. 14/5 möglicherweise Schuldverschreibung mit Verpfändung 
[vgl. P.Oxy. 156, P. Rylands IT 120]; lin. 11: „avri z&v mweoılv“ unklar) in extenso 
beigefügt worden; des näheren WıLcken, Arch. f. Pap.-F. 4, 55o0f. 

2) Bezeichnend ist dabei auch der Ausdruck ovyyonuerifew in lin. 20, 26. 

3) Der Schlußpassus des Vertrags in lin. 18 „Ögdousvov od Önto Enmiordiuerog 
@gLouevov“ ist ‚wohl auf die Entrichtung der Gebühr für die Vormundbestellung zu 
beziehen (vgl.in P. Oxy.I 56 lin. 22/3 das &orsuevov tüg airnolew]s r&Aog, dazu und 
zu weiteren noch unklaren Parallelstellen Eger a. a. O. 115). Doch läßt sich nicht 
sicher entscheiden, wer die Gebühr entrichtet hat: andernfalls könnte die Stelle ein 
Indiz für die Lösung der Frage abgeben, wer für die Kosten der Quittung aufzu- 
kommen hatte; wahrscheinlicherweise ist jedoch im vorliegenden Fall an Entrichtung 
seitens der Schuldner zu denken, vgl. deutsches B. G. B. $ 369 Abs. ı. 

4) Dazu Wırcxen, Arch. f. Pap.-F. 3, 244£.; Mırreis, Z.d. Sav.-St. 255 373; 
Röm. Privatrecht I 265°, Chrest. p. 381£.; Wenger, Stellvertr. 1742. 

5) Dabei immerhin zweifelnd Mırreis, Röm, Priv,-R. a. a. O, 


a» BR 
a 


IN 
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folgt ist, zumal doch deren Gebrauch in Ägypten auch unter 
Römern um nichts weniger gebräuchlich gewesen ist.‘) Für den 
Fall aber, daß dem so ist, würde dieser Papyrus, in welchem dem 
xboıog der Frau seitens ihres Mannes mit der Motivierung dı& 6 
edv Areıinpevaı, Indemnität erteilt wird, ein weiteres Indiz dafür 
bieten, daß eine derartige xsoiAvoıg auch ohne ein effektives dreı- 
Angpevaı zum Erlöschen der Forderung geführt hätte. 

e) Betrachten wir die oben 8. 100f. zusammengestellten For- Die Intwiek- 
mulare der „un &weleboeodaı“-Erklärungen, so dürfte sich in betreff efklvon Qu 
der damit bezweckten und erzielten Wirkungen das Bild einer Ent-” 
wicklung ergeben, und zwar in der Richtung von einer schwächeren 
zu einer stärkeren Wirkung. 

Zwei Momente sind in dieser Hinsicht zu beachten. 

‚Zunächst ist es auffallend, daß die älteren Urkunden (bis ins 
I. Jahrh. n. Chr.) für den Fall, daß der Gläubiger trotz seines Ver- 
zichts Ansprüche geltend machen sollte, eine Strafklausel auf- 
weisen, während eine solche den späteren durchwegs unbekannt 
ist.) Dies scheint dahin zu deuten, daß eine derartige Sicherung 
der „un enedebosod«a.“-Erklärung in früherer Zeit erwünscht, in 
späterer hingegen überflüssig war. Man könnte daraus zumindest 
vermuten, daß eine weitere Anspruchsbetätigung des Gläubigers 
durch das Vorliegen einer derartigen Quittung ‘jetzt in höherem 
Maße erschwert war als früher (vgl. hierzu unter V.6. a. E.). 

Vielleicht hängt dies mit der anderen hier hervorzuhebenden 
Erscheinung zusammen. Wie die obige Zusammenstellung (8. 106f.) 
zeigt, versprach der Gläubiger in den Quittungen, die der Ptole- 





ı) Vgl.z.B.B. 6. U. IV 1173, 1168, 1174; P. Fay.94. 

2) Dies ergibt sieh insbesondere aus dem Vergleich von Quittungsurkunden 
aus örtlich gleichem Gebiet, so der augusteischen Synchoresisquittungen (oben 8.67 £.) 
mit der Synchoresis P. Oxy. II 268 aus dem Jahre 58 n. Chr., wie auch der oxy- 
rhynchitischen Quittungen aus dem I. Jahrh. n. Chr. (oben 8. 63f.) mit den späteren 
P. Oxy.1gı (aPı187), II 513 (a 184), VI 906 lin. 3—5 (IL—IN. Jahrh.), welche 
keine Strafklausel aufweisen. Zu dem im Text Gesagten vgl. neuestens auch ParTscH, 
Gött. gel. Anz. 1915, 8. 433°. In den byzantinischen dıeAöoeıg, Vergleichs- und 
Scheidungsverträgen wird in der Regel wieder ein moöorıuov vereinbart, so in 
P. Lond. I p. 202 lin. 55£.; P. Cairo Cat. II 67153 lin. 28f., 67154 Recto lin. 33f.; 
P. Flor. 194 lin. 27f.; P. Mon. 7 lin. 68£., 87f., 14 lin. 75£., gof.; P. Par. 20 lin. 35£., 
hierzu vgl. Parrscn a. a. 0. Beispiele für das Vorkommen der Vertragsstrafe in 
mittelalterlichen dispositiven Quittungen s. bei Beurenp, Beitr. z. Lehre von der 
Quittung 19f, 


= 


123 A. B. SCHWARZ, [XXXT, 3. 


mäerzeit angehören, daß er auf Grund des beglichenen For- 
derungsrechts (zegi Tod mooxsıuevov davelov ob days) keine 
weiteren Ansprüche gegen den Schuldner geltend machen werde. 
In den späteren Quittungen hingegen, und zwar bereits in den 
Synchoresisurkunden . aus der Zeit des Augustus, geht die sehr 
sorgfältig und ausführlich formulierte Klausel dahin, daß der Gläu- 
biger von nun ab gegen den Schuldner keinerlei wie immer ge- 
artete obligatorische Ansprüche geltend machen könne: unre 
zegt Tod davelov und: wegl ÜNov undevög aniüg rodyunrog Evyodn- 
Tov N Ayoapov dad vv Lumgochev yobvanv uEyoı Tg Eveorwong NUE- 
909 0630 undevi. Dieser ständige spätere Quittungstypus wollte 
demnach nicht nur ein bestimmtes Forderungsrecht, sondern jed- 
wede obligatorische Beziehung zwischen den Parteien schlechthin 
für aufgehoben erklären: er trägt den Charakter einer General- 
quittung an sich.) Es liegt hier eine hellenistische Parallele zu 
der nach vorangehender stipulatio Aquiliana vorgenommenen Gene- 
ralacceptilation vor.’) Soweit in solchen Fällen einzelne obligatori- 
sche Ansprüche des Gläubigers noch gewahrt bleiben sollten, hat 
man entweder von der Generalverzichtsklausel überhaupt abge- 
sehen, oder ihr eine besondere Vorbehaltsklausel angefügt.”) Diese 
letztere zeigt das Schema: yagig &Aov &v Ögeiisı (Faijüm) oder 
un &arrovusvov tod deivog &v 7 E&p6dn zegl Tod Erepov zeparelov 
usf. oder ähnlich (Synchoresisurkunden). 

Die Gewohnheit, über die Aufhebung obligatorischer Rechts- 
verhältnisse eine Urkunde der bisher betrachteten Art und mit 
deren Effekt zu errichten, scheint vom IV. Jahrhundert ab zu- 
mindest in den Hintergrund zu treten‘) Wohl haben wir aus 
byzantinischer Zeit mehrere Urkunden, in welchen ein Gläubiger 
nach Erfüllung der Obligation seinen Schuldschein für kraftlos 





ı) Vgl. Grapenwınz, Einführung 120. 

2) Über das Verhältnis solcher Generalverzichtsklauseln zur aquilianischen 
Stipulation, namentlich im byzantinischen Recht, vgl. Parrscn, a. a. O. 432f. Vgl. 
auch RABEL in der Hourzenporrr-Konter’schen Enzykl.I p. 485 a. E. Unrichtig 
dazu BEHREND a. a. 0. 10/11. 

3) Vgl. z.B.B.G. U. IV 1053 Col. II lin. 21f,, 1124 lin. 25f,, 1155 lin. 37£, 
II 445 lin. ı4£., P, Amh. II 113. 

4) Vgl. als späteste Quittungsurkunden alten Stils P. Grenf. II 69 (a 265), 
B.G. U. III 858 (a® 294), 941 (a 376); auch P. Lips. 14 (a° 391), P. Oxy. VIII 
1134 (a0 a2ı), P.S. J. III 185 (a0 425/55), wozu jedoch auch oben 8. 113, Anm. 4, 
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und selbst keinerlei weitere Ansprüche geltend machen zu können 
erklärt: aber das Gemeinsame dieser Urkunden ist, daß der Gläu- 
biger außer stande ist, den Schuldschein dem Schuldner zurück- 
zuerstatten‘); vgl. P. Oxy. VIII 1133 (a° 396), P.S.J. III 183 (a° 
484), P. Cairo Cat. II 67166 (a 568)?) 67167, 67168; cf.B.G. U. 
III 944 (IV/V. Jahrh.). In diesen Urkunden steht das Moment der 
Kraftloserklärung stärker im Vordergrund als in den zeoiAvoig- 
Quittungen der früheren Zeit (vgl. oben 8. ı6f.), wie sich denn 
auch einige unter ihnen ausdrücklich als dzvgweraı bezeichnen.) 
Im ganzen dürfte jedoch ihre Wirkung jenen älteren Urkunden 
entsprechen, und es ist bezeichnend, daß bezüglich ihrer wiederum 
die Vorstellung des Lösens, namentlich die der dıeAvrınn ÖuoAoyie 
auftaucht (vgl. oben 8. ır3 Anm. 4). Der Umstand jedoch, daß 
die Errichtung derartiger Urkunden jetzt stets mit dem Abhanden- 
sein des Schuldscheins motiviert wird, legt in der Tat den Schluß 
nahe, daß ihre Ausstellung in sonstigen Fällen nicht üblich ge- 
wesen ist, man sich, da vielmehr mit der Rückgabe des Schuld- 
scheins und daneben bisweilen der Ausstellung einer bloßen Em- 
pfangsbestätigung zu begnügen pflegte.‘) Hingegen ist die Er- 
richtung einer Dispositivurkunde jener älteren Art im Falle der 
Vergleichsverträge, wie auch der Ehescheidung unverändert üblich 
geblieben, und dementsprechend werden derartige Urkunden, wie 
wir sahen, auch jetzt als »eoıldoag oder dierdoss bezeichnet 





ı) Vgl. hierzu Freunpr, Wertpapiere II 166; diesem in Anknüpfung an die 
im Text genannten Cairener Papyri zustimmend LxwArv, Z.d. Sav.-St. 33, 623f. 

2) In lin. 29 ist wohl &n]euAmgpevar zu ergänzen. 

3) Vgl. P. Cairo Cat. 67166 lin. ı2, 29; 67167 lin. 33; B. G. U. III 944 
lin. 20; — cf.zu den genannten Urkunden allenfalls noch das Fragment B. G. U. 
III 808 Recto. 4 

4) Daß im byzantinischen Ägypten — im Gegensatz zu dem von BRUNNER, 
Forsch. z. Gesch. d. deutschen u. franz. Rechtes 537f. bezüglich der epistolae evacua- 
toriae des fränkischen Rechts geschilderten Rechtszustand — die Ausstellung einer 
Empfangsbestätigung auch in Verbindung mit der Rückgabe des Schuldscheins nicht 
schlechthin ungewohnt war, möchte ich namentlich mit Hinblick auf die Klausel in 
dem allerdings etwas früheren und recht inkorrekt stilisierten P. Oxy. VIII 1130 
lin. 17£. (0484) für wahrscheinlich halten (vgl. unter IV. 4): daselbst wird neben 
der &vaxoudı, des Schuldscheins auch die &woyn und die Aurgwoıg (vgl. oben 8. 113 
Anm. 6) genannt. Anders Freunpr a. a. O. Empfangsbestätigungen über Leistungen, 
die nicht auf die Aufhebung obligatorischer Verhältnisse hinzielten (z. B. über die 
Zahlung von Pachtzins), besitzen wir bis in die späteste byzantinische Zeit in großer 
Menge: für sie ist die Bezeichnung &mödeıdıs, oft mAngwzınn amödeısıs geläufig. 


f) Belege an 
prozessuellen 
Urkunden 
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(vgl. das oben $. ıro, Anm. 5 und 8. 113, Anm. 4 gesammelte 
Material). 

f) Es liegt an der Natur unserer papyrologischen Überlieferung, 
daß wie so manche andere Erkenntnis, so auch das im Bisherigen 
entwickelte Ergebnis sich im wesentlichen nur aus den Formularen 
und der Terminologie der Geschäftsurkunden ableiten läßt. Denn 
eine Überlieferung hellenistischer Rechtssätze steht uns da gar 
nicht zu Gebote und auch an konkreten Rechtsfällen können nur 
ganz wenige und mit unserer These nur beiläufig zusammen- 
hängende Prozeßakte angeführt werden. 

Zu diesen gehört der oben 8. 16f.in anderem Zusammenhang 


"bereits erörterte P. Reinach 7 = Mrrreis, Chrest. 16 (a’ ı41 v. Chr.), 


die Zvrev£ıg eines ptolemäischen Söldners an den König Ägyptens. 
Danach hatte der Petent Kephalos von Lysikrates Wein gekauft und 
sich in einem Cheirographon zur Zahlung des Preises verpflichtet. 
Diesen Preis hat er im Sinne des Vertrages zumteil in eine Bank 
eingezahlt, dafür auch ein odußoAov seitens der letzteren erhalten, 
zum anderen Teil behauptet er ihn zu eigenen Händen des Gläu- 
bigers entrichtet zu haben. Darauf hat er nun vom Gläubiger 
auch die “#ernoıg des Schuldscheins gefordert -— (lin. 14) x0008- 
dgeVorrog Ti TOD yEıgoyadpov ddrernos‘) —, die aber dieser, ohne 
daß der Schuldner dabei etwas Böses vermutet hätte, dauernd 
hinausgeschoben, schließlich auf Grund jener angeblich schon be- 
glichenen Urkunde sogar weitere Ansprüche gegen ihn geltend ge- 
macht und im Laufe des eingeschlagenen Verfahrens auch eine 
Bürgschafts-svyygepn erzwungen hat. Jene d#ermcıg, auf die der 
Schuldner hier ein Recht zu haben meint, wird man m. E. auf 
die Ausstellung einer Quittung zu beziehen haben. Denn das ist 
es, was der erfüllende Schuldner in Ägypten vom Gläubiger vor 
allem zu erwarten hat. Dabei ist nun das Petit der Bittschrift 
in lin. 26f. von Interesse: der Schuldner, dem die dd#erncıg ver- 
weigert worden war, bittet daselbst lin. 30f., es möge festgestellt 
werden, daß dem Verkäufer keinerlei xo&&ıs gegen ihn zustehe, 
Ärvgov di zauraooradhivaı za wmv omuau|vo|uevnv rov (TeAdvron) 


‚1 ovyylolagıv (das ist die Bürgschaftsurkunde), öuoiog dE zei To 





1) Zu dieser Lesung, die in der editio princeps noch nicht enthalten war, vgl. 
GRADENwITz, Berl. phil. Wochenschr. 1906, 1350, 
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weusoWdımuevov yeıoöyg(@pov), und bis dahin sollen keinerlei weitere 
Schritte auf Grund jener Urkunden durchgeführt werden können. 
Demnach soll die angeblich schon beglichene Schuldurkunde mittels 
gerichtlichen Urteils‘) für ungültig erklärt werden. Daraus 
dürfte sich ergeben, daß auch die in diesem Fall verweigerte &de- 
tnoıg des Gläubigers eine derartige Entkräftung des Schuldscheins 
bezweckte — dieselbe soll ja durch den begehrten Urteilspruch 
gerade ersetzt werden —, und daß demnach eine entsprechende 
Quittung dies &xvgov siveı des Schuldscheins aus sich selbst heraus 
zu bewirken imstande war.”) Wenn es auch bedenklich ist, aus 
einzelnen Klagschriften Rechtssätze abzuleiten, so könnte doch die 
eben behandelte Urkunde als Fingerzeig dafür dienen, was auch 
durch den Reichtum und die Veranlagung des auf 8. 6ıf. dar- 
gelegten Materials gestützt erscheint, daß nach gräko-ägyptischem 
Recht dem erfüllenden Schuldner ein Anspruch auf Erteilung 
einer derartigen Quittungsurkunde zustand.’) 

Aus späterer Zeit darf hier vielleicht die an den Strategie- 
_ verweser um Rechtsschutz gerichtete Eingabe P. Oxy. VI 898 
(a 123 n. Chr.) angeführt werden. Ein peregrinischer Minder- 
jähriger beschwert sich darin über seine Mutter, unter deren 
Vormundschaft er steht, die ihm in dieser Eigenschaft manches 
Unrecht zugefügt, zuletzt ihm sogar die Indemnitätserklärung 
(yoduuere dregıöadorov) herausgelockt hat, die er von ihrem Manne 
als Garantie für seine Interzession erhalten hatte (vgl. 8.94, Anm. 2). 
Die Mutter will nun den Besitz dieser Urkunde nicht eher an- 
erkennen, als ihr nicht eine dxoyn rjg Exıreoxjg erteilt wird: od 
no0TEgov Öuokoyeiv Yelsı alrobod ule] dvri vedrng dnoymv ng Em- 
TO0mg, olouevy Er Tobrov dbvaodaı Eupvyeiv & dıdmgasev (lin. 22—26). 
Unter einer derartigen dxoyn &xırgorng ist eine Dechargeerklärung 
- zu verstehen, wie uns solche nach beendigter Vormundschaft in 
B. 6. U. IV 1113 = Mrrreis, Chrest. 169 (a’ 14 v. Chr.) und P. Fay. 94 





ı) Zur Kompetenz vgl. Mırrais, Grundzüge 12. 

2) Hinsichtlich ausdrücklicher &uvowoie-Erklärungen vgl. oben $.99, 116 und 
auch unten sub B) b) mit Bezug auf die attische Urkunden-dvalgeoig. 

3) Freilich ist der Anspruch auf Kraftloserklärung im vorliegenden konkreten 
Fall durch besondere Umstände motiviert, so durch die seitens des Gläubigers be- 
strittene angebliche Erfüllung und die laut Darlegung der Klagschrift schon an sich 
unwirksame Bürgschaftsurkunde. 
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(a’ 222—235 n.Chr.) erhalten bleiben‘), beide Repräsentanten des 
hier erörterten „u &reledoeoFcı“-Quittungstypus, in welchem der 
Mündel sein Vermögen erhalten und gegenüber dem Vormund keiner- 
lei Ansprüche zu haben erklärt.?) Die griechisch angeführten Worte 
deuten dahin, daß die Mutter auf Grund der zu erlangenden äxoyı) 
enırgonijig gegen selbst deliktischen Anspruch geschützt 
zu sein hoffte.) 

Erinnert sei hier schließlich an das oben 8. ı20f. über P. Lond. 
U 470 p. 212 = Mırteis, Chrest. 328 (a° 168 n. Chr.) Gesagte.‘) 


B) Altgriechische Schuldaufhebungsakte. 


Je dürftiger das zuletzt (S. 124f.) dargelegte hellenistische 
Material erscheint, um so wertvoller ist es, unsere These nunmehr 
damit stützen zu können, wonach die Tendenz, die Aufhebung 
eines Forderungsrechtes mittelst eines dispositiven Geschäftsaktes 
festzustellen, auch dem altgriechischen Rechte in sehr deutlicher 
Weise eigentümlich gewesen ist. Allerdings ist dieser Erfolg da- 
selbst nicht mittelst Erteilung einer Quittungsurkunde, sondern 
auf anderem Wege erreicht worden. Auf die in dieser Hinsicht 
aus den Quellen sich ergebenden Fragestellungen hat bereits 
ParrscH, Z. f. Handelsrecht ıgı1, 8. 477f. die Aufmerksamkeit ge- 
lenkt. Er hat daselbst auf mehrere Stellen bei den attischen 
Rednern hingewiesen, welche neben der Erfüllung auch noch auf 
eine besondere Aufhebung (dveigeoıg) der Schuldurkunde Gewicht 





1) Vgl. auch die dem Scheidungsvertrag 0. P.R. 23 = Mırteis, Chrest. 294 
(Z. d. Antonin) angefügte Dechargeerklärung. 

2) Betrefis B. G. U.IV 1113 vgl. Peters, Z. d. Sav.-St. 32, 287£.. 

3) Daß es in lin. 24 bloß „olouevn“ heißt, ließe sich dadurch erklären, daß 
nach Ansicht des Petenten sich die Wirkung der Decharge auf die hier in Frage 
stehenden Deliktsansprüche nicht erstreckte, andererseits daß ihr gegenüber vielleicht 
auf Grund des angewendeten Zwanges oder der Minderjährigkeit des Ausstellers eine 
Einrede erhoben werden könnte (vgl. oben S. 114/5). 

4) Kein Argument gegen unsere These wird man aus P. Oxy. IV 706 = 
Mıtreis, Chrest. 81 (um 115 n.Chr.) ableiten können (vgl. jetzt Jörs, Z. d. Sav.-St. 
34, 198f. und oben 8. 21). Das hier erwähnte Cheirographon des Patrons, sreei ro® 
undev EEsıv moäyue |moös aöirov], wird allerdings zweifellos eine Urkunde mit einer 
„un Errehevoeodar“-Erklärung zugunsten des Freigelassenen gewesen sein. Wenn nun 
diesem vom Präfekten trotzdem das Obsequium auferlegt wird, so ist es möglich, 
daß die Erklärung des Patrons sich hierauf gar nicht erstrecken wollte, ja daß ihre 
Wirkung sich hierauf gar nicht erstrecken konnte, indem die betreffenden Rechtssätze 
nicht dispositiver Natur gewesen sind (vgl. Mırreıs, Chrest. p. 90). 
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zu legen scheinen, und es dabei zur Diskussion gestellt, „ob das 
attische Recht hier wirklich von einem Fortleben der Literalobli- 
‚gation bis zur Aufhebung der Urkunde sprach, oder ob die Red- 
ner nur daran denken, daß, solange die Urkunde noch bei dem 
Urkundenverwahrer liegt‘), ein Rechtsschein für das Fortbestehen 
' der Forderung vorhanden sei“. Die nähere Betrachtung der atti- 
schen Quellen ergibt nun m. E., daß die erstgenannte Alternative 
nicht der Standpunkt des dortigen Rechts gewesen ist, daß viel- 
mehr daselbst ebenso, wie es vorhin 8. 84f. für den hellenistischen 
Rechtskreis zu erweisen gesucht wurde, der bloßen Solution schuld- 
aufhebende Wirksamkeit zukam (s. sub a). Daneben mochte die 
Rolle der dvergeoıg in der angedeuteten anderen Funktion liegen 
(vgl. unter b)), doch kam die hier zur Erörterung stehende dis- 
positive Anerkenntniswirkung nicht ihr, sondern einer Willens- 
erklärung zu, welche in unseren Quellen als üpssıg al dnardapn 
bezeichnet wird, und welcher wir häufig begegnen (vgl. sub c)). 
Alldies sei im folgenden an den markantesten attischen Beispielen 
gezeigt.”) 
a) Hierbei soll von der Rede des Demosthenes gegen Phormio a Sehuaaur- 

(or. 34) ausgegangen werden: aus dieser ergibt sich die schuld- der Erfüllung, 
aufhebende Kraft der bloßen Erfüllung mit vollster Sicherheit. 
Chrysippos und sein Bruder hatten dem Phormio für die Fahrt 
von Athen nach dem Pontus und zurück ein Seedarlehen von 
20 Minen gegeben’); darüber war eine Vertragsurkunde in Athen 
errichtet und beim Trapeziten Kittos hinterlegt worden ($ 6). Im 
vorliegenden Prozeß fordern die Gläubiger das Darlehen zurück. 
Der Beklagte verantwortet sich dahin, er habe dasselbe, wozu er 
im Sinne des Vertrags befugt gewesen sein soll, bereits am Bos- 
porus zu Händen des Schiffskapitäns Lampis zurückgezahlt (8$ 5, 
9, ı1sq.). Letzteres wird von den Klägern bestritten. Die Frage, 
ob die vom Schuldner behauptete Erfüllung stattfand oder nicht, 





ı) Vgl. hierzu weiter unten sub b). 

2) Die folgenden Ausführungen beschränken sich auf den vorgeschrittenen 
attischen Rechtskreis. Die Untersuchung der Frage, ob und inwieweit dem Prinzip 
der schuldaufhebenden Kraft der bloßen Erfüllung ursprünglich ein anderes voran- 
ging, nach welchem zur Lösung der Haftung ein besonderes Geschäft notwendig war, 
soll einer anderen Gelegenheit vorbehalten bleiben. 

3) Über. die hierbei vereinbarte pfandrechtliche Haftung vgl. jetzt Prınasurm, 
Kauf mit fremdem Gelde ı15£. 
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bildet nun den springenden Punkt des ganzen Prozesses (cf. $ 5). 
Das in Athen hinterlegte Vertragsinstrument ist — wie sich aus 
$ 31 der Rede deutlich ergibt (dazu unten 8. 129) — mittelst 
&vaigesıg nicht aufgehoben worden, noch hat ein sonstiger Schuld- 
aufhebungsakt stattgefunden.‘) Darauf wird jedoch von den Klä- 
oern gar kein Gewicht gelegt. Sie bemühen sich einfach nachzu- 
weisen, daß die Behauptung der erfolgten Rückzahlung unwahr 
sei: sowohl Phormio wie Lampis hätten dieselbe zunächst gar nicht 
behauptet (8$ 1I—ı7) und seien erst später in gegenseitigem Ein- 
verständnis auf diese Ausrede verfallen (88 18—20, 34—-35); auch 
sei Phormio am Bosporus gar nicht in der Lage gewesen und es 
wäre für ihn auch ohne Interesse gewesen, das Darlehen bereits 
dort zurückzuzahlen, zumal er dabei über seine Verpflichtung um 
ein Beträchtliches hinausgegangen zu sein behauptet ($$ 22—27). 
Auch darauf wird Gewicht gelegt, daß der Schuldner zu jener an- 
geblichen Zahlung am Bosporus keinerlei Zeugen zuzog, wäh- 
rend es doch sonst üblich sei, Darlehen im Beisein möglichst 
vieler Zeugen zurückzuzahlen?), und im vorliegenden Fall, wo 
gegen den Schuldner eine Vertragsurkunde in Athen erlag und 
Lampis, dem angeblich gezahlt worden ist, vor den Gefahren einer 
Seefahrt stand, mit der Schwierigkeit der Beweisbarkeit in ganz 
besonderem Maße gerechnet werden mußte ($$ 28—32). Dieser 
ganze Gedankengang deutet aber dahin, daß der Kläger die Ein- 
wendung der Erfüllung allein deswegen nicht gelten lassen will, 
weil er sie für unwahr hält; wäre der Schuldner in der Lage, sie 
zu beweisen, so würde allerdings kein Anspruch gegen ihn be- 
stehen. Wäre der bloßen Erfüllung ohne dveigssıg der Gvyyaapi 
oder einen sonstigen Schuldaufhebungsakt keine befreiende Kraft 
zugekommen, so wäre es für den Gläubiger weit einfacher, sich 
auf den Mangel derartiger Akte und auf die formell unaufgehobene 
Schuldurkunde zu berufen. Daß dieser statt dessen seinen An- 
spruch damit zu begründen sucht, daß die angebliche Erfüllung 


ı) Wäre letzteres geschehen, so würde der Beklagte seine regayoapn zweifel- 
los auf diesen Umstand gründen, wie in den unter c) zu erörternden paragraphischen 
Reden. Doch wird dieselbe formell zweifellos unberechtigterweise bloß darauf basiert, 
daß der Schuldner seinen Verpflichtungen nachgekommen sei und oöxErz eivel pası 
moög Eavrodg oddtv ovußoAcıov (SS 3—4). 

2) Vgl. Lirsıus, Attisches Recht N BEAUCHET, Droit athönien 4, 504 q. 
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nicht stattgefunden hat, zeigt m. E. mit nichts zu wünschen übrig 
lassender Deutlichkeit, daß dieselbe an sich, ohne jedweden sonstigen 
Aufhebungsakt, genügt haben würde, den Schuldner zu befreien. 

Im Anschluß hieran sei auch ein Passus aus der Rede des 
Demosthenes gegen Lakritos (or. 35) angeführt. Auch hier wird 
auf Grund einer Vertragsurkunde das Forderungsrecht aus einem 
Seedarlehen geltend gemacht. Dabei ruft der Redner in 843 in 
bezug auf den Beklagten den Richtern zu: zeisboare aurdv diddkeı 
Öuüs, N og T& yoruar obx &eßor zag’ Yuov, H Hg Aaßovreg axro- 
dedaxeoır, M dt Teg vavrızdg Gvyygapag ob dei zvoieg eivaı, D) 
ag dei Io Ti yenoacdeı Toig K9juesıv N dp’ ois Zaßov zerk cv 
Svyygepyv. Hier wird unter den Voraussetzungen, unter welchen 
von einer Schuld des Beklagten nicht die Rede sein könnte, neben 
dem Nichtempfang des Darlehens die Rückerstattung desselben 
genannt; folglich würde diese an sich genügt haben, das verbriefte 
Forderungsrecht aufzuheben. 

b) Wenn hiermit die schuldaufhebende Kraft der bloßen Er- 
füllung erwiesen erscheint, so ergeben doch die attischen Reden 
deutlich, daß mit derselben weitere auf die Aufhebung des Rechts- 
verhältnisses hinzielende Akte einherzugehen pflegten. In dieser 
Hinsicht bietet bereits die soeben (8. 127f.) erörterte Demosthenes- 
‚ Rede gegen Phormio (or. 34) einen Fingerzeig. Der Redner sucht 
die völlige Unwahrscheinlichkeit der angeblich am Bosporus zu Hän- 
den des Schiffskapitäns Lampis erfolgten Rückerstattung des See- 
darlehens unter anderem damit zu erweisen, daß zu derselben keine 
Zeugen zugezogen worden sind (vgl.8. 128). Dabei sagt er in $ 31: 

zei ei usv &uoı TO daveioavrı dnedidovg, obdV dv &dkı uegTlgmv' 

| mv YO Gvyygapmv averöusvog dnnideko &v Tod ovußosaior. 
Hätte der Schuldner in Athen, wo die Schuldurkunde gegen ihn 
lag (vgl. 8.127), zu eigenen Händen des Gläubigers gezahlt, dann 
hätte es freilich keiner Zeugen bedurft, denn dann wäre er bei 
Aufhebung der Schuldurkunde von seiner Schuld befreit worden. 
Hieraus ist klar, daß es in diesem Fall auf die Tatsache der Er- 
füllung weniger angekommen und der Beweis der Schuldaufhebung 
leichter gewesen wäre. Die hierbei ins Auge gefaßten Vorgänge 
und deren Wirkungen sind nun des Näheren ins Auge zu fassen: 
dabei ist das dreigeiodeı der ovyyoapi) vom daalidrreodeı ausein- 


anderzuhalten. 
Abhandl. d. S. Akademie d. Wissensch,, phil.-hist. Kl, XXXI. ur. 9 


b) Die dvywigsarg 
von Geschäfts 
urkunden 
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Die äveigeoıg") ist ein Vorgang, welchem wir in bezug auf Ge- 
schäftsurkunden jedweder Art bei den attischen Rednern mehrfach 
begegnen. In bezug auf Schuldurkunden finden wir sie auch in 
den unten noch näher zu erörternden Reden des Demosthenes 
gegen Dionysidoros (or. 56) (unten ®. 132f.) und gegen Apaturios. 
(or. 33) (unten $. 135f.), möglicherweise auch in der gegen Poly- 
kles, or. 50, $ 17°); vgl. auch Isokrates, Trapezitikos $ 32 (unten 
Bol.) 

In der Rede des Demosthenes gegen Olympiodoros (or. 48) 
begegnet die Vorstellung der dvaigeoıg in betreff einer Erbteilungs- 
'urkunde. Auf Grund einer solchen verlangt der Sprecher von 
seinem Schwager Olympiodoros die Herausgabe der Hälfte des 
Nachlasses des Konon. Dieser Nachlaß war gerichtlich dem Olym- 
piodoros zugesprochen worden. Demgegenüber beruft sich der Sprecher 
darauf, er und sein Schwager hätten nach dem Tode des Konon 
über die Erbschaft sich auf Halbpart auseinandergesetzt ($ 8), 
ihre Abmachungen eidlich bekräftigt, dieselben vor Zeugen in 
einer Urkunde verbrieft ($ 9) und diese beim Zeugen Androkleides 
hinterlegt ($ ır). Olympiodoros verweigert aus dem Nachlaß 
irgend etwas herauszugeben und will laut Darlegung des Sprechers 
den Vertrag deswegen nicht als verbindlich anerkennen, da der- 
selbe vom Kläger selbst nicht eingehalten worden sei ($ 38). Dem- 
gegenüber legt der Kläger — um dessen Sache es jedoch, wie 
schon längst allgemein anerkannt wird, sehr schlecht bestellt zu 
sein scheint?) — darauf das entscheidende Gewicht, daß der Ver- 
trag noch immer beim Urkundenverwahrer liege‘) und gültig sei; 
um sich auf den angeblichen Vertragsbruch seines Gegners berufen 
zu können, hätte der Beklagte rechtzeitig, bevor es zum vorliegen- 





ı) Der substantivische Sprachgebrauch ist in dieser Beziehung eine dem Vor- 
gang von Parrscn, Z. f. Handelsr. 70, 478°', folgende Modernisierung des Sprach- 
gebrauchs der Quellen; denn in diesen werden — soweit ich zu sehen vermag — 
hinsichtlich der Aufhebung von Urkunden in der Regel nur die Verbalform von 
d&vaıgsiv verwendet. Anderes gilt in bezug auf die unter c) zu erörternde &peoıg xui 
dahAeyn, (vgl. z. B. Dem. or. 33, 3), obschon auch hier die betreffenden Verba weit 
häufiger begegnen. 

2) Diese Deutung sucht Prixesueim, Kauf mit fremdem Gelde 20/1, wahr- 
scheinlich zu machen. | 

3) Vgl. ScuÄrer, Demosthenes 3, 239; Brass, Attische Beredsamkeit III ı 
8. 558. 

4) Vgl. $$ 32, 38 (töv ovvänaöv Fr vovi neınEvov). 
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den Prozeß gekommen ist, vom Vertrag zurücktreten und dessen 

Aufhebung durchsetzen müssen: 
Eygfv yag auröv (sc. Olympiodoros) — — — negaraßdvra 
norhovg udprvgag dEıiodv dvampeioda zig ovvärnzeg Tg Tov 
Avdgonisidov, &g zegaßaivovrog Euod zai Tavavria wodrrovrog 
EUVTG al obxerı xvplov odomv Tüv ovvdnaov Euoi za 
Todro, aaı 5 Avdgoxisidy TB Eyorrı tig ovvdrnaeg dıauaorb- 
geodaı, örı nur oder dorın Erı ngäyua gg T&g ovvähreg 
tavrag ($ 46). Tedr Eypjv abrov — — — xl uövov 7TE00- 
ıövra ro Avdgorisidy Öruagrigeoda za werd uRgTbowv 
oANov, iv auro noAdoL joav ol Ovvadores ($ 47). 

Was der Beklagte im Sinne dieser Worte unterließ, erscheint 
als ein einseitiger Rücktrittsakt‘): er hätte im Beisein von Zeugen 
seinen Vertragsgegner um die @veigeoıg der Urkunde ansuchen und 
zugleich, ebenfalls vor Zeugen, dem Urkundenverwahrer erklären 
müssen (dıeuagrögeodar”)), daß er sich durch den Vertrag nicht 
weiter für gebunden erachtet. Hierbei sind zweierlei Erklärungen 
auseinanderzuhalten: die Erklärung dem Vertragsgegner und die 
dem Urkundenverwahrer gegenüber. Unter welchen Voraussetzungen 
und mit welcher Wirkung ein derartiger Rücktritt möglich war, 
inwieweit dazu beide Erklärungen notwendig waren, ist in diesem 
Zusammenhang nicht näher zu verfolgen. Jedenfalls ist aber von 
diesem einseitigen Rücktrittsakt die dveigeoıg selbst zu unter- 
scheiden: diese wird man sich als einen vertragsmäßigen Auf- 
hebungsakt zu denken haben, der sich durch Wegnähme der Urkunde 
von der Verwahrungsstelle oder durch deren Vernichtung vollzog. 

Mit diesem Ergebnis stimmt überein, was wir über die dvai- 
'g:0ıg anderer Urkundenarten zu ermitteln in der Lage sind. In 
bezug auf Testamente begegnen wir einer solchen in den Reden 
des Isaios über die Erbschaft des Kleonymos (or. ı) und die des 
Philoktemon (or. 6), Stellen, die in der Lehre vom Widerruf letzt- 
williger Verfügungen des griechischen Rechts des öfteren erörtert 
worden sind.’) Aus denselben ergibt sich, daß der Widerruf eines 





ı) Vgl. auch Gneist, Die formellen Verträge 452; Parısen, Z. f. Handelsr. 
DOTA NS. 1,8, 
2) Dazu vgl. Liesıus, Attisches Recht 873. 
3) Vgl. Scuuzin, Das griechische Testament 9; Guiraup, Le propriete fon- 
ciere en Grece 253; BeAuchkr, Hist. du droit athenien 3, 668 f.; Hırzıa, Z. d. Sav.- 
9* 
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Testaments — der abwechselnd mit dreisiv und Abocı bezeichnet 
wird!) — durch Rücknahme desselben von der Verwahrungsstelle 
zu erfolgen pflegte, wie uns dies auch für den hellenistischen 
Rechtskreis durch eine Reihe oxyrhynchitischer Papyri “aus der 
Kaiserzeit bezeugt ist.) Als in Isaios or. 6 53 31/2 die Heraus- 
gabe des Testaments vom Verwahrer verweigert wird, gibt der 
Erblasser vor dem Gericht, bei welchem er die Herausgabe bean-. 
sprucht hatte, und vor vielen Zeugen die Erklärung ab, og O0XrET 
auro »£oıro N dıadijem. Eine derartige Erklärung hat sich wohl 
in der Regel auch mit der Rücknahme des Testaments verbunden‘) 
und mag unter hier nicht näher zu untersuchenden Umständen 
zur Bewirkung des Widerrufs schon an sich genügt haben. 

Über Tatbestand und Wirkung der dvaigeoıg von Schuldur- 
kunden, die uns im vorliegenden Zusammenhang vor allem inter- 
essiert, bietet die Demosthenes-Rede gegen Dionysodoros (or. 56) 
die meiste Belehrung. Dem Dionysodoros wurde für die Fahrt 
von Athen nach Ägypten und von da nach Athen zurück ein 
Seedarlehen von 3000 Drachmen gegeben und darüber eine 6vy- 
yoagn errichtet (88 3, 5—6). Da die Getreidepreise in Athen 
sanken, kehrte das Schiff den Bestimmungen des Vertrags zuwider 
nicht nach Athen zurück, sondern legte bereits im Hafen von 
Rhodos an, lud dort die Getreidefracht aus und fuhr von da wieder 
nach Ägypten zuück ($ 10). Als der Gläubiger hiervon erfuhr, 
belangte er den Dionysodoros auf Rückerstattung des geliehenen 
Kapitals und Zahlung der vereinbarten Zinsen. Dieser war auch 
bereit das Kapital zurückzuerstatten, die Zinsen jedoch wollte er 
nur bis Rhodos entrichten ($ ı3), verlangte aber, daß dafür die 
Schuldurkunde aufgehoben werde: 

“evengeiöde” Pyoi “rolvuv IP Ovyygaypijv. Nusig dvampausde; 
obdEv yes uüddor H) 6rmoöv' dAN& nard uv TÄgybgıov, 6 &v 





St. ı8, 179; Lirsıus, Das attische Recht 571. Insbesondere zu: den beiden an- 
geführten Isaios-Reden zuletzt eingehend Bruck, Schenkung auf den Todesfall 120£., 
125 f., woselbst auch ältere Literaturangaben. 

1) Aücaı: Is. or. 1 $$ 3, 18, 43, 50; dvedeiv: Is. or. I 88 14, 18, 21, 25,42; 
or. 6 $ 31/2. 

2) Vgl. P. Oxy. I 107 (a 123), 178 deser. (früher II. Jahrh.); 106 (a® 135) 
und III 601 deser. = P. Cairo Preis. 32. (a° 116), dazu Mırtris, Z. d. Sav.-St. 


32, 349. 
3) Vgl. auch das dviiaßov eig dnögwoıv in P. Oxy. I 106 lin 4/5. 
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drodidag, Öuoroyioousv Lvavriov Tod To«zefitov ürvgov 
xoıeiv TV OVYYoRpYV, TO uevro obvoAov odz dv dveloiuche, 
Eos dv eo TÜV dvrıleyouevov x0d our. TI yao Eyovres 
Oircıov 9 Ti TO iOyvoov avudıznoouer, Edv Te agög dieuenev 
edv 7 eig dizaormgiov den Badigew, Kveröusvor Tv OVyygapnv, 
&v. 7 Tv date Tav dizaiov Ponderev Eyouev’; (88 14/5). 

Da der Gläubiger den Rest der (bis Athen zu entrichtenden) Zinsen 


gerichtlich zu beanspruchen beabsichtigt, weist er das Begehren 


der Urkunden-&vergsoıg zurück, weil er sich damit jedweder Unter- 
lage für die gerichtliche Geltendmachung begeben würde. Statt 
dessen ist er nur dazu bereit, die Schuldurkunde vor dem Trape- 
ziten, bei welchem, dieselbe vermutlich hinterlegt war (vgl. oben 
8. 127, 129), in betreff des beglichenen Betrages für ungültig zu 
erklären. Da der Schuldner sich hierauf nicht einlassen wollte, 
blieb die ganze Schuld unbeglichen und es kam zum vorliegenden 
Prozeß ($ 16). 

Worin die vom Schuldner begehrte dveigeoıg bestand, ergibt 
sich aus der Rede nicht direkt: doch soweit wir auch hier mit 
einer hinterlegten Urkunde zu rechnen haben, wird man dieselbe 
auch hier als Wegnahme von der Verwahrungsstelle zu denken 
haben.!) Denn gerade auch in bezug auf Schuldurkunden ist uns 
durch Dem. c. Aristog. L, or. 25, $ 69 als Gegensatz einer ovy- 
yoagpi); Evyonusvn wiederum die 6vyygagpn zeıuevn bezeugt (vgl. oben 
S. 130, Anm. 4). Dabei mag in der Regel diese Wegnahme der Ur- 
kunde naturgemäß von einer Erklärung der Parteien begleitet ge- 
wesen sein, in welcher ihr Wille, durch die Urkunde nicht weiter 
gebunden sein zu wollen, mit oder ohne Angabe der hierfür 
maßgebenden Kausa zum Ausdruck gelangte (vgl. dazu unten 
S. 140). 

Mehr läßt sich auf Grund dieser Stelle hinsichtlich der Wir- 
kung der äveigeoıg vermuten. Dieselbe wird hier dem &xzvgov oıeiv 
gegenübergestellt, das der Gläubiger mittels Erklärung dem Bankier 
gegenüber in bezug auf einen Teil der Urkunde vorzunehmen be- 
reit ist. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß diese Teilwir- 


kung durch die dveigeoıg in betreff der ganzen Urkunde als solcher 


1) Vgl. 8 16: diodvrwv Auovvosdugov Tovrovi TV WEV O0VYYygRPNV un) nıveiv 


BELA m 
. und ü&xvgov woLeiv. 
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eintreten sollte.‘) Durch dieselbe verlor die ovyyoe«pr ihre Wirk- 
samkeit, so daß man sich auf dieselbe nicht weiter berufen konnte: 
sie ist eine Entkräftung, Totmachung der Urkunde gewesen. 

Die @veigssıg hat aber mit aller Deutlichkeit immer nur die 
Urkunde zum Gegenstand, ihre Wirkung trifft immer nur diese.) 
Es fragt sich daher, inwieweit durch diesen Akt die verbriefte 
Forderung selbst zum Erlöschen gelangt ist? Ist die ävaigsoıg 
der Schuldurkunde ein selbständiger Schuldaufhebungsakt gewesen? 
Zweifellos wird man die dveigeoıg in der Regel nur in Fällen vor- 
genommen haben, wo man das Schuldverhältnis aufheben wollte 
oder wo dasselbe bereits erloschen ist, so vor allem im Falle der 
Erfüllung.) Dies ergibt sich aus dem auf $. 129 angeführten 
Passus von Dem. or. 34, $ 31; auch in den inschriftlichen Quit- 
tungen über Begleichung von Schulden der Stadt Orchomenos aus 
dem Ill. Jahrh. v. Chr. heißt es stets: dr&doze dad rag G0Vvyyodgo 
— — — dveilöusvog TÜg 00vYyodpag tig zıueveg ng Ebpoova xr2. 
(Recueil des inscr. jur. grecques I p. 305 lin. 4 sq., p. 306 B 
lin. 15 sq.). In solchen Fällen trat die dveigeoıg zu einem Schuld- 
aufhebungsakt hinzu. Eine geeignete Kausa für dieselbe konnte 
naturgemäß auch ein Erlaß oder ein Vergleich abgeben‘) Daß 
aber die @vaigesıs an sich, die bloße Wegnahme der Urkunde 
von der Verwahrungsstelle’) einen derartigen schuldaufhebenden 
Effekt ausgeübt habe, muß gerade auf Grund der angeführten 
Stelle der Rede gegen Dionysodoros als unwahrscheinlich angesehen 
werden. Denn der Gläubiger weist dieselbe allein mit der Be- 
gründung zurück, daß er damit jegliches Beweismittel für seine 
weitere Anspruchsbetätigung aus der Hand geben würde. Keines- 
wegs aber gelangt in seinen angeführten Worten der Gedanke 





ı) Vgl. insbes. aus dem im Text angeführten $ 15 die Worte: zö ugvror uv- 
oAov 00x &v dveholusde und in $ 16: örı mv ovyyoapmv ÖAwg oüx Avngodusde. 

2) In dieser Hinsicht zeigen die Reden einen sehr präzisen Sprachgebrauch; 
vgl. als charakteristische Beispiele: Dem. or. 33, $ 12: rdg re Gvyyoapag Aveıkd- 
uede zoi Öv ovvallayudıav Kpeiurv xal dmmihdbousv dAmAovg (dazu unten 
8.136), Dem. or. 34, $ 31: mv y&o ouyyoagymv AveAöusvog dnilAako Av vov Gvu- 
BoAulov (dazu oben $. 129); zu den Begriffen ovußöAcıov und ovvallayuc vgl. GNEIST, 
Formelle Verträge 435 £.; Lırsıus, Attisches Recht 683 f. 

3) Vgl. Prinesurm a. a. O. 21. 

4) So wäre es z. B. im Falle der Kvalgsoıs gewesen, die Dionysodoros in dem 
im Text 8. 132/3 dargelegten Sachverhalt verlangt. 

5) oder gegebenen Falles die Vernichtung der Urkunde. 
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zum Ausdruck, als ob diese dveigeoıg ohne weiteres einen Verzicht 
auf alle weiteren Ansprüche zu bedeuten hätte. 

In die gleiche Richtung deutet auch die oben 8. 133 bereits 
erwähnte Stelle in Dem. c. Aristog. I., or. 25, $ 69. Daselbst 
wird derjenige, der im Falle einer ovyygagpı) zeıudvn seine Schuld 
leugnet, als ebenso unverschämt bezeichnet wie derjenige, der auf 
Grund einer ovyyoapn dvyonusvn seine Forderung geltend macht. 
Daraus ergibt sich aber, daß der Umstand, wonach eine Schuld- 
urkunde @vnonusvn war, die Geltendmachung des Forderungsrechtes 
nicht schlechthin unmöglich machte, und man wird — wofür auch 
die gleichzeitige Erwähnung der öo0: spricht‘) — es als das wahr- 


scheinlichste ansehen, daß, „solange die Urkunde noch beim Ur-. 


kundenverwahrer liegt, ein Rechtsschein für das Fortbestehen der 
Forderung vorhanden sei“ (vgl. oben 8. 127). Demnach vermochte 
die dveigeoıg allein das ständige Bedürfnis nach einem dispositiv 
wirkenden Schuldaufhebungsgeschäft nicht zu befriedigen, und über- 
dies ist sie bei Schuldverhältnissen, die nicht in einer Urkunde 
verbrieft gewesen waren, überhaupt nicht in Frage gekommen‘) 

c) Das eben gewonnene Ergebnis erklärt es, daß die Parteien 
dort, wo sie das Erlöschen eines Schuldverhältnisses mit voller 
Evidenz bewirken wollten, im attischen Rechtsleben zu einem 
Geschäftsakt mit viel weiterreichender Wirkung zu greifen pflegten, 
welcher mit den Worten ägıdvaı und deAAdrrev, mitunter auch 
substantivisch (vgl. 8. 130, Anm. ı) als äpeoıg xeı daldayn be- 


ec) Aysoız zal 
&ralleyı. 


zeichnet wird. Demselben begegnen wir häufig bei den attischen . 


Rednern, und namentlich liegt ein solcher vier paragraphischen 
Verteidigungsreden des Demosthenes als Hauptmotiv zugrunde: den 
Reden gegen Apaturios (or. 33), gegen Pantainetos (or. 37), gegen 


Nausimachos und Xenopeithes (or. 38) und der für Phormio ge- 


haltenen Rede (or. 36). 
Apaturios (Dem. or. 33) war auf Grund von Seedarlehen 
40 Minen schuldig ($ 6). Von seinen Gläubigern bedrängt, ersuchte 





1) Vgl. hierzu unter Hinweis auf die Stelle Hırzıe, Griechisches Pfandrecht 70%; 
PAPPpULIAs, Zunodyuarog dopdlsın I 210. 

2) Das hier über die Wirkung der dvalgssıg Ausgeführte bestätigt auch das 
oben $. ıı6f. aus der Analyse der hellenistischen Quittungsurkunden gewonnene 
Ergebnis, wonach die Erklärung des &xvoov elvaı des Schuldscheins an juristischer 
Bedeutung neben der „wu Emelevoeodaı“-Klausel zurücktritt: die erstere entspricht 
im Effekt der dvalgssıs der attischen ‚Quellen, die letztere der üpsoıg und dnadlayn. 


& 
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er den Sprecher der Rede, ihm diesen Betrag vorzuschießen. Dieser, 
augenblicklich ohne flüssiges Geld, bewog den Bankier Herakleides 
dem Apaturios 30 Minen zu leihen, wofür er der Bank gegenüber 
die Bürgschaft übernahm, während er den Rest von 1o Minen als 
Vertreter des Byzantiners Parmenon selbst kreditiert hat (88 7—8). 
Für Darlehen und Bürgschaft wurde er seitens des Apaturios durch 
fiduziarischen Verkauf eines Schiffes und mehrerer Sklaven sicher- 
gestellt ($ 8).‘) Als später Apaturios sich mit Hab und Gut davon- 
zumachen versuchte, wurde das Recht aus der zoacıg !miı Abos 
realisiert, das Schiff gerade um 40 Minen versilbert und ' aus 
diesem Betrag die Forderung sowohl der Bank wie des Parmenon 
beglichen: 
eioengeee TO doyügıor, noadelong TNG vEHG TETTAOEAOVTE uviv, 
600vn.0 7 Weoig iv. dnododeaoav dE T@v ToLdzovra uvov 
enı mv rodnelav zel Tv dere to Ilcouevovri, &varriov XoA- 
AGv UROTUGDV TÄg Te Ovyyoapag dveılöucde, za üs Ldaveichn 
Te yonuare, zei Tav OvvaAdayudıov dpeluev zaı dnmAddkauev 
dAmdovg, GOTE ujte Tobro rodg dub und Euoi xo05 Toürov 
zgoywW eivar undev ($ 12). 
Nachdem also durch Verkauf des Schiffes sämtliche Forderungen 
beglichen worden waren, wurden im Beisein vieler Zeugen die 
Schuldurkunden aufgehoben, und die Parteien haben sich gegen- 
seitig jedweder Schuld für frei erklärt. Hier haben wir einen 
deutlichen Fall, wo materielle Befriedigung des Gläubigers, dvei- 
gesıg der Schuldurkunden und ägyeoıg zei daerdayr, miteinander 
kumuliert erscheinen. Die letztere hat man sich im vorliegenden 
Fall als gegenseitige Schuldbefreiungserklärung der Parteien zu 
denken. Die Wirkung derselben wird aber in ganz unzweideutiger 
Weise dahin formuliert: &ore unte tobrp zodg dus unt Euoi zo0g 
rodrov roäywW eivaı undev. Nach der gegenseitigen Schuldbefreiung 
hat keine der Parteien gegen die andere irgendeinen weiteren 
Anspruch. Und als nun Apaturios gegen den Sprecher der Rede 
auf Grund einer in einem Schiedsvertrag angeblich übernommenen 
Bürgschaft den vorliegenden Prozeß anstrengt, macht dieser die 
xogeygapn geltend, wonach im Sinne der Gesetze die dien N) 
&iseyoyıuog Sei, da durch die dyeoıg zei areriayn sämtliche frühe- 





ı) Vgl. dazu Parrson, Griech. Bürgschaftsrecht I 286, 


; 
| 
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ren Schuldverhältnisse zwischen den Parteien erloschen‘), seither 
aber keine neuen entstanden sind ($ 3)?). 

Dieses Rechtsprinzip, wonach die üpesıg zul daaddayı das 
Schuldverhältnis zum Erlöschen bringt, so daß dadurch jede weitere 
Anspruchsbetätigung abgeschnitten wird und jede darauf hinzielende 
din als u) eioeyoyıuog a limine zurückgewiesen werden kann‘), 
gelangt auch in den übrigen paragraphischen Reden des Demos- 
thenes zum Ausdruck. Dasselbe wird den Reden gegen Pantainetos 
(Dem. or. 37) und gegen Nausimachos und Xenopeithes (Dem. or. 38) 
mit völlig gleichlautenden Worten an die Spitze gestellt: 


Iedorörov Tav voumv zaugayodıaodeı, megi GV dv tıg dpeig 
zer anardding adlımw dizdinren, yeyevnuevav ÄAUPOTEIMV OL 
xgög — Name des Klägers — zegeyoardunv, u elseyoyınov 
eivaı mv Öiamv (Dem. or. 37 und 38, $ r). 


Diese xegaygepy wird demnach auf Gesetze gegründet, und 
zwar auf das Gesetz wegi ©» un eivar dixag‘), das in den zur Erörte- 
rung stehenden Demosthenischen Reden zur Verlesung gelangt. 
In demselben stand an erster Stelle der Satz: dv äv dpi xai dxe)- 
Adi Tıs, umrerı tüg Öineg eivar (Dem. or. 36, $ 25, 37, 8 ı9, 38, 


‚84; cf. 33, $ 3). Zur Erläuterung dieses Rechtssatzes wird mehr- 
‚fach auch dessen ratio legis auseinandergesetzt: derselbe trage 


eine noch stärkere innere Rechtfertigung in sich als der, wonach 
man über eine abgeurteilte Sache nicht wieder klagen könne; 
denn während das Urteil auf einem Irrtum des Richters beruhen 
könne, setze derjenige, der nach einer ägsoıg zei daaddayr, klagt, 


ı) Die Befreiung des Sprechers der Rede, der in dem dargelegten Rechtsver- 
hältnis als Gläubiger figuriert hatte, ist offenbar auf seine fiduziarischen Verpflich- 
tungen aus der noäoıs &mi Adcsı zu beziehen; in gleichem Sinn ist die &peoıg xal 
dmeAkayn aufzufassen, auf welche der Sprecher der Rede gegen Pantainetos (Dem. 


. or. 37), der ebenfalls als durch mo&oıg Emi Avoeı gesicherter Gläubiger figuriert hatte, 


seine wagayoapn gründet, £ 
2) 60@ wEv Euol nal Tod Eyevero ovußoAnın, mavrov dmakkayniz nal dpkocwg 
ae ee DEN I ’ 
7 BlA [7 
yevoutvng, &Mlov de suußoAalov 00x Övrog Euol mgdg oürov, odre vevrnod odr’ &yyslov, 


r \ ‚ \ 9 [a 5 \ \ ’ ’ 
Togeyonpaunv mv Ölnnv un sloayoyınov eivar Kark Tovg vOoUOVS TOVTOVÖI. 


3) Ich möchte mir vorbehalten auf die nähere Bedeutung der dinn un eioayn- 


' yınos im Zusammenhang mit Fragen der altgriechischen Prozeßeinleitung an anderem 


Orte einzugehen und daselbst auch auf Einzelheiten der im folgenden nur gestreiften 
Fragen zurückzukommen. ' 


4) Vgl. Lipsius, Attisches Recht 848 £. 
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sich zu seiner eigenen Willenserklärung in Widerspruch (cf. Dem. 
or. 36, $ 25, 37, $ 20). 

Das Gesetz stellt das dyıevaı und Era lin kenn nebeneinander, 
und in den eben angeführten Stellen wird stets betont, daß zu- 
gunsten des Beklagten beides erfolgt sei. Trotzdem lassen die 
Quellen in der Verwendung der beiden Ausdrücke in der hier in 
Frage stehenden Beziehung kein bewußtes Prinzip erkennen. Sie 
werden für einen und denselben Vorgang häufig abwechselnd ge- 
braucht!) und bezeichnen eine Erklärung, durch welche ein irgendwie 
Verpflichteter der gegen ihn sich richtenden Ansprüche befreit 
wird. Den näheren Inhalt einer solchen Erklärung, namentlich 
inwieweit ihr ein festes Formular zugrundegelegt wurde, vermögen 
wir nicht zu erkennen. Nur dafür fehlt jedweder Anhaltspunkt, 
daß sie — wie die hellenistischen „wu &welebossdaı“-Verträge — in 
Gestalt einer &reyew-Erklärung in Erscheinung getreten sei”) Man 
wird ohne Zweifel anzunehmen haben, daß die Grenze der Be- 
freiungswirkung enger und auch weiter gezogen werden konnte: 
die Erklärung konnte sich auf Aufhebung eines bestimmten Rechts- 
verhältnisses richten und sich bis zu einer Generaldecharge er- 
weitern, wie sie in den hellenistischen Quittungen der Kaiserzeit 
(vgl. oben $. 122) und wohl auch in den meisten der hier in Frage 
stehenden Demosthenischen Prozeßfälle vorliegt. 

Als Kausa der dyecıg zei dreidayn konnte jedweder Schuld- 
aufhebungsgrund in Frage kommen. In dem Prozeß, den Nausi- 
machos und Xenopeithes gegen ihren Vormund geführt hatten, 
beruhte dieselbe auf einem Vergleich (dı&Avoıg) (Dem. or. 38, $$ 35q.); 
dasselbe gilt für den Prozeß, den Leokrates gegen seinen Adoptiv- 
und Schwiegervater Polyeuktos geführt hatte, von welchem in 
der Demosthenes-Rede gegen Spudias (or. 41, $ 4) Erwähnung ge- 
schieht. In der vorhin $. 135 f. besprochenen Rede gegen Apaturios 
(Dem. or. 33 $ ı2) kam es zu einer gegenseitigen dpsoıg xal dner- 
%eyn, nachdem ein durch zeoäcıg Emi Avceı gesicherter Gläubiger 





ı) Vgl. z. B. Dem. or. 38, $ 9 im Vergleich zur übrigen Darstellung der Rede; 
auch im sonstigen dem obigen Text zugrundeliegenden Rednermaterial wechseln die 
beiden Ausdrücke immerzu miteinander ab. Über alte und neue Versuche, zwischen 
den beiden zu unterscheiden vgl. Liesıus, Attisches Recht 850°, 

2) Von solchen &weysıv-Bekenntnissen hören wir nicht, wie denn auch die 
drsoy) keine Erscheinung dieses altgriechischen Rechtskreises ist (vgl. oben 8. 126). 


d 
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befriedigt worden ist; ähnlich mag die Epeoıg za dnardapı) geartet 
gewesen sein, auf welche Nikobülos seine z«gaygayı; gegen Pan- 
tainetos gründet (Dem. or. 37).) Eine zweifache üpeoıg liegt der 
wegeygagn des Phormion gegen Apollodoros (Dem. or. 36) zugrunde: 
die erste erfolgte anläßlich der Aufhebung der Pacht der Pasion- 
schen Bank ($$ 10, ır, 23), die zweite anläßlich der Erfüllung 
eines später geltend gemachten Anspruchs ($$ 15/6). Weiterhin ist 
dpıevaı als Terminus für die Erlaßerklärung belegbar. ?) Fraglich 
bleibt bei alledem nur, inwieweit die dysoıg zei anerıayn Ihre 
jeweilige Kausa zum Ausdruck brachte, beziehungsweise inwieweit 
sie auch abstrakt formuliert und wirksam werden konnte. 

Vom Standpunkt der Form erscheint die üpeoıg za dnerdayn 
in den bisher angeführten Fällen als eine im Beisein von Zeugen 
mündlich abgegebene Erklärung: stets wird ihr Beweis durch die 
Produzierung von Zeugen, nicht von Urkunden erbracht. Daß sie 
einer Verbriefung immerhin fähig gewesen ist, geht aus der Tra- 
pezitikos-Rede des Isokrates (or. 17) unzweideutig hervor: als die 
Urkunde, auf welche der Kläger seine actio depositi gegen den 
Bankier Pasion gründen will, eröffnet wird, ergibt sich, daß sie 
kein Schuldversprechen, sondern eine Befreiung jedweden Anspruchs 
enthielt.‘) Mag dies auch eine Fälschung gewesen sein‘), das Vor- 
kommen derartiger Urkunden ist damit für alle Fälle belegt. 

Daß die dgsoıs zei dnerdeyi keine unentbehrliche Voraus- 
setzung für das Erlöschen von Schuldverhältnissen gewesen ist, 





ı) Allerdings ist in der Rede gegen Pantainetos, Dem. or. 37, $ 16/7 nur von 
der Befreiung des fiduziarisch gesicherten Gläubigers die Rede (vgl. oben 8. 137%); 
daß dieselbe auch hier eine gegenseitige gewesen ist, wie Daresre, Plaidoyers eivils 
de Demosthene I 250 annimmt, darf daher nicht mit voller Sicherheit angenommen 
werden, zumal sie ja keineswegs bei jedem Schulderlöschen stattgefunden hat (vgl. 
weiter unten im Text). 

2) Vgl. hierfür z. B. Dem. c. Euerg. u. Mnes., or. 47, $$ 64, 74. 

3) 8 23: sög&dn &v ro yoaunarelo yeygauuzvov, dpsıuzvog (Pasion) dndvrov . 
Töv Eyaamudıov ün’ Euod. Für die Wirkung eines derartigen Geschäfts ist dann $ 26 
bezeichnend: die Hinterlegung der Urkunde und das Abkommen mit dem Urkunden- 
hüter wäre sinnlos gewesen, ei co &mAlayu£vog (zu diesem hier wieder abwechseln- 
den Wortgebrauch s. oben 8. 1381) 761 Ilaciov 1 zöv EyaAnudıov zal velog elyev 
jwiv zo moäyue. In diesen letzteren Worten gelangt der finalisierende Charakter 
derartiger Geschäfte zum Ausdruck. 

4) Die Interpreten neigen allgemein dazu, den Standpunkt des Beklagten als 
gerechtfertigt anzusehen, vgl. Brass, Attische Beredsamkeit II 231f. und die das. Zitt. 
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ergab sich aus dem sub a) 8. 127 f. Gesagten. So ist sie denn 
häufig auch gar nicht vorgenommen worden.) Daß sie auch mit 
der Erfüllung konkurrierend vorzukommen pflegte, darf auf Grund 
des im vorstehenden dargelegten Materials sicher angenommen 
werden. Doch handelt es sich da immer um Rechtsverhältnisse 
komplexerer Art, und man muß es dahingestellt lassen, inwieweit 
sie auch neben der Erfüllung solcher Schuldverhältnisse, die sich 
in einem Anspruch erschöpften, gebräuchlich gewesen ist. Aller- 
dings heißt es in dem oben 8. 129 angeführten Passus, Dem. or. 34, 
& 31 betreffs der Erfüllung eines Darlehnsschuldscheins: zv ovy- 
yoaphv Gveröusvog Edrmmidefo Äv Tod ovußoseiov. Es ist jedoch 
zweifelhaft, ob man diese Worte auf eine von der ävaioscıg tech- 
nisch geschiedene dxeAAayn beziehen darf. Bei der Erfüllung von 
Schuldscheinen war es ein natürliches Bedürfpis, die dvaigecıg der 
Urkunde vorzunehmen, um nicht den durch eine unaufgehobene 
Urkunde gegebenen Rechtsschein gegen den Schuldner bestehen zu 
lassen. Dabei wird man sich die dveigesıgs — wie bereits oben 
S. 133 erwähnt — regelmäßig von einer Erklärung der Parteien 
begleitet zu denken haben, in welcher die Kausa für diesen Vor- 
gang zum Ausdruck gebracht wurde. Diese Erklärung mag daher 
in der Regel den Schuldaufhebungswillen der Parteien selbst zum 
Ausdruck gebracht haben, und so mögen bei der Aufhebung der- 
artiger, in einem Schuldschein verkörperter Schuldverhältnisse die 
dveigesıg der Urkunde und die dpesıg zaı üreldayn des Schuldners 
häufig ohne allzu scharfe Formalisierung ineinander geflossen sein. 


4. Dispositive Quittung und Zeugnisquittung. 


Die bisherigen Darlegungen führten zum Ergebnis, daß die auf 
die Aufhebung obligatorischer Rechtsverhältnisse gerichteten helle- 
nistischen Quittungen, in welchen der Gläubiger keinerlei weitere 
Ansprüche zu haben erklärte), dispositive Urkunden gewesen sind. 
Die Frage soll aber nicht umgangen werden, ob es berechtigt ist, 
den dispositiven Charakter auf diese Quittungen zu beschränken, 





ı) Beispielsweise war die Auszahlung des Lykon’schen Depots durch den Bankier 
Pasion zu Händen des Kephisiades, die der Rede des Demosthenes gegen Kallippos 
(or. 52) zugrunde liegt, durch keinen derartigen Aufhebungsakt begleitet. 

2) oder den Aufhebungswillen auf sonstige Weise erkennen ließ, z. B. P. Giss. 
32 lin. 6, 17: eig meolhvow, cf. lin. 23; dazu oben S. 70 Anm..ı, 8. 101 Anm. 8, 


{ 


XXXI, 3.] Die ÖFFENTLICHE U. PRIVATE ÜRKUNDE IM RÖM. ÄGYPTEN. 141 


und ob die übrigen — wie wir im bisherigen angenommen 
haben — in der Tat bloß ein Beweismittel betreffs der Tatsache 
der Leistung abgeben wollten? Hat doch Orro BiHr im Dispo- 
sitiveffekt das Merkmal der Quittung schlechthin erblicken wollen. 
Wenn jedoch eine derart verallgemeinernde Anschauung der moder- 
nen Dogmatik seit jeher als viel zu weitgehend erscheint, so dürfte 
sich ihre Unhaltbarkeit betreffs des hier behandelten historischen 
Problems m. E. auch auf Grund der Quellen ergeben. 

Das im bisherigen Gesagte reicht hin, um sich hiervon zu 
überzeugen. | 

Dafür spricht zunächst das äußere Bild der beiden Quittungs- 
arten. Denn angesichts der Konsequenz, mit welcher den auf die 
Aufhebung _obligatorischer Beziehungen gerichteten Quittungen 


“ stets die oben S. ggf. betrachteten ausführlichen „un &meiehoscdaı“- 


Erklärungen angefügt wurden, die übrigen hingegen sich gewöhn- 
lich auf die bloße Bestätigung des &reyeı beschränkten, kann un- 
möglich angenommen werden, daß diese beiden verschiedenen Typen 
gleiche Rechtswirkungen hervorbringen wollten.: Dort sollte fest- 
gestellt werden, daß der Gläubiger keinerlei weitere Ansprüche 
habe, hier bloß bescheinigt werden, daß geleistet worden ist.) 
Mitunter freilich findet sich auch Quittungen, bei welchen 
die Aufhebung eines obligatorischen Rechtsverhältnisses nicht in 
Frage steht, z. B. solchen über die Entrichtung von Pacht- und 
Mietzins, die Kläusel angefügt, daß der Gläubiger das Emfpangene 
nicht wieder fordern werde.‘) Dies gilt insbesondere auch für der- 
artige Quittungen der byzantinischen Zeit, in welcher — wie wir 
oben 8. ı122f. sahen — der dispositive Quittungstypus der früheren 
Zeit in den Hintergrund tritt.‘) Diese Klauseln, betreffs deren 


ı) Dabei wird bisweilen ausdrücklich verbrieft, daß das Rechtsverhältnis, auf 
Grund dessen die Zahlung erfolgte (z. B. die ulo®wo:g), unverändert fortbesteht, z.B. 
P. Giss. 29 lin. 18f. — Quittungen mit und ohne dispositive Erklärungen begegnen 
nebeneinander auch im mittelalterlichen Urkundenkreis, vgl. Bsurenp, Beitr. z. Lehre 
v. d. Quittung 201, 22. 

2) Vgl. z. B. P. Amh. II 103 lin. 5f. (a°g0), 104 lin.g (aı25); P.Flor.I 23 
lin. 14£. (a? 145); P. Gen. 26 lin. 7£. (a 125); P. Lond. II 157b p. 217 lin. gf. 
(III. Jahrh.). 

3) Vgl. z.B. B. 6. U. II 408 (a® 307), 41ı (a® 314), III 899 (IV. Jahrh.); 
P. Gen. 13 (a° 314); P. Grenf. II 81 (a) (a® 403); P. Flor. I 27 (IV/V. Jahrh.); 
P. Lond. III 1020 p. 272 (VI. Jahrh.). 


142 | A. B. SCHWARZ, [XXAI, 3. 


Anfügung ein festes Prinzip nicht zu erkennen ist, unterscheiden 
sich jedoch von den oben S. ıoof. betrachteten schon äußerlich so- 
wohl durch ihre auffallende Kürze, wie auch ihren Inhalt. Sie 
lauten gewöhnlich nur «al obdeEv 601 Evan) e0L TÜV MO0xEULEVOV, 
oder in späterer Zeit za oddeva Aöyov !yn noög 68 wegl @v dneym. 
Hier erklärt der Gläubiger nicht, daß er auf Grund des zugrunde- 
liegenden oder gar irgendwelchen obligatorischen Rechtsverhält- 
nisses, sondern bloß, daß er xe0l Ov dreysı keine weiteren An- 
sprüche geltend machen werde.) Mir scheint, daß hier bloße 
Floskeln vorliegen, die nur das Selbstverständliche besagen, daß 
das einmal Empfangene nicht nochmals beansprucht werden könne.’) 

Diese Unterscheidung dispositiver Quittungen und bloßer Zeug- 
nisquittungen ergibt sich am deutlichsten daraus, daß die Vor- 
stellung der Abcıs und eoiAvoıg auf die letzteren niemals An- 
wendung findet: in ihnen liegt keine auflösende Kraft, sondern 
nur der Zweck, als Beweismittel zu dienen.) Bezeichnend ist es 
in dieser Hinsicht, daß in zweien jener wenigen Fälle, in welchen 
der Gläubiger für den Fall voller Erfüllung die Avcıs bzw. zeoi- 
Avcıg der Schuldurkunde ausdrücklich in Aussicht stellt — in 
B.G. U. IV 1149 und ı17ı — Teil-, bzw. Zinszahlungen des Schuld- 
ners bereits vorliegen und seitens des Gläubigers auch” quittiert 
erscheinen: die ausdrückliche Zusage der xegiLvoıg dürfte hier da- 
durch veranlaßt sein, daß das bereits vorliegende Empfangsbe- 
kenntnis eben nicht als zeoiAvoıg und folglich nicht als die seitens 
des Gläubigers mit Fug zu erwartende Quittung solle angesehen 
werden können.‘) In dieselbe Richtung deutet auch die eine Teil- 





ı) Wie bewußt man in der Anwendung dieser verschiedenen Formulierungen 
vorging, zeigt z. B. die die Begleichung einer Schuldhomologie betreffende Quittung 
P. Amh. HI ı13: hier bezieht sich die Erklärung des un &vxaAsiv laut lin. 21 im 
Gegensatz zum üblichen Formular bloß moi &v deysı, da dem Gläubiger laut lin. 22f. 
noch weitere Forderungsrechte zustehen (vgl. dazu oben S. 122), 

2) Mitunter freilich wird man im Zweifel sein, ob eine Quittung bloß be- 
scheinigen oder dispositiv wirken will, so z. B. wenn erklärt wird, daß der Pacht- 
zins ganz bezahlt ist xui oVdEv oo Evaal® mwegl obdsvöog dirAög, wie in P. Amh. 104. 

3) Dagegen läßt sich der Unterschied der als &miAdosıs und als naraßolat be- 
zeichneten Quittungen im Kreise der ptolemäischen Gebelen-Urkunden (vgl.dazu Homol. 
u. Prot. 8. 12f.) nicht auf diesen Gegensatz zurückführen: auch die xaraßoAal zeigen 
dispositiven Charakter. 

4) In B, 6. U.IV 1126 lin. 25f. erscheint das ausdrückliche Versprechen der 
Quittungserteilung (Ab|oıs] rjsde rjg ovyyweroswg, vgl. 8. 112, Anm. 3) dadurch be- 
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zahlung bescheinigende unselbständige Quittungsdiagraphe P. Hamb. 
ı (a’57 n. Chr): indem sie nämlich in lin. ı4f. auf die dı& rov 
xgır(ngiov) Au[oıg] hinweist, scheint sie sich selbst nicht als Avcıg 
zu betrachten. Diese terminologische Unterscheidung läßt sich bis 
in die späte byzantinische Zeit hinein verfolgen: denn die Bezeich- 
nungen zegiAvoıg und didAvcıg lassen sich, wie bereits hervorge- 
hoben, auch da nur betreffs jener Urkunden nachweisen, in denen 
der ältere dispositive Typus sich erhalten hat, wie den oben 
S. 123 erwähnten dxvgworeı, den Ehescheidungs- und Vergleichsver- 
trägen. 

Zu beachten ist weiterhin, daß die bloßen dxeyeww-Beschei- 
nigungen zum überwiegenden Teil privat beurkundet wurden und 
in keiner Hinsicht den unter ı. (S. 60f.) festgestellten Formprinzi- 
pien unterlagen (vgl. dazu weiter unten 8. 145f.). Auch sahen wir 
in betreff derselben die Vorstellung der ovyyoapn noch nicht auf- 
tauchen, und im oben 8. ııgf. erläuterten P. Teb. II 397 (a° 198) 
mag wohl in der Begründung der Bitte um Bestellung eines zUouo0g 
ad actum „anoynv arrorerleornnv Eydıdousvn Evnodikouaı un &yovoa 
Tov Eiyoapnoöusvöov uov xUbgıov“ das Gewicht gerade auf dem 
ertorereorızög-Charakter der zu erteilenden Quittung liegen (dazu 
vgl. 8. 119, Anm. 4), als ob die Mitwirkung eines Vormundes nur 
zwecks Errichtung einer derartigen Quittung unentbehrlich ge- 
wesen wäre. 

‚Nun begegnen wir allerdings mitunter der Neigung, die Be- 
deutung der Quittungen, denen wir hier bloße Zeugnisfunktion 
zuschreiben, dahin zu steigern, daß die Tatsache der Leistung 
nur durch eine solche soll bewiesen werden können.') So heißt 


gründet, daß die letztere ohne Rückzahlung der Darlehensvaluta erfolgen soll (vgl. 
Lewauo, Personalexekution 22£f.), in B. G. U. IV 11135 lin. 46f. vielleicht dadurch, 
daß der Gläubiger sich nicht mit der faktischen Aufhebung der Antichrese (lin 48£.: 
Eyyuensis &4 röv olamınelov) solle begnügen können. 

1) Vgl. Freunor, Wertpapiere II ı87 (dazu Parrscn, Z. f. Handelsr. ıgıı, 
481£.), woselbst auch die oben S. 110, Anm. 2 erwähnten Klauseln der faijümer ovy- 
yoapodıadijscı herangezogen werden. Dieser Deutungsversuch scheint mir wenig an- 
sprechend. Warum hätten solche Klauseln — wenn ihr Sinn wirklich in solcher 
Richtung läge — sich auf Eheverträge und überdies nur auf ouvyygapodızdijauı be- 
schränkt? — Anderweitige Parallelen solcher Beweisabreden s. bei BRiEGLEB, Gesch. 
d. Executiv-Prozesses IIg. Auch demotischen Urkunden scheinen sie bekannt zu sein, 
vgl. Demotic Pap. in the John Rylands Libr. III.p. 151 (25). 


\ 
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es im hypothekarischen Darlehensvertrag P. Oxy. II 506 — Miırteis, 
Chrest. 248 (a’ı43 n.Chr.) lin. ı3f, die Schuldnerinnen sollen die 
Zinsen am. Schluß aller zwölf Monate entrichten, 

ng ilo]reng wei oo] Hedalvlaulzö]re obang reoı @v Zav un 

erıpegwcı adrod ai dedavelılouevelı] Ylolduuere. 
Ähnlich sagt der Schuldner in dem aus späterer Zeit stammen- 
den Darlehenscheirographon, P. Oxy. VII 1130 (a’484 n. Chr.) 
lineı7 2: 

zul Emil Tovrorg obr LEESCEEIIRL wor Aeyeıv deda|x]evaı rı &2 Tod 

RE 10E0vg mgig Evygegpodg Evrayıov (]. &vreyiov) 9) obv 

ano d (.3) med Avexwwrng (l. ivaxouıdng) za Anronoel[og] 

(l. Avrowoe[og]) Toode uov yoauuariov. 
Daß es sich hierbei nicht um zeoiXvoıg-Quittungen handelt, ist 
betreffs der erstgenannten Stelle, die sich auf die Bescheinigung 
von Zinszahlungen bezieht, gewiß‘) und angesichts des oben 8. 122f. 
über die byzantinischen Quittungen Gesagten auch betreffs der 
zweiten wahrscheinlich. Nun nehmen aber die angeführten Ver- 
abredungen selbst ausschließlich auf die Beweisfunktion der Quittun- 
gen Bezug und haben auf keine Weise die Tendenz, sie mit dis- 
positivem Charakter zu bekleiden. Überdies muß es dahingestellt 
bleiben, wieweit derartige Abreden über die Beweismöglichkeit 
überhaupt gültig gewesen sind.?) Auch wollten die angeführten 
Stellen dieselbe nicht ausschließlich auf die Vorlegung von Quit- 
tungen einschränken: dies ergibt m.E. für P. Oxy. III 506 die vor- 
sichtige Formulierung „rg zioreng obong“, für P. Oxy. VII ı130 
die alternative Namhaftmachung anderer Möglichkeiten’) 

Die Quittungslehre der modernen Dogmatik zeigt vorwiegend 
die Tendenz, die Frage nach der juristischen Natur der Quittung 
nicht einheitlich zu beantworten, sondern — zwischen den An- 
schauungen Orro Biur’s und der vor ihm herrschenden Lehre 
vermittelnd — je nach dem Willen der Parteien zwischen bloßen 


i) Vgl. z.B. B. G.D.I 08, II 635. 
2) Mırteıs hält die angeführte Verabredung in P. Oxy. III .506 Chrestom. p. 
283 zu lin. 15 für ungültig. 

3) Der in der neueren Dogmatik aufgetauchte Versuch in der Quittung über- 
haupt einen Beweisvertrag zu erblicken (vgl. Bruns, Z. f. Rechtsgesch. ı, ı18£., da- 
gegen dogmatisch insb. Wach, Arch. f. zivil. Praxis 64, 216f.) ist für das Recht der 
Papyri schlechthin undiskutierbar: dagegen spricht unter anderem entscheidend die ° 
Vorstellung der Avcıg und neglAvoıs, 
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Zeugnisquittungen und solchen mit dispositiver Natur zu unter- 
scheiden.') Die vorstehenden Ausführungen dürften ergeben haben, 
daß dieser Gegensatz in der gräko-ägyptischen Praxis nicht nur 
deutlich empfunden, sondern in der Redaktion und der Termino- 
logie der Urkunden auch äußerlich aufs schärfste zum Ausdruck 
gebracht worden ist) Wenn in der neueren Dogmatik Bedenken 
dagegen laut wurden, zwei Erklärungsarten von so verschiedener 
juristischer Natur in eine begriffliche Einheit zu fassen’), so lassen 
sich diese dem Bilde der Papyri gegenüber keinesfalls aufrecht- 
erhalten: denn in diesen fließen die beiden so deutlich unterschie- 
denen Typen immerzu in die gemeinsame Vorstellung der &xoy7 
zusammen (vgl. z. B. einerseits P. Reinach ı2 V, ı3 V, P. Oxy.I 
91 lin. 25, VI 906 Iin. 10, P. Fay. 97 lin. 2ıf£, 43, P. Teb. II 396 
Ine25.,397 Im.20, 26.34, PS! IM 198 Col.II lin. ı1; anderer- 


seits P. Lond. II 139 (a) p. 200 lin. ı, P. Amh. I 106 lin. Salslay 
883l1n.310.u. 4). 


Nunmehr dürfte es leicht sein, die Juristische Bedeutung 
der im ersten Abschnitt dieses Kapitels festgestellten Formprinzi- 
pien zu bestimmen. Die auf 8. 6ıf. zusammengestellten Quittungen 
bezüglich welcher jene Formprinzipien galten, sind durchwegs auf 
die Aufhebung verbriefter obligatorischer: Verhältnisse gerichtet, 
sie wollten diese Aufhebung mit dispositivem Effekt bewirken. 
Ist es nun nicht nahe liegend, daß jene bestimmte Urkundenform 
eben zur Hervorbringung dieser dispositiven Wirkung erforderlich 
gewesen ist? Denn erloschen ist die Obligation, wie wir sahen, 
schon durch die bloße Erfüllung (S. 84f.), und die Tatsache der 
Erfüllung konnte auf jedwede Weise, also auch durch eine wie 





ı) Vgl. etwa zuletzt Sıser in Pranck’s Komm. zum B.G.B. (4. Aufl.) II ı 
Erl. 5b zu $ 368. 

2) Empfunden — ohne formuliert zu werden — ist dieser Gegensatz oftmals 
worden; vgl. z. B. Granenwırz, Einführung 122; Freunpr, Wertpapiere II 164; 
Mırreis, Röm. Privatrecht I 265f.*. 

3) Vgl. z. B. zuletzt BüLow, Jahrb. f. Dogm. 59, 6f. 

4) Dagegen werden Schuldscheine, die eine Empfangsbestätigung der Schuld- 
valuta enthalten, in den Papyri ebensowenig wie heute als Quittungen bezeichnet; 
daher ist dxoyn in P. Teb. I ıı lin. 17, wie auch in P. Oxy. II 267 lin. 22 nicht 
die zutreffende Ergänzung, in der erstgenannten Stelle hat es wohl [j yeie] Zoro, 
»vo[i]« zu heißen (vgl. P. Teb. I ı10 lin. 13), in der zweiten gehört das ]yyı in 
in. 22 möglicherweise bereits zu mavrayft. 

Abhandl. d. S. Akademie d. Wissensch,, phil.-hist. Kl. XXXT. 11r, Io 


Die Bedeutung 
der öffentlichen 
“ Quittungs- 

beurkundung. 
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immer geartete Quittung bewiesen werden (vgl. 8. 97f.).. Allein 
um die Aufhebung mittels einer von der Tatsache der Leistung 
unabhängig wirkenden Willenserklärung hervorzubringen, um als 
xeoiAvcıg der Schuld zu erscheinen, dazu war, sobald eine öffent- 
liche Schuldurkunde vorlag, auch eine öffentlich verbriefte 
Quittung erfordert. | 

Für die Richtigkeit dieser Annahme lassen sich zwei Indizien 
beibringen. | 

Einerseits ist es auffallend, daß, wo die Erfüllung öffentlicher 
Schuldscheine bloß provisorisch in einer privaten Quittung be- 
scheinigt wird, diese sich meist auf die bloße Bestätigung des 
dtöysıw beschränkt: dies ist z. B. im Cheirographon B. G. U.I 260 
(dazu oben 8. 78f.), wie auch in den unselbständigen Diagraphai 
(P. Hamb. ı, P. Hawara 303, vgl. oben S. 7ıf.) der Fall. Die Ver- 
briefung der dispositiv wirkenden Erklärungen, namentlich die des 
„un Zwelebosoheı“ sollte der zu errichtenden öffentlichen Quittung 
vorbehalten bleiben, weil sie nur in dieser Gestalt wirksam wer- 
den konnten. 

In einem Fall allerdings, im Cheirographon P. Lond. III p. 
137 lin. 32, das die Erfüllung einer öffentlich verbrieften Schuld 
quittiert, erklärt der Gläubiger zugleich, keinerlei weitere An- 
sprüche gegen seine Schuldnerin geltend machen zu wollen. Aber 
gerade da ist es besonders bezeichnend — und dies ist das andere 
hier hervorzuhebende Argument —, daß der Gläubiger gleichzeitig 
seinen Bankier beauftragt, die zeoiAvoıg der Schuldurkunde zu 
vollziehen (lin. 18—20): die daraufhin errichtete Quittungsdia- 
graphe wird denn auch lin. 49 als #eoiAvoıg bezeichnet (vgl. dazu 
oben 8. 77f.). Dies zeigt doch deutlich, daß das bloße Cheiro- 
graphon, selbst wenn es die dispositiven Inhaltselemente enthielt, 
doch nicht als die #eoiAvoıg der Schuldurkunde angesehen wurde. 
Die xegiivcıg Öffentlicher Schuldscheine konnte eben nur mittels 
öffentlicher Quittungsurkunden erfolgen. 

Nun ist mit dem auf S. 61 f. zusammengestellten Material die 
Reihe unserer auf dispositiven Effekt berechneten Quittungsur- 
kunden keineswegs erschöpft. Denn dort kam es uns allein auf 
diejenigen Quittungen an, die auf die Aufhebung obligatorischer 
Urkunden hinzielten. Es konnte sich aber das Bedürfnis eines 
dispositiven Quittungsakts auch dort ergeben, wo damit die Auf- 
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hebung der der Obligation zugrundeliegenden Urkunde nicht be- 


 zweckt war, oder wo eine derartige Urkunde “überhaupt nicht 


vorlag. Wenn z. B. Quittungen über die Entrichtung auf Grund 
eines Ammenvertrages zu leistender Alimente malyaulror:; 
Fatebell 3905: B2G.U.] 297), über die Rückzahlung der seitens 
eines Verkäufers zurückzugewährenden doppelten Arrha (P. Lond. 
I 143 p. 204f.), über die Ausfolgung eines Legats (P. Fay. 97), 
über die Erfüllung auf behördlicher Verfügung beruhender Ver- 
pflichtungen (z.B. P.Oxy. III 513) oder wenn einem Vormund er- 
teilte Decharge-Erklärungen die oben 8. 100f. betrachteten „un &re- 
A2boscHaı“-Klauseln aufweisen, so liegt zweifellos auch hier die 
Tendenz vor, festzustellen, daß keinerlei weitere obligatorische Be- 
ziehung zwischen Gläubiger und Schuldner bestehe, ohne daß da- 
bei von der Aufhebung einer Schuldurkunde die Rede sein 
könnte.‘) Derartige dispositive Quittungsurkunden erscheinen nun 
mitunter rein privat errichtet (z. B. die Cheirographa P. Oxy.Iogı, 
B.G. U.1 187), und auch das Bedürfnis etwaiger dnwocinoıg ist 
dabei nicht zu erkennen.) Mit Hinblick auf derartige Fälle wird 
man unser Ergebnis keineswegs dahin formulieren dürfen, daß die 
Ausstellung dispositiver Quittungen schlechthin in Gestalt einer 
öffentlichen Urkunde zu erfolgen hatte: vielmehr ist dies nur dort 
der Fall gewesen, wo damit die Aufhebung einer öffentlichen 
Schuldurkunde bewirkt werden sollte. 





1) Bei einzelnen Urkunden freilich wird man im Zweifel sein, ob dispositive 
Quittung oder nur die Anfügung der oben S8.141/2 erwähnten Floskel vorliegt, so 
2EBIBFGL DSL 3187. 

2) Vgl. auch die chirographische Vergleichsurkunde P. Straßb. 20 (ef. oben 
S. 116). 





V. Die öffentliche Beurkundung von Immobiliar- 
verfügungen. 


1: Materialgruppierung und Fragestellung. 


Für keine der im vorliegenden Zusammenhang untersuchten 
Geschäftsarten ist es so deutlich, wie die in der Überschrift ge- 
nannte, daß die bloß private Beurkundung nicht als hinreichend 
erachtet worden ist. Die Erscheinungen, aus welchen dies her- 
vorgeht, sind zum Teil wohl bekannt: diese sollen im folgenden 
zunächst gruppiert worden. Dabei sei sogleich bemerkt, daß — 
wie bereits mehrfach beobachtet wurde‘) — Geschäftsurkunden 
über Sklaven und, soweit unser sehr geringes Material vermuten 
läßt, vielleicht auch solche über Schiffe in vieler Hinsicht den- 
selben Grundsätzen unterlagen, wie die, welche Immobilien be- 
treffen; dieses Material wird demnach im folgenden — soweit dem 
besondere Gesichtspunkte nicht im Wege stehen — mitberücksich- 
tigt werden dürfen, während Urkunden über andere Arten von 
Mobilien eine völlig verschiedene Beurteilung erheischen; auf die 
Natur dieser Verschiedenheit wird unter ı2. (8. 287£f.) näher ein- 
zugehen sein. 

a) Daß der Errichtung einer öffentlichen Urkunde Bedeutung 
beigelegt werde, ergibt sich am deutlichsten aus den Fällen, in 
welchen derjenige, der über ein Grundstück in Gestalt einer pri- 
vaten Urkunde verfügt, dabei die Errichtung einer öffentlichen 
noch besonders verspricht. Das Bild, welches die hierher gehörigen 
Fälle (aus dem II.—II. Jahrh. n. Chr.) bieten, ist kein völlig ein- 
heitliches. 

«) Der bekannteste unter diesen ist das faijümer Cheirogra- 
phon B. G. U.1 5o — Miıtteis, COhrest. 205 (a° ıı4/5 n. Chr.): je- 
mand, der ein Grundstück in Form eines ye196yg«pov dednuocıw- 





ı) Vgl. unten $. 287, Anm. 1. 
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uzvov verkauft hatte, verpflichtet sich hier der Tochter des Käufers 
gegenüber, das Grundstück bis zu einem bestimmten Termin xere- 
yoepivaı zar& dnuocilolvgs [yonulerlıc]uodg (vgl. des Näheren 
unten 8. 247f. u. 8. 273). 

ß) Im chirographischen Grundstückkauf 0.P.R. 198 (a° 138 
..n. Chr.)‘) erklärt der Verkäufer (lin. ırf. von unten): öndre Adv wou 
Gvrdcı’), mojooue ı08 (— &ig 68)’) wmv zarc‘)] v[ö]de (70) zuosplor]- 
909 dnuooiev wgäsıV za (TR)’) die wis BußAuodnang.‘) 

y) In ähnlicher Weise verpflichtet sich der Verkäufer im chiro- 
graphischen Grundstückkauf aus Hermupolis P. Rylands II 163 
aus dem Jahre 139 n. Chr. (lin. 13f.): örnvixa &iv «ion dvoico 
dnuooin [yonuarıoun did] z@v Ev 'Eouod 6A doysiov (des Nä- 
‚heren vgl. unten S. 263f., woselbst s. den ganzen Text). 

0) Der P. Rylands II 164 (a’ 171 n. Chr.) ist ebenfalls ein 
Cheirographon aus Hermupolis, in welchem jemand ein Katöken- 
grundstück zu verkaufen und dafür einen Teil des Kaufpreises 
empfangen zu haben erklärt; im Weiteren (lin. rof.) verspricht er 
für den Fall, daß der Rest des Preises bis zu einem bestimmten 
Termin entrichtet werden sollte: zerayod|bo önmriza« &&v eig dn- 
ulosio yonualrısun dı“ av Ev "Eguod |[wörsı doyeiov xrA.] (des 
Näheren dazu s. unten S. ıgof., woselbst auch der ganze Text 
mitgeteilt ist). 

e) Erwähnt sei in diesem Zusammenhang auch P. Oxy. IX 
1208 (a’ 29ı n. Chr.), der die &xu«grögyoıg eines Kaufcheirographon 
darstellt und woselbst in lin. 24 bereits dieses Cheirographon 
selbst den Käufer zur Errichtung einer öffentlichen Urkunde er- 
mächtigt hatte: zvgie 7 zg&oıg zal xageyag|n]oıs') rgı607 Yyoc- 





ı) Zur Datierung, wie zur Urkunde überhaupt Jörs, Z. d. Sav.-St. 34, 124. 

2) Jörs vermutet dahinter, 2. d. Sav.-St. 34,. 1244, ovvrdgeis; dies ließe sich 
in der Tat auch mit der Analogie von B. G. U. IV 1127 lin. 8, 1129 lin. 9, 1131 
lin. 49/50, 1158 lin. 6 stützen (bezüglich dieser Stellen vgl. unten 8. 261, Anm. 3)- 

3) So JöRs a. a. 0. 124. 

4) So Mırreis, Grundzüge 83°. 

5) Vgl Jörs a. a. 0. 124°. 

6) Ob und wie das weiter Folgende mit dem Vorangehenden zusammengehört, 
lsßt sich nicht entscheiden. Die Lesung 4MA|...|A in lin. 9 ist mir in einer von 
Herrn Prof. Wussery vor Jahren freundlichst erteilten brieflichen Auskunft als 
nicht zweifelhaft bezeichnet worden. 

7) Zu dieser Terminologie vgl. unten Srarıt, 
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peica, Hureo Ömnwiza Eiv eigy dmolsıg (l. dvoisıg‘)) dıc Imulo- 
ctov ara]; [vgl. jetzt P. Oxy. XI 1562 lin. 25; auch 1473 lin. 17]. 

b) In einer Reihe von Urkunden, wie auch in der zuletzt er- 
wähnten, sehen wir nun, daß über privat verbriefte Immobiliar- 
(oder Sklaven-)verfügungen hinterher öffentliche Urkunden in der 
Tat auch errichtet werden. Dies geschieht in den uns erhaltenen 
Beispielen — wenngleich dies keineswegs notwendigerweise so ge- 
wesen sein wird’) — in der Form der &#ueorbonoıg dıc dnuociov 
49nuerıouod; vgl. für Oxyrhynchos P. Oxy. 195 — Mıtreis, Chrest. 
267 (Sklavenkauf aus dem Jahre 129 n. Chr.), P. Oxy. IX 1208 
(Grundstückkauf, a’ 291 n. Chr.), ferner die Erwähnung in P. Oxy. 
IX 1199 lin. ıgf. (II. Jahrh.); für den Faijtim die Erwähnung in 
B. 6. U. II 619 1 lin. 16°) (a° 155 n. Chr.); für die Große Oase zeigt 
einen völlig identischen Vorgang P. Grenf. II 70 = Mırreis, Ohrest. 
191 (a° 287 n. Chr.‘)), wenngleich der Terminus &xueer'onoıg dabei 
nicht verwendet wird.°)°) 

c) Hier ist wohl auch jener Reihe oxyrhynchitischer Urkunden 
aus dem J. Jahrhundert n. Chr. zu gedenken, in welchen der Ago- 
ranom unter Beilesung der Quittung über die Entrichtung der 
Verkehrssteuer (vermutlich vom Pächter der letzteren) zur Beurkun- 
dung einer Verfügung über ein Grundstück oder einen Sklaven 
(im Falle endgültiger Übereignung mit „zerdyoaor“, sonst — z. B. 
bei Verpfändung — mit „ardygarhov“) angewiesen wird”): in einem 
dieser Fälle — dem der Verpfändung in P. Oxy. II 241 — ist näm- 





ı) Diese Konjektur erscheint jetzt durch die im Text sub y) angeführte Ur- 
kunde gesichert, ef. P. Grenf. II 70 lin. 4, 21; so auch P. Rylands II 'p. ıgı Note 
zu lin. 13—14. Vgl. zur Sache Jörs, Z. d. Sav.-St. 34, 122°. 

2) Vgl. oben $. 82, Anm. ı und unten $. 249, Anm. ı. 

3) So nach der zuerst von LewArn geäußerten Konjektur, mitgeteilt bei 
Mırreiıs, Röm. Privatrecht I 3r02. 

4) Zur Datierung s. P. M. Mever, Hermes 33, 2691. 

5) Vgl. schon die diesbezüglichen Bemerkungen von Mırrteis, Chrest. p. 209, 
die dann durch P. Oxy. IX 1208 ihre Bestätigung gefunden haben; dazu Hunt, 
P. Oxy. IX p. 246, Mırreis, Z.d. Sav.-St. 33, 642, Lrwauo ibid. 634, Jörs, Z.d. 
Bav.-St. 34, 125f, 

6) Weswegen ich Bedenken trage, diesen Fällen den in P. Grenf. II 71 lin. 
32/3 erwähnten ovorarıydc Ömwooıog Xonuearıcuög anzureihen (vgl. auch P. Grenf. II 69 
lin. 20), wurde oben 8. 76, Anm. 2 ausgefühtt. 

7) Zu dieser lange umstrittenen Urkundengattung vgl. Mirweis, Grundz. 822, 


Chrest. p. 194f.; jetzt auch JöRs a. a. O. 124f, Dahin gehören auch Oxy. 1 170 
und III 581 deser. 
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lich gemäß lin. 31 über das Rechtsgeschäft ein Cheirographon 
bereits errichtet worden‘) und dasselbe könnte, da auf eine in 
der Vergangenheit liegende Verfügung, wenngleich ohne nähere 
Angabe der Form, in der dieselbe getroffen wurde, auch in allen 
übrigen Bezug genommen wird, wenigstens zum Teil auch in diesen 
der Fall gewesen sein (vgl. hierzu auch unten 8. 248f.). 

d) Mit dieser unverkennbaren Bedeutung öffentlicher Beur- 
kundung auf diesem Geschäftsgebiet steht es nun wiederum voll- 
ständig in Einklang, daß Immobiliarverfügungen betreffende Cheiro- 
grapha — wie im ]. Abschnitt unserer Untersuchung hervorge- 
hoben wurde — fast ausnahmslos einen Hinweis auf die zukünftige 
dnuosiwcıg enthalten (vgl. das Material oben 8. 8/9 Anm. zu a)), wie 
wir denn die dyuociacıg derartiger Urkunden in zahlreichen uns 
erhaltenen Aktenstücken auch durchgeführt sehen und sie sehr 
häufig erwähnt finden (vgl. oben 8. 12, Anm. 2). 

Die hier gruppierten Erscheinungen sind zum Teil — wie na- 
mentlich einige der unter a) erwähnten — recht auffallend, und so 
hat man denn auch schon mehrfach gefragt, worin die juristische 
Bedeutung der öffentlichen Beurkundung auf dem Gebiet der Im- 
mobiliarverfügungen gelegen sein mag. Die hierüber meist nur 
‚nebenbei geäußerten Vermutungen stimmen keineswegs miteinander 
überein. Nahe gelegen ist seit jeher die Annahme, daß die öffent- 
liche Beurkundung zum Zwecke der grundbücherlichen Wahrung 
der Verfügung notwendig gewesen sei, da die BıßAuodnzn &yarijosov, 
ebenso wie sie nur zur Errichtung öffentlicher Urkunden ihre An- 
weisung erteilen, so regelmäßig auch nur auf Grund solcher Ein- 
tragungen vorzunehmen pflegte”) — eine Annahme, die auch durch 
P. Giss. 8 = Mıtteis, Chrest. 206 (a’ 119 n. Chr.) keineswegs wider- 
legt erscheint, da das Kaufcheirographon, auf Grund dessen da- 
selbst laut lin. 7/8 eine dxoyoagpn erfolgt war, wie neuerdings mehr- 





ı) Vorangegangen war ein Cheirographon mit unselbständiger Diagraphe, 
welche allein die Auszahlung der Darlehensvaluta, keinesfalls die Verpfändung betraf, 
so daß über die letztere eine öffentliche Urkunde noch nicht errichtet worden ist 
(betreffs der unselbständigen Diagraphai vgl. oben S. 34); höchstens darüber könnte 
man im Zweifel sein, ob nicht auch das Cheirographon sich bloß auf das Darlehen, 
nicht auch auf die Verpfändung bezog. 

2) Vgl. dazu Lewauo, Grundbuchrecht 35, 42 £.°; Eger, Grundbuchwesen 111f.; 
Preisıcke, Girowesen 288, 305; Mırrzis, Grundzüge 98, Chrest. p. 226 und insb. 
p. 299, Z. d. Sav.-St. 33, 642; Jörs, Z. d. Sav.-Bt. 34, 1401; vgl. unten 8. 264 f. 
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fach angenommen wurde, sehr wohl: ein yeıgöygayov dednuooıw- 
ugvov gewesen sein kann.') Hieraus hat man dann zu folgern 
versucht, daß eine privat verbriefte Immobiliarverfügung im Ver- 
gleich zu einer öffentlichen überhaupt nur eine schwächere Wir- 
kung auszuüben vermochte?) (vgl. hierzu unten S. 263f.). 
Daneben ‚aber haben einige der genannten Fälle auch anders 
geartete Vermutungen veranlaßt. Während nämlich die voran- 
gehende private Kaufurkunde regelmäßig als &v7 oder wo&öıg be- 
zeichnet erscheint, ist es auffallend, daß die später zu errichtende 
öffentliche Urkunde mehrfach, wie z. B. in einigen der unter a) 
und c) genannten Fälle, mit der Vorstellung der zaraygapr ver- 
knüpft wird — eine Vorstellung, die bei aller sie bisher umgeben- 
den Unsicherheit ganz ohne Zweifel auf einen Akt mit der Wirkung 
des Eigentumsübergangs zu beziehen ist.) In derartigen Fällen lag 
es nun nahe, an einen nicht bloß formalen, sondern inhaltlichen 
Gegensatz der beiden Urkunden und demgemäß an eine Spaltung 
des Übereignungsvorgangs in dem Sinne zu denken, als ob die 
öffentlich zu beurkundende xzaraygagpn gegenüber der vorangehenden 
privaten Kaufurkunde einen neuen Geschäftsinhalt verbriefen 
und damit das dinglich wirkende Rechtsgeschäft darstellen würde.‘) 
Für einen Teil der genannten Fälle, wie die &zueerbenoıg-Urkunden, 
in welchen bloß ein bereits vorhandener Urkundeninhalt in eine 
öffentliche Urkunde umgesetzt wird, kommt freilich die letztge- 
nannte Möglichkeit überhaupt nicht in Frage, wie sie denn auch 
mit der Tendenz der dnuooiwc:ıg naturgemäß unvereinbar ist. 
Um demnach die Frage nach dem Verhältnis ‚privater und 
öffentlicher Beurkundung und nach der Bedeutung der letzteren 
auf dem Gebiete der Immobiliarverfügungen beantworten zu können, 





ı) Vgl. Eszr, Grundbuchwesen 112%; Mirreıs, Grund. 98, Chrest. p. 226; 
Lewarn, 2. d. Sav.-St. 33, 631°; mit direkten Argumenten insb. Jörs a. a. O. 141? 
und unten S. 264. 

2) Vgl. die Erwägungen Ecer’s a.a. 0.109f.; in besonders weitgehendem Maße 
Ruscıero, Bull. dell’ ist. di dir. rom. 21, 263f.;, dazu im wesentlichen ablehnend 
Raser, Z. d. Sav.-St. 32, 424, Parrsch, Arch. f. Pap.-F. 5, 493£., letzterer auch 
Gött. gel. Anz. 1910, 743: 

3) Vgl. dazu unten $. 227. 

4) Vgl. namentlich MırTeis, Grundzüge 175, Chrest. p. 225 (betreffs B. G. U. 
I 50), p. 194 (betrefis der oben $. 150 unter e) genannten Urkundenkategorie), zwei- 
felnd Chrest. p. 299 betreffs P. Oxy.I 95; vgl. auch Jörs, a. a. O. 1251, 


EEE, 
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muß darüber Klarheit gewonnen werden, inwieweit in den ange- 
führten Erscheinungen ein bereits verbriefter Geschäftsinhalt bloß 
in die Form einer öffentlichen Urkunde gebracht oder aber in der 
öffentlichen Urkunde ein neuer Geschäftsinhalt zum Ausdruck 
gebracht werden sollte. Um aber dies beurteilen zu können, er- 
scheint es als unvermeidlich, uns im folgenden mit den noch sehr 
strittigen Problemen, ob und in welchem Maße dem gräko-ägyp- 
tischen Provinzialrecht der Kaiserzeit eine Spaltung des Über- 
eignungsvorgangs in ein Kausalgeschäft und einen Geschäftsakt 
mit dinglicher Wirkung bekannt war, worin die Bedeutung der 
»ereygagr; bestanden hat und wie sich diese zu dem der Über- 
eignung zugrundeliegenden Kausalgeschäft verhielt, in ihrem gan- 
zen Umfang auseinanderzusetzen. 


2. Kaufvertrag und Abstandserklärung im ptolemäischen Recht. 


Die Vermutung, daß eine Spaltung der vorhin genannten Art 
den gräko-ägyptischen Übereignungsgeschäften, namentlich jenen, 
die einen Kauf zur Kausa haben, auch in der Kaiserzeit eigen- 
tümlich gewesen sein mag, ist vor allem-durch derartige Erschei- 


nungen des Rechts der Ptolemäerzeit hervorgerufen worden. Denn. 


sowohl die griechischen, wie die demotischen Urkunden der letzt- 
genannten Epoche zeigen einen Rechtszustand, nach welchem im 
Anschluß an einen Kaufvertrag (övj, gäcıs, »Schrift für Silber«‘)) 
noch eine Abstandsurkunde (ovyygapı; drostesiov, »Schrift des 
Sich-Entfernens«?)) errichtet zu werden pflegte. 

Das Verhältnis dieser beiden Geschäfte im ptolemäisch-grie- 
ehischen Rechtskreis habe ich kürzlich an anderem Orte darzu- 
legen versucht (in der Festchrift für Ernst ZITELMANN: Homologie 
und Protokoll?) in den Papyrusurkunden der Ptolemäerzeit, zugleich 
ein Beitrag zur Theorie der Abstandsgeschäfte, insb. 8. 2ı£.); da 
ich im Endergebnis-heute zu einer fester formulierten These ge- 
langen zu können glaube, sollen die wesentlichen Momente hier 








1) Diese hergebrachte Ausdrucksweise. befolgt neuerdings auch SPIEGELBERG 
in den Hauswaldt-Papyri; vgl. aber auch seine Bemerkung daselbst S. 6* Anm. I, 
auch $erur bei Partscn, Arch. f. Pap.-F. 5, 487". 

2) SrinGeLzerG benützt a. a. O. den Ausdruck „Abstands-Schrift“, vgl. jedoch 
8. 9* Anm. 7. 

3) Im folgenden. zitiert: H. u. P, 


Griechischer 
Urkundenkreis. 
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nochmals zusammengefaßt werden, wobei in betreff der Einzelheiten 
und der Quellenbelege auf jene Abhandlung verwiesen wird. Da- 
nach waren Kaufvertrag und Abstandserklärung sowohl formell, 
wie inhaltlich völlig verschieden geartet: jener — durchweg als 
einfaches Protokoll nach dem Schema der altgriechischen Kauf- 
urkunden stilisiert — hat die Tatsache des Verkaufens und Kau- 
fens (dnedoro 6 deive — Engiero 6 deive), wie die Gewährleistungs- 
pflicht des Verkäufers (zgoxoAnrNg zei Beßauwrng 6 drodöuevog) Vver- 
brieft; die Abstandserklärung hingegen, regelmäßig als Homologie 
stilisiert, enthielt die Erklärung des Verkäufers, vom verkauften 
Objekt abzustehen (dpioreodeı) und keinerlei weitere Ansprüche in’ 
bezug auf das letztere geltend machen zu wollen (un Ersleboeodeı) 
(vgl. H.u. P. 8. 22—27). Diese letztere Erklärung erscheint nun als 
eine besondere Anwendung eines zu mannigfachen juristischen 
Zwecken verwendeten Erklärungstypus, dessen durchgehendes in- 
haltliches Charakteristikum im Verzicht auf alle weiteren Ansprüche 
besteht; dieser Verzicht pflegte in der typischen Gestalt einer „UN 
eneheb0eodcı“-Klausel zum Ausdruck gebracht zu werden.) Die Ver- 
wendung derartiger Erklärungen in betreff obligatorischer Ansprüche 
‚hat die Betrachtung der Quittungsurkunden im vorangehenden 
Kapitel gezeigt. Ebenso sind sie beim Abschluß von Vergleichsver- 
trägen, laut welcher Streitende übereinkamen, keine weiteren An- 
sprüche einander gegenüber geltend machen zu wollen, zur Anwen- 
dung gelangt (vgl. P. Hib. 96, P. Tor. 4, dazu H.u.P. $. 43/4). So- 
weit sie in bezug auf Sachen abgegeben worden sind, ist ihre Er- 
richtung im Anschluß an einen vorangehenden Kaufvertrag keines- 
wegs ihre einzige Verwendung gewesen. Vielmehr konnte eine der- 
artige Urkunde sehr wohl auch die Erklärung des Übertragungs- 
willens in sich aufnehmen (regelmäßig in der Formulierung „öuo- 
Aoyei TEganeyngnaevar“, vgl. hierzu unten $. 210f.) und damit den 
Eigentumsübergang selbständig (ohne das Vorangehen einer Kau- 
salurkunde) bewirken: dies können wir namentlich auf dem Ge- 
biet der Schenkung beobachten?) vgl. H. u. P. 8. 33/8). Andererseits 

1) Wie auch schon oben $. 38, Anm. 3 bemerkt worden ist, bilden die inhalt- 
lich sehr verschieden gearteten Geschäfte mit einer Anspruchsverzichtserklärung und 
die mit einer moäfıg-Abrede versehenen Schuldscheine die beiden größten Gruppen 
der hellenistischen Geschäftsurkunden. 


2) Dasselbe galt wohl für den Tausch, wofür vielleicht P. Grenf. II 25 ein 
Beispiel bietet, sicherlich auch für die Teilung in allen ihren möglichen Gestaltungen 
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aber konnte sie auch dort angebracht erscheinen, wo ein Rechts- 
übergang überhaupt nicht bewirkt, sondern bloß. eine bereits 
vorhandene Berechtigung anerkannt werden sollte: so seitens der 
unterliegenden Partei im dinglichen Prozeß (z. B. in P. Grenf. I ır, 
vgl. H. u.P. 8. 44/5 und die daselbst angeführte Literatur). Ebenso 
konnte mittels einer derartigen Erklärung auf ein Recht an fremder 
Sache oder ein Anwartschaftsrecht Verzicht geleistet werden: so 
z. B. seitens des Gläubigers auf die durch eine ovn &v aioreı erlangte 
Rechtsstellung nach Begleichung der Schuld (so in P. Grenf. II >8, 
P. Berol. gr. Inv.-Nr. 11626, dazu H. u. P. $. 38—42, 50—51 und 
weiter unten 9. 157, Anm. 3) Um es kurz zu sagen: eine solche Er- 
klärung pflegte in all den Fällen verschiedenster Art abgegeben zu 
werden, in welchen festgestellt werden sollte, daß dem Erklärenden 
in betreff der Sache keinerlei, wie immer geartete Ansprüche zu- 
stehen.') | 

Soweit nun solche Erklärungen seitens eines Verkäufers im 
Anschluß an einen vorangehenden Kaufvertrag erfolgt sind, scheint 
der Schwerpunkt der Übereignung nicht auf der Abstandserklärung, 
sondern auf dem Kaufvertrag gelegen zu sein: schon rein äußer- 
lich hat die Beurkundungstechnik in auffallender Weise diesen be- 
. vorzugt (versiegelte Innenschrift, feierliche Datierung, Parteisignale- 
ment) und dieser ist gewöhnlich als die rechtsgeschäftliche Grund- 
lage des kaufweisen Rechtserwerbs angesehen worden wel. u.P: 
47—52); letzteres entspricht der gemeingriechischen Anschauung, 
die in den Fällen kaufweiser Übereignung stets den Kaufver- 
trag als das die Übereignung bewirkende Rechtsgeschäft be- 





(vgl. P. Lond. III p. 8f., B.G. U. III 993, P. Tor. 8), ef. dazu unten 8.201. Ja es steht 
keinerlei Bedenken der Möglichkeit im Wege, wonach eine solche Erklärung bereits 
in der Ptolemäerzeit auch die Kaufkausa in sich habe aufnehmen und damit eine 
selbständige Kauf-Übereignungsurkunde darstellen können, wie es dann in der Kaiser- 
zeit die Regel bildet (möglicherweise liegt derartiges in P. Grenf. 1133 vor); mit dieser 
Möglichkeit hat auch Mrrreis, Grundzüge 173f. gerechnet; vgl. dazu weiter unten 
8.159, 211! und namentlich die kaiserzeitliche Entwicklung, insb. S. 185f. Zu allen 
hier genannten Papyri vgl. des Näheren HimsPp. n0397 30, 32744. 

I) Neuerdings hat KoscHAaker auf eine ähnlich vielseitige Verwendung solcher 
Anspruchsverzichtserklärungen im babylonisch-assyrischen Rechtskreis hingewiesen, 
Krit. Vierteljahrsschr. f. Gesetzg. u. RW. 1914, 8. 413f., 427f., 437 f., bezüglich ihrer 
Verwendung im Prozeß auch schon Berl. phil. Wochenschr. 1912, Sp. 1714 und Pro- 
ceedings of the soe. of bibl. archaeol. 35, 239f. Zur letzteren Gattung bieten die 
demotischen, wie auch die aramöischen Urkunden aus Elephantine weitere Parallelen. 


» 
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handelt hat.) Zur Errichtung der Abstandserklärung ist es dabei 
— was namentlich P. Gen. 20 = P. Heidelb. Inv.-Nr. 23°) in Verbin- 
dung mit B. G. U. III 995 deutlich erkennen läßt — regelmäßig erst 
nach der Preiszahlung gekommen (vgl. H. u. P. 28—32, 53).‘) 
Dies ist auch sehr einleuchtend: denn bis zu diesem Zeitpunkt hat 
von Rechts wegen dem Verkäufer ein Anspruch auf die Sache zu- 
gestanden, bis dahin war von Rechts wegen er der Eigentümer ge- 
blieben (vgl. P. Hal. ı Col. XI lin. 252 sq.‘), Theophr. $ 4). - 

In betreff der Frage, welche juristische Bedeutung nach der 
Entrichtung des Preises der Erklärung, keine weiteren Ansprüche 
zu haben, noch zukam, hatte ich mich a. a. 0. mit der Andeutung 
einiger Möglichkeiten begnügt. Angesichts der Anschauung, die im 
vorangehenden Kapitel in bezug auf die ganz gleichartigen „un 
EneLeVoeodeı“-Klauseln der Quittungen gewonnen wurde, liegt es 
nunmehr nahe — und dies stimmt mit den inzwischen veröffent- 
lichten, sogleich noch zu erwähnenden Ergebnissen Parrscu’s in 
betreff der demotischen Urkunden überein?) — die Bedeutung der 
Abstandserklärung darin zu erblicken, daß durch deren Errichtung 
ein von der effektiven Zahlung des Kaufpreises unabhängiger, dis- 
positiv wirkender Erlöschungsgrund in betreff aller, dem Verkäufer 
auf die Sache etwa noch zustehenden Ansprüche geschaffen werden 
sollte. Das bloße Kaufprotokoll ließ dem Verkäufer, zumal es eine 
Quittung des Kaufpreises in der Ptolemäerzeit regelmäßig nicht 
enthielt‘), immer die Möglichkeit offen, mit der Begründung, daß 





ı) Vgl. Lirsius, Das attische Recht und Rechtsverf. 742 #; neuestens Pruss- 
HEIM, Kauf mit fremdem Geld ıf., 82f., und die daselbst $, ı Anm. 2 zusammenge- 


stellte Literatur. 
2) = Preisiexe, Sammelbuch Nr. 5865; [vgl. Praumann, Idioslogos 9]. 

3) Vgl. dazu auch Mitrteis, Grundzüge 170 und PREISIGKE, Girowesen 438, 
442, neuestens auch Antikes Leben nach den ägypt. Papyri (Natur und Geistes- 
welt, Nr. 565) 8. 78; jetzt vor allem ParrscH in der weiter unten (S. 159£.) zu 
nennenden Abhandlung. 

4) Zum Text Homol. u. Prot. 32, 53°; KoscHAker, Berl. phil. Wochenschr. 
1914, Sp. 553; Larsrus, Attisches Recht und Rechtsverf. III 986 und dazu unten 
S. 189, Anm. 2; vgl. auch Konter, Z. f. vergl. Rechtswiss. 30, 326f. Vgl. auch P. 
Teb.1 5 lin. 80/81. — Die oben im Text gegebene Formulierung der Rechtslage 
dürfte m. E. gegenüber der anderen, wonach der Verkäufer bis zur Preiszahlung den 
Kaufvertrag anzufechten befugt war, den Vorzug verdienen. 

5) [Neuestens auch Parrscn, Heidelb. Sitzb. 1916. ıo. S, 20£.!; ef. 8. 291 £.] 

6) Es könnte sein, daß der Mangel der Preisquittung eine Eigentümlichkeit 
der Kaufprotokolle aus Gebelen darstellt, denn anderes gilt für die meisten alt- 

® 
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der Kaufpreis nicht entrichtet worden ist, Ansprüche in bezug auf 
die Sache geltend zu machen‘): eine derartige Möglichkeit sollte 
durch die Abstandserklärung schlechthin abgeschnitten werden. So- 
lange bloß ein Kaufprotokoll vorlag, mußte zum Nachweis seines 
Rechtserwerbs der Käufer. stets auch die Preiszahlung beweisen: 
nach Abgabe der Abstandserklärung konnte die Frage, ob der Kauf- 
preis in der Tat auch entrichtet worden ist oder nicht, mit Bezug auf 
den Rechtsübergang garnicht mehr erörtert worden, da der Verkäufer 
damit, unabhängig von allen faktischen Erlöschungsgründen auf 
jedweden Anspruch bezüglich der Sache Verzicht geleistet hat.°) 
Vermutlich ist es auf ähnliche Weise zu erklären, daß im Falle 
einer av) &v zioreı der Verpfänder nach dem Pfandverfall noch eine 
Abstandserklärung in bezug auf die Sache abzugeben pflegte, was 
für den demotischen Rechtskreis auf Grund des P. Hauswaldt ı8 
sicher und auch für den griechischen wahrscheinlich ist (vgl. H. u. P. 
S. 5o/1).”) Vor dem Verfall konnte eine derartige Erklärung nicht 
angebracht erscheinen, da die Ansprüche des Verpfänders auf die 


griechischen Freilassungsurkunden in Kaufform, wie auch für den späteren P.Straßb. 79 
aus Syene in lim. 4/5 (a° 16/5 v. Chr.) und die meisten Kaufprotokolle der Kaiser- 
zeit (vgl. unten S. 170°). Doch vermochte eine derartige bloße Empfangsbestätigung 
des Kaufpreises die Rechtslage nicht wesentlich zu ändern und nicht den dispositiven 
Effekt eines Anspruchsverzichts auszuüben, vgl.oben S.115 Anm. 3 und unten 8. 257f. 

1) Interessante Parallelen hierfür bieten babylonisch-assyrische Urkunden, auf 
welche neuerdings KoscHAk#r, Krit. Vierteljahrschr. f. Gesetzg. u. RW. 1914, 428, hin- 
weist: SO SCHORR, Urkunden des altbabylonischen Zivil- und Prozeßrechts Nr. 280. 

2) vollig verfehlt wäre es jedoch, die Abstandsurkunde etwa.als Quittung des 
Kaufpreises ansehen zu wollen: von der Preiszahlung ist in den griechischen ovy- 
yoapel &rroorasiov in der Regel ausdrücklich überhaupt nicht die Rede (vgl. z.B. 
B. G. U. III 998 Col. II) und das „un EmsAevosoder“ bezieht sich schon deswegen 
ausschließlich auf die Ansprüche betreffs der Sache und nicht des Preises, da es 
einen obligatorischen Anspruch auf den Preis überhaupt nicht gab (cf. Homol. u. 
Prot. 40! und unten 8. 192, 196, 259, insb. Anm. 2). 

3) Bei der @vn) &» mioreı kommen demnach zweierlei Abstandserklärungen in 
Betracht: entweder die des Verpfänders nach dem Pfandverfall (nach Art des P. 
dem. Hausw. ı8) oder die des Gläubigers im Falle der Erfüllung nach Art von 
P. Berol. gr. Inv.-Nr. 11626 und P. Grenf. II 28 (vgl. vorhin 8.155); die letztere er- 
folgte allem Anschein nach ohne Rück-»vn (vgl. Hom. u. Prot. 41), was juristisch 
damit zu erklären sein wird, daß der Gläubiger ja noch gar nicht zum Eigentümer ge- 
worden war, da die vn &v nioreı wohl als suspensiv bedingte Übereignung aufzufassen 
ist (wie denn das ov7-Protokoll auch im Falle gewöhnlichen Kaufes nur unter der 
Bedingung der Preiszahlung das Eigentum gibt). Dagegen liegen in P. Oxy. III 472 
und 486, wo bereits eine xereyoagpn errichtet wurde (vgl. unten $. 243), wie wohl 
auch in B.G. U. IV 1158 Fälle resolutiv bedingter Sicherungsübereignung vor. 
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Sache für den Fall der Schulderfüllung gewahrt bleiben mußten; 
nachher aber sollte sie dem Gläubiger “vermutlich nur noch den 
Vorteil einer von der Tatsache des Sicherungskaufs und der aus- 
gebliebenen Erfüllung unabhängigen Grundlage seiner Rechtsstellung 
bieten.‘) 

In diesen Fällen hat demnach der Käufer dem Verkäufer 
gegenüber durch die Abstandserklärung bloß eine sicherere Position 
erlangt, als das bloße Kaufprotokoll sie ihm zu geben vermochte, 
ganz ebenso wie die Rechtsstellung eines Schuldners durch eine 
dispositiv wirkende „un &rerebosodaı“-Quittung besser gesichert war 
als ohne eine solche. Unentbehrlich aber ist zum Eigentumserwerb 
die Abstandserklärung nicht gewesen, und es ist auch keineswegs 
sicher, daß sie in allen Fällen errichtet worden ist”) (vgl. H. u. P. 
S. 54/5). Sie ist ihrer juristischen Natur nach, ganz so wie die dis- 
positive Quittung, als negative Anerkenntniserklärung anzusehen 
(vgl. oben 8. 103£.)°), nur daß diese dort obligatorische, hier dinglich 
geartete Ansprüche zum Gegenstande hat (vgl. vorhin $. 157, Anm. 2). 

Unter Umständen freilich konnte es sein, daß die Rechtsstel- 
lung des Käufers durch die Abstandserklärung nicht bloß anerkannt 
und hierdurch gefestigt, sondern durch sie erzeugt worden ist.‘) 
So war es naturgemäß im Fall der selbständigen Abstandserklärungen, 





ı) Wenigstens ist es angesichts der vorhin erörterten Natur der &v17-Proto- 
kolle m. E. wenig wahrscheinlich, daß der Gläubiger erst auf Grund der Abstands- 
erklärung das Eigentum erworben habe; vgl. auch Parrsc#, P. Hauswaldt S. ı8*f. 
Genau läßt sich vom Standpunkt der Art und Weise des Eigentumsverfalls das Ver- 
hältnis der &vn &v nloreı zur mean nicht präzisieren. Falls die &rızaraßorn, wozu 
neuerdings Mırreis neigt (Grundzüge 1651, 151°; vgl. dazu RAArr, Verfall d. griech. 
Pfandes 79f., auch Manıck, Art. Hyperocha 2.i. in Pauly-Wissowa’s Real-Ene.) auf 
die Entrichtung einer Zusatzsteuer zu beziehen ist, so wird letztere allerdings wahr- 
scheinlich auch bei der @vn &v mioreı vorgeschrieben gewesen sein: wenigstens ist 
beim demotischen suspensiv bedingten Sicherungskauf anläßlich der Sicherung bloß 
eine 2%,-ige Verkehrssteuer entrichtet worden (vgl. Hypoth. u. Hypall. 35f.); vgl. 
jedoch unten S. 202, Anm. 2. 

2) Dies um so mehr, als die Kaufprotokolle anscheinend erst nach der Preis- 
zahlung mit einer versiegelten Innenschrift versehen zu werden pflegten, wodurch 
jene auch äußerlich erkennbar gemacht worden ist (vgl. H. u. P. 30/31). 

3) Inwieweit hiermit die in der Ptolemäerzeit gerade für diese Geschäfte 
charakteristische öuoAoysi-Form zusammenhängen mag, dazu vgl. Homol. u. Prot. 
insb. S. ı8£., 45£. 

4) Ebenso wie auch eine Quittungsurkunde einen Erlaßvertrag darstellen und 
damit die Obligation zum Erlöschen bringen konnte (vgl. oben 8. 15f), 
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die auch in betreff kaufweiser Übereignung vorgekommen sein mögen 
(vgl. S. 155 Anm. und 8. 2ı1). Dasselbe wird auch hinsichtlich 
der. Fälle anzunehmen sein, in welchen der Verkäufer bereits vor 
der effektiven Regulierung des Kaufpreises eine Abstandserklärung 
abgegeben hat.‘) Da könnte es nun freilich als eine naheliegende 
Frage erscheinen, ob nicht die Abstandserklärung im Laufe ihrer 
Entwicklung über ihre die Rechtsstellung des Käufers regelmäßig nur 
stärkende Funktion überhaupt hinausgewachsen und zu einem zum 
Kaufvertrag und zur Preiszahlung hinzutretenden, unentbehrlichen 
Perfektionsmoment der Übereignung geworden ist? So einleuchtend 


aber derartiges a priori auch wäre, ist es m. E. angesichts des 


Eindrucks, den noch die Urkunden der Kaiserzeit bieten, völlig 
unwahrscheinlich, daß eine derartige Entwicklung in der Ptolemäer- 
zeit vor sich gegangen sei?) (vgl. dazu unten 8. 253f.). 

Fast gleichzeitig mit meinen genannten Ausführungen sind 
die entsprechenden Erscheinungen des demotischen Rechtskreises, 
wie vorhin bereits erwähnt, von PArrsch zum Gegenstand einer 
besonderen Untersuchung gemacht worden (in der von SPIEGELBERG 
veranstalteten Ausgabe der demotischen Papyri Hauswaldt 8. ıı*f). 
Wenn es auch schon vorher deutlich war, daß das äußere Bild, 
welches die demotischen Urkunden in bezug auf Inhalt und gegen- 
seitiges Verhältnis der in Frage stehenden beiden Geschäftstypen 
bieten, von dem der griechischen erheblich abweicht und ihre Ver- 
schiedenheiten untereinander hier weit geringere sind, so hat das 
reiche Material der Papyri Hauswaldt dies nun auch für die frühe 





I) Vgl. auch Parrscn a. a. O. 8. 17* und unten $. 160, auch 257. 

2) Ob man nunmehr die hier in Frage stehenden Abstandserklärungen mit dem 
Ausdruck „Auflassung“ bezeichnen will, ist eine terminologische Frage. Zweifellos 
sind sie dies insofern gewesen, als durch sie der Übereigner seine Ansprüche auf 
die Sache aufzugeben erklärt hat; wer demnach auf Grund einer Übereigungskausa 
eine derartige Erklärung erlangte, konnte daraufhin unter allen Umständen als 
Eigentümer gelten. Allein die durch romanistische und moderne Vorstellungen nahe- 
gelegte Auffassung darf mit diesem Auflassungscharakter nicht verknüpft werden 
— und aus diesem Grunde zog ich es vor, diesen Sprachgebrauch zu vermeiden — 
als ob die Abstandserklärung einerseits im Gegensatz zum Kaufvertrag das dingliche 
Rechtsgeschäft schlechthin und als solches etwa die Erfüllung einer durch den Kauf 
eingegangenen Verpflichtung, andererseits als. ob sie eine unentbehrliche Voraus- 
setzung des Eigentumserwerbs darstellen würde, vgl. ParrscH a. a. 0. 8. ı2*, ı5*f., 
[jetzt Heidelb. Sitzb. 1916. 10. 8. 8f., 21f.| und die Ausführungen zur zereygagpı) 
unten 8. 233f., 253f. 


Dembotischer 
Urkundenkreie, 
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Ptolemäerzeit (III. Jahrh. v. Chr.) bestätigt.‘) Die Resultate aber, 
zu, welchen PırrscH betreffs ihrer juristischen Bedeutung gelangte, 
stimmen im wesentlichen mit dem überein, was die griechischen 
Papyri ergeben. Danach hatte äuch die demotische „Schrift für 
Silber“ (me&oıs) die noch viel deutlicher erkennbare Tendenz, be- 
reits den Übergang des Eigentums zu bewirken”) Die Abstands- 
schrift wäre — ebenso wie dies für den griechischen Rechtskreis 
aus P. Gen. 20 —Heidelb. 23 in Verbindung mit B. G. U. III 995 
sich direkt ergibt — erst nach der Entrichtung des Kaufpreises 
ausgestellt worden: in betreff ihrer diesbezüglichen juristischen 
Funktion hat Parrsch diejenige Auffassung zum erstenmal dar- 
gelegt, die vorhin auf Grund der Analogie der Quittungen auch 
aus den „un &xelebosodeı“-Klauseln der griechischen Urkunden 
abgeleitet werden konnte.’) Dabei hat jedoch auch Parrscn (a. a. 0. 
8. ı7*) der Möglichkeit Raum gelassen, daß die definitive Rechts- 
aufgabe des Verkäufers unter Umständen erst durch die Abstands- 
erklärung herbeigeführt wurde (vgl. vorhin 8. 153). 


3. Der ptolemäische Versteigerungskauf. 


Ein Blick sei hier auch auf die Fälle des publizistischen 
Kaufes der Ptolemäerzeit geworfen, soweit durch diesen öffentliche 
Ländereien verkauft worden sind. Diese Geschäfte sind in der 
Regel im Wege der Versteigerung abgeschlossen worden, wobei 
einerseits zwischen der bloßen Submission, andererseits der öffent- 





‚ı) Vgl. dazu Homologie u. Prot. 8. 24f., 51£., und jetzt die von SPIEGELBERG, 
P. Hausw. S. 5*—10* zusammengestellten Formulare; s. auch die beiden folgenden 
Anmerkungen. j 

2) Vgl. Parıson a. a. 0. 8. ı4*f. Ebenso Homol. u. Prot. 51f., vgl. auch die 
folg. Anm. 

3) Aus den Vertragsformularen selbst geht allerdings diese Anschauung für 
die demotischen Urkunden m.E. weit weniger deutlich hervor, als für die ptolemäisch- 
griechischen. Denn im Gegensatz zu den letzteren enthält im demotischen Urkunden- 
kreis bereits die „Schrift für Silber“ dauernd a) eine Preisquittung, b) eine aus- 
drückliche Übereignungserklärung und c) den Verzicht auf alle weiteren Ansprüche, 
drei Elemente, deren Mangel in der griechischen &vn in bezug auf ihr vorhin dar- 
gelegtes Verhältnis zur Abstandserklärung gerade das Entscheidende ist. Der erwähnte 
konstante Urkundeninhalt der demotischen „Schrift für Silber“ erinnert vielmehr an 
die kaiserzeitlichen Kaufurkunden mit Übereignungserklärung (zereygapel, dazu 
unten Abschnitt 9/10). Doch darf aus dieser Gestaltung der Urkundenklauseln allein 
natürlich kein Schluß in betreff der praktischen Funktion dieser Geschäfte abgeleitet 
werden. 


’ 
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lichen und mündlichen Versteigerung, die allein als x00xn10v&ıg be- 
zeichnet wird, zu unterscheiden ist.') Obschon nun diese Geschäfte 
sowohl hinsichtlich der äußeren Vorgänge wie der erzielten Wir- 
kungen von den bisher betrachteten des Privatrechts wesentlich 
verschieden sind®), so vermag doch der wesentliche Punkt unseres 
bisherigen Ergebnisses, wonach das verkaufte Recht auf Grund des 
Kaufs und der Preiszahlung überging, ohne daß dazu ein weiterer 
dinglicher Rechtsakt erforderlich gewesen wäre, auch für diese nach- 
gewiesen zu werden. 

Die Grundlagen unserer Kenntnis vom hellenistischen Auk- 
tionswesen sind schon vorlängst von WILCKEN gewonnen worden.) 
Danach lassen sich im Vorgang der Versteigerungen im wesent- 
lichen drei Momente unterscheiden. Sie beginnen mit dem Aus- 





_ I) Zu dieser begrifflichen Unterscheidung vgl. v. Tuur, Der allg. Teil des 
deutschen bürg. Rechts II, 49120; hinsichtlich der Papyri s. die Bemerkung von 
Mirteis, Grundzüge 1961. Die hellenistische Terminologie der beiden Vorgänge ist 
vielfach identisch, so daß es bezüglich zahlreicher Urkunden (insbes. hypomnemati- 
scher Offerten) zweifelhaft ist, ob das eine oder das andere vorliegt. 

2) So z.B. vgl. P. Teb. 15 lin. 99£., dazu Mırrteis, Leipziger Papyri p. 18 
ad lin. 30, Röm. Privatrecht I ı8 Anm., Parrson, Gött. gel. Anz. ıg1o, 739/40. — 
Sehr schwierig und noch intensivsten juristischen Durchdenkens bedürftig ist die 
Frage nach der Natur des in diesen Fällen erworbenen Rechtes und der dabei ent- 
scheidenden Kriterien, namentlich ob Eigentum, Erbpacht oder Pacht vorliegt; die 
Terminologie ist hierbei wenig differenziert und in weitgehendem Maß durch die 
Vorstellung der &vn beherrscht. Daß auf diese Weise wirkliches Privateigentum 
erworben werden konnte, unterliegt keinem Zweifel (z. B. P. Teb. I 5 loc. eit.), 
vgl. Rosrowzew, Studien zur Geschichte des römischen Kolonates 13f., WILcken, 
Grundzüge 284f. Doch die technische Seite der Versteigerung, auf die es im obigen 
allein ankommt, wird durch diese Zweifel und Verschiedenheiten wenig alteriert. 

3) Vgl. Wırcken, Aktenstücke der königl. Bank zu Theben 8. 22f., Griech. 
Ostraka I 525f. Das Material ist seither beträchtlich angewachsen (insb. durch die 
Elephantine- und Tebtynis-Papyri). Wir begegnen der Versteigerung in den mannig- 
faltigsten sachlichen Beziehungen: hinsichtlich der Veräußerung und Verpachtung 
von Grundstücken, der Steuerpacht, der Monopolpacht, der Bankpacht, der Notariats- 
pacht, der Veräußerung priesterlicher Stellungen, der Vergebung öffentlicher Arbeiten 
(zu diesem letzteren Punkt bes. FırzLer, Steinbrüche und Bergwerke im ptol. u. 
röm. Ägypten 73f.). Die technischen Prinzipien der Versteigerung zeigen in all 
diesen Beziehungen eine weitgehende Einheitlichkeit (vgl. zuletzt Rosrowzew, a.a. 0. 
21). Daß auch rein privatrechtliche Geschäfte im Wege der noornovsıg abgeschlossen 
werden konnten, zeigt P. Oxy. IV 716 — Mırteis, Ohrest. 360 (a°186 n. Chr.), 
vielleicht jedoch — wie auch im Falle dieser Urkunde — nur unter behördlicher 
Mitwirkung im Wege öffentlicher Versteigerung im Sinne des B.G.B. 8 383 Abs. 3 
(anders natürlich im Falle bloßer Submission, wozu vgl. vorhin 8. 160f.). Bezüglich 
der Versteigerung von Pfändungspfändern s. zuletzt Dikaiomata $. 138f. 

Abhandl, d. S. Akademie d. Wissensch., phil.-hist. Kl. XXXT. ıı. II 
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bieten des Versteigerers'): dabei wird in unseren ‘Urkunden die 
Ausschreibung der Versteigerung, das Exrıdvaı zig mgäcıw, WAS in 
der Regel mittels Kundmachung der Versteigerungsbedingungen 
geschah?), von dem durch Heroldsruf (dı« »hgvxog) eingeleiteten, 
öffentlichen Akt der zoox1gv&ıg deutlich auseinandergehalten.‘) 
Darauf folgte das Stellen der Anträge, das x000894:0%ı aL dyo- 
oaoumı‘); die gangbaren Ausdrücke für die diesbezüglichen Gebote 
sind in der Ptolemäerzeit vgioreodaı und Öröoresıg, in späterer 
Zeit auch dmioyveioder, bmöoyesıg und insbesondere eioessıg. Für 
das Stellen der Gebote sollte eine gewisse Frist zur Verfügung 
stehen, um dadurch zur Stellung je höherer Gebote Gelegenheit 
zu bieten, weswegen auch die öffentliche #g0x17gv&ı5 in der Regel 
durch mehrere Tage gedauert hat’) Für das Übergebot sind in 
der Ptolemäerzeit die Ausdrücke öreoßdAAsın und ÖreoBöAıov‘), später 
‚auch &sidreue, wie auch avaßıpaew und dveßıßeouög‘) üblich. Der 
Vertrag kommt dann durch den Zuschlag zustande‘), der mit den 





I) Unsere Urkunden bieten auch Beispiele, in welchen die Initiative von der 
Gegenseite ergriffen und der Staat zur Ausschreibung einer Versteigerung aufgefor- 
dert wurde; darauf hat Wırexen, Aktenst. d. Bank zu Theben S. 30f. hingewiesen. 

2) Vgl. beispielsweise P. Eleph. 14 = WıLcken, Ührest. 340 (a° 223/2 v. Chr.). 

3) Vgl. z.B. B.G. U. IIL992 = Wırcxen, Chrest. 162 (a° 112 v.Chr.) lin. 7f.: 
(deovesv) — — — Tüv ngoredtvrov zig ngäcıv za mooAnmgvydErrav Ev Aıög moleı TäL 
weydamı Fovg ıE Daapı ind a &wg s; Theb. Bankakte I lin. 8f., II lin. ııf., IV ı 
lin. 7£.; P. Zois ı lin. 24f. 

4) Zu diesem Punkt vgl. Wıroxen, Theb. Bankakte p. 30f., Gr. Ostraka I 526, 
Grundzüge 274 und die bei Preisıigee, Fachwörter zu den im folgenden erwähnten 
Termini genannte Literatur. 

5) Vgl. die in der Anm. 3 genannten Stellen. Letzteres wird keineswegs immer 
der Fall gewesen sein, da es unter Umständen genügte, daß zwischen der ERdeoıg 
und der meoxijgv&ıs ein längerer Zeitraum verstrichen sei. 

6) Neuestens vgl. P. Hal. 14 lin. 3/4 (II. Jh. v. Chr.). 

7) Zu diesen letzteren Worten vgl. z. B. P. Oxy. III 513 lin. 27; P. Teb. II 
295 lin. 10. — Vgl. auch rıv dusivova algeoıv dıdövaı in P. Oxy. IV 716 lin. 217 
und P. Rylands II 427 deser. Fr. ıı. 

8) Die gemeinrechtliche Streitfrage, ob nicht in der Versteigerung eine Offerte 
und im Gebot bereits eine Annahme liegt, besteht für die Papyri ebensowenig wie 
für das deutsche B. @. B., wenngleich das Gegenteil in concreto dort ebenso möglich 
gewesen sein mag, wie hier (vgl. Wenger, Arch. f. Pap.-F. 2, 60!). Denn stets wird 
die «ueocıg als das den Vertrag zustandebringende Moment bezeichnet, stet$ machen 
namentlich die Gebotsurkunden die Perfektion des Geschäfts von der xUgwoıg ab- 
hängig. Bis zu dieser aber sollte der Antragsteller an sein Gebot gebunden sein: 
daher die ständige Schlußklausel der Gebotshypomnemata, &&v d& un xugwd& oo 
noraogednsoner side ıH Umooytosı oder algtacı (z.B. P. Amh. II 97 lin. 17£., P. Lond. 
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Worten xugoö» und zUgwoıg, soweit es sich um Eigentumszuschlag 
handelt, mitunter auch mit x006ßoAj') bezeichnet wird. 

Hier ist nun die Frage zu stellen, auf welche Weise dieser 
Zuschlag im Falle des Versteigerungskaufes des näheren erfolgt 
ist, wie das Eigentum im Wege der Versteigerung erworben wurde? 
Da scheint es zunächst sicher, daß es da zur Errichtung einer 
Kaufvertrags- oder einer Abstandsurkunde, wie wir sie betreffs des 
privatrechtlichen Kaufes kennen, niemals gekommen -ist: dafür 
fehlt jedwede Spur‘) Hingegen sehen wir, daß derjenige, der 
den Zuschlag erhielt, von der Behörde eine Urkunde ausgehändigt 
bekam, in welcher die Staatskasse angewiesen wurde, vom Er- 
werber den Kaufpreis wie auch die zu entrichtenden Steuern 
und Gebühren in Empfang zu nehmen. Derartige Anweisungen 
heißen im ptolemäischen Sprachgebrauch bekanntlich diaygagai.’) 
‚Diese Diagraphe, die in der Regel den Geschäftsvorgang und den 
Geschäftsinhalt ausführlich verbriefte, war m. E. die einzige Ur- 
kunde, die der Erwerber bei der Versteigerung erhielt, sie hatte 
ihm die Kaufurkunde des Privatrechts zu ersetzen.‘) Dies aber 
geht daraus hervor, daß wo immer in der Ptolemäerzeit von 
einem Erwerb vom Staate die Rede ist, dieser Erwerb stets 
auf die dieyoaypn gegründet und diese als die Erwerbsurkunde 
verwendet wird.) So heißt es im Urteil des P. Grenf. Iıı = 
MırTTeis, Chrest. 32 Col. I lin. 28f. (a’ı53 v. Chr.), &palivelro rov 
IIev&[v] zvgiog &yaıv vw yiv, zad MV Envnro && Tod Beoıklırov 
se ]]) dıeyoapnv; im P. Gen. 20 — P. Heidelb. Inv.-Nr. 23 





II p. ııı lin. 2ı£.,, C. P. Herm. 119 IV lin. 32f.). Aus dieser Klausel scheint aber 
zugleich zu folgen, daß ein Gebot durch die bloße Abgabe eines Übergebots noch 
nicht erloschen ist. 

ı) Vgl. P. Eleph. 23 lin. 17 (dazu unten 8. 165), 25 lin. 4; P. Zois ı lin. 23; 
C. P. Herm. 119 IV lin. 22£. 

2) Hinsichtlich der Steuerpacht hatte WıLcken, Ostraka 531 mit der Errich- 
tung eines Kontrakts gerechnet; anders hinsichtlich der Domanialpacht Rosrowzew, 
Kolonat 53', WıLckEn, Grundzüge 275; wiederum eine andere Art der Perfektion 
zeigen ung hinsichtlich der Arbeitsverträge die Theodoros-Akte in P. Petr. II 43 = 
WiILcken, Chrest. 387 mit der Einleitung dazu. 

3) Vgl. Wırczen, Thebanische Bankakte 8. 30, Ostraka I 639, 647f., Grund- 
züge 152f.; PrEisıger, Girowesen 239f.; Parrscn, Gött. gel. Anz. 1910, 739. , 

4) In solche Richtung gehen auch die Ausführungen von Prrisicez a. a. OÖ. 

5) Ganz so, wie in anderen Fällen die on, vgl. Homologie u. Protokoll 3. 49. 


6) Ausgelöscht laut Wırckex, s. Rosrowzew, Kolonat, 26. 
Mira 
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lin. 6f. (a’rog v. Chr.) heißt es vom veräußerten Grundstück, 9» 
&ovhoaro fy Baoılınod — — — MOdg Te Tag yig Erpögıe Laßor nv 
eidıoucvnv dıeygapijv. Ganz besonders deutlich ist es, wenn in 
der Prozeßverhandlung im P. gr. Wiss. Ges. Straßb. Inv. Nr. 277 B. 
(Schriften der Wiss. Ges. in Straßburg 13, 8. 31f.) Landerwerb teils 
auf privaten, teils auf staatlichen Kauf gegründet wird und es 
diesbezügl. in lin. 64—69 heißt: z&g d& Aoımag dgou(geg) 4 [xegü 
tod Ilgoi]rov &v rar ze L Daguovdı Emvnuevov [r&g &goc(gag) Ae &]y 
Baoıkızo® zark dLeygagpıv Ev TÜL $ L, X0gErEıTo nv ONAov- 
uErnv dıeyoapıv al TOV zerayoapav rüvriygepe. Dement- 
sprechend ist es auch zu verstehen, wenn im Hermiasprozeß (P. Tor. 
ı Col. VI lin. rf.) der Anwalt der Geklagten dem Kläger entgegen- 
hält, daß er unre dıaygapnv unr' ädyv zryow vorgelegt habe.') So 
heißt es auch in der Liste der Tempel des Dorfes Kerkeosiris P. Teb. 
1 88 = WıLcken, Chrest. 67 (a’ııs5/4 v. Chr.), in bezug auf ein Prie- 
stertum, das ebenfalls im Wege der Versteigerung erworben zu 
werden pflegte, lin. 7f.: 76 d& z&untov uEoog »gareiv vobg abrovg 
&mvnu£vovg dr Tod Bacıkızod zar& Tyv brnozsıwernv dıeyoc- 
piv, ob yodvog (Frovs) y Damyı ım.. Bezeichnend ist es auch, 
wenn in den Diagraphai der Thebanischen Bankakte von den Ver- 
steigerungshypomnemata stets berichtet wird (I ı lin. 2f., II lin. 3f., 
IL ı.lin.. 2f., IN.2 Im. 16,.1V. rlin.'2f.),.dr au oplarero > — 25 
eydodelong auraı ng Ey Paoıklıro® dıeyoapis, tegsodeı 72.: 
nur die dieyoagpı, ist es, die der Offerent anläßlich des Zuschlags 
zu erwarten hat, um daraufhin den Preis zu entrichten. 

Doch die dıeygepr an sich gibt noch kein Eigentum. Sie ist 
bloße Anweisung zur Entrichtung des Preises und vor der Preis- 
zahlung gab sie das Eigentum ebensowenig, wie eine Kaufurkunde 
ohne Preiszahlung es nicht zu verschaffen vermochte (vgl. 8. 156). 
Offerten und dıeyo«pei machen denn auch den Rechtserwerb oft aus- 
drücklich von der Preiszahlung abhängig. So z. B. wird in der Ver- 
erbpachtungsurkunde P. Amh. II 3ı = WILckEn, Chrest. 161 (a’ ı12 
v. Chr.), der allerdings eine Versteigerung nicht vorausgegangen war, 
die Bank angewiesen für ein von der Erwerberin bereits okKupiertes 
Stück Ödland ein xo060TLu0v zu empfangen, &p’ @ı rafauevnı EEeı 
&v pvreicı row römov (lin. 16). Der Rechtserwerb wird hier von der 





1) Vgl. Wırcken, Theb. Bankakte 9, 30; betreffs der #TMOLG‘S. GRADENWITZ, 
Schriften d. Wiss. Ges. in Straßburg, Heft 13, S. 19. 
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Preiszahlung‘) abhängig gemacht, und so ist es auch beim Ver- 
steigerungskauf gewesen. Der Quittung der Bank über die Ent- 
richtung des Preises ist dann, wie wir es in den Zois-Papyri und 
in P. Amh. II 31 sehen, die dıeye«py; angefügt, oder der Inhalt der 
letzteren — wie im P. gr. Wiss. Ges. Straßb. Inv. Nr. 277 — in 
der Quittung verbrieft worden. Auf Grund dieser zum Zuschlag 
hinzutretenden Preiszahlung und der zur dıeygagpn hinzutretenden 
Quittung hat der Käufer das Eigentum erlangt. Dem entspricht 
es, wenn in P. Eleph. 23 (a’ 223/2 v. Chr.) jemand sein Eigentum 
an einem Grundstück lin. ı6f. mit den Worten beschwört, u 
eivaer abrod EAN Hlusreglev zalı Elyeım us Tadıng xoosßoANv zei 
»er[e]BoAnv?),& zei &mıdedeıyd 601. Nur die xg00ßoAn und zereßoAn 
zusammen, der Zuschlag und die Preiszahlung geben das Eigen- 
tum, nur die Zuschlagsurkunde und die Preisquittung zusammen 
vermögen den Eigentumserwerb zu beweisen’). Damit aber war 
der Eigentumserwerb ebenso perfekt, wie wir es bezüglich einer 
Kaufurkunde mit hinzutretender Preiszahlung angenommen haben 
(s. oben 8. ı55£.): mutatis mutandis gilt hier wie dort dasselbe 
Prinzip. Zu einer dem dsoor«oıov entsprechenden Erklärung ist 
es aber daneben im publizistischen Rechtsverkehr nicht gekommen, 
wie denn eine solche neben einer mit behördlicher Quittung ver- 
sehenen dieyoapy wohl auch überflüssig, vielleicht aber mit den 
‚Grundsätzen des fiskalischen Rechtes garnicht vereinbar war.‘) 
Kehren wir aber nach dieser Abschweifung zum Hauptfaden unseres 
Gedankengangs zurück. 


ı) Betreffs dieser Natur des zu entrichtenden mooozıuov vgl. WILCKEN, Arch. 
f. Pap.-F. 2, 120; Rostowzew, Kolonat 17; auch die bei Berger, Strafkl. ı2 Zitt. 

2) KoreßoAn im Sinne einer Quittung, vgl. Homologie und Protokoll 12f. 

3) Vgl. hierzu auch den Rechtssatz in P. Teb.15 lin. 80/1, wo die Preis- 
zahlung (dazu die Anm. des Herausgeber) als die Voraussetzung des Rechtserwerbs 
hervorgehoben wird und wo man in erster Reihe an Erwerb im Wege der Auktion 
zu denken hat; vgl. dazu die Urkunden über die Auktion priesterlicher Stellungen, 
insb. P. Par. Achmim, P. Teb. II 294— 297, 599 deser. — Aus späterer Zeit vgl. 
für das im Text Gesagte B. G. U. II 462 = Wiırcken, Chrest. 376 lin. 16/7 
(a° 150— 156 n. Chr.). 

4) Insbesondere stand der Abgabe einer „un Emeisdoeoda.“-Erklärung die Ge- 
wohnheit entgegen, wonach sich der Staat auch noch für die Zeit nach dem Zuschlag 
die Möglichkeit offen hielt, im Falle eines Übergebotes den Zuschlag zu widerrufen 
und dem Überbieter zuzuschlagen. Bis zu welchem Zeitpunkt und unter welchen 
Voraussetzungen dies möglich war, dafür zeigen uns die ptolemäischen Auktions- 


166 A. B. Schwarz, [RXXT, 3. 


4. Die Frage des sogen. gespaltenen Kaufes in der Kaiserzeit. 


Inwieweit ist eine Spaltung des Übereignungsvorgangs, wie 
wir sie in den ptolemäischen Urkunden sahen, auch dem Provin- 
zialrecht der Kaiserzeit bekannt gewesen? Ein so deutliches 
Beispiel dafür, wie es für die Ptolemäerzeit etwa B. G. U. III 998 
und die demotischen Urkunden bieten, ist bisher jedenfalls nicht 
bekannt geworden. Auf Grund gewisser Indizien, die weiter unten | 
ins Auge zu fassen sein werden, hatte jedoch WILCKEN schon vor 
‚längerem (Deutsche Literaturzeitung 1900 Sp. 2467/8, Arch. f. 
Pap.-F. 2,388/9) betreffs einiger Fälle auf eine derartige Spaltung 
geschlossen‘) und es dabei, wenn auch eher nur zur Diskussion 
gestellt, als behauptet, so doch immerhin als wahrscheinlich be- 
zeichnet, daß dies auch in dieser Periode die Regel geblieben sei.’)”) 
Auf diese Äußerung hat dann die spätere Literatur oftmals — 
wenn auch stets nur nebenbei — Bezug genommen und mit der 
erwähnten Anschauung mitunter als mit einer erwiesenen Tatsache 
gerechnet.‘) Doch ist gegen eine derartige Ansicht auch Zweifel‘) 





papyri verschiedene Gebräuche; vgl. dazu Wırcken, Ostraka I 527', seither insbes. 
noch P. Eleph. 14 = Wırcken, Chrest. 340 lin. 23f. Dieselbe Praxis zeigen uns 
auch noch die kaiserzeitlichen Urkunden, dazu s. Rostowzew, Kolonat 145; lehr- 
reich ist in dieser Hinsicht vor allem P. Oxy. III 513 = WıLcken, Chrest. 183 
(dazu Preisıeke, Arch. f. Pap.-F. 4, 114, Girowesen 24f.). Gegen diese Praxis der 
Verwaltung sehen wir jedoch mehrfach Kaiserreskripte ankämpfen, so 0. J. 10, 5, 2; 
11, 32 (31), 1, 2; Dig. 50, 1, 21, 7. — [Zu dieser ganzen Materie jetzt vor allem 
Praumann, Idioslogos 5f., 60f., 64£.] 

ı) Betrefis dieser Fälle vgl. unten S. 203f. 

2) Da die Bestimmtheit dieser Äußerungen oftmals überschätzt worden ist, 
zitiere ich wörtlich Wıucken, Arch. f. Pap.-F. 2,389: „Mir fehlte jetzt die Muße, 
gründlich nach allen Seiten zu untersuchen, ob wir dies auch für diese Zeit verall- 
gemeinern und für jeden Immobiliarkauf zwei Urkunden von der besprochenen 
formalen und sachlichen Verschiedenheit als notwendig annehmen dürfen. Soweit 
ich es bisher nachprüfen konnte, scheint mir allerdings diese Annahme geboten zu 
sein.“ 

3) Aus den Darlegungen des 2. Abschnittes (8. 154f.) ergab sich, daß eine 
derartige Spaltung auch in der Ptolemäerzeit nicht unerläßlich gewesen ist: denn 
einerseits konnte das Eigentum auch auf Grund eines bloßen Kaufprotokolls und 
der Preiszahlung ohne nachfolgende Abstandserklärung, andererseits aber auch auf 
Grund einer selbständigen Abstandserklärung ohne vorangehendes Kaufirosokol] 
(vgl. 8. 155 Anm., 169, 211) übergehen. 

4) Vgl.z.B. Wise Bodenpacht 44; PREISIGKE, Girowesen 440; BERGER, 
Strafklauseln 126. 

5) Vgl. Eger, Grundbuchwesen 104 


N: 


\ 
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und auch Widerspruch‘) laut geworden, und als Mrrrris die hier- 
her gehörigen Erscheinungen zum erstenmal zusammenfassend 
untersuchte (Grundzüge 172f.), kam auch er zum Ergebnis, daß die 
Spaltung der Übereignung in der Kaiserzeit keineswegs die aus- 
schließliche Regel gewesen ist, daß sich vielmehr neben dem „ge- 
spaltenen“ auch der „einheitliche Kauf“ in weitem Umfang nach- 
weisen läßt.?) 

Auch die folgende Untersuchung wird ergeben, daß dem ein- 
heitlichen Kauf in der Kaiserzeit jedenfalls die weit vorherr- 


schende Stellung zukam, daß daneben jedoch auch eine Spaltung 


des Übereignungsvorgangs vorgekommen ist. Hier soll versucht 
werden, des genaueren die Kriterien dafür zu bestimmen, unter 
welchen Voraussetzungen es zu einer derartigen Spaltung gekommen, 
auf welche Weise sie in Erscheinung getreten und mit welchen 
Wirkungen sie verknüpft gewesen ist. 


* * 
* 


Die Untersuchung soll zunächst auf die kaufweise Über- 


Die 
Kaufurkunden 


eignung beschränkt und dabei von der Betrachtung der Kaufver- der Kaiserzeit, 


träge selbst ausgegangen werden.‘) 

Im Papyrusmaterial der früheren Kaiserzeit lassen sich zwei 
inhaltlich verschiedene Urkundentypen auseinanderhalten, die beide 
unter der Bezeichnung &vn oder seäcıg einhergehen. Der eine 
Typus ist der des aus der Ptolemäerzeit wohlbekannten Kauf- 
protokolls, von dem er sich höchstens in manchen stilistischen 
Zügen unterscheidet. Neben diesem tritt jedoch in der Kaiserzeit 
ein anderer Typus in den Vordergrund, welcher dadurch charak- 
terisiert erscheint, daß er eine ausdrückliche Übereignungserklärung 
enthält, indem darin die x»voreie oder das Recht des xgareiv zal 
#vgiebew zugesichert wird (seine nähere Analyse s. unten 8. 170£.).) 


ı) Namentlich FrEunDT, Wertpapiere I 52!, dazu Parrscn, Z. f. Handels- 
recht 70, 449'°. 

2) Seither vgl. auch Frese, Z. f. vgl. Rechtswiss. 30, 130f. 

3) Zu Übereignungsurkunden auf Grund anderer Kausalverhältnisse vgl. bes. 
die Ausführungen des 8. Abschnittes, namentlich 8. 212f. und S. 219f., ferner S. 241. 

4) Überdies finden sich vereinzelt auch Kaufverträge, die keine Übereignungs- 
erklärung enthalten, jedoch nicht protokollarisch stilisiert sind, wie z.B. P. Ry- 
lands II 164, vgl. unten S. ıgof., 8. 246. 
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5. Die Kaufprotokolle der Kaiserzeit. 

Die Annahme, daß die ptolemäischen Erscheinungen in der 
Kaiserzeit fortbestanden hätten, dürfte vor allem durch diesen 
Kauftypus nahegelegt erscheinen. | 

Hierbei darf jedoch nicht üßersehen werden, daß derartige 
Kaufprotokolle aus der Kaiserzeit bisher nur aus bestimmten Ge- 
bieten Ägyptens, namentlich aus Elephantine, OÖxyrhynchos und 
Herakleopolis Magna bekannt geworden sind‘); dagegen konnten 
sie in denjenigen Gebieten, aus welchen uns gerade größere Massen 
kaiserzeitlicher Kaufverträge erhalten sind, so insbesondere im 
Faijüm, wie auch in Alexandrien und Hermupolis bisher nicht 
beobachtet werden.) Es scheint daher, daß die aus der Ptolemäer- 
zeit bekannte Kaufform sich in den erstgenannten Gebieten länger 
erhalten hat, während sie in anderen schon früh verdrängt wor- 
den ist. In dieser Hinsicht ist namentlich zu beachten, daß der 
lange Zeit hindurch einzige kaiserzeitliche Repräsentant des pro- 
tokollarischen Kauftypus, der P. Par. 17 (a° ı54 n. Chr.) aus Ele- 
phantine, der das ptolemäische Formular am reinsten bewahrt 
hat”), der einzige Kaufvertrag ist, den wir aus der früheren Kaiser- 
zeit aus der Thebais überhaupt haben, während unser reichhaltiges 
Material an ptolemäischen Immobiliarkaufprotokollen durchwegs 
der Thebais (den Gebelen-Urkunden) angehört. Demgegenüber 
zeigen die alexandrinischen Synchoresisurkunden aus der Zeit des 
Augustus (in B. @. U. IV) den andern Kaufvertragstypus bereits 
in vollster Entfaltung. Man könnte daher vermuten, daß der pro- 
tokollarische Typus in der Thebais noch in der Kaiserzeit ge- 
herrscht hat‘), der andere hingegen in Unter-Ägypten bereits in 





1) Elephantine: P. Par. 17 (a° 154); — Oxyrhynchos, Grundstücke (Häuser): 
P. Oxy. 199 (a° 55), III 577 deser. (a° 118); Sklaven: P.Oxy. II 375 deser. (8979), 
II 380 deser. (a° 79), IV 809 deser.? (a 98— 117), .P. 8, I. TIL 182 (a 234), 
P. Oxy. IX 1209 .(a® 251/3); — Herakleopolis, Grundstückkauf: Harrer, Über die 
griech. Papyri Erzh. Rainer p. 64 = Preisıgke 9. B 5274 (a® 225); Sklavenkauf: 
B.G.U. III 937 (a° 250). — [Neuestens P. Hamb. Inv.-Nr. 300, Z.f. vergl. RW. 35,97£.]. 

‘2) Sollte der faijümer Kaufvertrag 0. P. R. 1QI (angesichts lin. 2 von unten 
eher III. als II. Jahrh., in welches der Herausgeber ihn setzen will), was keineswegs 
sicher ist, ein einfaches Protokoll darstellen (vgl. lin. 12), so wäre doch sein Inhalt 
ganz. dem andern Typus und nicht dem der übrigen Protokolle entsprechend (vgl. 
insbes. das „wugiedovrag“ in lin. 6). 

3) Vgl. hierzu Eger, Grundbuchwesen 103 und die da Zitierten. 

4) Vgl. auch Wussery, C.P.R. p- 11; Bey, Le vente dans les papyrus 72/3. 
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der Ptolemäerzeit aufgekommen ist. Können wir doch gerade auf 
dem Gebiet des Urkundenwesens auch sonst beobachten, daß Ent- 
wicklungen in Unter-Ägypten sich eher vollzogen haben als im 
Süden des Landes: dies ist z. B. betreffs der Verallgemeinerung 
der Homologie-Form der Fall.‘) Jedenfalls wird es durch diese 
ungleiche geographische Verteilung des Materials wesentlich er- 
schwert, die ptolemäischen und kaiserzeitlichen Beobachtungen mit- 
einander zu verknüpfen: ein völlig geschlossenes Entwicklungsbild 
wird sich nicht eher gewinnen lassen, als nicht ein erheblicheres 
‚Material an ptolemäischen Kaufurkunden auch für Unter-Ägypten 
zutage tritt. 

In einigen Gebieten (wie Oxyrhynchos und Herakleopolis) kön- - 
nen nun freilich die beiden Kauftypen — nach der derzeitigen Lage 
der Quellen vom I. bis zur Mitte des III. Jahrhunderts — sowohl in 
bezug auf Grundstücke, wie auf Sklaven nebeneinander beob- 
achtet werden.’) | | 

Inwieweit nun derartige Kaufprotokolle der Ergänzung durch 
weitere Beurkundungsakte bedürftig waren, wird sich nur im Zu- 
sammenhang mit der Frage nach der juristischen Bedeutung der 
ausdrücklichen Übereignungserklärungen und der zaraygagyı) beant- 
worten lassen. Bezüglich der Ptolemäerzeit nahmen wir an, daß 
das Eigentum, sobald der Kaufpreis bezahlt war,. auch auf Grund 
des bloßen Kaufprotokolls überging (vgl. oben 8. 15 5f., auch 8. 193f.). 
Dabei glaubten wir sogar mit der Möglichkeit rechnen zu dürfen, 
daß gar nicht im Anschluß an alle Kaufprotokolle auch eine Ab- 
standserklärung errichtet worden ist: denn es ist zu auffallend, in 
verhältnismäßig wie geringer Zahl derartige Abstandserklärungen 
uns erhalten blieben.) Demgegenüber hat sich allerdings in der 
'Kaiserzeit die Übereignung von Grundstücken und Sklaven in der 
großen Mehrzahl der überlieferten Fälle in Gestalt einer Urkunde 
mit ausdrücklicher Übereignungserklärung vollzogen. Im weiteren 





1) Vgl hierzu Homologie und Protokoll 8. 8, ıı. 

2) Vgl. den oben $. 168, Anm. ı genannten Urkunden gegenüber als Reprä- 
sentanten des andern Typus für Oxyrhynchos an Immobiliarkäufen P. Oxy. III 504 
(Anf. d. II. Jahrh,), 505° (H. Jahrh.), IV 719 (a 193), IX 1200 (a 266), 1208 
(a° 291), X 1276 (II. Jahrh.), an Sklavenkäufen P. Oxy.I 95 (a? 129); für Hera- 
‚kleopolis das in C. P.R. vorhandene, wie auch das von Wırcken, Arch, f. Pap.-F 
2, 314° genannte Material. : 

3) Hierzu Homologie und Protokoll 8. 54f. 
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wird sich jedoch ergeben, daß wahrscheinlich auch die letztere 
keine unentbehrliche Voraussetzung des Eigentumsübergangs ge- 
wesen ist. Dann aber darf den Kaufprotokollen, obschon sie eine 
Übereignungserklärung nicht aufweisen‘), die Fähigkeit, die Über- 
eignung nach erfolgter Preiszahlung bewirken zu können, auch 
für diese Epoche keineswegs abgesprochen werden?) (vgl. des 
Näheren unten S$. 1g2f, 253f.). 


6. Kaufverträge mit Übereignungserklärnng. 
Dieser Typus ist in der Kaiserzeit der weit verbreitetere. Die 
für ihn charakteristische Übereignungserklärung besteht meist (nicht 
ausnahmslos, vgl. unten 8. 198°) in der Zusage der xvgıeie”) oder: 





ı) Allein in Herakleopolis scheinen die späten Kaufprotokolle des III. Jahr- 
hunderts (vgl. oben’S. 168, Anm. 1), soweit B. G. U. III 937 vermuten läßt, dem 
anderen Kauftypus recht nahe zu stehen. 

2) Damit will freilich nicht gesagt sein, daß man das Kaufprotokoll nicht 
mit einer weiteren Urkunde zu ergänzen pflegte, nur daß dies nicht unbedingt ge- 
schehen mußte (die dabei erzielten Rechtswirkungen zu bestimmen, soll unten 8. 253£. 
versucht werden). Nur wird diese weitere Urkunde in der Kaiserzeit nicht der 
ptolemäische &rrooraoıov-Typus, sondern die nunmehr aufgekommene xvgıei«-Urkunde 
gewesen sein (vgl. den sogleich folgenden Abschnitt und unten $. 197£.). — Zu den 
einfachen Kaufprotokollen hat man (namentlich in den Gebieten, wo beide Kauf- 
typen geläufig waren, vgl. vorhin 8. 169) vermutlich in Fällen gegriffen, wo der Ver- 
käufer aus irgendwelchen Gründen Ansprüche betrefis der Sache sich noch vorbe- 
halten wollte. Angesichts der für die Ptolemäerzeit gewonnenen Ergebnisse möchte 
man dabei vor allem an Fälle denken, in welchen der Kaufpreis noch nicht ent- 
richtet worden ist (vgl. oben 8. 156f.): dem scheint jedoch entgegen zu stehen, daß 
die Mehrzahl der kaiserzeitlichen Kaufprotokolle im Gegensatz zu den ptolemäischen 
eine Preisquittung aufweist (einzige Ausnahme P. Oxy. 1 99, zu dieser Urkunde s. 
PArrscH, Arch. f. Pap.-F. 5, 497), die in diesen Fällen schwerlich als eine fiktive 
angesehen werden kann. Denkbar ist es aber auch, daß solche Protokolle ohne 
bibliothekarisches &rloraAux errichtet werden konnten (vgl. unten $. 255, Anm. 2) 
wie auch daß sie nur als Provisorium bis zur Entrichtung der Verkehrssteuer dienen 
sollten (vgl. Mirreis, Grundzüge 79, 179, 183): auffallend ist es jedenfalls, daß 
zweien unter den uns erhaltenen kaiserzeitlichen Kaufprotokollen (P. Oxy. I 99, P. 
Par. 17), ebenso wie den zahlreichen ptolemäischen, eine &yaöxAıov-Quittung angefügt 
erscheint (vgl. unten $. 249). Andererseits pflegte das &ynvxAsov auch auf Grund 
einer privaten und auch ohne jede Urkunde entrichtet zu werden (dazu $. 249). 

3) Das Wort «voıela wird für Eigentum erst in der hellenistischen Rechts- 
sprache gebräuchlich, vgl. Lipsıus, Das attische Recht und Rechtsverf. 675, Anm.; 
die ptolemäischen Belege s. Homol, u. Prot. S. 48!. Die Worte dsomö&sıv und deoro- 
reia scheinen in die Kaufformulare erst in byzantinischer Zeit einzudringen; vgl. 
jedoch bereits den Teilungsvertrag P. Teb. II 383 lin. 35 (a 46 n. Chr.). Zur alt- 
griechischen Eigentumsterminologie soeben (während der Korrektur) Raser, Z. d. 
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des Rechts x0«reiv zei #voredev: wir können ihn daher der Kürze 
wegen Übereignungskauf oder zvgısie-Kauf nennen. Derselbe läßt 
sich für alle ägyptischen Gebiete, aus welchen uns kaiserzeitliche 
Papyri erhalten sind, wie auch in Gestalt sämtlicher Urkunden- 
formen — als Homologie, Synchoresis, Diagraphe und Cheiro- 
graphon — nachweisen‘) und hat sich, in Einzelheiten verändert 
und namentlich erweitert, als die typische Kaufurkunde bis in die 
späteste byzantinische Zeit hinein in Ägypten erhalten. Trotz 
dieser örtlichen, formalen und zeitlichen Mannigfaltigkeit bleibt 
die wohlbekannte inhaltliche Struktur dieses Typus im wesent- 
lichen immer dieselbe Dabei lassen sich die folgenden typischen 
Bestandteile auseinander halten: RL 

a) die Erklärung zu verkaufen (zergexeveı), mit Angabe des 
Kaufobjekts; oft wird die Übertragungserklärung in sonst völlig 
_ gleichartigen Urkunden statt des kausalen zewgaxeva, mittels xe- 
00xexmgnxeveı oder eines ähnlichen abstrakten’) Verbums zum Aus- 
druck gebracht: darüber ist 8. 2ı3f. des genaueren zu handeln; 

b) Preisquittung?); 

c) die vorhin bereits erwähnte Zusage, wonach der Käufer. 
von nun ab die volle Herrschaft an der Sache haben solle (xo«- 
teiv zei zugiedew): die eigentliche Übereignungserklärung (vgl. 
BR 881.,710 71.3306, 246,225 31,%% | 

d) Gewährleistungsabrede und — was hiervon scharf aus- 
einander zu halten ist‘) — | 

e) die Erklärung, keinerlei weitere Ansprüche in betreff der 
Sache geltend machen zu wollen (un &xerebosodau) (vgl. S. 197 f.); 

f) Strafklausel für den Fall, daß der Verkäufer den vorer- 
wähnten Verabredungen zuwider handeln sollte (vgl. 8. 178f.). 





Sav.-St. 36, 341f.; die Schrift vam Mxurs’, Rechtsgedingen over bepaalde goederen 
in oud-Helleense Rechten (Amsterdam 1914) ist mir nicht zugänglich, darüber 
J. van Kan, Z. d. Sav.-St. 36, 437. 

1) Selbst mit der Möglichkeit, daß dieser Inhalt in die Gestalt eines ein- 
‘ fachen Protokolls gebracht worden sei, muß gerechnet werden: vgl. namentlich das 
oben 8. 170, Anm. ı bezüglich Herakleopolis Gesagte. 

2) d.h. keine bestimmte Übereignungskausa zum Ausdruck bringenden Ver- 
bums (vgl. unten $. 212, 219). 

3) Zur Bedeutung der Preisquittung vgl. insbes. unten 8. 2571. 

4) Dies ist in der Literatur mehrfach nicht genügend geschehen; vgl. jedoch 
Raser, Haftung des Verkäufers 36f., und meine Bemerkungen Homol. u. Prot. 25f. 
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Die Stilisierung dieser Elemente zeigt mannigfache lokale 
Abweichungen: mitunter lassen sich solche sogar betreffs einzelner 
Orte oder Notariate feststellen. Im großen und ganzen ist (nament- 
lich betreffs der unter c)—f) genannten Elemente) für jeden Gau 
ein mehr oder weniger festes Schema zu erkennen. Es ist nicht 
ohne Belang, sich dessen bewußt zu sein, um nicht rein lokale 
Besonderheiten — wie es mitunter geschehen ist — zu sachlichen 
Folgerungen zu verwerten. Deswegen sollen die üblichen Formu- 
lierungen auch hier nebeneinander gestellt werden. Dabei bleiben 
die Formulare der byzantinischen Zeit außer Betracht. 


ı. Synchoresisurkunden (Alexandrien).!) 


c) And TOO vüv xguzeiv al xuguevsw rov deiva Tov nengautvav (megexsywen- 
uEvav?)) euro Kal 1& E5 adröv mwegiyeıvöusva dmopkgsodeaı eis To WIov Kal 
ESovolav &ysıv Erkooıs moAelv nal dioinsiv nal Enıteleiv neol aurov Mg Ev 
viontaı, 

d) in den älteren Urkunden: undewiav 6: z& deivi soralsimeodeı Epodov und’ 
Am ünmto adrod undevi Ei 1% mengaueve, 
in den späteren: z0v deiva un) Enımogevecheı Ei Tauze und &Akov ünto wü- 
Tod undeva ark undeve Todmov, 

e) ol mivre vov Erehsvoousvov drnoorijosv magayojun toig idloıg danaviuccı 
ns Peßeıwoewg EEanoAovdovong aürh narı n&oav Beßeiooı — von hier ab 
oft (namentlich in den älteren Urkunden) fehlend — xei nagtberan Tag 
mooxsıuevog dgovgaug aadagig dvd Immocinv rehssudrwv udvrov zov ufyeı - 
tod ÖıeAmAvdorog Erovg al abrod Tod Erovg And TE ldıarınav Kal mdong Eu- 
OM0EDS dia avrog; 

f) dies ist ein für die Synchoresisurkunden besonders konstantes und charak- 
teristisches Element: &&v de zı ovrwv nagaßelvn Zweig Toü uEveiv auge T& 
Svvasyaonueva Exzivew Tov deiva vv reıumv (TO nepdiaıov?)) ovv MuoAle 
vol T& BALBN nal danavnjuare — in den augusteischen Urkunden: x«l &Alag 
Ercireiuov (oder &s idL0v yoLog) deyvelov doayuäg mevrexocings — xal To 
WeLouEvov mgögTıuov nadeeg &5 Ölung.‘) 





1) Vgl. aus der Zeit des Augustus B. G. U. IV. 1059 (aı3 v. Chr.), 1127, 
dazu unten 8. 194f., (a° 18 v. Chr.), 1129, dazu unten $. 206f., (a ı3 v. Chr.), ı130 
(a°4 v.Chr.), 1131 I, dazu unten $. 250f., (aPı3 v. Chr.); aus späterer Zeit B. G. U. 
II 542 (a° 165 n. Chr.), ©. P.R. 5, vgl. dazu Ecrr, Grundbuchwesen 106 (a° 168), 
B.G. U.1 282 (nach 175), III 825 (nach 191). Dabei zeigen die späteren Urkunden 
namentlich in betreff der Klauseln c)— e) eine festere Konstanz als die älteren 
[Neuestens noch: P. Freib. 8 (a° 143 n. Chr.)]. 

2) Vgl. unten 8. 215£. 

3) Vgl. unten 8. 213, 216f.%, 251. 

4) Vgl. zum &gıouevov moooruov 8. 183, zum xadaneg &r Ölnng oben $. 39 
und unten 8. 183, Anm. 3. 
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2. Faijüm.') 


c--e) Eine Eigentümlichkeit der meisten faijümer Kaufurkunden ist eine Ver- 
knüpfung der unter c) und e) genannten Klauseln. Diese Kombination der Gewähr- 
leistungs- und Übereignungsabrede läßt sich folgendermaßen gliedern: 


«) Beßausosıv zov ÖwoAoyodvra nal Tode wog airod T® deivi zei Toig mug’ 
abrod Amd Tod vov Emi sov Änavra yobvov nen Beßaıwosı KaYIorı moo- 
yeygamıraı dık mavrdg, 

P) zul maoeteodaı dvinape Kal Aveveyigaore nal dvenıddveiote?) zei Kadagk 
and uv Ömuooiwv Telssudınv ndvrmv dınmd TOV EUT0068EV yo6vmv uergı Tig 
Eveoroong Iuegag?), dd ÖdE idıwrınöv zul m&ong Zumomceng im) tbv Imavıe 
100vov, - 

y) nel undeva unAvovre tov Ayogansra umdE vode Tag’ abTod Kugiedovrag tov 
nergausvmv xal Eloodsvovrag nal 2Eodsvovrag zul ATTOPEgDuEVOUG T& 2E aurüv 
megiysıvöusvat) eis To idLov Kal 19wuEvovg alroig Kai bmoridevras xal 2EnAAo- 
Tqwüvrag nal oinovonodvrag negl auriv bg Ev BovAwvrau.) 


Statt dieser zuletzt unter y) angeführten partizipialen Konstruktion, die für 
den Faijüm charakteristisch ist, finden wir jedoch mitunter auch hier die in den 
übrigen Gauen weit verbreitetere infinitivische (xgereiv xal xvguevew), so in den 
Sklavenkäufen des II. Jahrh. B. G. U. II 859 und 805 (nach 137/8 n. Chr.), in den 
Immobiliarcheirographa B. G. U. 171 (a° 189) und II 666 (a 177) und aus noch 
späterer Zeit in den Immobiliarhomologien P. Straßb. 14 (a zır), B.G. U. IV 1049 
(a° 342).°) 





ı) Das Hauptmaterial der Grundstückskäufe s. gruppiert bei EgER, Grund- 
buchwesen gof.; seither sind insbes. hinzugekommen P. Hamb. 15 (a° 209), P. Thead. 
ı (a 306), 2 (a° 305), neuestens P. Rylands II 161 (a° 71), 162 (a’ 159). An Sklaven- 
käufen vgl. B.G. U. III 987 (a" 44/5), B.G. U:1193 (a? 136), vgl. dazu unten 8. 203f., 
B. G. U. III 805 (a 137/8), III 859 (II. Jahrh.). 

2) Dies ist eine ausschließlich faijümer Urkunden eigentümliche Wendung, 
die auch in faijümer Hypothekenverträgen (so schon im frühptolemäischen P. 
Hamb. 28 lin, 8f., dann in P. Bas. 7 lin. 21), ferner im antichretischen Mietsvertrag 
P. Hamb. 30 lin. 19 f., der überhaupt in merkwürdiger Weise dem Kaufschema folgt, 
begegnet. Vgl. dazu sachlich Hypoth. und Hypall. 98 £. 

3) An dieser Stelle findet sich häufig eine lange Aufzählung verschiedener 
öffentlicher Lasten, vgl. z.B. C.P.R. ı, B. G. U. III 907. In den Verträgen, die 
Häuser betreffen, heißt es meist: dno Acoygaplas r&v Ev wird pavnoouvov dıro- 
yeyodpdaı wergı Erkgug droyoapijg eixovıouod (P. Hamb. 15, B. G. U. I 350, II 667, 
0. P. R. 187, 206, 214, wo weitere Ergänzungen möglich sind), vgl. Wıucken, 
Ostraka I 243 f. 

4) Danach zu ergänzen B. G. U. IH 901 lin 4. 

5) An dieser Stelle werden die Attribute des Eigentumsrechts mitunter noch 
viel detaillierter aufgezählt, stets der physischen und juristischen Natur des Kauf- 
objektes entsprechend, vgl. z.B. C.P.R. ı, B.G. U. 1350. . 

6). Doch wurde hierdurch der andere Stil nicht verdrängt, vgl. B. 6. U. 194 
lin. 15(?) (a 289), P. Thead. ı lin. 12 sq. 
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d) Die „ui Zmeisbosod«ı“-Klausel steht im Faijüm in der Regel nach der 
vorhin genannten, also nach der Gewährleistungsabrede: 

"undt zov ÖmoAoyoüvra umdE obs eg” abrod Evaaktiv umdE diaupıoßyrnoew 
und’ Emelsvosodeaı roommı unmdevi. 

e) Die Strafklausel der faijümer Kaufverträge zeigt mannigfache Abwechs- 
lungen?); immerhin läßt sich der folgende Typus als der am meisten verbreitete 
bezeichnen: 

dt d’ iv Todrwv magaßjı 6 deiva dmorlocı 1& deivı nagayonua Av eiAnpev 
tuwijv ued’ Mmorlag nel ve BAdBn xol banavnuare dımaü nei Emirıuov Ühas 
geyvolov Ögayu&g x (Betrag wechselnd, s. dazu weiter unten 8. 178) xei 
eis td dnudsıov rag ioag nal undev M000v 7 ÖmoAoyla nvole, 
also Preis mit 50°/,-igem Zuschlag?), Schäden und Kosten in zweifacher Höhe, dazu 
ein fix beziffertes &rmlrıuov und überdies noch diesen letzteren Betrag als Fiskal- 
mult?).*) 

Doch sehen wir diesem Typus gegenüber vielfache Abweichungen: so fehlt 
die zıwn used’ Mwoilag?) in C. P. R. 4 (daselbst ist der Kaufpreis unbeziffert), 
B. G. U. III 987 (a ı8/9 od. 44/5)°), P. Lond. I 154 p. 178f. (a 68)') und P. 
Rylands II 161 (a 71), der doppelte Kaufpreis wird ausbedungen in B: G. U. 1 350 
(Zeit des Trajan), III 859 (I. Jahrh.)®), C. P. R. 188 (I/II. Jahrh.) 9), 220 (I. Jahrh.) 
und P. Rylands II 162 (a° 159), das besondere Zizıuov fehlt in P. Hamb. 15 (a? 209), 
außer dem Zrsirıuov auch noch der eis zo Önudoıov zu entrichtende Betrag in P. Thead. ı 
(a 306) und 2 (a’ 305)'0), in dem PAdßn xal damavijuare betreffenden Passus werden 
auch noch r& r&A namhaft gemacht in B. G. U. I 94, II 667, III 859, C.P.R. 188.'!). 

Die Höhe des Zuitıuov ist hierbei, wie schon bemerkt, eine schwankende. Es 
fällt jedoch auf, daß dasselbe mehrfach mit 500 Drachmen beziffert erscheint (C.P. 
R. 1,4, 223)"%); nur 250-Drachmen stehen in B. G. U. 1350 (aus der Zeit des 





ı) In den Oheirographa fehlt sie meist, in den agoranomischen Urkunden nie- 
mals (vgl. unten $. 201 und $. 182 Anm. a. E.). 

2) Vgl. Bercer, Strafklauseln 14f. 

3) Vgl. BERGER ibid. 34. 

4) Vgl. C.P.R. ı (dazu vgl. Berger a. a. 0. 137), 223, 206; diesem Schema 
gemäß sind wohl zu ergänzen: 0. P. R. 187, B. G. U.1 233, III 901, 906, IV 1049. 
Vgl. als Analogie auch P. Teb. II 383, 393. 

5) Die yuoAla scheint zu fehlen in B. G. U. III 709 lin. 19. 

6) Vgl. dazu weiter unten Anm. 10. 

7) Zu den Besonderheiten der Strafklausel in dieser Urkunde vgl. unten 8. 175, 
Anm. 3. 

8) Dafür jedoch r&An (s. weiter im Text) x«l damavjuere nur einfach. 

9) Zur weiteren Ergänzung s. Berer bei Preisıgke, Berichtigungsliste ad h. 1. 

10) Nach des Herausgebers Ergänzung auch in P. Straßb. 14 (a zı1). Die 
Fiskalmult fehlt anscheinend auch in B. G. U. III 987 und C.P.R. 198. Fraglich 
bleibt freilich, ob dieselbe nicht auch ohne ausdrückliche Vereinbarung verfallen 
ist, vgl. hierzu unten 9. 179f. 

ı1) Dazu vgl. Berger, Strafklauseln 30 f. 

ı2) Vgl. auch die Strafklauseln der augusteischen Synchoresisurkunden, s. oben 
8.172 und als weitere faijümer Beispiele P. Teb. II 393 und C.P.R. ıı. [Damit ist 
jetzt der keineswegs eindeutige $ 98 im Gnomon des Idios Logos zu vergleichen. | 


e 
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Traian)?), hingegen 750 Drachmen in P. Berol. Inv. No. 357 Recto, Col. III (Zeit 
des Pius)?), 1000 in B. G. U. III 906 (a° 34/5) und in P. Lond. II 154 p. 178. 
(a? 68)°), sogar 2000 im Sklavenkauf B. G. U. III 987 (a 18/9 od. 44/5).*) Ab- 
weichend von dem aus diesen Beispielen sich ergebenden Schlüssel (250, 500, 750, 
1000, 2000) werden in C. P.R. 198 (a° 138) achthundert, in B. G. U.1193 (a°136) 
siebenhundert?), in P. Rylands IL 162 (a° 159) dreißig und in C.P.R. 220 (I. Jahrh.) 


‚zwanzig Drachmen vereinbart.) 


3. Oxyrhynebhos. 


Das verhältnismäßig geringe Material”) zeigt im einzelnen mannigfache 
Schwankungen; es läßt immerhin die folgenden Grundschemen erkennen: 

e) dio End Tod vov noatelv GE nal wugiedeiv vv Enyovomg al Toic RER 60V 
neroAnupouevors Tod mwAovuEvov wEgovg — — usw. xal &ovoiev Eysıv 
108001 nei olnovoneiv negi aurod ag Liv alien; dvsunodlorng;, 

A)°) umdewäg wor und’ ho undevi ünto Zuod dpodov noralımousvng Ei TOdTo 
N Eri uEgog alrod xark undeva toomov (P. Oxy. IX 1208), 

‚oder zei un Emelevoesdeı undEva zerk umdtva voomov (P. Oxy. IX 1200); 

e) hier ist namentlich der Anfangspassus für Oxyrhynchos charakteristisch: 
On9 Hal Endvaynzs mwotsouei coı Beßaıov dık mavrög dd ndvrov don 
Beßaıwoer”) zei nadaodv dd Te drroygapig dvöoöv zei yenpylas Baoulınng 
ci oVoLeHig yig nal dimd mavrdg eidoug Kal bpsihijg nal Karoyig dans 
Önuooiag ve zal Idiwrinng 10); 





ı) Dafür wird jedoch hier das Duplum des Preises vereinbart (vgl. vorhin 
im Text $. 174). . 

2) Nach P. M. Mever's Lesung, mitgeteilt bei Brreer, Strafklauseln 35*, 
vgl. dazu auch P. Hamb. p. 60 f. 

3) Wenn in dieser letztgenannten Urkunde dies Zrrtrıuov das Fünffache des 
Preises beträgt (cf. Raser, Haftung des Verk. 148!, Brrcer, Strafkl. 6, 138), so ist 
zu beachten, daß dafür das Anderthalbfache des Preises überhaupt nicht, und .die 
BAcßn zei danevıjuere nur in einfacher Höhe ausbedungen werden. 

4) Dafür wird jedoch anscheinend nur das simplum des Preises und eine 
Fiskalmult überhaupt nicht vereinbart, vgl. jedoch vorhin 8. 174, Anm. 1o, 8. 179f. 

5) Die betreffende Lesung in lin. 27 wurde von Dr. Praumann bestätigt. 

6) Dafür in der letztgenannten Urkunde das Duplum sowohl des Preises, wie 
der &veAwucre; unklar ist der Sinn der darauf folgenden Schlußklausel in lin. 6, 
vgl. dazu oben S. 90, Anm. 4. 

7) Zu den von Eger, Grundbuchwesen gof. gesammelten Urkunden sind seit- 
her hinzugekommen die Cheirographa P. Oxy. IX 1200, 1208, X 1276 und P. Giss. 
100, Preisıske, Sammelbuch Nr. 5692; neuestens P. Rylands II 159 (a° 31/2); zu 
den Protokollen P. Oxy. IX 1209 und P. 8. J. III ı82 vgl. oben $. 168. 

8) Diese Klausel fehlt häufig. 

9) Vgl. auch den Hypothekenvertrag P. Oxy. III 506 lin. 35f. und die Siche- 
rungsübereignung II 270 lin. 38£.; anders in P. Oxy. IV 719 und 195. Vgl. P. Oxy. 
1094 lin. Ig£. 

10) Diese Zusicherung findet sich insbes. in den.oxyrhynchitischen Cheirographa 
des III.‘ Jahrhunderts (sowohl Häuser, wie andere Grundstücke betreffend), bes. aus- 
führlich P. Oxy IX 1208 lin. 20f. Vgl. überdies auch die Hypothek P. Oxy. III 506 
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f) eine Strafklausel enthalten unter allen oxyrhynchitischen Kaufverträgen nur 
P. Oxy. III 504 und Rylands II 159; angesichts der Analogie anderer Geschäfts- 
arten kann aber dieser Strafklauseltypus als der für oxyrhynchitische Verfügungs- 
geschäfte überhaupt charakteristische bezeichnet werden: 

2äv dE rı TOdTWv mapasvyyoupfj &rvgov Zorn al meooamorıvern #09 Endornv 
Zpodov 16 re BAdßog nal Imirıuov deyvglov Ögayuäg yıhlag mai eig ro Önuo- 
c10v rag loug, zei undEv N6cov. 

Vgl. als weitere Repräsentanten dieses Strafklauselschemas, wobei die Höhe 
des Zuitıuov allerdings eine schwankende ist, noch die folgenden notariellen Urkun- 
den: die Sicherungsübereignung Oxy. II 270 (2. = 1000), die Quittungen (vgl. 8. 101, 
ı21) Oxy. X 1282, II 306 — Cairo Preis. 43 (&sir. in beiden = 100), die Zes- 
sion Oxy. II 271 (dir. = 100), die Testamente (in welchen ro PA«ßos mitunter 
nieht genannt wird) Oxy. I 105 lin. 7), III 489 lin. ı2, 491 lin. rof., 492 lin. Of. 
(Zreirıwov stets = 1000), Oxy. HI 493 lin. 10 (dmir. = 2000), Oxy. III 494 lin. 28 
(&mir. = 2 Talente), Oxy. III 495 lin. 16 (dmir. = 3000), in den Lehrlingsverträgen 
P. Oxy. II 275 und IV 725 (&xir. — 100 ohne ßAdßog), in den ulo9woıs-Urkunden 
P. Oxy. IV 729 lin. 20 (2. — 500), VIII 1124 lin. 15f. (2. — 100), im Teilungs- 
vertrag P. Rylands II 156 (2. —= 1000).?) Für Schuldverträge jedoch gilt dieser 
Strafklauseltypus nicht; in diesen (Darlehens-, Ehe-, Pachtverträge usf.) pflegt weder 
ein &mirıuov, noch eine Fiskalmult, sondern der geschuldete Betrag us” muioklag 
verabredet zu werden; dazu vgl. unten D2170% 


4. Hermupolis.) 

Die Kaufverträge aus diesem Gau zeigen in der Fassung ihrer Klauseln eine 
auch in betreff anderer Urkundentypen bemerkbare Konstanz, die sich auf verschie- 
dene Urkundenformen (Homologien, Diagraphai, Cheirographa) und auf einen ziem- 
lich breiten Zeitraum erstreckt:*) 

c) nat elvaı megl 16V bvouusvov nel Tobg mag’ abrod mv TÖv memguuevov &g 

moönsıtaı EHOVEBV Kugeiav zul KEKTmOW, ygmwevovg Kal olXovouoÜvTag regt 





lin. 35f., wie auch das Kaufprotokoll P. Oxy. 577 deser. Anders P. Oxy. II 270, 
III 504 und IV 719. Ganz unwahrscheinlich ist in P. Oxy. I 100 lin. 14/5 die Er- 
gänzung d|nd Ölıe[yolapijg m&ong, vgl. 8. 244, Anm. 2. 

1) Ergänzt bei Araneıo-Ruız, Succ. test. 109; angesichts der Raumangabe 
der Herausgeber hätte in der Lücke vor „sal eis ro dyudorov rüg loug“ auch noch 
„na ro BAdBog“ Platz, wenngleich letzteres sonst stets vor dem emitıuov zu stehen pflegt. 

2) Ebenso ist auch im oxyrhynchitischen Ammenvertrag P. 3. J. III 203 lin. 
ı2 (a° 87) statt des hier völlig ausgeschlossenen @gıou&vov moöorıuov zu ergänzen: 
dow[yuis x wei eig To dmuscıov rag ioag vra]. 

3) Material s. bei Eger, Grundbuchwesen 93—97; dazu neuerdings noch 
P. Rylands II 163, 164, denen jedoch infolge ihrer besonderen Sachlage (s. unten 
8. 190f. und 8. 268f.) nicht das übliche Schema zugrundeliegt; vgl. auch die Frag- 
mente P. Flor. III 324 (L—-II. Jahrh.) und P. Rylands II 165 (a° 266). 

4) Eine Eigentümlichkeit der Katökenland betreffenden Kauf- und Pfandver- 
träge aus Hermupolis ist die Klausel „naga«doow Tag Keovgag Ange TO TÄg KeTor- 
xlas dinalo oyowio nal Kadeods: dd Baoılınljg vol mavrög eidovg“, dazu vgl. Hypo- 
thek und Hypallagma 16f.; neuerdings auch noch P. Rylands II 163, 164. 
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aurav 409° dv Ev alpüvren T00mov Fri ÖE Kol yenpyoüvrag zul Öieucdoüv- 
Tas xci »wonıkoutvovg nel Amogegonivoug 1& LE adröv nor’ Frog yeviuara 
nel TEQLEOÖWEVE Ünavıa eig To idıov, 

d) vis Beßaiwoewg did navrog noog näcev Peßalooıv EanoAovdovong wor To 

naAoüvrı, 

©) wol un Enehebosodal ue und’ &Alovg dm Euod Em zov HvoVuEvov und Zul 

Tovg rap’ aurod weg) undevög Tode Tig odoeng Todmoı undevi, 

e) &üv ÖE init i) un Peßeısow #7 7’ Epodos &xvoog Eorw Kal noooamoreloo 
7 6 ünto Euoo Emehsvoduevog To Bvovusvo 1 Toig mag’ aörod 1d ze BAdßn 
zei boamavjuere za riteluov og idıov x080g dunaijv mv ruumv zul eis To 
Inuooıov mv ioyv zul undtv M6oov 7 ng&CLE Kugle. 

Die zuletzt genannte Strafklausel ist allen Kaufverträgen aus Hermupolis wört- 
lich eigentümlich. Noch im P. gr. Straßb. Inv. Nr. 1404 (Arch. f. Pap.-F. 3r4158.), 
einem Sklavenkauf des VI. Jahrhunderts, läßt sie sich (lin. 75f.) wiedererkennen, 
wenngleich daselbst auch noch ndvra & aveiouere 7) Imuusuere dımlö verfallen 
sollen. Völlig unverändert findet sie sich noch im Immobiliarkauf P. 8. J. I 66 


(V. Jahrh. ?), dessen Herkunft damit — was der Herausgeber noch dahingestellt 
ließ — ganz zweifellos nach Hermupolis lokalisiert erscheint. 


5. Antinoupolis. 


Von hier haben wir nur einige Kaufverträge in dem ovyroAAmoıuos P. Lond. 
III 1164 p. 154£. (a° 212); dieselben zeigen eine nahe Verwandtschaft mit den Ur- 
kunden aus Hermupolis: 

C) ngureiv 00V Kal xugisdev zöv deive zul zode mag’ avrod do Tod vüv ec 

Tov dei x90v0v Tod mwerrgautvov wigovg Tg olinlag Kal drowmeiv Hal &nıreheiv 
negl airav &g div algavrar dveunodloros, 

d) zig Peßeisoeng dı& mavıög meog näcav Beßalacıv EanoAovdovong Ta no- 
Aoövrı Kal Tols mag’ aurod Kal navıe ToV ErtelevoOuEVvoV TOoVTOV ydow na’ 
Övrıwaoov Toönov dmooriow abrov mogagpiug eidlaıg adrod dandvaıs; 

e) die hier zu nennende Klausel fehlt in den meisten der hierher gehörigen 
Verträge (vgl. unten 8. 200%); sie findet sich jedoch in der wıoYorroaoie P. Lond. III 
p. 204, lin. 20f.: 

nei un Emeheloeodeı ni Tbv ueusImuevov undt ml tode og” aurod reone 
wndevi magevgeoı undeud; 

f) in Anknüpfung an die unter d) genannte Klausel: #ı rs zul durelosıv 127) 
Hvovusvo@ 7) Tois mag’ adrod dumaiv mv zuwiv nal eis zo Önuöoiov mv lonv 
zei a PACPm nei 7a danavijunre ywoig Tod wuglav weverv tyvde mv moäcı. 


” 


6. Herakleopolis. 


Das hauptsächlich in den Rainer-Papyri zum Teil recht fragmentarisch erhal- 
tene Material der aus diesem Gau stammenden Kaufverträge zeigt ein vom Stil der 
bisher betrachteten erheblich abweichendes Bild; namentlich die unter c—e) geson- 
derten Klauseln lassen sich hier nicht auseinanderhalten (vgl. dazu unten $. 198, 
Anm. 2), die Strafklausel ist völlig verschieden geartet, (dazu unten 8. 183/4) und 
dazu treten noch weitere anderwärts bisher nicht bemerkbare Elemente: 

nal nageseren adrüg Hadagig drrd te Üllav maoayweNCEnv }) Erkgwv olkovo- 
uıov Hal Emo mavrog Tod Emehsvooutvov 7 Eunoımooutvov dd tod vüv dm) 
tov dei yg0vov, Beßaioi dt don Beßauboeı 

Abhandl. d. S. Akademie d. Wissensch., phil.-hist. Kl. XXXI. ıır. 12 
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d dveyeodaı aördv nagaßdvre ca MgıouEvo hard Tv TEEKOVVYERPOUVTEÄV 
Eırelu@ no undtv M00ov v& dımmoloynueve wögıe elvan.. 

Dazu kommt der für Herakleopolis charakteristische Schlußsatz: 
6 62 yonneriondg Erelsindn nıvdivo würöv nowromenkles odong Ta Innocie, 
megl Ö8 Tod radre bgdMg nal nahög yeyevjodeı Inegwrndevres D@uoAoynoav. 


Höhe der Kon- Daß mittels dieser gauweise verschiedenen Formulierungen verschiedene 

vontionalstrafe.  toriellrechtliche Wirkungen bezweckt gewesen wären, kann natürlich nicht ange- 
nommen werden. Nur in bezug auf die gegen den Verkäufer sich ‚richtende Ver- 
tragsstrafe lassen sich verschiedene Gebräuche erkennen.!) Hinsichtlich des durch 
diese Klauseln bezweckten Erfolges dürfte — wenigstens den Normalfall betrachtet 
(s. oben 8. 174) — die faijümer Praxis als die für den Verkäufer ungünstigste er- 
scheinen; denn dort waren neben dem Verfall des anderthalbfachen Preises und 
eines Ercirıwov auch noch die Kosten und Schäden in doppeltem Betrag zu er- 
setzen. Die Synehoresisurkunden haben sich in letzterer Hinsicht mit dem Ersatz 
des simplum begnügt und pflegten überdies in nachaugusteischer Zeit kein besonderes 
&rcitıwov auszubedingen. Die sehr konstante Praxis der Urkunden aus Hermupolis 
und Antinou dürfte den Verkäufer im Endresultat ebenfalls günstiger gestellt haben 
als die im Faijüm, da der als &mitiuov zu entrichtende doppelte Kaufpreis mit dem 
simplum des Schadens in der Regel wohl weniger ausgemacht haben dürfte als der 
anderthalbfache Preis mit dem die Hälfte des Preises in der Regel übersteigenden 
&mirıuov und dem duplum der Kosten und Schäden. Am wenigsten hoch dürfte die 
in Oxyrhynchos übliche Vertragsstrafe gekommen sein: denn das zwar schwankende, 
unter Umständen recht hohe Zrirıuov wird schwerlich die Höhe des mehrfachen 
Preises, meist unter Hinzurechnung eines besonderen &mirıuov erreicht haben. 

Eines kann auf Grund dieser Materialgruppierung keinerlei weiterem Zweifel 
unterliegen: der Verfall des doppelten Kaufpreises kann — was wiederholt er- 
wogen worden ist?) — auf römischen Einfluß schlechterdings nicht zurückgeführt 
werden.) Vielmehr ist die dırA zıuy eine konstante Eigentümlichkeit der Urkunden 
aus Hermupolis, und es ist ein bloßer Zufall, daß die Mehrzahl derselben der Zeit 
nach der Constitutio Antonina angehört: ganz das Gleiche findet sich da auch in 
den Urkunden aus früherer Zeit, in P. Flor. 40 lin. 15, in Mel. Nie. p. 193f.—=P. 
Flor. III 380 lin. 6, 19. Demgegenüber läßt sich die rıun we’ mwoAleg in den 
faijümer Urkunden tief in die nachantoninische Periode hinein verfolgen (vgl. z.B. 
B.G. U. 194 [a® 289], IV 1049 [a® 342], P. Thead. ı [a 306], 2 [a’ 305]), und 
wo wir der du tım) in faijümer Urkunden begegnen, dort stammen diese gerade 
aus früherer Zeit und sind nicht unter Römern errichtet.*) Überdies zeigt die ständige 
Zusage der BAdßn nel danavijnare dımad, daß die Vorstellung des duplum auch im 
Faijüm von jeher geläufig gewesen ist. 





1) So erklären sich einige der bei Berger a.a. 0. 8. 127 gruppierten Er- 
scheinungen als rein lokale Eigentümlichkeiten, z. B. stammen die daselbst auf 5. 131 
genannten Urkunden aus Hermupolis, in P. Oxy. III 504 (Berger 137) handelt es 
sich um eine typisch oxyrhynchitische Erscheinung. 

2) Vgl. die Diskussion der Frage bei Berger a. a. O. ı31f. 

3) Vgl. Raser, Z. d. Sav.-St. 31, 477; Mrrteis, Grundz. 190. 

4) In B.G.U. III 859 ist nur der Verkäufer ein Römer. | 
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Noch eine die juristische Natur der gräko-ägyptischen Kon- Konrentionst- 
ventionalstrafe berührende allgemeinere Erwägung sei in diesem iskalmult. 
Zusammenhang angedeutet.') 

Die obige Zusammenstellung ergab, daß zum regelmäßigen 
Bild der Strafklausel in den Übereignungsurkunden die ausdrück- 
liche Vereinbarung einer Fiskalmult mit hinzugehört?) Da aber 
diese ‚bekanntlich keineswegs die Begleiterin einer jeden Vertrags- 
strafe ist, so entsteht die Frage, ob die Ausbedingung einer Fiskal- 
mult der freien Willkür der Parteien anheimgestellt war? Die 
bisherige Literatur zeigt. die Neigung dies anzunehmen.’) Doch 
wird man diese Annahme, wonach die Parteien eine an die Staats- 
kasse zu leistende Buße nach Belieben hätten vereinbaren und 
von ihr auch absehen können, wohl schon a priori nicht als ganz 
unbedenklich ansehen. Denn das fiskalische Interesse war hierbei 
durch kein entsprechendes Interesse der Parteien gedeckt, da ja 
diese den Vertrag mittels der an die Partei zu -entrichtenden 
privaten Konventionalstrafe, deren Höhe sie allem Anschein nach 
uneingeschränkt zu normieren in der Lage waren‘), zur Genüge 
sichern konnten. Eine Übersicht des Materials scheint denn auch 
m. E. weit eber dahin zu deuten, daß hinsichtlich des Verfalls 
einer Fiskalmult nicht Willkür, sondern ein klares und keineswegs 
belangloses juristisches Prinzip maßgebend war. Zur Erkenntnis 
desselben - dürfte folgende Gegenüberstellung führen. 

Den Schuldscheinen, in welchen die primäre Verpflichtung 
des Schuldners auf die Leistung einer bestimmten Summe oder 
Quantität gerichtet ‘ist und die in der Regel mit einer seafız- 
Klausel versehen sind (zu dieser Geschäftsgruppe vgl. das III. Kapitel 
oben 8. 30f.), ist eine Fiskalmult grundsätzlich fremd.’) Demgegen- 





ı) Die folgenden Bemerkungen möchten nur als vorläufige angesehen werden: 
die nähere Ausführung der berührten Fragen bleibt einer späteren Gelegenheit vor- 
behalten. [Neuestens vgl. Praumann, Idioslogos 27.] 

- 2) Ausnahmen s. oben $. 174, doch ist deren Zahl im Verhältnis zum übrigen 
Material eine verschwindend geringe; vgl. auch weiter unten $. 180, Anm. I. 
3) Vgl. BERGER, Strafklauseln 44, 52, 93. 
.4) Vgl. BERGER a. a. 0. 6 und vorhin 8. 174f., 176. 

5) Als Ausnahme lassen sich in dieser Hinsicht nur wenige private Ur- 
kunden aus der Ptolemäerzeit anführen: so die Darlehenscheirographa P. Teb. I 110 
(vgl. Berger a. a. O. ı12£.) und vielleicht auch ıı (vgl. Berger a. a. 0. ı11£.), 
ferner die Syngraphophylaxurkunden P. Leid. O (vgl. Berger a.a. 0. 118) und 
Reinach 14, 15 (diese letzteren Urkunden weisen auch in ihrer „un9&v 1)660v“-Klausel 
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über begegnet eine solche nicht allein in den im vorstehenden 
betrachteten Übereignungsgeschäften, sondern in der großen Mehr- 
zahl aller Strafklauseln, die in betreff einer auf ein facere oder 
ein Unterlassen gerichteten Verpflichtung verbrieft erscheinen‘): 
da soll stets der vertragsbrüchige Teil dem anderen den Betrag 
seines (mitunter anderthalbfachen oder doppelten) Schadens‘), häufig 





eine Anomalie auf, vgl. Berger a. a. 0. 49°). Betreffs der öffentlichen Schuld- 
scheine, die für die Erkenntnis der Urkundenformulare und -klauseln doch.vor allem 
maßgebend sind, gilt daher das im Text Gesagte ausnahmslos. Es darf demnach 
keineswegs als eine Besonderheit, sondern nur als die Anwendung eines allgemeinen 
Prinzips aufgefaßt werden, wenn der Mangel der Fiskalmult von BrrGer a. a. O. 
8. 52, 157 für die wo®woıg (freilich nur soweit es sich um eine dare-Pflicht 
handelt), S. 113 auch für das Darlehen hervorgehoben wird. 

ı) Als solche kommen neben den Übereignungsverträgen auch alle sonstigen 
Abtretungs- und zum },un ZmreAevosoHau“ verpflichtenden Geschäfte in Betracht (zum 
reinen Typus dieser letzteren ist jedoch das weiter unten S. 182 Anm. zu Sagende 
wohl zu beachten), vgl. dabei außer den im vorangehenden und in diesem Kapitel 
erörterten Geschäftstypen insbesondere auch die Teilungsurkunden (nicht durchwegs, 
vgl. 8. 182 Anm.), die Zession P. Oxy. II 271, die ovyywuonoıg P. Teb. II 393, die 
Exyooncıg P. Goodsp. Class. Phil. 1, p. 168 Nr. 3, die edvdörnoıs P. Lond. II 289 
p. 184f., auch B. 6. U. IV ı123, P. Teb. II 391. An auf facere-Leistung ge- 
richteten Verträgen gehören hierher einige Lehrlings-, Arbeits-, Eheverträge, wie 
auch wenige ptolemäische Gestellungsversprechen. Hierher gehören ferner die Straf- 
klauseln der Testamente. Für alldies ist das Material im einzelnen aus dem BerGer- 
schen Buche zu ersehen. Eine ausdrückliche Fiskalmult fehlt diesem Strafklausel- 
typus, namentlich in agoranomischen Urkunden, relativ nur selten; vgl. etwa aus 
der Ptolemäerzeit die vor Zeugen errichteten Pachturkunden P. Hib. 91 lin. 7f, P. 
Teb. I 105 lin. 43 f., anscheinend auch den Vergleichsvertrag P. Hib. 96, ferner die 
Quittungen P. Reinach ıı, ı2, wohl auch 25; aus späterer Zeit außer den oben 
8.174 bereits erwähnten Kaufverträgen z. B. die dieigeoıs C.P.R. 11; häufig fehlt 
ferner in den augusteischen Synchoresisurkunden das @gıouEvov moesorıuov (dazu 
unten $. 183). 

Bezeichnend für das hier Erörterte sind diejenigen Urkunden, in welchen 
beide oben auseinandergehaltene Strafarten enthalten sind, die eine hinsichtlich einer 
Zahlungspflicht, die andere hinsichtlich einer facere-Leistung, so z. B. im Pachtver- 
trag P. Oxy. VIII 1124 oder in den alexandrinischen Eheverträgen B.G. U. IV ıo5r, 
1052, 1098, 1IOI, ebenso im antichretischen Mietvertrag 1115. In den letzteren 
findet sich neben der nuıoAl« hinsichtlich der Rückerstattung der Mitgift, bzw. des 
Darlehens für sonstigen Vertragsbruch stets noch die Klausel, „ei 109 nagaßeivovr« 
versch TO @gLouEvO neooztun“, vgl. unten 8. 184, Anm. 3; dagegen ist in den 
übrigen alexandrinischen Pacht- und -Arbeitsverträgen, in welchen diese letztgenannte 
Vereinbarung sich findet, die vorangehende erste, gegen den Pächter oder Arbeiter 
sich richtende Strafklausel ebenfalls von der oben im Text an zweiter Stelle erörter- 
ten Art; vgl. z.B. B.G. U. IV 1116, 1120, ıı21 (vgl. dazu unten $. 184, Anm. 3, 
und in der Beilage $. 306, Anm. 4). 

2) Vgl. hierzu Berger a. a. O. 81/2. 
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auch noch ein besonderes &xirıuov und außerdem in der Regel 
noch zig zo dnuöoıov eine Fiskalmult entrichten. Lassen sich auch 
Ausnahmen nach beiden Richtungen hin namhaft machen (vgl. 
die beiden vorangehenden Anmerkungen), für die große Masse des 
"Materials trifft dieser Unterschied zweifellos zu. 

Das unterscheidende Merkmal dieser beiden Gruppen dürfte 
wohl in folgendem liegen. Bei der erstgenannten Geschäftsgruppe 
ist eine Haftung des Schuldners bereits durch den primären In- 
halt des Schuldverhältnisses begründet: wer eine Summe Geldes 
oder eine Quantität vertretbarer Sachen verspricht, der haftet da- 
für, soll dafür der xg@&ıs in seine Person und sein Vermögen 
unterworfen sein. Die Vertragsstrafe (meist die äwoAi« oder das 
Duplum usf.)') bezweckt in diesen Fällen bloß eine Steigerung 
dessen, wofür gehaftet wird. Demgegenüber wird in den Fällen 
auf ein facere oder non facere gerichteter Obligationen für den 
Fall des Vertragsbruches eine Haftung des Schuldners erst durch 
die Strafklausel begründet. Die Frage, wie sich in solchen 
Fällen der Verfall der Konventionalstrafe zur Vertragserfüllung 
verhielt, worauf das prozessuale Judikat gerichtet war, wird sich 
nur im Rahmen einer umfassenderen Untersuchung beantworten 
lassen. Der Eindruck wird jedenfalls durch die Vertragsformulare, 
wie auch durch einige Prozeßurkunden erzeugt, daß eine Haftung 
des Schuldners allein in bezug auf das in der Strafklausel Aus- 
bedungene entstand und sich hierin erschöpfte.*) 





ı) Das Einzelne dazu s. bei Berger a. a. O. insbes. $. 71, ıosf. 

2) Vgl. hierzu vor allem die grundlegenden Ausführungen von Parrscn, 
Arch. f. Pap.-F. 5, 477f., insb. 479f. — Was die salvatorische Klausel „undtv 
M6009 weveıv nögıe T& ngoyeygauueva anlangt (vgl. dazu Berger a. a. ©. 82f.), so 
erscheint — ohne daß hier auf die Einzelheiten eingegangen werden könnte — als 
deren Anwendungsgebiet vor allem der Kreis der Verfügungs- und nicht der der 
Verpflichtungsgeschäfte; damit erscheinen die Bedenken, die einer Konkurrenz des 
Strafverfalls mit der Vertragserfüllung entgegengebracht wurden, erheblich gemildert, 
vgl. auch Parrscr a. a. 0. 480. So wird die Klausel auch betreffs der Übereignungs- 
geschäfte vor allem dahin zu verstehen sein, daß trotz Verfalls der Strafklausel die 
Übereignungswirkung aufrecht bleibt (vgl. Berger a. a. O. 130); vgl. auch Rage, 
Verf.-Beschr. d. Verpf. 108. — Für die Gestalt des prozessualen Judikats im der- 
artigen Fällen sind einige ptolemäische Klagschriften bezeichnend. So. heißt es im 
P. Tor. 8 (a° 119 v. Chr.), wo wegen Verletzung eines zwischen zwei Paraschisten 
abgeschlossenen Abstandsvertrags geklagt wird (vgl. Homol. u. Prot. 44 u. dort Zitt.), 
im Petit: di6 du dvanalsodusvov avr|ov Eravayadonı To dlncıov Ömooyeiv wol [xai 
nolaeysiver abrov 1& Znirıme vol [meoi w|avrov Endeival wor To dlxaıov. In einem 
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Damit aber gelangen wir zu einer zweifachen Art von Ver- 
tragsstrafen: solche die nur eine Steigerung der Haftung be- 
zwecken, und solche die eine Haftung begründen.‘) Diese letztere 
Art, durch welche ein Substrat für die Haftung des vertrags- 





* ganz ähnlichen Fall heißt es neuerdings inP. as I 6 5 (a 67 ” Chr. ?) lin. wu 
MElovv ovvrdkaı naraoıhocı Todg EynoAovuevovg [x ]ei EBRUyRENGE WUToVg eSE 
dmododvar asrois r& diwgsoulve Imlrıue nei vühhe [r]& eig «0 Becı[3 ]ınöv, Tugeiv 
adrodg dv weoonnei; im übrigen vgl. das bei BERGER 2.4.0. 887 dargelegte. Materia e 

Wie stand es nun mit der Haftung des vertragsbrüchigen Teils in derartigen 
Fällen dort, wo der Vertrag eine Strafklausel nicht enthielt; inwieweit konnte dann 
mindestens auf Schadensersatz (r0 BAdßos) geklagt werden und inwieweit ist daneben 
auch eine Fiskalmult verfallen (zu diesem letzteren Punkt vgl. weiter unten im Text 
8.183 und dort Anm. 3)? Diese Fragen würden eine weiterreichende Untersuchung. 
der griechischen Rechtsmaterie des Vertragsbruchs erheischen. Sehr zu beachten ist 
es hierbei, wenn einzelne hellenistische Geschäftsgruppen eine Strafklausel grundsätz- 
lich vermissen lassen. So z. B. verschwindet in der Kaiserzeit die Strafklausel aus 
den Urkunden, die bloß zu einem un &melevoeodeı verpflichten: dies gilt nicht nur 
für die Quittungen (dazu vgl. oben 8. ı21f.), sondern auch für Er Erbverzichts- und 
Erbschaftsabtretungsurkunden (vgl. zu solchen unten 8. 199!, 209}, 220) ; auch in den 
Teilungsurkunden wird sie seltener (vgl. Berger a. a. 0. 183 f.). Grundsätzlich fremd 
ist sie ferner den Mobiliarkaufurkunden (anderes gilt freilich für den Sklavenkauf, 
vgl. hierzu unten S. 287f.; Ausnahmen sind in dieser Hinsicht bloß P. Oxy. I 264, 
P. Rylands II 158, die übrigen bei BERGFR a. a. 0. 143 genannten Urkunden sind 
“nicht Kauf-, sondern Lieferungsverträge, dazu oben S. 35), > fremd ist sie weiterhin 
allen Pfandverträgen (was namentlich betreffs der Verfügungsbeschränkung Beachtung 
»verdient), anscheinend auch Schenkungen, schließlich den Kaufprotokollen (vgl. 
oben 8. 154f., 8. 168£.). wie auch Urkunden wie P. Rylands II 163 (8. 268f.), 164 
(8. 190£., 246), B. G. U.1 50 (8. 247£., 8. 273). Es muß den Gegenstand weiterer 
Untersuchung bilden, ob und inwieweit in diesen Fällen von einer Strafklausel des- 
wegen abgesehen wurde, weil eine Haftung der Vertragsbrüchigen bloß überflüssig 
war (so sicher im Fall der reinen „un &meAeboeod«ı“-Geschäfte; vielleicht auch hin-- 
sichtlich der Verfügungsbeschränkung des Verpfänders mit Hinblick auf die Klausel 
„N T& nug& rare Ömvga elvaı“) oder aber weil sie nicht beabsichtigt, bzw. nicht 
statthaft gewesen ist? Zu erwägen bleibt auch, ob man in den Immobiliarkauf- 
Cheirographa von einer Strafklausel vielfach aus dem Grunde abgesehen hat 
(vgl. oben 8. 174, Anm. ı), da der Verkäufer mit Hinblick auf die weniger sichere 
Wirkung der bloß privaten Verfügung (vgl. unten S. 265f.) sich einer solchen 
nicht unterwerfen wollte, oder aber ohne bewußten Grund bloß infolge der flüch- 
tigeren Stilisierung (vgl. unten $. 200£.)? 

ı) Das Wort „enisiuov“ ist vor allem dieser letzteren Art eigentümlich, 
einerlei ob es dabei das Ganze der Haftung (dazu PArrscn a. a. O. 477f., auch 
unten $. 184°) oder nur die Zusatzstrafe bezeichnet; in betreff der erstgenannten Art 
der Schuldverträge begegnet der Ausdruck £nirıuov nur ganz vereinzelt, so etwa in 
P. Teb. I ı10 lin. ı1, P, Reinach 14 script. int. (dazu Bereer a.a.0. 110, ParrscH 


a.a. 0. 477/8), P. Leid. O lin. 24 (vgl. Berger a. a. 0. 42), P. Hamb. 2 lin, 19, 
B. G. U. IV 1143 lin. 25. 
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brüchigen Schuldners geschaffen wird, ist es nun, die in der Regel 
von einer Fiskalmult begleitet erscheint. Die Regelmäßigkeit, mit 
der dies geschieht, läßt aber die Frage als eine sehr naheliegende 
erscheinen, ob nicht in Verbindung mit einer solchen Vertrags- 
strafe eine Fiskalmult in allen Fällen verfiel, auch dort, wo sie 
nicht ausdrücklich ausbedungen war. Angesichts des sehr ge- 
schlossenen Bildes, das die hier in Betracht kommenden Geschäfts- 
gruppen bieten, wie auch der oben 9. 179 vorausgeschickten Er- 
wägung, ist diese Annahme m. E. weit wahrscheinlicher als die 
gegenteilige. Dahin deuten auch noch zwei in der Literatur schon 
erörterte Detailerscheinungen. 

Bekanntlich wird in den Strafklauseln der Synchoresisurkunden 
häufig ein ogı0uEvov oöoTıuov vereinbart. Dasselbe ist ganz un- 
zweifelhaft zutreffend auf die Fiskalmult bezogen worden.') Denn 
eine ausdrückliche Fiskalmult findet sich in den Synchoresis- 
urkunden niemals, hingegen findet sich das @oıauEvov wo066TLUoV 
stets an der Stelle, wo sonst die Fiskalmult vereinbart zu werden 
pflegt. Daß aber dieses. xgö66T1u10v als @gı0uEvov bezeichnet wird, 
zeigt, daß diese an den Fiskus zu leistende Buße eine von Rechts- 
wegen normierte war?) und dies steigert die Wahrscheinlichkeit 
dessen, daß sie nicht unbedingt einer besonderen Vereinbarung 
bedurfte. °) 

Eine andere Deutung erheischt hingegen m. E. die andere 
in diesem Zusammenhang zu erwähnende Erscheinung, die den 





I) So Berger a. a. 0. 38 £., 157; vgl. auch Mrrreis, Grundzüge 77. 

2) Vgl. Scuusarr, Arch. f. Pap.-F. 5, 51; Mırteis a. a. O.; Berger a. a. 0. 
40,43. 

3) Wiederholt erscheint dabei den Worten „wgsouevov medorıuov“ der Zusatz 
„nadaeg 2% Olans“ angefügt. Daß dieser hierbei mit Exekutivität schwerlich etwas 
zu schaffen hat, wurde oben 8. 39 dargelegt. Auf eine bloße Ungenauigkeit des zu- 
grundeliegenden Synchoresis-Kaufformulars läßt sich derselbe angesichts der im 
übrigen so präzisen Redaktion dieser Stücke und der stets unzweifelhaft exekutivisch 
gefaßten gleichzeitigen Synchoresis-Schuldurkunden nicht zurückführen. Auch 
hätte eine derartige bloße Ungenauigkeit sich nicht mit solcher Zähigkeit durch 
Jahrhunderte erhalten. Könnte nun nicht daran gedacht werden, daß in solchen 
Fällen das heiou&vov meöcrıuov wie auf Grund eines Prozesses verfallen sollte, 
woraus dann folgen würde, daß im Falle derartiger Prozesse der Beklagte ohne wei- 
teres zur Leistung einer Fiskalmult verurteilt wurde? Dies würde die Erwägungen 
des Textes noch weiter festigen und zugleich auch einen Fingerzeig für die Lösung 
der oben 8. 182 Anm. aufgeworfenen Fragen abgeben. Vgl. dazu Mırreis, Reichs- 
recht 532 über byzantinisches Recht. 
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Kaufverträgen aus dem Herakleopolitischen Gau eigentümliche 
Strafklausel (vgl. oben S. 177£.): &veyeodeı 70V zegaßaivorre To 6010- 
uEvO AUTE TÜV TeEKOVvyoapobvrov Emıreium. Dieses boıwucvov Exi- 
rıuov kann nicht bloß die Fiskalmult bedeuten. Denn angesichts 
der großen Masse der aus den anderen Gauen stammenden Über- 
eignungsurkunden kann unmöglich angenommen werden, daß der 
vertragsbrüchige Veräußerer allein eine Fiskalmult zu entrichten 
gehabt hätte.‘) Diese lokale Strafklausel will im wesentlichen 
sicher nichts anderes normieren als die aus allen übrigen Gauen. 
Das &xirıuov bedeutet hier das Ganze, wofür der vertragsbrüchige 
Teil haftet”), eine Terminologie, die sich auch durch sonstige 
Parallelen belegen läßt’) Dieses &xirıuov ist ein Hgıouevov, ein 
von Rechts wegen normiertes. In demselben ist aber zweifellos 
auch die Fiskalmult enthalten, denn bei der diesbezüglichen Regel- 
mäßigkeit des. sonstigen Materials wäre es völlig unglaublich, daß 
die Fiskalmult gerade in diesem einen Gau niemals verfallen 
wäre. Damit aber würde diese Schlußfolgerung bestätigen, daß 
die Fiskalmult einer ausdrücklichen Vereinbarung in der Tat nicht 
bedürftig war, sondern unter den hier entwickelten Voraus- 
setzungen von Rechts wegen verfiel. 


7. Kaiserzeitliche Fälle des gespaltenen Kaufes. 


Es steht nunmehr zur Untersuchung, ob und inwieweit es in 
der Kaiserzeit im Falle der Errichtung einer Übereignungsurkunde 
der im vorstehenden zergliederten Art, zu einer Spaltung des Vor- 


ı) Die Möglichkeit, daß die Haftung des vertragsbrüchigen Teiles gegebenen 
Falles auf die bloße Fiskalmult beschränkt gewesen sei, will damit nicht schlechthin 
ausgeschlossen sein; vgl. dazu Bercer a. a. 0. 43£., obschon es sehr zweifelhaft ist, 
ob in den daselbst angeführten alexandrinischen Urkunden nicht stets auch eine Haftung 
auf Schadensersatz dem anderen Kontrahenten gegenüber anzunehmen ist. Für eine 
einzige lokal abgegrenzte Gruppe von Übereignungsurkunden kann jedoch in Anbe- 
tracht des sonstigen Materials das Gesagte auf keinen Fall angenommen werden. 

2) Vgl. schon Wessery, C.P. R. p. 15, anders Berger a. a. O. 40£. 

3) Dies hat für das griechische Recht überhaupt Parrson, Arch. f. Pap.-F. 5, 
477f. dargetan. — In solchem Sinn begegnet m. E. Erciriuov und mitunter auch 
000TIu0v in einigen augusteischen Synchoresisurkunden, wo, nachdem betreffs des 
einen Kontrahenten eine detaillierte Strafklausel verbrieft worden ist, es betreffs des 
anderen bloß heißt: za aurdv Earivsw. 16 L6ov Ersitıwov (z.B. B. G. U. IV 1106 lin. 
49, 1107 lin. 27, 1108 lin. 24 f, 1109 lin. 28f, 1116 lin. 36,. 1120 lin. 50, 1122 
lin. 35); a. A. Berger a. a. O. 7/8. 
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gangs der Eigentumsübertragung, wie wir sie aus der Ptolemäer- 
zeit kennen, hat kommen können? 

Hierbei erscheint es als der natürliche Ausgangspunkt, den 
vorhin analysierten Urkundentypus zunächst mit den ptolemäischen 
Erscheinungen zu konfrontieren. Eine diesbezügliche Gegenüber- 
stellung ergibt, daß die »veuia-Kaufurkunden mit dem Terminus 
der ptolemäischen Kaufprotokolle, also mittels der Worte &v}7 
oder zo@cıg bezeichnet werden oder präziser gesprochen — da 
in betreff desselben Typus häufig (soweit die Verfügung mittels 
egareywgpreven, nicht mittels zergexeveı zum Ausdruck gebracht 
wird) die Vorstellung der z«gay&onsıg Anwendung findet (dazu 
vgl. unten 8. 213f) — bezeichnet werden können‘), daß jedoch 
inhaltlich in ihnen die wesentlichen Bestandteile sowohl der 
ptolemäischen Kaufurkunde, wie der Abstandserklärung enthalten 
sind. Und zwar enthalten sie aus dem Kaufprotokoll die Verkaufs- 
erklärung und: die Gewährleistungsabrede, aus der Abstandsur- 
kunde die Erklärung, keinerlei weitere Ansprüche geltend machen 
zu wollen (vgl. unten $. 198f.), und die zugunsten des Erwerbers 
vereinbarte Strafklausel”) Neu hinzugekommen ist die ständige 
Kaufpreisquittung und die ausdrückliche Übereignungsabrede.’) Der 
Typus des kaiserzeitlichen zvgısie-Kaufes erscheint demnach be- 
grifflich in der Mehrzahl der Fälle als ein Äquivalent des früheren 
Kaufprotokolls (v7 oder zeäsıs), inhaltlich hingegen als eine Ver- 
schmelzung der ptolemäischen Kaufurkunde mit der Abstandser- 
klärung.‘) Dies letztere Moment deutet m. E. schon a prieri dahin, 
daß diesem Urkundentypus normalerweise eine Spaltung des 





ı) Zum diesbezüglichen Prinzip vgl. 8. 213£., 241. 

2) Da diese Urkunden nicht die Gestalt eines einfachen Protokolls tragen, sind 
die mit dem früheren Kaufprotokoll gemeinsamen Inhaltselemente in der Stilisierung 
natürlich viel stärker verändert, als die übrigen. 

3) Zur Preisquittung in ptolemäischen Kaufurkunden vgl. oben 8. 156°, 157% 
Daß xvoısia-Abreden in ptolemäischen Urkunden bisher nicht nachweisbar sind, 
dürfte zum Teil an der geographischen Verteilung des Materials liegen: in Unter- 
ägypten mögen sie da bereits geläufig gewesen sein (vgl. oben 8. 168/9). Außerhalb 
Ägyptens sind aber ähnliche Abreden bereits für die Zeit des IV. vorchr. Jahrhun- 
derts durch die mazedonische Inschrift, Recueil II p. 116, belegt. 
| 4) Es bleibt dabei allenfalls die ausdrückliche &ploreoYe- oder maganeywonze- 
veı-Erklärung übrig: daß es aber diesbezüglich keiner Nachholung bedurfte, wird 
unten $, 209f. dargelegt werden, 
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Übereignungsvorgangs nach ptolemäischer Art keineswegs zugrunde- 
liegen mußte.‘) 

Betrachtet man demgegenüber die Vermutungen, die bezüg- 
lich einer derartigen Spaltung in der bisherigen Literatur zum 
Ausdruck gelangt sind, so lassen sich zwei verschiedene Anschau- 
ungen auseinanderhalten. Einerseits — und dies ist weit häufiger 
geschehen — hat man bezüglich einiger die zvoıeie zusichernder 
Verträge angenommen, daß ihnen eine Kaufurkunde vorange- 
sangen wäre: derartiges ist namentlich betreffs der Kaufhomo- 
logien B. G. U.I 177 — Mıtteis, Chrest. 253 (a’ 46/7 n. Chr.) und 
B. 6. U. I 193 II = Mırreis, Chrest. 268 (a’ 136 n. Chr.) vermutet 
worden.°) Andererseits wurde aber auch daran gedacht, daß eine 
als av oder weäoıg bezeichnete Urkunde niemals den Übereig- 
nungsakt habe darstellen können und daß ihr deswegen eine be- 
sondere Auflassungsurkunde habe nachfolgen müssen, die in den 
Quellen im Gegensatz zur Kaufurkunde (@v7, zeäoıg) als xaoa- 
&5on0ıg oder xarayo«pn bezeichnet worden wäre, wobei die 
Neigung zu Tage trat, diese beiden letztgenannten griechischen 
Termini für gleichbedeutend zu halten.’) 

Im folgenden ist nun die erstere Hypothese, die zweite in 
den drei nächsten Abschnitten (8. 207f. und S. 2278. ) ins Auge 
zu fassen. 

Es fragt sich also zunächst, ob nen dafür vor- 
handen sind, wonach den kaiserzeitlichen Übereignungs- 
urkunden unter Umständen die Errichtung einer beson- 


deren Kaufurkunde vorangegangen ist? 


Dabei erscheint vor allem eine Bemerkung zur üblichen Frage- 
stellung nötig. Wiederholt hat man die Anschauung, wonach eine 
Spaltung der Übereignung auch der Kaiserzeit geläufig sein mochte, 
mit den Urkundenformen verknüpfen wollen, in welchen diese 
Spaltung in der Ptolemäerzeit in Erscheinung trat. Da nämlich 
im ptolemäischen Material der Gebelen-Urkunden die @vn ständig 





ı) In ähnlichem Sinne Freunpr, Wertpapiere I 52. 

2) So namentlich Wırcken an den oben 8. 166 genannten Stellen und die se 
her ihm beipflichtende Literatur, zuletzt Mırtzıs, Grundzüge 174f., 179, Chrest. p. 
288, 300, auch 183. Zu den genannten Urkunden vgl. unten $. 203f. 

3) Vgl. Mırreis, Grundzüge 176f., insbes. 180, 188, wie auch die an 
3. 208, Anm. ı zitierte Literatur. 
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in der Form eines einfachen Protokolls, die Abstandserklärung in 
' der einer Homologie verbrieft erscheint, ist die Frage mehrfach 
dahin formuliert worden, ob nicht auch in der Kaiserzeit der 
Homologie — und die »vgıeie-Kaufurkunden sind wenn auch nicht 
durchwegs Homologien, so doch ähnlich, d.h. in Gestalt eines von 
einem regierenden Verbum abhängigen. accusativus cum infinitivo 
redigierte Urkunden und nicht einfache Protokolle — ein Kauf- 
protokoll voranzugehen hatte.) Nun ist aber im ptolemäischen 
Notariatsstil nicht nur. für die hier in Frage stehenden, sondern 
auch für die meisten übrigen Rechtsgeschäftsarten entweder die 
eine oder die andere objektive Stilart typisch gewesen.”) In der 
späteren Zeit ist dies nicht mehr der Fall; da können wir einer 
jeden Geschäftsart in allen möglichen Urkundenformen begegnen, 
es läßt sich kein Rechtsgeschäft nachweisen, für welches eine 
bestimmte Urkundenart typisch sein würde. Auch das einfache 
Protokoll wird jetzt in der agoranomischen Praxis für verschie- 
dene Geschäftsarten mit der Homologie abwechselnd verwendet, 
tritt jedoch neben der letzteren (namentlich in Unter-Ägypten) an 
Bedeutung erheblich zurück, ja größtenteils verschwindet es über- 
haupt.’) So können wir denn auch Kaufurkunden in Protokollform 
in der Kaiserzeit bisher nur in bestimmten Gebieten begegnen 
(vgl. oben 8. 168f.). Es erscheint demnach schon a priori als unzu- 
lässig, in betreff des gespaltenen Kaufes der Kaiserzeit die ptole- 
mäischen Urkundenformen für wesentlich zu halten und bezüglich 
des etwa vorangehenden Kaufgeschäfts den Protokollstil zu postu- 
lieren. Auch Mırteis hat (Grundzüge 174) bereits hervorgehoben, 
daß beim gespaltenen Kauf die Form der @vrj eine beliebige sein 
konnte, Dies wird im weiteren auch seine direkte Bestätigung 
finden (vgl. 8. 194, 195, 206). 

Wenn demnach für die Errichtung einer dem xvoıeia-Vertrag 
vorangehenden Urkunde nicht eine bestimmte Urkundenform ent- 
scheidend sein konnte, so können dafür allein inhaltliche 





ı) Vgl. Wırczen an den oben 8. 166 genannten Stellen; Waszynskı, Boden- 
pacht 44f.; die Erwägungen Egzr’s, Grundbuchwesen 102—104. Auch vereinzelt 
taucht diese Vorstellung in der Literatur immerzu auf. 

2) Dies wurde Homol. u. Prot. 7f. nachzuweisen versucht. Auch hat sich der 
Unterschied der Urkundenform des Kaufs und der Abstandserklärung in der Ptole- 
näerzeit vermutlich nicht auf den Kreis der Gebelön-Urkunden beschränkt. 

3) Vgl. hierzu das von KoscHAKER, Z.d. Sav.-St. 28, 289f. dargelegte Material. 


Kauf und 
Übereignungs- 
urkunde. 
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Momente ausschlaggebend gewesen sein. Welcher Art mochten 
nun diese sein? Da der im Vorangehenden betrachtete Vertrags- 
typus kraft seiner Übereignungsabrede dem Käufer das volle und 
uneingeschränkte Recht (zgareiv zei xvgıedew) zusichert, so wird 
man hier vor allem an das häufig sich ergebende Bedürfnis zu 
denken haben, den auf die Übertragung sich richtenden Konsens 
bereits zu verbriefen, die Verbriefung des perfekten Rechtsübergangs 
jedoch einstweilen noch aufzuschieben. Die geläufigste Veranlassung 
hierzu werden die Fälle geboten haben, in welchen der Kaufpreis 
noch nicht ganz entrichtet worden ist.') Soweit man in derartigen 
Fällen die Rechte des Verkäufers wahren wollte, ist in der Ptole- 
mäerzeit die Abstandserklärung und der darin zum Ausdruck ge- 
langende Verzicht auf jeglichen die Sache betreffenden Anspruch 
bis zur Entrichtung des Preises aufgeschoben worden (vgl. oben 
S. 156). In der Kaiserzeit konnte in derartigen Fällen die zvoreie- 
Kaufurkunde mit ihrer typischen Preisquittung und ihrer vorbe- 
haltlosen Übereignungsklausel unmöglich als der geeignete Beur- 
kundungstypus erscheinen, und es muß sich das Bedürfnis geltend 
gemacht haben, ihr eine anders geartete Urkunde vorangehen zu 
lassen. Derartige Fälle lassen sich nun in der Tat nachweisen: 
sie sind nicht einheitlicher Natur. 

Seit langem geläufig ist die Gestaltung, daß man in solchen 
Fällen dem bereits entrichteten Teil des Kaufpreises den Charak- 
ter der Arrha gegeben und über den Vorgang eine Arrhalurkunde 
errichtet hat. Die diesbezüglichen Beispiele sind bekannt?) und 
bedürfen keiner eingehenderen Erörterung.’) Der Verkäufer er- 
klärt in betreff der Kaufsache die Arrha empfangen zu haben und 
verspricht für den Fall; daß der Käufer den Rest des Kaufpreises 





1) Vgl. schon Preisıckz, Girowesen 438, 442,445; Mırreis, Grundzüge 170, 187. 

2) Für die hier betrachtete Geschäftsart kommen B. G. U:II 446, P. Lond. II 
p- 2ııf, B.G. U.1 240, dazu auch 0. P.R. ıg in Betracht. Bekanntlich kommen 
Arrhalzahlungen auch betreffs anderer Geschäftsarten vor, so beim Lieferungskauf 
(vgl. oben 8. 35; dazu P. Magd. 26, vgl. Parrscn, Gött. gel. Anz. ıgı 1, 8.2208); 
bei Dienstverträgen (vgl. Lewauo, Personalexekution 22 Anm. 3; Mırreis, Grund- - 
züge 185; neuestens P. Oxy. X 1275). | 

3) Vgl. Mırıris, Grundzüge ı84f. und die daselbst Anm. 3, wie auch S. 166 
genannte Literatur; seither CaLocırov, Die Arrha im Vermögensrecht und vor allem 
PArrtscH, Gött. gel. Anz. ıgıı, 713£., Z. f. Handelsr. ıgıı, 484f., Arch. f. Pap.-F. 
5,485f; neuestens auch RAzeEL in der HoLtzenporrr-KonLer’schen Encykl. I 490f. 
und die daselbst Zitierten. ' 
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bezahlt, ihm eine Übereignungsurkunde zu errichten (zareyodpeım), 
widrigenfalls er dem Käufer das Doppelte der empfangenen Arrha 
zurückzuerstatten verpflichtet sein solle; bezahlt der Käufer den 
Rest des Kaufpreises nicht, so soll die Arrha dem Verkäufer 
verbleiben. In diesen Fällen bleibt demnach vorderhand der Ver- 
käufer der Eigentümer, das typische xgereiv z«i #voıwdew wird 
dem Käufer noch nicht zugesichert‘), und es kann angesichts der 
großen Menge der Übereignungsurkunden aus dem Faijüm (die 
zurzeit vorhandenen wenigen Arrhalurkunden gehören alle dahin) 
keinem Zweifel unterliegen, daß der nach Entrichtung des Voll- 
preises zu vollziehende Übereignungsakt dem Käufer vor allem 
gerade eine diesbezügliche Erklärung verschaffen sollte (vgl. da- 
zu unten S. 234f.). In derartigen Fällen angesichts der ‘noch 
ausstehenden Übereignungsurkunde von gespaltenem „Kauf“ zu 
sprechen, wäre m. E. eine den quellenmäßigen Vorstellungen zu- 
widerlaufende Terminologie. Denn der Arrhalvertrag ist kein „Kauf- 
vertrag‘, die Arrhalurkunde keine „Kaufurkunde“. So wie die 
altgriechischen Quellen zwischen Arrhalgeschäft und Kaufvertrag 
unterscheiden?), so werden auch die hellenistischen Arrhalurkunden 
niemals mit den Worten &vn oder woäoıg bezeichnet, ja nicht ein- 
mal das „zergaxevaı“ wird seitens des Verkäufers in ihnen erklärt: 
dies soll erst in Zukunft bei Errichtung der übereignenden Bar- 
kaufsurkunde erfolgen.) 





1) Inwieweit war der Verkäufer in der Lage, über das Objekt des Arrhalver- 
trags wirksam zu verfügen? In B. G. U. Il 446 lin. 14/5 verpflichtet er sich die 
Grundstücke dem Käufer zu übereignen unmov wengausva umdt Önore[9]eıuzva (vgl. 
unten $8. 266); dazu Raser, Verfügungsbeschränkungen 70 mit der ausdrücklichen 
Folgerung, daß dem Käufer hier jedwedes dingliche Recht fehlt. Deutet aber Dioel. 
C.J.4, 49,3 (a 290) nicht auf eine entgegengesetzte u nalne des östlichen Volks- 
rechts? [So neuestens Parrsch, Heidelb. Sitzb. 1916, 10. ı9!.] 

2) Dies hat in bezug auf das Theophrast-Fragment ParrscH an den vorhin 
genannten Stellen gezeigt. — Mit Hinblick darauf ist es m. E. bedenklich, gemäß 
dem neuesten Vorschlag von Lirsıus, Das attische Recht u. Rechtsverf. III 986, 
Nachtr. zu 8.743 A. 242 a.E., in P.Hal. ı Col. XI lin. 253 »«i dno|Adßn tov dooc- 
Böva usf.] zu ergänzen; daraufhin könnte von einem Erlöschen aller weiteren An- 
sprüche schwerlich die Rede sein. 

3) Recht bezeichnend ist dabei das in dieser Lehre bisher‘ nicht beachtete 
byzantinische Fragment, WesseLy, Wien. Stud. 12 8. 93, dritter Text = PrEıisıGkr 
8.B. 5315. Hier heißt es mit Hinblick auf einen Arrhalvertrag: Be eodel neo; ee 
eng ToUTWv TO EIERE 6p&EıAoVong yevtoldau og’ | auriv Eis alrov Hai nouloacdeı 
ng’ abrod nv Aoılamv rov)ewv rıumv, 6 Zorı voulsuare veiunocıe dnoAobdoag ri mloreı 
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Aber nicht immer, wo wegen bloß partieller Entrichtung des 
Kaufpreises das Recht an der Sache einstweilen noch dem Verkäufer 
vorbehalten bleiben sollte, ist zu diesem Zweck zur juristischen 
Form des Arrhalvertrags ‚gegriffen worden. Eine andere Gestaltung 
zeigt ung jetzt der oben $. r4g bereits erwähnte P. Rylands II 164, 
ein Cheirographon aus Hermupolis aus dem Jahre 171 n. Chr.: 


[. - . deıov 'Ekanivrog 100 Ko]ovnAlov "Eguonoiitig dvaygapouevn Ei Doo(volov) 
Aıßög unrods Olvunıddog N 

EN ] uer& »vglov 100 Zuavriig dvdodg Mnröxov ’Ayıhltog Eouelo Aro- 
yEvovg dimo Tig abrng oAewng TEE TRAGE 

[xeie(eıv). öuoAoy& mrerrga never 001 mo wis Eveo[r|aong jucoug Emi Tov mare 
1g6vov Tag Önaeyovoag woL Ev To 


‚ m an ” 
er meol Teor Jeoußvıv du Tod’AcnAmniodßgov KANgoV yAg Karomınnjg KvamjTov 
Goodgag Evde- U TEER 
EHRE EEE odv rois Ejmereioıs adröv Enpoploıs, &g sel nugndnon Kar | yoov] 


srogiuag mAmgeıg To Tg 

[xeroınias dinalo oyloıwio nudopas did Bao|ıalıng zei mevrös ümrölg e]idolv]s 
[o]üoag &v xoweig _ 

Ixei ddınıgerois opgayelicı rEssugsı Aulocı ver|dp]tw Ev alg bdgeduore zei nonmelils 
&E Önerig mAlv- 

|d0v #oıwöv dvrwov Hal 1]öv Ödosvudrwov nei rng nelnm]eidos, ung wis mweolds 
CAAm]Aovs ovunspwvnuevng 


[enypr el. eng ] 9 06 aör[6d1] 26y0v wa[g& 60]D dız yeıods dlow]y(ues) 
t[ousyıAl]las, / Koylvolov) (douyuei) ’T, tag d& Aoımdg 
10 [dgayues ......... anod|woeıg Eo[s reianddog too d|vrog uvög [A8]ve [roö Zveo)- 


törog ıß (Erovg) Adomklov k 

’Avrwvivov Tod #volov zal] zarayod| yo ömnvine 2u]v eig Inu|ooio yonua]|reoun 
did züv Ev "Eouoü 

[mörsı dgyelov... ....]on!) 70 rov [dyarıjocov Zmisrarue [adv dd] meong 
KETOANS, TÖV TOV 

[#Ang00 Onuosiov zal Emne]oiouöv nilvrov dmd ulv rö]v Zungocdev [xeövo» uelyeı 
Tod dıeAmAvdörog ıc (Eroug) 

[Mägxov Adonklov "Avrjavivov Kelsago[s Tod zvolov] moög Zu: mv |nwAodcev, 
zö|v d& dm zoo Evsorürog ıB (Erovs) 

15 [meög 08 zei aöroö zoü &veorärlog (Frovg?), va Zv[reüdev Beßau]osw rag würds 

d|eoöges ndon Be]ßaısoeı, dir de Toö wg naraypapig 

[xenwerouod Eoovraı al ve yanvlar zei af [rg nodosng? dı]aoroAai. (Erovg) [1ß 
Adroxgd]rogog Kailo]aoos M&gxov AdenAlov 

[Avrwvivov Zeßaorod ’Apnevilenod Mndızov [xesıxov Meyioro]|v A9vo £. 
ID our 1- - Tfo]veßwvos 100 zul ’Apnriavog 





»oL Övvdusı tod airod dogaß&vog ... Der Zusammenhang ist nicht ersichtlich, aber 
es ist ausdrücklich gesagt, daß es erst auf Grund der Arrhalverabredung zum 
Abschluß des Kaufvertrags kommen soll. 

ı) Die Ergänzung der Herausgeber „| — va xoul]or“ dürfte kaum das 
Richtige treffen, 
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[20 Buchstaben »u9]eodv dd [dAiperros zal Eruyloapis nal ywods[sws. 


(Zweite Hand) ...]eorov (Beunerros NENOR- 
[k@ 17 Bocnstalen l.... ol. xal Beßaıso]|o &g meoxsır[eı. (Dritte Hand) 
Mifo eos Ayıhlag Be) 
20 [eörig xugıog 20 Buchstaben (VierteHand) Zosıxö]ouros 5 zei Zil|veios......... Is 


Beßaıwoıv xal Karayod- 
[weıv(?) 36 Buchstaben wg mooxer]rau 


Hier erklärt jemand ein Katökengrundstück zu verkaufen 
und dafür einen Teil des Kaufpreises empfangen zu haben; der 
Rest des Kaufpreises soll bis zu einem bestimmten Termin ent- 
richtet werden und der Verkäufer dann auf Wunsch des Käufers 
die zerayoapy in einer Öffentlichen Urkunde vollziehen, die auch 
die Grenzangaben des Grundstücks und die näheren Vertrags- 
bestimmungen (dıeoroAci) enthalten solle. Zweifellos dürfte nun 
sein, daß das Eigentum auf den Käufer zunächst auch hier 
nicht übergeht: vielmehr wird dieses bis zur Regulierung des 
Kaufpreises dem Verkäufer vorbehalten, der erst dann die zare- 
yoepn vornehmen soll. Deswegen enthält denn auch diese Ur- 
kunde (ebenso wie die Arrhalurkunden) keine Zusicherung des 
zg0Teiv za wvgrebev — wir sehen, wie bewußt die Urkunden in 
diesem Punkt redigiert sind: offenbar soll dies auch hier erst 
durch die zereygapn erfolgen. Im übrigen aber ist die vorliegende 
Urkunde vom Typus des Arrhalvertrags wesentlich verschieden: 
‘der Verkäufer erklärt, was in den Arrhalurkunden nicht der Fall 
ist (vgl. vorhin S. 189), bereits hier zu „verkaufen“ (öuoA0y@ 
wergaxeveı: die Ergänzung von lin. 3 ist durch lin. 18 gesichert), 
der entrichtete Teil des Kaufpreises wird nicht als &dog«ßer be- 
zeichnet, keine der in den Arrhalverträgen 5 ro» &og«ßövov voum 
getroffenen typischen Verabredungen kehrt hier wieder.'‘) 

Es kann denn auch m. E. garnicht zweifelhaft sein, daß man 
in diesem Fall die Errichtung einer Arrhalurkunde eben deswegen 
vermieden hat, weil man den typischen Rechtsfolgen eines Arrhal- 
vertrags ausweichen wollte. Dies konnte freilich nur zum Teil ge- 





ı) Die Zusage der Beßeiwoıg in P. Rylands IT 164 lin. 15, (19, 20?) findet sich 
auch im Arrhalvertrag B. G. U. II 446 lin. 18, während sie in den übrigen Arrhal- 
urkunden wenigstens ausdrücklich nicht Shit ist; angesichts der Regelmäßig- 
keit, mit welcher die Kaufverträge (wie auch die Hrnoikäkengerlinge) eine Gewähr- 
leistungsabrede niemals vermissen lassen, wird man schwerlich annehmen können, 
daß der Verkäufer auf Grund eines bloßen Arrhalvertrags zur Gewährleistung 
auch ohne ausdrückliche Verabredung verpflichtet gewesen sei. 
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lingen. Denn einen obligatorischen Anspruch auf den Rest des 
Kaufpreises hat der Verkäufer auch in diesem Fall nicht erlangt: 
einen solchen hat es nach griechischem Recht wohl überhaupt nicht 
gegeben.') Bezeichnend ist es in dieser Hinsicht, daß in den vom 
einseitigen Standpunkt des Verkäufers aus redigierten Urkunden 
eine Verpflichtung des Käufers auch gar nicht verbrieft wird 
(bloß der Verkäufer sagt lin. gf.: rag d& Aoınag [dgeyuag ......... 
dnod]&6cıs)”); einen weiteren entscheidenderen Beweis s._unten 
S.196. Ob nun der Käufer, wenn er mit dem Rest des Preises in 
Verzug geriet (der Zahlungstermin ist in lin. ro der Urkunde ange- 
geben), dadurch — so wie es bei der Arrhalzahlung der Fall 
war — des bereits Gezahlten verlustig ging, wird ausdrücklich 
nicht gesagt): ich halte es jedoch für wahrscheinlich, daß dem 
so gewesen ist, andernfalls würde wohl die Urkunde die Rück- 
zahlung betreffende Bestimmungen enthalten. | 

Anders steht es dagegen mit dem Rechte des Käufers: da 
kann schwerlich an eine mit der des Arrhalvertrags gleichartige 
Rechtswirkung gedacht werden, denn von einer Haftung’ des Ver- 
käufers bloß auf das Doppelte des Empfangenen — wie es sich 
to zov dogaßorov v6un ergab — wird hier nichts gesagt. Man 
wird demnach eine weiterreichende Wirkung annehmen müssen. 
Dabei sind zwei Möglichkeiten denkbar. Entweder die: der Käufer 
erlangte durch die Entrichtung des Kaufpreisrestes einen obliga- 
torischen Anspruch auf die zareygapn, eine actio empti auf Vor- 
nahme der Übereignungshandlung. Doch wird von einem derarti- 
gen Anspruch, namentlich auch den etwaigen Folgen seiner Nicht- 
erfüllung direkt nichts gesagt.‘) Überdies gewinnt man den Ein- 
druck, daß der Verkäufer zur xareyo«gpy nicht unbedingt, sondern 
bloß auf Wunsch des Käufers (örmvize &&v eign)’) verpflichtet sein 





1) Vgl. hierzu unten $. 196 und 8. 259, auch oben 8. 157?. 

2) Ob die Urkunde eine önoyga«pn des Käufers enthielt, kann angesichts des 
fragmentierten Schlusses nicht entschieden werden, in den zweifelhaften lin. 20/1 
scheint sie aber nicht enthalten zu sein. 

3) So ist es übrigens auch in einigen Arrhalurkunden: so in P. Lond. II p. 21 1f. 
im Gegensatz zu B. 6. U. II 446 lin. 17/8 und wohl auch I 240 lin. 27f. 

4) Insbesondere fehlt auch eine Strafklausel; in dieser Beziehung vgl. oben 
S. 182 Anm. 

5) Unter dieser Bedingung wird dem Käufer auch in P,Rylands II 163 lin. 13 
(vgl. unten 8. 268.) das Recht auf die Errichtung einer öffentlichen Urkunde, wie auch 
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sollte. Dies deutet dahin, als ob die zereygapn zum Eigentums- 
erwerb des Käufers überhaupt nicht unentbehrlich gewesen wäre. 
Diese Erwägung, wie auch die Analogie anderer sogleich noch 
ins Auge zu fassender Papyrusurkunden (8. 194 f) scheint dem- 
nach weit mehr die andere hier in Frage kommende Möglichkeit 
‚zu stützen. Diese geht dahin: sobald der Käufer den Rest des 
Preises bezahlte, beziehungsweise ihn in entsprechender Weise 
offerierte, ging das Recht an der Sache sogleich auf den Käufer 
über und dieser konnte sie vom Verkäufer sogleich vindikatorisch 
in Anspruch nehmen. Es entspricht m. E: dem Bild, welches 
unsere Urkunden bieten, daß der Verkäufer, indem er die Sache 
zu „verkaufen“ erklärte (vgl. vorhin 8. ı9r und sogleich 8. 194), 
. damit aussprechen wollte, daß diese, sobald der Kaufpreis ent-. 
richtet wird, auch dem Käufer gehören solle (vgl. 8. 156, 253f.). 
Die in Aussicht gestellte öffentliche xereygapn verliert damit keines- 
wegs ihre juristische Bedeutung, und es wäre verfehlt, ihre Funk- 
tion deswegen als eine bloß deklarative hinstellen zu wollen: es 
mußte für den Käufer von Wert sein, eine von der Tatsache der 
Preiszahlung unabhängige Eigentumsgrundlage zu erlangen (hierzu 
unten 8. 257f.), und überdies sollten ihm durch die Errichtung der 
zugesagten öffentlichen Urkunde diejenigen Vorteile verschafft 
werden, die mit öffentlichen Übereignungsurkunden überhaupt ver- 
‘knüpft gewesen sind (vgl. oben S. 148f. und des näheren unten 
S. 262f.). m \ 

Die eben entwickelte Anschauung dürfte, wie vorhin schon 
angedeutet, durch die Heranziehung weiterer Urkunden an Wahr- 
scheinlichkeit gewinnef. Zu diesen gehören vor allem die oben 
8. 153f. betrachteten ptolemäischen Geschäfte. Stellen wir den 
P. Rylands II 164 diesen an die Seite, so erscheint er inhalt- 
lich im wesentlichen als ein Äquivalent der damaligen Kauf- 
protokollee Denn auch er enthält vom Gesamtinhalt des auf 
Kaufkausa beruhenden Übereignungsgeschäfts nur die Verkaufs- 
erklärung und die Gewährleistungsabrede (vgl. 8. 154, 185), auch 
ihm fehlt der Verzicht auf alle weiteren Ansprüche, bzw. die in 
der Kaiserzeit aufgekommene positive Formulierung dieses Rechts- 
erfolges in Gestalt einer direkten Übereignungserklärung (vgl. 





. wiederholt (P. Oxy. IX 1200 lin. 34, 1208 lin. 24, X 1273 lin, 37f., 1276 lin. 18, 
P. 8. J. IH 198 lin. ı1f.) das Recht auf die dnuociacıg zugesichert. 
Abhandl.d. S. Akademie d, Wissensch‘, phil.-hist. Kl. XXXI. ıı. 13 
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weiter unten $. 197f)) Ebenso nun, wie die ptolemäischen Kauf- 
protokolle — in welchen allerdings von der Entrichtung des 
Kaufpreises nicht die Rede zu sein pflegt und welche auch keine 
ausdrückliche Zusage weiterer Geschäftsakte‘ enthielten — nach 
der Bezahlung’ des Preises das Eigentum gaben, so daß die Ab- 
standserklärung bloß noch zur Festigung der bereits erworbenen 
Rechtsstellung diente (vgl. oben 8. 156f.), so dürfte der Käufer auch 
in Fällen, wie P. Rylands II 164 mit der Preiszahlung das_ Recht 
an der Sache erworben haben. Aus der vorliegenden Gestalt des 
P. Rylands II 164 ersehen wir freilich nicht direkt, ob auch die- 
ser — im Gegensatz zu den Arrhalverträgen (vgl. oben 8. 189) — 
bereits sich selbst als &r1 oder zeäcıg bezeichnet hat. Aber an- 
gesichts der Erklärung „öuoAoyö xexoaxever“, kann dies m.E. kaum _ 
einem Zweifel unterliegen. Daraus aber würde sich von selbst die 
weitere Konsequenz ergeben, daß auch für derartige Geschäfte der 
für das altgriechische Recht überlieferte Rechtssatz gegolten habe 
„avoin dE h Gi al n mgWoıs eig ulv armow, drev N ruun dodm“: 
denn auch die hellenistischen Urkunden ptolemäischer und römi- 
scher Zeit zeigen uns einen Rechtszustand, nach welchem der Kauf- 
vertrag in Verbindung mit der Preiszahlung als Eigentums- 
erwerbsgrund galt.‘) Mit‘ dem Gesagten haben wir zugleich den 
direkten Beweis für das oben ($. 187£.) aprioristisch Deduzierte, 
wonach der #voısia-Urkunde vorangehende, den ptolemäischen Pro- 
tokollen inhaltlich gleichwertige Kaufurkunden in der Kaiserzeit 
keineswegs in Gestalt des Protokolls in Erscheinung zu treten 
brauchten. 

Auch die Synchoresisurkunde B. 6. U.:1V ı127 aus dem Jahre 
ı8 v. Ch. tritt in diesem Zusammenhang in schärfere Beleuch- 
tung.?) In dieser Urkunde verspricht Apollonios dem Euangelos, 
gegen Entrichtung des Preisrestes von 300 Silberdrachmen die 
EgEYWQNOLg einer Goldgießerei durch das Aoyıoryeıor Tg Groäg zu 
vollziehen.) Hier wird der Besitz bereits auf den Käufer über- 





1) Vgl. unten 8. 253f. 

2) Zu dieser Urkunde vgl. Mırreis, Grundzüge 93, 175, Chrest. p. 290; BEr- 
sur, Strafklauseln 76f., 136f.; Schwarz, Hypothek 361, 38!, 125°; Frese, Z. f. 
vgl. Rechtswiss. 30, 138. 

3) Betreffs des Aoyıorjoıov rjg oroäg vgl. Scuuparr, Arch. f. Pap.-F. 5, Same 
Mırreis, Grundz. 93; die Natur dieser Behörde läßt sich derzeit schwerlich bestimmen. 
Die in Aussicht gestellte wagazwenoıg (zu dieser Terminologie im vorliegenden Ur- 
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tragen (lin. 20f.) und die Gewährleistung zugesagt (lin. 14f£.): 
das Eigentum aber verbleibt noch beim Veräußerer, die in den 
der gleichen Gruppe angehörigen alexandrinischen Übereignungs- 
urkunden aus der Zeit des Augustus stets nachweisbare Zusiche- 
rung des zgareiv zei xvguedew fehlt.) Die Urkunde ist daher 
ihrer juristischen Natur nach dem P. Rylands II 164 an die Seite 
zu stellen: damit haben wir einen dem vorzunehmenden Über- 
eignungsakt vorangehenden Vertrag in Synchoresisform (vgl. 
oben 8. 186f., 8. 194, und unten $. 206). Der Gegensatz zu 
einem Arrhalvertrag ist aber hier mit besonderer Deutlichkeit 
zu erkennen. Denn wie weni& hier an ein Rücktrittsrecht des 
Veräußerers unter der Verpflichtung, das Doppelte des Empfan- 
genen zurückzuzahlen, gedacht werden kann, geht aus lin. 28f. 
hervor, wo dem Käufer das Recht zugesagt wird, für den Fall, 
daß der Verkäufer betrefis der x«o«y&oncıg Schwierigkeiten machen 
sollte’), den Rest des Kaufpreises bei der Bank auf Gefahr des 
‚ Verkäufers auf dessen Konto einzuzahlen und die zeg«y&onoıg 
durch das Aoyıorngıov rg 6roäg einseitig, ohne Mitwirkung des 
Verkäufers vollziehen zu lassen. Hier wird also ausdrücklich be- 
stimmt, daß der Verkäufer den Eigentumserwerb des zur Preis- 
zahlung bereiten Käufers zu hindern überhaupt außerstande sein 
solle.) Beachtenswert ist dann noch der Schluß der Urkunde 
(lin. 388): | 

div dE ueosı Tod AroAAmviov Erolumg LYovrog TI TRgaynoncın 

rosiodeı droLobdwg 6 Ködyyerog unı Xo000X0dıdd aurwı £v 

TI GgLSUuErOı yoovaı Tüg Aoınag Tod doyvoiov H r, [&xrivew)] 





kundenkreis s. unten $. 215£.) ist m. E. angesichts des im Text Folgenden viel eher 
auf eine Beurkundung als auf eine Eintragung (Umschreibung) zu beziehen, wie 
es auch dem sonstigen Gebrauch dieses Wortes entspricht. 

Der B & DAEV 10595, Un. 9£, L12g- ins2rt, 1730 Un. 131, .17131. lin. 
18f.; ef. 1158 lin. 14£. 

2) So ist das &üv de xard Tı oroareimtar Ev Tolg Hard TMv MagRyWEnoLv im 
Sinne der Anm. Schugarr’s ad h. ]. zu deuten: dafür spricht das xare& rı, wie auch 
der Vergleich mit B. G. U. IV 1131 lin. 20f. 

3) Diese Stelle steht mit der oben 8. 193f. entwickelten Anschauung, wonach 
der Käufer das Eigentum schon durch die bloße Preiszahlung erwarb, nicht im Wider- 
spruch: denn hier ist nicht vom Eigentumserwerb, sondern bloß davon die Rede, daß 

‚der Käufer den der in P. Rylands Il 164 versprochenen xarayoapn) entsprechenden 
Geschäftsakt auch ohne Mitwirkung des Verkäufers solle herbeiführen können; wie sich 
dieser materiell zum Eigentumserwerb verhielt, davon wird nichts gesagt (dazu 8.257 f.). 

13* 
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arov Tedrag obv Nworig Hal Tob ÜrEgNEOOVTOg 10|6vov] 
tönovg dıld]odyuovg Tg uväg Erdorng Tod umvög &xdor|ov). 


Hier ist vom Fall die Rede, daß der Käufer mit der Zahlung des 
_ Kaufpreisrestes in Verzug geraten sollte. Daß in solchen Fällen 
der Verkäufer keinen verfolgbaren Anspruch hatte (vgl. oben 
S. 192), ist hier m. E. evident: andernfalls würde dieser in einer 
Synchoresisurkunde ganz zweifellos durch eine ausdrückliche Exe- 
kutivklausel gesichert erscheinen (vgl. 8. 33).') Doch soll in der- 
artigen Fällen der Käufer immerhin der Vertragsstrafe der nuıo- 
Aa verfallen und überdies Verzugszinsen zahlen (d. h. dann nur 
noch unter dieser Voraussetzung die x«gay&enoıg erlangen können): 
dies ist wiederum eine von den Arrhalurkunden abweichende Be- 
stimmung und wohl als ein Pressionsmittel aufzufassen, durch 
welches das aktiv zwar nicht verfolgbare Recht des Verkäufers 
auf den Kaufpreis wenigstens indirekt mittelst einer Konventional- 
strafe sichergestellt werden sollte. 

In Fällen, wie den beiden zuletzt betrachteten, wird man nun 
in der Tat auch hinsichtlich des Urkundenkreises der Kaiserzeit 
von einem „gespaltenen Kauf“ im ptolemäischen Sinne des Wortes 
(d.h. im Sinne zweier inhaltlich disparater Geschäfte, vgl. oben 
S. 152f.) sprechen dürfen. Es handelt sich hierbei um Fälle, in 
welchen ein Kaufvertrag bereits abgeschlossen, das Eigentum je- 
doch noch dem Verkäufer vorbehalten, eine Übereignungserklärung 
vorderhand noch nicht abgegeben worden ist. Zu diesen Fällen 
des gespaltenen Kaufes wird man nun auch die einfachen Kauf- 
protokolle zu rechnen haben, deren kaiserzeitliches Verwendungs- 
gebiet oben 8. 168f. abgegrenzt wurde. Denn sicher sind auch 
diese durchwegs Kaufurkunden ohne Übereignungserklärung. 
Nur ist betreffs dieser der Grund ihrer Errichtung weit weniger klar 
ersichtlich, als der zuletzt erörterten Fälle; die dabei in Betracht 
kommenden Möglichkeiten wurden oben S. 170, Anm. > genannt. 

Ist trotz ausgebliebener oder bloß teilweiser Preiszahlung 
das volle Recht an der Sache (zoereiv zai xugıedew) dem Käufer 
bereits zugesichert, d. h. eine Übereignungserklärung- abgegeben 





ı) Es ist daher nicht zutreffend, wenn Frese a.a.O. die Lage des Käufers der 
Haftung eines Darlehensschuldners gleichstellt. Auch für die Errichtung einer beson- 
deren ddveiov-Urkunde liegt hier keinerlei Indiz vor, vgl. dazu unten S. 197. 
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worden, dann hat der Käufer das Eigentum an der Sache endgültig 
erworben, und der Verkäufer konnte in betreff derselben keine 
weiteren Ansprüche geltend machen. In derartigen Fällen blieb 
letzterem nichts anderes übrig, als betreffs des nicht entrichteten 
Kaufpreises einen Schuldvertrag mit dem Käufer abzuschließen, 
sich etwa von diesem eine Darlehensurkunde ausstellen zu lassen. 
Dies ist auch häufig geschehen: eine solche Gestaltung scheint 
P. Hal. ı lin. 258 im Auge zu haben, und ein deutliches Beispiel 
dafür bietet die Quittung P. Cairo Preis. 43 = P. Oxy. U 306 
descr. (a° 59 n. Chr.), die die Erfüllung einer Darlehens-ovyygap 
betrifft (teilweise publiziert in P. Oxy. II 318 descr.)‘), welche ge- 
mäß lin. 28 nach vollzogener xar«ygagpn, also nach Perfektion der 
Übereignungsurkunde in betreff des Kaufpreises errichtet wor- 
den ist.?)’) Die Urkunde über den Übereignungskauf pflegte in 
‚derartigen Fällen fast immer den ganzen Kaufpreis fiktiv zu quit- 
tieren (vgl. oben S. 171, unten 8. 257f.). Aber notwendig war dies 
nicht: in der Ptolemäerzeit war die Quittierung des Kaufpreises 
überhaupt nicht üblich (vgl. oben 8. 156f.), und auch für die Kai- 
serzeit bietet uns die eine Schiffs-uo#oxgasie betreffende Diagraphe 
P. Lond. III 1164 (h) p. ı63£f. (a° 212) ein Beispiel, in welchem 
nur ein Teil des Kaufpreises entrichtet und quittiert, der Rest 
hingegen ausdrücklich kreditiert (lin. 13, 26) und das Eigentum 
in lin. ı7f. dennoch vorbehaltlos zugesichert wird‘) (vgl. hierzu 
unten S. 258f.). 

Aus dem Bisherigen ergibt sich zugleich, daß vom Standpunkt 
des Eigentumsübergangs der juristische Schwerpunkt des auf 8. 170f. 





1) Vgl. oben 8. 63. 

2) Vgl. Raser, Z.d. Sav.-St. 28, 320; Mirtteis, ibid. 32, 349 a. E.; s. auch 
unten 8.258; vgl. auch B. G. U.I 189 mit den Bemerkungen von Mırreıs, Ohrest. 
p. 246f.; ganz ähnlich hinsichtlich des altbabylonischen Rechts KoscHAkER, Krit. 
Vierteljahrsschr. f. Gesetzg. 1914, 429. 

3) Der Schuldvertrag mußte aber keineswegs die Form eines davsıov tragen, 
konnte vielmehr auch ausdrücklich die zus; als Schuldobjekt bezeichnen (vgl. B. G. 
U. IV 1146; P. Oxy. VI 914, X 1320 deser.): Schuldgrund war in solchen Fällen 
freilich nicht der Kauf, sondern der über die zıun) errichtete Schuldschein; vgl. unten 
S. 259, Anm. 2. 

4) Die Übergabe des vavwnyınov und der mooxnıyrinal Gopdksıcı hat dabei mit 
der Eigentumsfrage nichts zu tun (vgl. 8. 185f.). — Daß das Rechtsgeschäft als [o9o- 
mowsie, der Kaufpreis als ein für allemal zu entrichtender göeog konstruiert wird, 
macht bezüglich der hier untersuchten Frage keinerlei Unterschied. 


Übereignungs- 
erklärung und 
Anspruchs- 
verzicht. 
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analysierten Urkundentypus in der Tat in der ausdrücklichen Über- 
eignungserklärung lag, die meist in der Zusage des zo«areiv xzaı 
zuvgıedvew zum Ausdruck gelangte. Wo das Eigentum noch nicht 
übergehen sollte, da hat die Praxis der Notare die diesbezügliche 
Klausel einer zukünftigen Beurkundung vorbehalten, womit dann 
die Übereignung als noch nicht verbrieft galt.')’) Neben dieser 
die Rechtsstellung des Erwerbers positiv kennzeichnenden Klau- 
sel ist die dieselbe bloß negativ umschreibende „un &welevoeodar“- 
Abrede, mittels welcher der Erwerb des Vollrechts im älteren 
Kautelarstil zum Ausdruck gebracht worden ist (vgl. oben 8. 154f.), 
nunmehr zu einem untergeordneten Bestandteil herabgesunken. 
Denn wo dem Erwerber das uneingeschränkte Herrschafts- und 





ı) Ich unterstreiche das „verbrieft“, da, wie oben $. 192f. ausgeführt und unten 
S. 253f. noch des näheren darzulegen bleibt, der Rechtsübergang ja auch ohne eine 
solche besondere Verbriefung sehr wohl denkbar erscheint. 

2) Wie die obige Zusammenstellung (8. 172£.) zeigt, ist die Übereignungser- 
klärung nicht überall (so z. B. im Herakleopolites und anscheinend auch im Hibito- 
polites) mittels der Zusage des „xgureiv xal nvausVisw“ erfolgt (vgl. oben S. 170); 
doch ist diese jedenfalls die am meisten verbreitete Stilisierung. Auch darf allein 
aus dem gelegentlichen Fehlen einer diesbezüglichen Klausel noch nicht auf eine 
abweichende Rechtswirkung geschlossen werden, soweit das sonstige Bild es nicht 
wahrscheinlich macht (wie z. B. in P. Rylands II 164), daß eine solche bezweckt 
war (dies gilt z. B. betreffs P. Oxy. III 504, der von der üblichen Redaktion mehr- 
fache Abweichungen aufweist; vgl. auch P. Oxy. IV 719). Das hier Gesagte gilt 
für die Bewertung von Urkunden überhaupt. So wertvolle Aufschlüsse in Ermange- 
lung einer Überlieferung von Rechtssätzen eine ständige Praxis in der Handhabung 
von Urkundenklauseln betreffs der Natur der einzelnen Geschäftsarten auch zu bieten 
vermag, so darf aus der abweichenden äußeren Gestalt einer einzelnen Urkunde natür- 
lich nicht ohne weiteres auf das Vorliegen einer besonderen Gestaltung geschlossen 
werden. 30 haben wir z. B. die Quittung P. Giss. 32 (oben $. 140?) als dispositive 
beurteilt, obgleich sie die übliche „un EmeAsvoscdaı“-Klausel nicht aufweist, da das 
„eig weglAvoıv“ in lin.6, 17, cf. lin. 23, die Absicht derselben Rechtswirkung erkennen 
läßt; eine als Öno®ran bezeichnete Verpfändung ist auch ohne ausdrückliche lex 
commissoria um nichts weniger Verfallspfand (so z. B. der ptolemäische P. Hamb. 28), 
ein ündAloyua auch ohne ausdrückliches Verfügungsverbot der üblichen Art ent- 
sprechend; ähnliches nahmen wir in Kap. III. bezüglich mangelnder Exekutivklauseln 
in Öffentlichen Schuldscheinen an, und dasselbe gilt auch hinsichtlich der Über- 
eignungsabrede in den xarayoapy-Urkunden; vgl. auch das oben S. 183f. über die 
Fiskalmult Ausgeführte. Das Verhältnis zwischen Urkundenklausel und Rechts- 
satz, die Frage inwieweit jene bloß diesen zum Ausdruck bringt oder aber die Vor- 
aussetzung für das Eintreten der darin verbrieften Rechtswirkung ist, inwieweit 
ferner eine ständige Beurkundungspraxis Rechtssätze zu erzeugen vermag, wäre hin- 


sichtlich seiner Prinzipien ein auf der Grundlage vergleichender Urkundengeschichte 
zu behandelndes Problem, 
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Verfügungsrecht direkt eingeräumt wurde, dort mußte es sich 
— soweit kein Vorbehalt gemacht wurde — von selbst verstehen, 
daß dem Veräußerer nunmehr keinerlei Ansprüche auf die Sache 
zustehen. An Stelle des negativen Anerkenntnisses der älteren 
Urkunden (vgl. oben 8. 158) ist damit die positive Übereignungs- 
urkunde getreten.‘)?) Diese veränderte Rolle der „un EnereV6Eodaı“- 
Klausel in den kaiserzeitlichen Übereignungsurkunden ergibt sich 
schon aus deren äußerem Bild: denn inmitten der durch die Häu- 
fung synonymer Worte recht undurchsichtigen Klauseln (vgl. in 
der Zusammenstellung oben 8. ı72f. die unter c)—e) genannten 
Urkundenteile) wird man überhaupt nur bei recht aufmerksamem 
Zusehen dessen gewahr, ob eine „un &weAebosota«ı“-Erklärung darin 
mitenthalten ist oder nicht, während als die wesentlichen Er- 
klärungen die Übereignungs- und die Gewährleistungsabrede in 
die Augen treten. So läßt denn eine Reihe derartiger Urkunden 
eine ausdrückliche „u &veieboeo#aı“-Erklärung in der Tat auch 
vermissen, ohne daß hierfür ein Grund zu erkennen wäre und 
man diese Urkunden deswegen als unvollkommene, in dieser Hin- 
sicht noch der Ergänzung bedürftige Verbriefungen des Übereig- 


w 





1) Eine bloße „ui Zmeisdoeode1“-Erklärung bezüglich einer dinglichen Rechts- 
stellung findet sich in P. Lond. II 289 p. 184f. (a°gı n. Chr.): hier liegt aber keine 
Übereignungsurkunde, sondern bloß die eddoxnoıg zu einem bereits perfekten Kauf- 
geschäft vor. — Reine Verzichtsurkunden in betreff dinglich gearteter Ansprüche 
(wie es die Quittungen betreffs persönlicher Ansprüche sind) stellen ferner im kaiser- 
zeitlichen Material verschiedene Erbverzichts- und Erbschaftsabtretungserklärungen 
dar, so P, Rylands II 179 (a" 127), P. Teb. II 380 (a® 67), P. Lond. III p. 148f. 
(a° 2ır), vgl. dazu KrerLer, Erbrechtliche Untersuchungen 129f. Dies sind die 
unmittelbarsten Nachzügler der ptolemäischen Abstandserklärungen und für diese 
ist denn auch jetzt die Vorstellung des dmoordoov (B. G. U. III 919, vgl. unten 
S. 209!), wie auch die der !xoraoıg geläufig (s. unten 8. 220). 

2) Das Gesagte ist vor allem mit den Ausführungen RAger’s, Haftung des 
Verkäufers 37 f., insb. 43f., 48f., über die Bedeutung der „un &mehevoeodaı“-Erklärung 
zusammenzuhalten: unsere Urkunden zeigen eine Eintwicklung von einer dieser Klau- 
sel ursprünglich zugrundeliegenden juristischen Vorstellungsweise, wie sie RABEL 
geschildert hat, zu einem entwickelteren Übereignungsbegriff; zu diesem vgl. unten 
S.275f. Dabei lassen die oben 8.172f. zusammengestellten Formulare deutlich gewisse 
Übergänge dieses Entwicklungsganges erkennen; so z. B. klingt das faijüumer For- 
mular der frühesten Kaiserzeit (mege&eraı undeva nwAvovre bv Myogandra nugievovre 
tov mwengauevov wrA., 8. 8. 173), wie insbesondere das in Herakleopolis (8. 177) noch 
viel mehr an die ältere Rechtsanschauung an, als die schon ausdrücklich auf die Über- 
tragung der Eigentümerstellung gerichtete Fassung in Hermopolis (elvaı negl röv &vov- 
uevov ToV nengauevav nvgelav nal nodımaıw, 8.8.1 76£.); vgl. Mirreis, Grundzüge 182. 
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nungsgeschäfts ansehen müßte.‘) Dies ist m. E. völlig zweifellos, 
wenn wir sie in Urkunden, wie z.B. dem did is Tav Eyarjocov 
PıßAodnang errichteten P.Hamb. ı5 (a°209 n.Chr.) vermissen, auf 
Grund dessen in P. Hamb. ı6 der Erwerb auch dem Grundbuch- 
amt zur zegddessıg angemeldet wird und auf Grund dessen später 
auch die dxoygagn erfolgen soll, oder in B. 6. U.I 193 II— Mrrieis, 
Chrest. 268 (a°136 n. Ohr.)?), welche nach heute herrschender An- 
sicht bereits als Perfektion einer vorangehenden ovn angesehen 
wird (vgl. dazu jedoch 8. 203f.)®). Diese Beispiele ließen sich-leicht 
vermehren‘) Wenn die „un &rereboeodeı“-Klausel besonders häu- 
fig in chirographischen xveıeie- Urkunden vermißt wird (keines- 
wegs ausnahmslos, vgl. z. B. B. G. U. II 666 lin. 26f, P. Oxy. IX 
1208 lin. 19, P. Grenf. II 70 lin. ıof., und die in vieler Hinsicht 
durch präzise Stilisierung auffallenden Cheirographa aus Hermu- 
polis, P. Flor. Io, C.P.R.o, ro, P. Lips. 6, P. Goodsp. 13), so 
erklärt sich dies dadurch, daß Cheirographa — zum Teil wohl 
in Anbetracht der oft noch in Aussicht stehenden öffentlichen Be- 
urkundung®) — überhaupt flüchtiger stilisiert worden sind.) So 





ı) Dies sei mit Hinblick auf die ptolemäischen Urkunden betont, wo durch 
die Abstandsurkunde als wesentliches Moment gerade die Erklärung des „un &melsv- 
0E69«1“ zur @v7 hinzukam. 

2) Die Lücke in lin. 23/4 dürfte dafür schwerlich ausreichen. 

3) Gewissermaßen gelangt ja in diesen und anderen faijümer Urkunden der 
Verzicht auf alle Ansprüche schon im magebeodeı — — — undeve xaWorre tv reLd- 
kEvov wvgiedovze ra. (vgl. oben 8.173) zum Ausdruck (da dies Versprechen sich ja 
nicht allein auf Drittangriffe bezieht); trotzdem wird da regelmäßig auch noch 
das ausdrückliche „un Zmersvocodau“ angefügt (vgl. z.B. C.P.R. ı lin, 20, 4 lin. 25; 
P. Thead. ı lin. 13). 

4) So fehlt das „u ZneAsvoeodar“ auch den meisten Kaufdiagraphai aus An- 
tinoupolis im ovyx0AAjeıuog P. Lond. III 1164 p. 154£.; die daselbst unter (h)8. 163. 
mitgeteilte uosongeoie enthält es allerdings, wo jedoch gerade der Kaufpreis nur 
teilweise entrichtet, das xoareiv zei #vgıedew aber bereits zugesichert wird (vgl. dazu 
oben 8. 197). Auch im Formular von Herakleopolis (vgl. oben S. 177) läßt sich 
die Klausel nicht deutlich erkennen, 

5) Auffallend und bezeichnend ist da die genaue Redaktion des Cheirographon 
P. Oxy. IX 1208, wohl weil es auf nachträgliche &4ueerögnoıg berechnet war. 

6) Soweit also in derartigen Fällen noch die Errichtung einer öffentlichen 
Urkunde in Aussicht gestellt und diese als die #araygagpn bezeichnet wird, darf deren 
Juristische Funktion im Sinne der Ausführungen des Textes keinesfalls nach dem 
Muster der ptolemäischen &rooteoiov-Urkunden in der Erklärung des „wu emeledoecdaı“ 
gesucht werden; denn wenn das xgareiv Kal Avgieveıw einmal zugesichert war, so 
war jene weitere Erklärung normalerweise ohne Belang. S 
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lassen z. B. die chirographischen Übereignungsurkunden auch eine 
Strafklausel zumeist vermissen (wieder nicht ausnahmslos, vgl. 
z. B. aus dem Faijüm C.P.R. 198 und auch hier die vorhin ge- 
nannten Kaufcheirographa aus Hermupolis), während in der großen 
Menge öffentlich errichteter xvgueia-Urkunden zurzeit allein die 
'Synchoresis B.G.U.II 825 und die Diagraphe P. Lond.IIl p. 160/2, 
aber keiner der agoranomischen Verträge dieselbe vermissen läßt.') 

Ein ähnliches Entwicklungsbild zeigen uns die Teilungsver- 
träge (dieigeoerg).”) Aus der Ptolemäerzeit sind uns solche aller- 
dings nicht erhalten?), aber die Analogie von P. Tor. 8 lin. sf. 
(a 119 v. Chr.)‘) macht es wahrscheinlich, daß sie damals gemäß’ 
dem Typus der Abstandsurkunden verbrieft wurden, indem die 
Teilenden einander gegenüber nunmehr keinerlei Ansprüche zu 
haben erklärten.) In der Kaiserzeit erscheint nun auch diese Ge- 
schäftsart in der Gestalt von Urkunden, die den Teilenden das 
»00Teiv wei zuguedew (am Teil, statt der bisherigen Mitberechti- 
gung) zusichern. | 

Nur eine Gruppe von Urkunden gibt es, welchen die Zu- Verbrietung de; 
5 Hypotheken- 
sicherung des xoareiv x«i #vgredew allerdings wesentlich, die Er- verfals. 
klärung des „un &welebosodeı“ hingegen grundsätzlich fremd ist: 
dies ist in den Hypothekenverträgen der Fall. Diese sichern in 
ihrer typischen Verfallsklausel dem Gläubiger das volle Eigen- 
tumsrecht zu‘), enthalten aber niemals den Verzicht auf die ding- 





I) Vgl. hierzu oben insbes. $. 180 Anm. ı, 182 Anm. 

2) Vgl. dazu Grapenwırz, Einführung 69f.; Mrrreis, Grundzüge 270f.; 
BERGER, Strafklauseln 179f.; KRELLER, Erbrechtliche Untersuchungen 77f. 

3) P. Lond. III 880 p. 8/9 = P. Straßb. Inv.-Nr. 56 (dazu Homologie und 
Protokoll 33.) enthält eine Verfügung, wodurch ein Eigentümer sein Eigentum unter 
mehreren aufteilt, nicht aber Mitberechtigte ihre Gemeinschaft aufheben. Das ist 
juristisch etwas völlig anderes, wird jedoch in den Papyrusurkunden zufolge der 
wirtschaftlichen Ähnlichkeit oft mit gleicher Terminologie bezeichnet. 

4) Die juristische Verwandtschaft derartiger Vereinbarungen mit Teilungs- 
urkunden zeigt aus späterer Zeit P. Teb. II 391 (a° 99 n. Chr.). 

5) Vgl. dazu auch den demotischen Teilungsvertrag P. ‘dem. Hauswaldt 5 
(a° 220/19 v. Chr.) lin. 11; auffallenderweise scheint darauf, im Gegensatz zum 
hellenistischen Recht (cf. Mrrreıs, Grundz. 270f.), eine Gewährleistungsabrede zu 
folgen. | 

6) Daß in der Ptolemäerzeit den Hypothekenurkunden eine ausdrückliche Ver- 
fallsklausel ebensowenig eigentümlich war, wie den Kaufurkunden die ausdrückliche 
Übereignungsklausel, wurde anknüpfend an P. Hamb. 28 Hom. u. Prot. 48° be- 
merkt. — Die Gestalt des frühesten kaiserzeitlichen Hypothekenvertrags, P. Lond. 
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lichen Ansprüche des Verpfänders.') Und dies aus gutem Grunde. 
Denn. die Zusicherung des »oeareiv zei zvguedsw erfolgt in diesen 
unter der suspensiven Bedingung der Nichtleistung des Schuldners: 
bis dahin soll der Verpfänder Eigentümer bleiben und seine An- 
sprüche auf die Sache sollen fortbestehen. Es ist denn auch 
sehr wohl denkbar, daß die anläßlich des Pfandverfalls seitens 
des Verpfänders anscheinend abzugebende Erklärung gerade den 
Verzicht auf seine nunmehr erloschenen dinglichen Ansprüche zum 
Ausdruck bringen sollte; trifft dies zu, so könnte man bei aller 
in dieser noch immer sehr dunkeln Materie gebotenen Vorsicht 
auch in derartigen Fällen von einer Spaltung in der Beurkundung 
der Übereignung reden.’) Wo hingegen die Zusicherung des zg«- 
teiv »eL »vgıedeıw nicht unter einer suspensiven Bedingung oder 





U 277 p. 217f. (a 23 n. Chr.) ist nicht zu erkennen: diese Urkunde gehört deut- 
lich in die von Mrrreis, Grundz. p. 64? erklärte Papyrusgruppe: vielleicht ist sogar 
auch hier, wie in P. Fay. 89 und B. G. U. 1174, ein freier Raum für etwaige spä- 
tere Ergänzung der Abschrift frei gelassen; vgl. dazu jetzt auch P. Rylands II p. 205. 

ı) Ähnlich allerdings P. Straßb. 52 lin. 9, P. Flor. ı lin. 8, 81 lin. 14, wo 
aber eine richtige Verzichtserklärung trotzdem nicht vorliegt (dazu vgl. P. Oxy. VIII 
1118 lin. ı1£.), anders P. Oxy. II 270 = Mırmeis, Chrest. 236, der sich auch dadurch 
als bedingte Übereignungsurkunde von den Hypothekenverträgen abhebt. 

2) Vgl.zu dem im Text Gesagten des näheren Hypoth. und Hypall. 122 —125, 
Homol. u. Prot. 26°. Dabei entsteht die Frage, ob nicht der Eigentumserwerb des 
Gläubigers auch ohne eine derartige Erklärung eintreten konnte (vgl. betreffs der 
on &v sioreı oben 8. 157f.): dieselbe Frage besteht aber auch bezüglich der zareygepn, 
soweit ihr eine Kaufurkunde ohne Übereignungserklärung vorangegangen war (vgl. 
oben 8. 192f. und unten 8. 253£.). Das Wort „»areygagpy‘ ist bezüglich einer dmo- 
$%n bisher noch nicht begegnet, doch wird man sie mit einiger Wahrscheinlichkeit 
auch in dieser Beziehung vermuten dürfen. — Für die Fragen des Pfandverfalls ist 
neuerdings das Berliner Ostrakon aus Arsinoe im Apollonopolites P. 12524 v. J. 81 
v. Chr., P. M. Mever, Griech. Urkunden $. 108 Anm. 6, von Interesse, betreffs dessen 
ich mich den Ausführungen Mever’s a.a.O. in den Berichtigungen S. XII anschließen 
möchte. Damit wäre ein Fall der-Herausgabe der Hyperocha für das I. Jahrh. 
v. Chr. gegeben (vgl. möglicherweise schon für das III. vorchr. Jahrh. P. Magd. 31), 
ob hinsichtlich einer Hypothek oder eines Übereignungspfandes, steht jedoch dahin. 
Angesichts des „eis zulumv) Eyyallwv) rov Enıxaraßeßin(uEvav)“ läßt sich 
aber die &mınereßoAn schwerlich länger auf diese Herausgabe beziehen und es er- 
scheint als höchst fraglich, ob ihr Sinn überhaupt auf eine Zahlung bezogen werden 
darf. Vielmehr erscheint als Objekt des &rınaraßaAleo®eı hier wiederum die Pfand- 
sache; vgl. in solchem Sinn RAArez, Verfall des griech. Pfandes 80f.; KoscHAKER, 
Krit, Vj.-Schr. f. Ges.-G. und R.-W. 3. F., 14, 515; Manıck, Art. Hyperocha bei Paurr- 
WıssowA sub II. 2.i). [Neuestens Weiss, Art. Katenechyrasia bei PauLy-WıssowA 
sub I. c) i. f. und e).| 
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Befristung, sondern, wie in den Kaufurkunden, unbedingt und 
sofort — dx0 tod vüv, wie es in den Urkunden gewöhnlich heißt — 
wirksam werden sollte, da ergab sich das Erlöschen aller An- 
sprüche des Veräußerers von selbst und die ausdrückliche Erklä- 
rung des „un &seleboeod«u“ war ohne Bedeutung. — 


Wenn die vorstehende Analyse der Papyri Fälle des gespal- Übsreienuns“ 
tenen Kaufes für die Kaiserzeit in dem Sinne ergeben hat, daß zarserenter 
unter Umständen Kaufurkunden errichtet worden sind, bei welchen 
man die Verbriefung des Eigentumsübergangs einer später zu er- 
richtenden zvousia-Urkunde vorbehielt, so sind nunmehr die uns 
'erhaltenen voreie-Urkunden von dem Gesichtspunkt ins Auge zu 
fassen, inwieweit denselben derartige Verträge vorangegangen waren. 

Für mehrere derselben ist dies behauptet worden: doch sind diese 
Fälle m. E. zu größerem Teil recht zweifelhafter Natur. 

Zunächst komnıt der Sklavenkauf B. G.U. I 793.11 = MitTEis, 
Chrest. 268 in Betracht, eine Homologie aus dem Faijüm, a° 136 
n. Chr. Es heißt daselbst von der Verkäuferin lin 3£.: 

öuodopei [L]eyadıg — — — — — nengareva ch Olealvo zar’ ovnv 
dic Tod £v 1 nooyelyolauusoy)] w6AEı drogavousiov dd 
Tod vov Enı Tov ünavra yobvov TO Ürdoyov Ti Leyddı olaoyevög 
dovAırRov Eyyovov Iwuriv ara. 
Bezüglich der gesperrt gedruckten Worte ist von WILCREN (Deut- 
sche Lit.-Zeitg. 1900 Sp. 2468) hervorgehoben worden, daß das 
„set? aviv“ — ohne Artikel — unmöglich auf den vorliegenden =» 
Kaufvertrag, sondern nur auf eine andere Urkunde bezogen werden 
könne. Es wäre nun in der Tat möglich, dabei an eine voran- 
gehende Kaufurkunde nach Art des P. Rylands II 164 zu denken.) 
Auffallend ist es dabei für alle Fälle, daß nicht nur diese 
angeblich vorangehende Urkunde, sondern ebenso auch die vor- 
liegende selbst als @v7, bzw. xo&oıg bezeichnet wird: in lin. ı trägt 
sie die Überschrift „[&vri]yg«p(ov) avyg“ und in lin. 28 heißt 
es von der Mutter der Verkäuferin „[e]ödoxzi ndle 7] wedoelı]“. 
Denn es ist merkwürdig, wenn zwei auf verschiedene Wirkungen 
berechnete und sich dabei gegenseitig ergänzende Geschäfte mit 





1) Allerdings eine agoranomische, keine chirographische Urkunde; daß dabei 
etwaige protokollarische Form unwesentlich und in diesem Fall (Faijüm) auch völlig 
unwahrscheinlich ist, wurde oben 8. ı86f. und 8. 194 betont. 
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demselben Terminus bezeichnet erscheinen. Da nun ein Teil der 
im weiteren sogleich noch zu nennenden, wie überhaupt die 
große Mehrzahl der die xvoısia ex causa emptionis-venditionis zu- 
sichernden Urkunden ebenfalls als Kaufurkunde (ovY, zoäsıg) be- 
zeichnet wird, so spricht dies m. E. unzweideutig dafür, daß die 
Spaltung — wie sie im Falle von P. Rylands II 164 zweifellos 
vorliegt — in der Kaiserzeit keineswegs das Normale, vielmehr 
nur etwas verhältnismäßig Seltenes gewesen sein kann und man 
meist unmittelbar zur Errichtung der zvgısie-Urkunden geschritten 
sein wird. Denn wäre dem anders gewesen und den die zvgueia 
zusichernden Verträgen, wie früher mehrfach angenommen wurde 
(vgl. oben 8. 166), normalerweise ein Kaufvertrag nach Art der 
Protokolle oder des P. Rylands II 164 vorangegangen, so hätte 
man zweifellos die beiden Urkunden terminologisch scharf aus- 
einandergehalten, so wie in der Ptolemäerzeit von den beiden Ge- 
schäften nur das vorangehende als @vj oder ze&oıg bezeichnet wor- 
den ist.‘) Daß von einer derartigen terminologischen Differenzie- 
rung im hellenistischen Sprachgebrauch der Kaiserzeit jedoch keine 
Rede sein kann, wird in den beiden folgenden Abschnitten an- 
knüpfend an die Begriffe der nagey&eyoıg und der zareyoapn seine 
genauere Darlegung finden. 

Daß nun B. G.U.I 193 II in der Tat einen der Fälle ge- 
spaltenen Kaufes der in Frage stehenden Art darstellt, ist mög- 
lich, darf jedoch m. E. nicht mit Bestimmtheit angenommen wer- 
den.) Denn es wäre zumindest auffallend, daß die Urkunde sich 
über ihre Beziehung zu der angeblich bereits vorher errichteten. 





ı) Die im Text erörterten terminologischen Beziehungen hatten mich früher 
in der Abhandlung „Kausalgeschüft und Eigentumsübertragung im Rechte der grie- 
chischen Papyri“, Budapester Festg. f. B. v. Grosschmid (1912) in betreff des Vor- 
kommens gespaltenen Kaufes in der Kaiserzeit zu einer viel stärkeren Skepsis ver- 
anlaßt; erst durch den P. Rylands II 164 wurde die im obigen dargelegte An- 
schauung veranlaßt. Aber des genannten Umstandes wegen müssen m. E. derartige 
Gestaltungen auch jetzt als etwas relativ Seltenes angesehen werden. — Ein äußeres 
Kriterium für das Vorliegen einheitlichen Kaufes will Mrrtzis a.a.0. 179 in den 
Fällen erkennen, in welchen es vom Verkäufer heißt, öuoAoyei mergantvaı nard rivde 
nv ÖwoAoylav. Die Wendung findet sich mitunter auch bei anderen Geschäftsarten, 
vgl. z. B. die Quittung P. Lond. II p. 215 lin. 9; ef.C.P.R. 23 — Mirreıs, Chrest. 294 
lin, 2. Sie ist, wenn ich richtig sehe, eine faijümer Eigentümlichkeit, bezüglich wel- 
cher sich jedoch ein festes Verwendungsprinzip nicht erkennen läßt. 

2) Vgl. auch Freunor, Wertpapiere I 52!. 
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@vy nicht näher ausspricht, wie es z.B. die sogleich (8. 206 f.) zu 
erwähnende B. G. U. IV 1129 tut. Dies um so mehr, als es sich 
hierbei — wie eben ausgeführt — keineswegs um eine typische 
Erscheinung, in dem „zer’ avyw»“ vielmehr um eine in solchem 
Zusammenhang in dem im übrigen doch so sehr stereotyp veran- 
lagten Material allein an dieser Stelle begegnende Wendung han- 
delt. Auch die den zweifelsfreien Fällen der Spaltung zugrunde- 
liegende Veranlassung zunächst bloß teilweiser Preiszahlung scheint 
hier nicht vorzuliegen. Zumal nun die Urkunde bloß eine Ab- 
schrift des Originals darstellt, könnte es sich in den entscheiden- 
den Worten sehr wohl auch um ein beim Abschreiben unterlaufenes 
Versehen 'handeln.') 

Noch weniger gesichert ist m. E. ein Schluß auf das Vor- 
liegen gespaltenen Kaufes im Falle der Homologie B. 6. U.1 177 = 
Mırrteis, Chrest. 253 (Faijüm, a’ 46/7 n.Chr.). Denn wenn es hier 
von den beiden Verkäufern lin. ıf. heißt: 


[öuoAopovcı] — — — wengaxevar [ebrwı dia TOD......eeeeneee: | 
dyopavousiov a dr ygbvaı Eraorog T|läg] Uneoyodoag wuraı 
yig Auneisitidog dOOUgag TE60QEG ATA., 
so vermögen wir beim fragmentierten Zustand dieses Textes nicht 
zu beurteilen, welche Bewandtnis es mit dem hier erwähnten ago- 
ranomischen Geschäft hatte.’)°) 
Auch betreffs der einen Sklavenkauf betreffenden Homologie 
P. Lips. 4 = Mrrreis, Chrest. 171 (Hermupolis, sa. 2093 .n, Chr.) dıe 
sich ebenfalls (vgl. vorhin 8. 203 f.) als xg&0ıg bezeichnet (s. lin. 6, 30, 
cf. Col. II lin. 2/3, 9), scheint mir die Annahme einer bereits voran- 





1) Es wäre, wenn auch inkorrekt, so doch immerhin denkbar, daß das „xar’ 
&vıiv“ erst vom Abschreiber zur Bezeichnung des Originals in die Urkunde einge- 
fügt wurde. Möglicherweise aber war dabei im Original vom Erwerbstitel des Ver- 
käufers die Rede —- wie in dem gleichfalls aus Ptolemais Euergetis stammenden, 
wenngleich viel späteren P. Thead. I lin. 5/6 — wobei dann allerdings seitens des 
Kopisten etwas ausgelassen worden wäre. 

2) Vgl. einerseits die bei Mırreis, Uhrest. p. 288 genannte Literatur, anderer- 
‚ seits FREUNDT, Wertpapiere I 52'. 

3) Noch zweifelhafter steht es m. E. mit den beiden von Erman, Arch. f. Pap.-F. 
2, 457 in gleichem Zusammenhang genannten beiden Fragmenten, C. P. R. 62 (Z. 
d. Elagabal), wo in lin. 8 wohl terehlsıoutvov] zu ergänzen ist und P. E. R. 1436; 
‚vgl. auch Eser, Grundbuchwesen 104, FREUNDT a. a. 0. Den genannten Fragmenten 
wäre auch €. P. R. 195 anzureihen. 
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gehenden &v7') nicht geboten. Wohl heißt es daselbst lin 30: ]r«£aro 
dE H Gwovuem 15 ve Eypurisin [ze]ı 7 dyogevouie vie ögpırölu]er|e]; 
dieser Bezahlung der Verkehrssteuer muß jedoch keineswegs bereits 
eine Kaufurkunde zugrundegelegen haben.”) Andernfalls würde 
daraus folgen, daß, wenn — wie angenommen wird — die Zahlung 
des £yxbxA1ov der Errichtung der Übereignungsurkunde (zereyg«pN) 
stets voranzugehen hatte, jeder Übereignungsurkunde ein derartiger 
Kaufvertrag hätte vorangehen müssen; damit aber würde man zu 
einer Anschauung gelangen, nach welcher der gespaltene Kauf als 
die Regel erscheinen müßte. 

“ Ganz zweifellos hingegen war ein in Form einer Synchoresis- 
urkunde verbrieftes Übereinkommen zwischen Käufer und Ver- 
käufer der kaufweisen Übereignung (ne«g«y&gnoıg — weswegen hier - 
dieser Terminus gebraucht wird, dazu s. unten 8. 215f.) B.G. U. IV 
1129 — Mırtteis, Chrest. 254 (Synchoresis, a’ 13 v. Chr.) voran- 
gegangen. Aber gerade die ausführliche Art, in welcher hierüber 
in dieser Urkunde berichtet wird, verstärkt die Zweifel, ob dem 
auch in den im Vorstehenden erwähnten Fällen so gewesen ist. 
Dabei wird dargelegt, daß der Verkäufer im Beisein und unter 
Zustimmung seiner Frau für den Fall, daß der Käufer bis zu 
einem bestimmten Termin den Rest zum bereits entrichteten Teil 
des Kaufpreises hinzuzahlen sollte, diesem die sofortige w«o«ya&oy- 
oıg eines Katökengrundstücks, dessen Grenzen dabei angegeben 
wurden, in Gestalt einer weiteren Synchoresisurkunde zusagte. 
Nichts deutet hier auf das Vorliegen eines Arrhalvertrages, viel- 
mehr spricht die Gleichartigkeit des Urkundeninhalts mit P.RylandsII 
164 und vor allem der örtlich und zeitlich nahe stehenden B. G.U. IV 
1127 dafür, daß hier ein Abkommen nach Art dieser beiden Papyri 
getroffen wurde (vgl. vorhin S. 190£f.).. Damit hätten wir einen Fall 
gespaltenen Kaufes in Gestalt zweier Synchoresisurkunden.’) Auf 





ı) Vgl. Mırreis, Chrest. p. 183. 

2) Vgl. auch oben 8. 170, Anm. 2 a. E. u. unten $. 249. 

3) Statt des meoaywen(seıw) der Editio princeps in lin. 20 ist von Mırtteis, 
Chrest. p. 200: (vgl. auch 7. d. Sav.-St. 32,488) maeaywei(ocı), von BERGER, Straf. 
klauseln 135° und von mir, Hypoth. u. Hypall. 126 Anm. ee vor- 
geschlagen worden. Futsehsideng für mich war dabei der Umstand, daß die in Ge- 
stalt eines von einem regierenden Verbum abhängigen acc. e. inf. redigierten Urkunden 
den Inhalt der Erklärung stets in der Verbalform des Perfektums oder des Praesens 
(soweit es sich um ein Versprechen handelt, in der des Futurum), aber niemals in 
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welche Weise die erste der dabei errichteten Urkunden begrifflich 
bezeichnet wurde, ist nicht sicher zu bestimmen.') 

Neben diesen Urkunden ließen sich auch noch einige andere 
in Erwägung ziehen?); da jedoch in diesen der Übereignungsakt als 
»arayoepı; bezeichnet erscheint, sollen sie weiter unten bei der 
Erörterung dieses Begriffes zur Analyse gelangen.) . 


| 8. Die kaiserzeitliche zagaywoydıg und ähnliche Abtretungsgeschäfte. 


Die vorstehenden Ausführungen haben Fälle des gespaltenen 
Kaufes für die frühere Kaiserzeit in dem Sinne ergeben, daß den 
Kaufurkunden mit Übereignungserklärung, wenn auch keineswegs 
grundsätzlich und keineswegs häufig, so doch soweit ein beson- 
deres Bedürfnis dafür vorlag, eine Urkunde vorangehen konnte, 
die bloß das Kaufgeschäft verbriefte, die ausdrückliche Zusicherung 
der xvoısia jedoch einer späteren Beurkundung vorbehielt. 

Nunmehr ist auf die zweite der oben 8. 186 formulierten 
Fragen überzugehen. Diese geht dahin, ob eine als ovy oder 





der des Aorist zum Ausdruck bringen (letzterer begegnet nur in einfachen Protokollen 
und Hypomnemata [z. B. BovAoucı wo®uoaodeı]; soweit es auch sonst der Fall ist 
[z. B. öwoAoyei ... un Zmelsvoacteı], handelt es sich um inkorrekte Stilisierung). Doch 
spricht seither die Zessionsurkunde B. G. U. IV 1170 IV lin. 52, wo sich das mag«- 
xwner(sew) ebenfalls nicht halten läßt, wo jedoch ago ne)ywon(never) wieder nur 
mit einer Veränderung des überlieferten Textes hergestellt werden kann, für die 
Mırteis’sche Konjektur. 

1) Auf welche der beiden Urkunden sich die moäcıg in lin. 30 (angesichts des 
Sprachgebrauchs der Synchoresisurkunden aus der Zeit des Augustus auffallend, 
vgl. unten $.'215f.) bezieht, ist nicht sicher festzustellen; auch das &övyreı in lin. 13 
gestattet keinen ganz sicheren Schluß, da Verba in der Rechtssprache der Papyri 
in betreff juristischer Handlungen freier verwendet werden als die betreffenden Sub- 
stantiva, so z. B. werden die Zeitwörter „kaufen, verkaufen“ auch für den Liefe- 
rungskauf ständig verwendet, die betreffenden Substantiva niemals (vgl. oben $. 35). 

2) Namentlich würde gemäß der Auffassung von Frese, Z. f. vgl. Rechtswiss. 
30, 137£., B. 6. U. IV 1157 (a ıov. Chr.) insoferne hierher gehören, als danach der 
in dieser Urkunde verbrieften wodorga6ole in der in lin. 7f. erwähnten Synchoresis 
ein 'Vorvertrag vorangegangen wäre. Aber trotz mancher Zweifel ziehe ich mit 
Hinblick auf lin. 16/7 die Hypoth. und Hypall. 40! versuchte Erklärung vor; vgl 
auch Mırreis, Grundzüge 153 a. E. ee 

3) Insbesondere könnten (sicher ist es nicht) P. Oxy. II 242 und dessen Pa- 
rallelen in diesen Zusammenhang gehören (vgl. unten S. 248 f.); dagegen scheint die 
Spaltung im Vorgang der Übereignung in B.G. U.IV ı131 I und P. Rylands IL 163, 
wahrscheinlich auch in B. G. U. I 50 keine inhaltliche (sondern bloß formelle) 
zu sein, dazu unten 9. 247, 250f., 268f, 
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xg&015 bezeichnete Urkunde, selbst soweit sie den Übereignungs- 
willen ausdrücklich erklärte, als hinreichende Grundlage des Eigen- 
tumserwerbs gegolten hat und ob ihr nicht unter allen Umstän- 
den eine weitere, Urkunde mit mutmaßlich dinglicher Wirkung 
nachzufolgen hatte? 

Durch zwei Momente ist ein derartiger Gedanke nahegelest 
worden. 

Einerseits dadurch, daß im ptolemäischen Urkundenkreis die 
a7 oder wgäcıg stets das erste Glied des gespaltenen Kaufes 
darstellt, dem noch eine Abstandserklärung nachzufolgen pflegte. 
Dies hat für die Kaiserzeit ähnliche Vermutungen veranlaßt, und 
namentlich in den zahlreichen z«gey&ensıg-Verträgen hat man eine 
den ptolemäischen Abstandsurkunden entsprechende, den Kauf- 
urkunden gegenüber auf eine weiterreichende juristische Wirkung 
berechnete Erscheinung erblicken wollen. 

Andererseits wird in den kaiserzeitlichen Urkunden häufig 
zwischen Kauf und zereygegpr; unterschieden. Da nun die letztere 
ganz zweifellos einen die Übereignung betreffenden Rechtsakt dar- 
stellt, ist auch diese wiederholt als eine dem Kauf gegenüber 
grundsätzlich selbständige, zu ihm hinzutretende Erscheinung mit 
dinglicher Wirkung aufgefaßt ‘worden. | 

In Verknüpfung der beiden eben genannten Gedankengänge 
ist denn auch an eine engere Beziehung, ja sogar an die. begriff- 
liche Gleichwertigkeit der w«g«y&eyoıs und der »ereyocgn gedacht 
worden.') NE 

Die beiden Gedankengänge und die ihr zugrundeliegenden 
Vorstellungen sind nun im folgenden einer gesonderten Prüfung zu 
unterziehen. 

Die erste, in diesem Abschnitt zu lösende Frage ist ganz all- 
gemein dahin zu formulieren, ob sich im Urkundenmaterial 
der Kaiserzeit Geschäfte nachweisen lassen, die im Gegen- 
satz zu den Kaufurkunden mit einiger Berechtigung als begriff- 


ı) Vgl. zu alledem Mırreis, Grundzüge 176f.; Frese, Z. £. vgl. Rechtswiss. 
30, 131f., die megaywenoıg betreffend bereits Raser, Z. d. Sav.-St. 27, 322/3; die 
genannte Auffassung gelangt auch zum Ausdruck z.B. bei BERGER, Strafklauseln 76; 
KRELLER, Erbrecht]. Unters. 16, 5., 135; Wenger, Münchener Papyri I 8. 94; vgl. 
auch die jüngsten Außerungen Prkisioke’s zur saraygapn-Frage, Fachwörter Tos, 
Heidelb. Sitzungsb. 1916. 3. Abh. 8. ı2 (vgl. dazu unten $. 236, Anm. 2). 
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liche Äquivalente der ptolemäischen Abständserklärungen 
angesehen werden dürfen, ob namentlich die zahlreichen TROR- 

_ x&ensıg-Urkunden in solchem Sinne zu bewerten sind? 
a) Dabei dürfte es vor allem nahe liegen, danach zu fragen, 


a) Anooriowor. 


ob sich im Urkundenkreis der Kaiserzeit im Anschluß an einen . 


Kaufvertrag errichtete äpioracdeı- oder dxoordorov-Erklä- 
rungen nachweisen oder auch nur vermuten lassen? Hierauf muß 
jedoch entschieden verneinend geantwortet werden. Die der ptole- 
mäischen Rechtssprache gegenüber an Verbreitung jetzt überhaupt 
stark zurücktretenden Worte dpioreoda: und &xoordoıov lassen sich 
zwar als juristische Termini für „abstehen“ und „verzichten“ auch 
im Quellenkreis der Kaiserzeit belegen.) Im Zusammenhang mit 
irgendwelcher Eigentumsübertragung konnten sie aber bisher nicht 
wahrgenommen werden.’) 

b) Hingegen wird unsere Frage, wie bereits im voraus gesagt, 
in hohem Maße betrefis w«gaymesiv und x0gayagnoıg akut.’) 
Da nämlich ein guter Teil der den drootdoıov-Erklärungen sonst 
völlig entsprechenden ptolemäischen Abstandsurkunden durch diese 
Worte charakterisiert erscheint, lag es nahe, den zahlreichen 
kaiserzeitlichen z«g«y&gnoıs-Urkunden eine ähnliche Funktion zu- 
zuschreiben und, soweit man dabei die ptolemäischen Abstands- 





ı) Vgl.B. G. U. II 919 lin. 22/3 (Il. Jahrh.): Erbverzicht, vgl. die Parallelen 
unten S. 220 und das. Anm. 2, dazu neuestens KreLLer, Erbrechtliche Untersuchun- 
gen 135f.; B. @. U. II 473 = Mırteis, Chrest. 375 lin. 4 (a® 200 n. Chr.): cessio 
bonorum, abwechselnd mit &iorao$eı, vgl. unten 8. 219£.; B.G. U.II 920 lin. 31f.: 
ob» EEövrog wor droorijver vg wıol9]woeng (a° 180 n. Chr.); P. Bouriant = Mirreis, 
Chrest. 96 lin. 5. An Literatur vgl. Mırreıs 2. d. Sav.-St. 23, 285, Leipz. Papyri 
S. ıf., Grundzüge 167!; Razer, Z. d. Sav.-St. 27, 321/3, insbes. die 323? gesammel- 
ten altgriechischen Belege; Wırcken, Arch. f. Pap.-F. 4, 183; Schwarz, Homologie 
u. Prot. 21f.* Vgl. auch P. Rylands II 117 lin. 22 (a 269), mit 2&iorecd«ı zusammen; 
— [desgl. neuestens P. 8. J. IV 292 lin. 4, 15 (IH. Jh.)]. 

2) Auch im Falle der Errichtung von Kaufprotokollen (dazu oben $. 168f.) 
wird die weitere Beurkundung der Übereignung nicht in Gestalt einer SvyyoLgN 
drooreoiov vor sich gegangen sein (vgl. oben $. 170, Anm. 2, unten $. 246, 
Anm. 1). 

3) Vgl. dazu an bisheriger Literatur: Grapenwrrz, Einführung 54/5; P. M. 
Meyer, Festschr. f. Hirschfeld 144!; Raser, 2. d. Sav.-St. 27, 321f.; Eger, Grund- 
buchwesen 104f.; Bry, La vente dans les papyrus ı 14f.; PreisıiGke, Girowesen 486, 
499f.; Freunpt, Wertpapiere I 53f.; Mrrreıs, Grundzüge 112, 178; Berger, Straf- 
klauseln 76; Schwarz, Hypothek u. Hypall. 36°, 108; Wenger, Münchener Pap. I 
S. 94; Jörs, Z. d. Sav.-St. 36, 3313. 
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geschäfte im Gegensatz zum Kauf als Auflassungsakte mit spezi- 
fisch dinglicher Wirkung ansah, auch diese in solchem Sinn zu 
beurteilen. 

Hiergegen entstehen jedoch schon a priori mehrfache Be- 
denken. 

Zunächst ist dabei an das oben 8. ı55f. Ausgeführte anzu- 
knüpfen, wonach wir dem ptolemäischen Abstandsgeschäft diesen 
Charakter des dinglichen Vertrags absprechen und vielmehr an- 
nehmen zu sollen glaubten, daß das Eigentum auch auf Grund 
des bloßen Kaufgeschäfts übergehen konnte. Was jedoch der 
ptolemäischen Abstandserklärung neben der av) trotzdem ihre 
besondere juristische Bedeutung verlieh, die Verzichtserklärung auf 
alle weiteren Ansprüche, das ist in der Kaiserzeit bereits durch 
die in den vorangehenden beiden Abschnitten untersuchten Kauf- 
urkunden mit Übereignungserklärung zum Ausdruck gebracht wor- 
den (entweder direkt, oder indirekt mittels der Zusicherung des 
1oareiv xai zugiedew, vgl. oben 8. 197f.). Diese Erwägung macht 
es jedenfalls unwahrscheinlich, daß derartige Urkunden einer wei- 
teren Ergänzung bedürftig gewesen wären, wie es bei der ptole- 
mäischen &v1') der Fall war (vgl. in diesem Sinne auch oben 
8. 185£.)?) 

Dazu kommt noch ein weiteres, speziell die Vorstellung der 
xagay&enoıg betreffendes Moment. Die ptolemäischen zageywensız- 
Verträge aus Gebelen sind den gleichzeitigen dxoozdoıov-Erklärun-. 
gen in betreff ihrer äußeren Struktur (Urkundenform und -aufbau) 
in der Tat völlig gleichwertig und möglicherweise waren sie auch 
durch keinerlei funktionelle Verschiedenheit getrennt. Übersehen 
aber darf es trotzdem nicht werden, daß es für keine der bisher 
bekannt gewordenen ptolemäischen #«gaywonsıg-Erklärungen 
nachweisbar ist, daß auch sie, wie es z. B. betrefis der &pioraoheı- 
Erklärung B. G. U. III 998 II der Fall ist, im Anschluß an einen 





ı) oder den im vorangehenden Abschnitt behandelten sonstigen Kaufurkunden 
ohne Übereignungserklärung. 

2) Daß diese Erwägung an und für sich freilich nicht ausschlaggebend ist, 
zeigen die demotischen Urkunden: auch da enthält die Schrift für Silber eine aus- 
drückliche Übereignungserklärung mit dem Verzicht auf weitere Ansprüche (vgl. oben 
$S. 160, Anm, 3), trotzdem folgt ihr regelmäßig die Abstandsschrift mit gleichem 
Urkundeninhalt nach; daß jedoch für die Kaiserzeit an eine derartige Gepflogenheit 
nicht zu denken ist, haben die weiteren Ausführungen des Textes zu ergeben. 


F 
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vorangehenden Kaufvertrag errichtet worden wären. Für einen 
Teil derselben ist es vielmehr sicher, daß sie die Übereignung ohne 
das Vorangehen einer die Kausa verbriefenden Urkunde, meist gar 
nicht auf Grund eines Kaufes, sondern auf Grund anderer Kausal- 
verhältnisse (meist einer Schenkung) selbständig bewirkten (dazu 
oben 8. 154 und 8. 158).!) Daß man in solchen Fällen die Verfügung 
nicht mit dpioreode: zu bezeichnen pflegte, erklärt sich durch das 
Bedürfnis, den Übertragungswillen (den Willen, daß die Sache von 
nun ab einem anderen gehören solle) schärfer zum Ausdruck zu 
bringen, als er in dem das bloße Abstehen bezeichnenden dyisre- 
oc liegt, während derselbe beim Vorangehen eines Kaufvertrages 
bereits in diesem genügend zum Ausdruck gelangte.?)?) 

Diese Erwägungen schwächen schon ansich das Gewicht der 
Indizien, die a priori in die Richtung weisen könnten, die kaiser- 
zeitlichen x«gay@gnoıg-Urkunden nach Analogie der in der Ptole- 
mäerzeit im Anschluß an einen Kaufvertrag errichteten Abstands- 


1) Dahin gehören namentlich P. Grenf. I 27 = Mırreis, Chrest. 156, P. Lond. 
III 880 p. 8£., P. Goodsp. 6: vgl. dazu Homologie u. Prot. 33f.; weniger zweifellos 
ist die Natur von P. Grenf. II 25 (dazu ibid. S. 38 und oben $. 154, Anm. 2); die 
nagaywensıg P. Grenf. II 33 könnte — entscheiden läßt sich dies nicht — ebenfalls 
eine selbständige Kaufurkunde sein: weswegen man hier die Vorstellung der @avj- 
no&sıg vermieden hat, dazu vgl. unten S. 214, Anm. 3 (vgl. auch 8. 155 Anm.). 
In der im Anschluß an das Kaufprotokoll B. G. U. III 995 errichteten Abstands- 
urkunde P. Gen. 20 = P. Heidelb. Inv.-Nr. 23 wird die Verfügung allerdings mit- 
tels Errıneyoonnetverı zum Ausdruck gebracht: doch hat dies in diesem Falle beson- 
dere Gründe (dazu Hom. u. Prot. 28f.), andererseits ist es mit magaywgeiv keines- 
wegs identisch (vgl. unten $. 224f.). Mit alledem soll die Möglichkeit im Anschluß 
an Kaufprotokolle errichteter maeoxywenoıs-Urkunden für die Ptolemäerzeit keines- 
wegs bestritten werden; allein bisher fehlen uns dafür konkrete Belege. 

2) Selbständige dmoordoıov-Urkunden begegnen daher nur dort, wo es sich 
nicht um Übertragungserklärungen handelt, wie bei prozessuellen Anerkenntnissen 
(P. Grenf. I ıı I lin. 2of., II lin. 19f.), Prozeßvergleichen (P. Hib. 96), Teilungen 
nach Art von P. Tor. 8 und Lösungen eines Sicherungskaufes (P. Grenf. II 28, 
P. Berol. Inv.-Nr. 11626, vgl. Hom. und Prot. 38f.), s. hierzu oben 8. 1541. 

3) Die mit &pioreodeı zum Ausdruck gebrachten Verfügungen beziehen sich 
meist auf Kontrahenten ägyptischer Nationalität (hervorgehoben von Mırreis, Grundz. 
176), doch trifft dies großenteils auch für die mageywonsıg-Urkunden der Gebelen- 
Verträge zu; die weite Verbreitung von dplsraodaı und drrooracıov in der altgrie- 
chischen Rechtssprache, wie bes. auch die zwischen Griechen errichtete ouyygagı) 
drooreciov P. Hib. 96 weist daher m. E. dahin, das Prinzip für den abwechselnden 
Gebrauch von negeywgeiv und dpisreodeı im ptolemäischen Urkundenkreis nicht im 
Moment der Nationalität, sondern in dem im Text hervorgehobenen Gesichtspunkte 
zu suchen. 

14* 
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erklärungen zu bewerten. Eine nähere Betrachtung der ersteren 
ergibt denn m. E. auch deutlich, daß von. einem derartigen 
Gegensatz zwischen Kauf und zeoayooncıg in der Kaiser- 
zeit schlechterdings nicht die Rede sein kann. 

ITegaywgeiv und xegayaonsıg sind ihrer Bedeutung nach ab- 
strakte, d. h. auf keine bestimmte Leistungskausa bezogene Aus- 
drücke, die das Weichen, Zedieren, Abtreten, Übertragen ganz all- 
gemein bezeichnen.') Demnach können sie auf Objekte verschieden- 
ster Art bezogen werden; so sind sie insbesondere die gangbaren 
Ausdrücke für‘ die Zession von Forderungen.) 

Soweit sie sich auf die Übertragung von Sachen beziehen, 
sind zwei Gruppen von Anwendungen auseinanderzuhalten. 

«) Zunächst — dies ist der weniger häufige Fall — werden 
sie dort gebraucht, wo die Übereignung nicht auf Grund eines 
Kaufes, sondern einer anderen Kausa erfolgt. Dies war schon 
in der Ptolemäerzeit der Fall, wie es die vorhin (8. 211) erwähnten 
selbständigen wa«o«y&onoıs-Urkunden zeigen, die insbesondere Schen- 
kungen darstellen. Aus der Kaiserzeit gehört vor allem die Dia- 
graphe P. Lond. IH 1164 (k) p. 166f. aus Antinoupolis (a° 212 
n. Chr.) hierher, die die datio in solutum eines Hauses vollzieht 
(vgl. den Sprachgebrauch lin. 4f., 15, 18, 20, 24). Die letztgenannte 
Urkunde ist den Kaufurkunden mit Übereignungserklärung in jeder 
Hinsicht gleichartig [vgl.,namentlich die in derselben ovpzoAANor- 
wog-Rolle erhaltenen, auf zergaxevaı gerichteten und als woücıg be- 
zeichneten Kaufurkunden, so (c) lin. 5, 29, (e) lin. 5, 18, (f) lin. 
9, 26]: allein da der Ubereignung hier nicht ein Kauf zugrunde- 
liegt und es ein die vorliegende Kausa zum Ausdruck bringendes 
Wort für die Übertragung nicht gibt, wird bei der Verbriefung 
zur allgemeinen Vorstellung der wagayagnoız gegriffen‘) (vgl. hier- 





ı) Dies ist als Gegensatz zu den eine bestimmte Kausa zum Ausdruck bringen- 
den Worten, wie verkaufen, schenken, vermachen usf. gedacht. 

2) ‚Vgl. P. Oxy. II 271;.B. 6. U..IV 1170 IV, ıızı Im. 12: et Po lt 64 
lin. 15. 

3) Mitunter freilich wird die Übereignung ex causa dationis in solutum in 
Gestalt einer fiktiven Kaufurkunde verbrieft: so z. B. in C.P. R. 9 und dem jüngst 
von Praumann publizierten P. Gradenw. 10 aus d. J. 215/4 v. Chr. (Sitzungsber. der 
Heidelb. Akad. 1914, 15. Abh.). Vgl. hierzu vor allem die Ausführungen Ragxr’s, 
2. d. Sav.-St. 28, 312f.; wenn es daselbst $. 314! bloß als möglich bezeichnet wird, 
daß dem im Text erörterten P Lond. III p. 166f. ein Kaufvertrag nicht voranging, 
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für als Analogie unten S. 220f., auch 8. 224). Demgemäß verspricht 
auch in der Synchoresis B. G. U. IV 1128 (a ı4 v. Chr.) lin. 7/8 
‚ein, Vater, der seinem Sohne schuldet (vgl. lin. 15/6), auf diesen 
an Erfüllungsstatt die xe«o«yweyoıg eines seinerseits erst zu er- 
werbenden Sklaven zu vollziehen.‘) Unter den nicht auf Kaufkausa 
beruhenden x«geywensıg-Erklärungen ist aus der byzantinischen 
Zeit P. Mon. 8 (Ende des VI. Jh.) zu erwähnen, wo laut lin. 7 eine 
Schenkung auf den Todesfall als z«gay&oyoıg bezeichnet erscheint.?)?) 

ß) Dem weitaus größten Teil unserer w«gayoensıg-Urkunden 
liegt jedoch die Kaufkausa zugrunde. Sie weisen durchwegs die 
Struktur des oben 8. 170f. analysierten Urkundentypus mit Über- 
eignungserklärung auf, nur daß sie nicht als &vr oder zeäoıg, 
sondern als z«g«ywensıg bezeichnet werden, statt „kaufen“ und 
„verkaufen“ in ihnen alles mittels #ao«ywesiv, namentlich die 
Übertragungserklärung statt „öwoAoyet zergaxevan“ mittels „sno- 
Aoyei Xagaxsywonreveı“ zum Ausdruck gebracht und das seitens 
des Erwerbers zu leistende Entgelt meist nicht als rzıun, sondern 
als ragaymonrızov xepdAaıov bezeichnet wird.‘) Dafür aber, daß mit 


so steht dies m. E. außer jedem Zweifel. Es fällt auf, daß dieser Papyrus im Gegen- 
satz zu den Kaufurkunden keine ausdrückliche ßeßaiwoıg-Abrede aufweist, doch 
wird diesem Umstand angesichts lin. 17/8 keinerlei juristische Bedeutung beizumessen 
sein, so plausibel es im übrigen a priori auch wäre (vgl. zu dieser Frage RABEL 
a. a. 0. 314 und Haftung, des Verkäufers I ı13£.). — Eine magayoonoıg an Er- 
füllungs Statt ist vielleicht auch in B. G. U. III 742 II lin. 1/2 erwähnt, vgl. dazu 
P. Amh. II 95 lin. 6 mit den Ausführungen Raser’s a. a. O. 313; wie sich dazu 
die sogleich darauf erwähnte @vn verhält (vgl. dazu Eser, Grundbuchwesen 74), 
läßt sich nicht sicher bestimmen. 

ı) Hierbei ist freilich auch noch die besondere Terminologie der augusteischen 
Synchoreseis zu beachten, unten S. 215f. 

2) Vgl. dazu Wenger in der Edition S. 94, auch Z. d. Sav.-St. 32, 325f. Vgl. 
aus byzantinischer Zeit außerdem P. Cairo Cat. I 67088 lin. 12 (T@v reisoudıov 
£venev), zu P. Lond. III p. 257 lin. 8 vgl. unten S. 222, Anm. 2. 

3) Strittig ist die Natur der in B. G. U. IV 1132 lin. 16f. erwähnten nage- 
x&onsıg. Neuestens wird von Jörs, Z. d. Sav.-St. 36, 330f., als ihr Gegenstand die 
moogßoAn angesehen: diese sollte der Schuldner seinem Gläubiger abgetreten haben. 
Deutet aber im „eis zov zjg moosßoAijs Aöyo(v) GV RGEYKENGEV adrdı TOV Agıgriov“ 
der Plural „‚“ in lin. 23 nicht eher dahin, daß Gegenstand der mag«y@ensıs doch 
die Grundstücke der Aristion gewesen sind und nicht die mo0gß0oA7? (vgl. Hypothek 
u. Hypall. 107£.) Sprachlich ist die Stelle m. E. jedenfalls ungenau, denn auch bei 
der Jörs’schen Deutung würde wohl das Wort „moosßoAyv“ in lin. 17 den Artikel 
erheischen. 

4) So wohl auch P. 8. J. III 189 lin. 9. 
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dieser von den Urkundschreibern gewöhnlich mit größter Sorgfalt 
beobachteten besonderen Terminologie auch besondere, von jenen 
der Kaufurkunden mit Übereignungserklärung abweichende juri- 
stische Wirkungen beabsichtigt gewesen wären, oder daß derartige 
xeoeyoonsıg-Erklärungen gar im Anschluß an vorangehende Kauf- 
urkunden errichtet worden wären, läßt sich unserem Material 
gar kein Indiz entnehmen. Vielmehr läßt es sich m. E. nach- 
weisen, daß die x«oaynonoıs-Urkunden in all diesen Fällen nicht 
nach, sondern statt einer «vorsi«-Kaufurkunde errichtet, durch 
sie in jeder Hinsicht gleichartige Rechtswirkungen bezweckt wor- 
den sind und daß die besondere Terminologie dabei durch rein 
äußere Gründe veranlaßt war. Solcher äußeren Anlässe aber 
lassen unsere Quellen mehrere erkennen. 

ac) Der wichtigste unter diesen ist die Veräußerung von 
Katökengrundstücken: der größte Teil aller kaiserzeitlichen 
x0geyugnGıg-Verträge gehört in diese Kategorie.‘) Diese Erschei- 
nung erklärt sich dadurch, daß Katökengrundstücke ursprünglich 
nicht in Privateigentum standen und nicht als geeignete Objekte 
eines „Kauf“-s angesehen worden sind; für die Abtretung der an 
Kleruchen- und Katökenland bestehenden Berechtigungen sind 
daher schon in der Ptolemäerzeit die Worte 70904wgEelv und Xaoe- 
xS0n6ıg verwendet worden’), die kraft ihrer sehr allgemeinen 
Bedeutung die Überlassung verschiedenartigster Rechtsstellungen 
zu bezeichnen geeignet waren.’) Diese Terminologie hat sich 
dann in der Kaiserzeit erhalten, obschon das Recht an Katöken- 
grundstücken sich inzwischen zu einem mit dem an sonstigen 
Privatland gleichartigen Eigentumsrecht entwickelt hat und der- 
artige wegeyognoıg-Verträge sich von den die xvoıei« zusichernden 





ı) Vgl. dazu Eerr, Grundbuchwesen 104/5; Mirteis, Grundz. 112, 178-181, 
Zu den im folgenden berührten Fragen sind zu vgl. Rosrowzew, Studien z. Gesch. 
d. röm. Kolonates 7f., 88£.; WiLcxen, Grundzüge 280f.; Lrsquier, Les instit. 
militaires de l’Egypte sous les Lagides 202 f. und die an diesen Stellen Zitierten. 

2) Vgl. etwa P. Teb. I 30 und 31 passim.; 239 deser.; 63 lin. 122; 64 (a) V 
lin. 55, 60, 69; 65 lin. 24. 

3) Wie für den »Ajgog, so wird magaywgeiv auch in bezug auf den oraduög 
gebraucht, cf. P. Petr. III zo R Col. 4 lin. 8. — Die einzige ptolemäische Kauf- 
wegayuonsig, P. Grenf. II 33 (vgl.oben S. 211?) hat gepachtete pr ico« zum Gegen- 
stand; in bezug auf yn Baordınn vgl. P. Teb. I 183 deser., in bezug auf priesterliche 
Stellungen P. Teb. I 5 lin. 82. 
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Kaufurkunden in gar nichts unterscheiden.) Auch scheint dieser 
im allgemeinen (auch im referierenden Sprachgebrauch) mit merk- 
würdiger Konsequenz festgehaltene Sprachgebrauch’) sich nicht in 
ganz Ägypten gleichmäßig erhalten zu haben: die Katökenland 
betreffenden Kaufurkunden aus Hermupolis zeigen den üblichen 
Sprachgebrauch der avn-wogäcıg-Verträge.’)‘)’) | 
ßß) Weiterhin ist die #agaynonoıg-Terminologie den Kauf- 
verträgen im Kreise der alexandrinischen Synchoresisurkunden 
aus der Zeit des Augustus eigentümlich: eine als ovn7 oder 
xoäcıg bezeichnete Kaufurküunde konnte unter diesen bisher nicht 





ı) Eine Eigentümlichkeit der Katökenland betreffenden faijümer Kaufver- 
träge aus der früheren Kaiserzeit ist die Wendung, öuoAoyei mageneywonnevar eig 
ueremiygapiv nal Enızsrehentvar did Tod naroınıxod Aoyıormolov rag vis magaywgmoEewg 
ze) weremiyoapiig oixovonieg (vgl. B. G. U. III 906 lin. 14, 17f., 883 lin. 3, 6, IV 1048 
lin. 5, 8f., 26, in lin. 9 wohl: x«i ueremiyoa|pig oiwovonles; O.P.R. ı lin. af., ı1, 
32926..288. lin. 9,170 lin. 72, 20,475 lin. 6; P. Lond. II 141 p. 182 lin. 5), dazu 
s. Mrrreis, Chrest. p. 239. Anders und nicht klar P. Oxy. III 504 lin. 88. 162.,:w8l. 
auch B. G. U. IV 1129 lin. 26f. und P. Oxy. II 273 lin. 22. Diese, wie auch einige 

hypothekarische Urkunden (P. Straßb. 52 lin. 7f., P.Oxy. II 373 lin. 2of, s. Pro: 
u p. 259 Anm. 21, vgl. dazu Hypoth. und Hypall. ı20f.) könnten dahin deuten, 
daß zum Eigentumserwerb an Katökengrundstücken die uETErLyoXpN von größerer 
Bedeutung gewesen ist, als bei sonstigen Ländereien die bibliothekarische Umschrei- 
bung (die ja bei Katökenland zur ueremiygapn noch hinzutrat). — Neuestens be- 
gegnet der Begriff uerenuygagpn) in P. Rylands IT 162 lin. 13 (a° 159, Faijüm) zum 
erstenmal in betreff eines Hauses, also eines nicht katökischen Grundstückes (memgo- 
even eig wereruygagpyv): über die Bemerkungen der Herausgeber p. 189, Anm. 12—13 
ist dabei kaum hinauszukommen. — Eine genaue Parallele zu dem aus P. Oxy. 
"IH 504 bekannten oxyrhynchitischen Kaufformular über Katökenland bietet P. Ry- 
lands II 159 (a 31/2), ebenso P. Oxy: IV 794 deser. (a° 85/6) [und neuestens 
P 8.J. IV 320 (a? ı8)], — [Zur Frage jüngst Raser, Baseler Papyri, Abh. Gött. 
&es. XVl. 3. 8. 41.] . 

2) Namentlich sehen wir diesen Sprachgebrauch im Grundbuchmechanismus 
(meooayyekicı, drroygapal, dieoreuuere), ebenso natürlich auch im Betrieb der xare- 
Aoyıouös-Behörde genau festgehalten. 

3) Vgl. das oben S. 200 angegebene Material, vermutlich auch die notarielle 
Urkunde P. Amh. II.95. 

4) Zweifelhaft ist es, ob auch der mergaxntvar-Vertrag C. P. R. 176 Katöken- 
land zum Gegenstande hat, da die Ergänzung von lin. 13 keineswegs sicher ist. 

5) Die mit dem Staate selbst in bezug auf staatliche Ländereien abgeschlossenen 
Geschäfte zeigen vielfach die hvyn-noäsıs-Terminologie, gleichviel ob es sich dabei 
um wirklichen Übereignungskauf oder um Erbpacht handelt (vgl. als geläufigste 
Beispiele P. Amh. II 68 lin. 17,°P. Oxy. IV 721 lin. 3). Das Einzelne dabei be- 
darf noch sehr einer eingehenden juristischen Untersuchung. Vgl. magaywgeiv auf 
Zugpürevoıg bezogen im spätbyzantinischen P. Lond. II p. 325 lin. 22. 
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wahrgenommen werden.‘) Der Grund dieser Besonderheit, die sich 
in den späteren Synchoresisurkunden anscheinend nicht erhalten 
hat?), läßt sich zurzeit schwer bestimmen. Doch darf m. E. auch 
hierbei an keinerlei Gegensatz zu etwa vorangehenden Kauf- 
urkunden gedacht werden.’) Vielmehr ist zu beachten, daß gerade 
in einigen dieser x«g«y&gnoıs-Urkunden die Vornahme weiterer 
die Übereignung betreffender notarieller Akte erst in Aussicht 
genommen wird (so z.B. in B.G. U. IV 1131 I eine AETEYQPN, 
dazu unten 8. 250£.‘)). 





ı) Vgl. Merrers, Grundzüge 181. Im einzelnen sind zu vergl. B.G. U.IV 1059 
(Sklavenkauf), 1127, 1128 lin.7f., 1129, 1130, 1132 lin. ı6f, 1158 1lin.6f. Allerdings 
erfordert die Veranlagung dieses zum Teil nicht zweifelsfreien Materials noch einigen 
Vorbehalt: denn in B. @. U. IV 1128 scheint es sich laut lin, ı 5/16, vgl. auch lin. 7, 
um die Verpflichtung eines Vaters zur datio in solutum seinem Sohne gegenüber 
zu handeln (hierzu vgl. oben 8. 213), in B.G. U. IV 1129 handelt es sich um die 
Übereignung von Katökenland (vgl. oben S. 206 £.), in B. G. U. IV 1158 um Siche- 
rungsübereignung, zu B. G. U. IV 1132 lin. 16 f. vgl. oben S. 213% B.GIU.IYA 227 
betrifft auch nicht den Normalfall eines Kaufes (vgl. oben $. 194f.) und auch zu 
B. G. U. IV 1059 und 1130 ist meine, Hypothek und Hypall. 37 £.? geäußerte Ver- 
mutung zu vgl. (cf. auch daselbst 8. 36.5). Es könnte daher sein, daß die maga- 
x®on0ıg-Terminologie in all diesen Fällen besondere Gründe hatte und nicht aus- 
nahmslos zur Verwendung gelangte. Das weiter unten $. 251 betrefis B.G. U. 
IV 1131 I Gesagte spricht jedoch eher dagegen und aus der in B.G. U. IV 1129 
lin. 31 erwähnten xeäcıg sind weitere Schlüsse keinesfalls angebracht (vgl. oben 
Br207 Ann ran, i 

2) Vgl. diesbezüglich B. G. U. III 825 lin. 3; C.P.R. 188 Jin. 24; auch in 
0.P. R. 5 lin. 2, 18 ist von zeım] die Rede; die mageyuensıs B. G. U. II 542 mag 
Katökenland zum Gegenstande haben. [Desgl. jetzt P. Freib. 8.] 

3) Zwei der vorhin in Anm. ı erwähnten rageywmenseıs in Synchoresisform 
werden allerdings im Anschluß an vorangehende Verträge nach Art des P. Rylands 
1164 errichtet und zwar die inB.G.U. IYı 129 vorliegende und die in 1127 in Aus- 
sicht genommene meoay&gnoıg (vgl..oben 8. 194 f. und 8. 206 f.); da jedoch diese 
Terminologie auch den angeführten übrigen Fällen eigentümlich ist, kann sie nicht 
als durch die besondere Sachlage dieser Urkunden bedingt angesehen werden; in 
B.G.U. 1129 ist sie überdies auch noch durch die Beziehung auf Katökenland moti- 
viert. — Wenn in B.G. U. IV 1128 lin, 6£, (zur Urkunde vgl. vorhin 8. 21 3 u. oben 
Anm. I) zwischen dem dyogd&sıv und der magEyngNSıS unterschieden wird, so darf 
daraus m. E. keinesfalls auf eine rechtsgeschäftliche Spaltung zwischen Kauf und 
rogayangsıg geschlossen werden. Das dyogdfew ist auf den kaufweisen Erwerb des 
Vaters zu beziehen, das megaymgeiv auf die daraufhin vorzunehmende Beurkundung, 
durch welche das Eigentum an Erfüllungsstatt auf den Sohn übertragen werden 
sollte; vermutlich ist dabei die Übereignungsurkunde sogleich unmittelbar auf den 
Namen des Sohnes ausgestellt worden, wozu s. unten $. 261, Anm. 3; zur Urkunde 
auch unten S. 291/2, 


4) Aus B.G.U.IV ıı3ı Ool,I (dazu unten 8. 250f. und die dort angegebene 
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yy) Am ehesten noch könnte man auf eine Ergänzungsbedürf- 
tigkeit der Gvj-zogoıg durch eine nachfolgende zegaybonsıs auf 
Grund der mehrfachen Übereignungsurkunden schließen, welche 
die Termini xoäsıg und zegeyaenoıg kumulativ verwenden und 
die Übereignungserklärung mittels „ÖuoAoyei wergaxevaı zei nagu- 
#Ey@gn#Evcı“ zum Ausdruck bringen (dementsprechend wird dann 
gewöhnlich auch der Preis als rıun) zei wagaynontızdv aepdAcıov 
bezeichnet). Man könnte meinen, daß hier zusammengezogen 
wurde, was sonst getrennt vor sich zu gehen pflegte. Aber die 
nähere Betrachtung dieser Fälle ergibt auch hier deutlich das 
Gegenteil. Sie zerfallen in zwei Gruppen. 

Einerseits sind es Urkunden, durch welche Katökenland und 
daneben auch noch andere Objekte verkauft werden: da bezieht 
sich die sageyuencıg auf das eine, die woäcıg auf das andere.‘) 
Dies zeigt aber mit besonderer Deutlichkeit, daß die beiden Aus- 
drücke gleichwertige Funktionen erfüllen, daß bezüglich des einen 
‚Objekts wagaxeywonzevaı dasselbe besagen will, was bezüglich des 
anderen mit sergaxevaı ausgedrückt wird. 

Weiterhin ist dieser kumulative Sprachgebrauch einigen 
.oxyrhynchitischen Kaufcheirographa aus dem II/III. Jahrhundert 
eigentümlich.?) Hier also handelt es sich um eine rein lokale 





Lit.) ist allerdings nicht direkt zu ersehen, ob sich auch diese Urkunde als mega- 
ı@ensıg bezeichnet hat: man wird es jedoch anzunehmen haben, da in lin, 27 von 
»epdhcıo(v), nicht von rıum die Rede ist, was dem Sprachgebrauch der magaywenais-, 
nicht der mo&sıg-Urkunden entspricht (vgl. oben 8. 213). — Außerdem werden auch 
noch in anderen der angeführten alexandrinischen ragaywensıg-Verträge weitere 
Geschäftsakte in Aussicht genommen: so in B. G. U. IV 1129 lin. 25, 1130 lin, 2ıf. 
(hierbei ist die Lesung des entscheidenden Wortes ow..... cı bisher nicht gelungen; 
an »araygdpsıv kann — wie PLAumann mir mitteilte — nicht gedacht werden). 

ı) Das hier Gesagte ist von EcEr, Grundbuchwesen 105 erkannt worden. 
Zu vgl. sind dafür die Synchoresisurkunde B. G. U. I 282 lin. 29, 33, das Cheiro- 
graphon C.P.R. 198 lin. 17/6, 15/4, 8, 3, und neuerdings besonders deutlich das 
kleine Fragment P. Jand. 54 (Sklave und Katökengrundstück). Nichts Deutliches 
ist aus den Fragmenten 0. P.R. 59 und 106 zu ersehen, die ebenfalls diesen kumu- 
lativen Sprachgebrauch zeigen; ebensowenig aus B. G. U. I 240, wo gemäß lin. 7 
auch in lin. 21, wie mir von Herrn Prof. Scrusarr bestätigt wird, relun]s »al 
rooay|wonTıRoÜ nepaialov] zu lesen und zu ergänzen ist. Eine Parallelerscheinung 
zu dem Erörterten ist die kumulative Erwähnung von Ömo9n«n und ueorrie in B.G. U. 
III 907, wozu s. Eger a. a. O. 44°. 

2) Vgl. P. Oxy. IV 719 lin. ı2, 20 (a? 193); IX 1200 lin. ı6f. (a 266), 
1208 lin. 8, 12, 15, 24, 26, 27 (a 2gr); P. Giss. 100 lin. 6 (III. Jahrh.); anders 
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Erscheinung. An die Möglichkeit aber, daß hier mit dem Kauf 
eine über dessen Wirkung hinausreichende dingliche Verfügung 
vereint wäre, wird man gerade bei chirographischen Urkunden am 
wenigsten denken dürfen, zumal bei so kurz und unvollkommen 
redigierten, wie: z. B. P. Oxy. IV 719 [vgl. jetzt unten S. 294]. 
Damit aber ist das Gebiet der wage«yogysıs-Terminologie er- 
schöpft.‘) Wir sehen: die Urkunden zeigen in dieser Hinsicht 
völlig feste Prinzipien. Der betreffende Sprachgebrauch geht teils 
auf lokale Beurkundungsgebräuche, teils auf den Umstand zurück, 
daß der Übereignung überhaupt kein Kauf zugrunde lag, zumindest 
‘ daß man das Geschäft, wie im Falle des Katökenlandes, nicht als 
solchen angesehen hat. Die Geltung eines Grundsatzes aber, wo- 
nach die zagayagnsıg zu den Kauf-(®vn, we&6ıg-)Urkunden in be- 
treff der juristischen Wirkung in einem Gegensatz gestanden hätte, 
indem sie zur Perfektion der Übereignung und zu etwaiger Er- 
gänzung der @&vn erforderlich gewesen wäre, kann aus den Quellen 
schlechterdings nicht abgeleitet werden. Vielmehr sind die z«oe- 
$&gn615-Urkunden stets an Stelle einer Kaufurkunde errichtet 
worden und es erscheint daher nicht als gerechtfertigt, sie in 
höherem Maß oder anderem Sinn als Auflassungsakte ansprechen 





jedoch P.Oxy. X 1276 lin. 5 (a° 249) und Parnrıs. 8. B. 5692 (III. Jahrh.); von einer 
idıöoygapog mo&sız hören wir auch in P. Oxy. 195 lin. 13 und 24 (a° 129) und IX 
1199 lin. 8 (III. Jahrh.). [Neu hinzugekommen: P. Oxy. XII 1475 (a° 267) und 
P.8.J. IV 300(?) (a° 302).] 

j ı) Es ist nicht zu ersehen, ob im fragmentarischen r.004wenoıg-Cheirographon 
B. G. U. II 666 Katökenland verkauft wird; wenn nicht, so käme darum der TaQR- 
xoonsıs- Terminologie (vgl. lin. 16, 24) in einer derart unorthographischen Privat- 
urkunde keinerlei Bedeutung zu; es wäre dies bloß die juristisch inkorrekte Re- 
daktion eines privaten Schreibers. In Fragen, wie die hier behandelte, sind ver- 
einzelte Abweichungen von der üblichen Notariatspraxis ohne jeden Belang: die letz- 
tere aber läßt das Ergebnis des Textes-als völlig gesichert erscheinen. — Auch der 
magay@gnoıs-Sprachgebrauch in C. P. R. 206 Jäßt sich nicht sicher begründen; doch 
zeigt das ueorrevo|vres] in lin. 13, daß hier auch sonst die Katökenland- Termino- 
logie befolgt wird. Weswegen in P. Lond. III p. 158 lin. 7 und p. 160 lin. 6 der 
Erwerbstitel des Verkäufers als ma&geyuensıg bezeichnet wird, ist nicht ersichtlich; 
möglicherweise handelt es sich dabei um nicht-kaufweise Übereignung (vgl. oben 
S. 212); kraft ihrer allgemeinen Bedeutung vermag jedoch we&gaywenoıg auch die 
letztere zu umfassen. Damit wird sich auch erklären, daß in der &noygapn P. E.R. 
Inv. Nr. 1436 = Mımmis, Chrest. 200 (a° 224) der Erwerbstitel der Voreigentümer 
mehrfach als wa«gayognoıg bezeichnet wird. Hingegen erscheint in P. Hamb. 38 lin. 4 
(vgl. oben 8. 5?) die Ergänzung wagaywgeiv m. E. nicht gerechtfertigt. 
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zu wollen, als die Kaufurkunden, die eine Übereignungserklärung 
enthalten (vgl. hierzu auch 8. 241, 294).') — 


Außer dyioreodeı und wegaywgeiv sind der hellenistischen 
Rechtssprache auch noch einige andere Zeitwörter, ebenfalls Kom- 
posita von foreodeı und yweeiv, geläufig, die in ähnlich allgemeiner 
Bedeutung das Weichen, Abtreten, Überlassen bezeichnen und in 
unseren Urkunden mehrfach auch zum Zwecke von Übereignungs- 
erklärungen verwendet werden. Ihre diesbezügliche juristische 
Natur ist der von zeeaywgeiv verwandt, nur daß sie fast nie- 
mals im Falle der Kaufkausa, sondern meist nur beim 


Zugrundeliegen anderer Übereignungskausae zur Anwen- 
dung gelangen. 


c) Am häufigsten können wir in solcher Hinsicht den Worten 
e&ioraoteı und ?z0racıg begegnen. Diese bezeichnen zunächst in 
buchstäblichem Sinne das physische Heraustreten aus einer Stel- 
lung, das faktische Aufgeben des Besitzes: in solcher Bedeutung 
begegnet &z0rjvaı im Petit der Reivindikationseingabe P. Lond. Il 
401 p. 14 lin. 27 (a° 116— 111 v. Chr.).”) Weiterhin bezeichnen sie 
die Aufgabe jedweder Rechtslage, so in dem oben (8. 209 Anm. ı) 
bereits erwähnten Kaiserreskript B. G. U. I 473 = Miırteis, Chrest. 
375 lin. 5/6 (a’ 200 n. Chr.), wie auch in P. Lips. Inv. Nr. 244 = 
_ Mirteis, Chrest. 71 lin. 8 (a° 462) und ©. P. R. 2o — WiLcken, 





ı) Höchstens das eine ließe sich fragen, ob die nagdywensıg-Terminologie auch 
auf Urkunden ohne Übereignungserklärung anwendbar gewesen ist, also auf Urkun- 
den nach Analogie der Kaufprotokolle und P. Rylands II 164. Sichere Beispiele 
hierfür stehen uns allerdings nicht zur Verfügung. Doch erscheint es nicht als aus- 
geschlossen, daß der Vorvertrag B.G. U. IV 1127, den wir oben (8. 194f.) als Paral- 
lele zu P. Rylands Il 164 angesprochen haben, als wagaywensıg bezeichnet wird (vgl. 
lin. 15) und sicherlich ist die im Brief P. Teb. II 423 lin. 15/6 in Aussicht: genom- 
mene mwegaywemsıg, da sie sich auf Tiere bezieht, ein Geschäft ohne Übereignungs- 
erklärung gewesen (hierzu s. unten 8. 288f.). Damit aber würde die im obigen ent- 
wiekelte Anschauung, wonach &v1 und mwegaywencıg nicht grundsätzlich heterogene 
juristische Kategorien darstellen, in noch weiterem Sinne als erwiesen erscheinen. 


2) Nicht so, oder doch nicht vor allem so, ist wohl das &&loreodaı in P. Tor. 
ı Col. 4 lin. 10 zu deuten: da liegt darin eine bloße Erklärung des im dinglichen 
Prozeß unterlegenen Beklagten, keine Ansprüche zu haben, analog der ovyyoapn 
drooraciov in P. Grenf. I ıı (dazu oben $, 155), s. auch P. gr. Wiss. Ges. Straßb. 
Inv. Nr. 277 lin. 71; vgl. Raser, Z.d. Sav.-St. 27, 322 mit 28, 315; GRADENWITZ, 
Schriften d. wiss. Ges. in Straßb. 13, 7 f.; KoscHuAker, Berl. phil. Wochenschr. 1912, 
Sp. ı712f. 


ce) Exoraoıs. 


° 
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Chrest. 402 I lin. 6, 15, II lin. g (a° 250 n. Chr.) die cessio bonorum‘') 
(in der erstgenannten Quelle abwechselnd mit dpioreo#eı), in P. 
Teb. II 380 lin. 19, 37 (a° 67) den unter zukünftigen Erben ab- 
geschlossen Erbverzicht, in P. Oxy. II 268 = Mırreis, Chrest. 299 
lin. ırf. (a 58 n. Chr.) die Abtretung einer Erbschaft?), in P. Oxy. 
VII 1123 lin. 23 (a° 158/9 n. Chr.) anscheinend die Abtretung 
‘einer Erbpacht.”) Demgemäß begegnen diese Worte auch bezüg- 
lich der Abtretung des Eigentums‘), doch scheint diese in den 
zurzeit nachweisbaren Fällen, soweit ich sehe, nicht auf einem 
Kaufe zu beruhen. So dürfte das gemäß der Steuerquittung 
B. G. U. II 914 (a° 113 n. Chr.) &mi mw [Evzv ]eAio(v)’) roaz(eev) 
eig Tov Evava|[Alien(öv)°) A6yov°) entrichtete re&Aog ER6rdosog — wie 
lin. 10 vermuten läßt — einen Eigentumserwerb ex causa dationis 
in solutum betreffen”); letzteres scheint auch betreffs der im Kauf- 
vertrag B. G. U. III 859 lin. 5f, 2ıf. erwähnten ?soreoıg einer 
Sklavin der Fall zu sein, wie aus lin. 6f. hervorgeht‘): also 
Parallelerscheinungen zu der in P. Lond. III p. 166f. in Form 
einer wagaysgnsıs abgeschlossenen datio in solutum (dazu oben 
S. 212). Wenn es ferner in der Steuerquittung P. Lond. II 305 
p- 79f. (a’ 144) von der Kaufsteuer für einen Esel heißt, dıeyoa(de) 
HIroXeueio) zei uelrö)y(ors) Emın(on)r(ais) Er<oyrdoleng) zer der(d- 
ung) @yogäg Adsfdvdgov, sc. Nijcov (so gelesen von GRENFELL und 
Hunt, P. Teb. II p. 184), so dürfte hierbei mit dem r&log &xord- 





1) Vgl. Mirreis, Corp. Pap. Raineri I p. 106, Grundzüge 287; Jousuer, La 
vie municipale 232. Dazu vgl. jüngst noch P. Rylands II 75 lin. 6, 10f., 16 (Ende des 
II. Jahrh.) [neuestens auch P. Oxy. XII 1405 lin. 24f. und P.S. J. IV 292 (III. Jh.)]. 

2) Mit den letztgenannten Urkunden ist das in B. G. U. III 919 lin. 23 er- 
wähnte door&sıov zusammenzuhalten (dazu oben $. 209, Anm. 1). Ein Erbverzicht 
und eine Erbschaftsabtretung finden sich miteinander verbunden in der Diagraphe 
P. Lond. III 932 p. 148f. Zu denselben vgl. jetzt KRELLER, Erbrechtl. Unters. 130 f. 
Neuestens vgl. auch P. Rylands II 117 lin. 22, cf. oben 8. 209, Anm.ı. Einen Erb- 
verzicht haben wir jetzt in P. Rylands II 179 (a 127): sie ist im wesentlichen 
eine bloße un &neAsvoeodaı-Erklärung (vgl. oben $. 199, Anm. L.). 

3) Vgl. Wırcken, Grundzüge 295 f. 

4) Vgl. Grapunwırz, Berl. phil. Wochenschr. 1902, 651; RABeEL, Z. d. Sav.- 
St. 27, 323 

5) So Scuusarr in Preisigkr’s Berichtigungsliste ad h. 1. 

6) Vgl. hierzu neuestens P. M. Meyer, Griech. Texte S. ı61!. 

7) Vgl. jetzt auch Praumann, Heidelb. Sitzungsber. 1914, Abh. 15, p. 56 

8) So jetzt auch nach Preisıorr’s Berichtigungsliste. Vgl. zur Urkunde 
GRADENWITZ a. a. 0. 
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6eng gegenüber der dezdrn (d.h. der ıo \,igen Kaufsteuer) ganz 
allgemein die für jedweden, auf anderen Kausalverhältnissen als 
Kauf beruhenden Eigentumserwerb zu entrichtende Verkehrssteuer 
gemeint sein.‘) Daß man diese von der Kaufsteuer terminologisch 
unterschieden hat, erklärt sich dadurch, daß die Bezeichnung der 
Verkehrssteuer nach dem Proportionsbruch für den Fall des Kaufes 
näher lag als für andere Erwerbsarten, bei welchen der der Be- 
rechnung zugrundezulegende Betrag nicht schon durch das Rechts- 
geschäft selbst gegeben war, sondern einer Schätzung bedurfte. 

Die hier gesammelten Belege zeigen deutlich, daß man zu 
den Termini &ioreodeı und &xoraecıg — wie dies vorhin auch be- 
trefis der w«gay&gnoıg beobachtet werden konnte — in solchen 
Übereignungsfällen gegriffen hat, in welchen die Kaufterminologie 
zufolge der zugrundeliegenden Kausa überhaupt nicht verwendbar 
war, da der Übereignung gar kein Kauf zugrunde lag.‘) 

d) Exywgeiv bezeichnet ebenfalls zunächst das faktische -Her- 
austreten, Weichen: in diesem Sinne wird es häufig auf den be- 
sitzenden Beklagten im Eigentumsstreit angewendet”), ebenso auch 
auf den Schuldner, in dessen Grundstücke der exequierende Gläu- 
biger die Besitzeinweisung verlangt‘), in B. 6. U. IV ıı15 lin. 47 
auf den antichretisch gesicherten Gläubiger, der aus den Objekten 
der Nutzung zu weichen hat. Weiterhin gelangt es aber auch in 
betreff der rein vertragsmäßigen Abtretung irgendwelcher juris- 
tischer Position zur Verwendung: so insbesondere mehrfach auf 
Pachtrechte (namentlich öffentlicher Ländereien) bezogen (vgl. P. 
Eleph. 15 lin. 2; Class. Phil. I p. 168 Nr. 3°); P. Teb. II 310), juristi- 
. sche Vorgänge, betreffs welcher auch z«oayweeiv (vgl. namentlich 
P. Grenf. IE 33) und &ioreo®«ı (P. Oxy. VII 1123 lin. 23) nach- 





1) Auch Grenreı und Hunt deuten a. a. 0 die dexdım als tax on sales, das 
t2hog Enordoswg als &yauwAıov on cessions. [Vgl. jetzt Parrsch, Heidelb. Sitzb. 1916. 
10. S. 4of.] 

2) Zu den angeführten Belegen gehört wohl auch das durch das unklare 
Aktenstück B. G. U. III 832 lin. 29 bezüglich einer Hypothek belegte &$ioracda: 
im Zußadel«-Verfahren (dazu Hypothek u. Hypall. 123f., auch oben 8. 201. und unten 
S. 222°). — Ganz allgemein gebraucht für Abtretung in B. @. U.IV 1065 lin. 16, 26; 
Zusammenhang nicht zu ermitteln in P. Oxy. III 472 lin. 43. 

3) Vgl. P. Magd. 20 lin. 7; P. Tora Kol: 1T:lın.;724-P. Par; 15 lin./32; 
P. Lond. III p. ı lin. 9; P. Amh. II 30 lin. 42. 

4) Vgl. P. Flor. 55 lin. 20, 56 lin. 9. 

5) — Preisicks, 8. B. 4414. 


d) ’Eryworoı, 


e) Zuyywpeiv 
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weisbar sind.‘) Bezüglich einer Eigentumsübertragung findet sich 
&xywogeiv in der früheren Kaiserzeit bloß in C.P. R. 8 lin. 8f. 
(Herakleopolis, a° 218 n. Chr.): die näheren Umstände sind aus 
dem abgebrochenen Stück nicht zu ersehen, doch ist die Vermei- 
dung der Kaufterminologie für alle Fälle durch den Umstand be- 
gründet, daß es sich um die Abtretung von Katökenland handelt, 
wofür in der Regel freilich wag«yngeiv verwendet wird. In den 
Vertragsklauseln spätbyzantinischer Urkunden begegnet &27ngeiv 
mehrmals im selben Sinn wie wageywgeiv mit diesem Verbum zu- 
sammen (cf. z.B. P. Grenf. I 60 lin. 45, P. Lond. III p. 263 lin. 27) 
Bekannt sind auch jene spätbyzantinischen &xyoeyrizei Öworoyiaı, 
mittels welcher ein Schuldner seinem Gläubiger die diesem ver- 
pfändeten Objekte an Erfüllungsstatt zu Eigentum tüberläßt (P. 
Lond. III 1015 p. 256f. und 1007 p. 262£.).?)°) 

e) Anders geartet als die der bisher betrachteten Ausdrücke, 
ist die Grundbedeutung von ovyywgeiv, eines in der hellenisti- 
schen Urkundensprache überaus wichtigen und vielseitig verwen- 
deten Wortes‘), das sich aber in der hier untersuchten Beziehung 
mit den bisher betrachteten mehrfach nahe berührt. Zunächst 
bedeutet dies Wort „zusammenkommen“, „sich vereinigen“ und 
dann im demgemäß übertragenen Sinn „übereinkommen über etwas“. 
Dieser Sinn hat ursprünglich der aus Prozeßvergleichen hervorge- 
gangenen Urkundenart der Synchoresisurkunden zugrunde gelegen, 
für deren Form eben das regierende Verbum „Ovyyngeiv“ wesent- 
lich ist.) Dasselbe mag da ursprünglich das Einigwerden über 
die streitige Frage bezeichnet haben, ist jedoch mit dem verän- 





1) Insbesondere aber &mıyweeiv, vgl. unten 8. 224f. 

2) Dies ist teils mit den eine datio in solutum zum Ausdruck bringenden 
Verwendungen von waesyweeiv (vgl. namentlich P. Lond. III p. 257 lin. 8) und 
ESloreo9aı (oben 8. 212 und 8. 220), teils dem oben S. 221, Anm. 2 erwähnten 
ESioraodeı bezüglich einer Hypothek zusammenzuhalten. Des näheren vgl. Mıtteis, 
2. d. Sav.-St. 28, 384; Raser ibid. 318°; Manıck ibid. 30, 280f.; auch Lewauo 
ibid. 33, 624. 

3) Vgl. außer den angeführten Stellen noch die fragmentarischen Belege: C. 
P. R. 80 lin, 9; B.G. U. I 96 lin. 13 (Erxeywons[i]veı zvgrevrızög), III 872 lin. 4. 

4) Vgl. dazu Grapenwırz, Einführung 91%, 116; KoscHaker, Z. d. Sav.-St. 
28, 280£.°; Schugart, Arch. f. Pap.-F. 5, 49}; Mrrreis, Grundzüge 178°; Preisıckr, 
Fachwörter 161; Jörs, Z. d. Sav.-St. 36, 3051. 

5) Vgl. hierzu Schusarr a. a. 0. 49£.; P.M. Meyer, Einl. zu P. Giss. 36, 
p- 4f.; Mırreis a. a. OÖ. 67; Semexa, Ptol. Prozeßrecht I’2ı2. 
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derten Charakter dieser Urkundenart dabei bald zu einem allge- 
meinen Ausdruck des Einverstandenseins, des rechtsgeschäftlichen 
Erklärens überhaupt verblaßt, der sich auch außerhalb des Kreises 
der technischen Synchoresisurkunden beobachten läßt.) Weiterhin 
aber bedeutet ovyymoeiv ganz dem lateinischen „concedere“ analog 
das „gestatten, erlauben, gewähren“. Diese Verwendung ist der 
griechischen Rechtssprache überaus geläufig, mag es sich dabei 
um ein Gestatten seitens einer Rechtsnorm?) oder einer Behörde‘) 
handeln. Kraft dieser Bedeutung wird äber ovyyweeiv häufig auch 
- auf privatrechtliche Verfügungen bezogen. Zunächst auf solche, 
bei welchen das Moment des Gestattens besonders in die Augen 
springt, bei der Bestellung von Berechtigungen an fremder Sache, 
mittels welcher der Eigentümer einen Eingriff in seine Rechts- 
stellung gewährt: so bei der Bestellung antichretischer (B.G. U. I 
101 lin. 6, 339 lin. 17, P. Hamb. 30 lin. 10,3 3)‘) oder. servitutsartiger 
Nutzung (cf. P. Flor. 147 lin. 5, 25), bei der Bestellung eines Pfand- 
rechts (cf. P. Oxy. III 506 lin. 19). Doch nicht bloß für derartige 
Einräumung eines Teilrechts, sondern — und damit kommen wir 
zur hier interessierenden Seite der Frage — auch wo es sich um die 
vollständige Abtretung einer Rechtsstellung handelt, wird ovyywgeiv 
gebraucht: da begegnet es ganz im Sinne von zagayageiv, mitunter 
sogar abwechselnd damit. Diese Verwendung ist keine häufige, 
doch eine sachlich vielseitige. So wird in der faijümer Homologie 
P. Teb. II 393 (a’ ı5o.n. Chr.) seitens eines dyuöcıog Üdgopbi«g 
ögwijs dingvyog die rdfıg bdoopvAexieg in einer den Übereigungs- 
urkunden ganz analogen Weise mittels ovyy»geiv auf einen anderen 
übertragen, wobei die Urkunde natürlich nicht der Form, sondern 
dieses materiellen Inhalts willen in lin. 14 sich selbst als ovyyaonaıg 





1) Vgl. beispielsweise P. Teb. I 105 lin. 61, 107 lin. 6f.; P. Tor. 8 lin. 38t.; 
P. Par. 9 lin. 9; P. Oxy. III 496 lin. 16, 497 lin. 19, m. E. im Gegensatz zur Über- 
setzung der Herausgeber auch 504 lin. 38 (namentlich am Schlusse von Urkunden: 
»adorı ds dAhmkovg ovveywonsev). Der allgemeine Sinn des Vereinbarens gelangt 
in der sehr häufigen Bezeichnung des Preises als zıun ovyneywenuevn in den Kauf- 
verträgen zum Ausdruck (statt dessen häufig un ovunepmvnuevn, mitunter auch 
Eotauevn). 

2) In den Papyri beispielsweise P. Oxy. II 237 Col. -VIL lin. 27;B.G..U. I ı9 
Col. IL lin. 1; P. Grenf. I 62 lin. 13. . 

3) Beispiele: B. @. U. II 454 lin. 18; P. Lond. III p. 217 lin. 35; behördliche 
Bestellung: P. Oxy. I 67 lin. 17 (Richter), ©. P,R. 156 lin. 10 (Vormund). 

4) Synonym B.G. U. IV 1115 lin. rıf.: &dosıv Evomelv. 
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bezeichnet. Ferner begegnet ovyywageiv in bezug auf die Zession 
von Forderungen (so in P. Oxy. ll 271 lin. 17 abwechselnd mit: 
zcgeyngeiv in lin. 5, 14; 272 lin. 23, 27), in bezug auf die Abtretung 
einer Sicherung durch Verfügungsverbot in P. Lond. II 360 p. 216 
lin. 8. Schließlich aber auch in bezug auf die Übertragung des 
Eigentums: so abwechselnd mit x«g«ywgeiv in der. ptolemäischen 
Homologie aus Gebelen P. Grenf. II 25 lin. 5f., cf. lin. 3, vgl. auch 
P. G@oodsp. 6 lin. 2, dann in den kaiserzeitlichen Urkunden P. Oxy. 
II 273 lin. 10 aus d. J. 95 (lin. 14£.: xar& ydow evepaigeron), cf. 


‚auch C. P. R.'6 lin. 26, 156 lin. ro/ır!). Auch hier scheint es sich 


f) ’Eriywgeiv. 


niemals um kaufweise Übereignungen, sondern — und dies ist eine 
spezielle Signatur von 6vPywoeiv — insbesondere um Schenkungen 
zu handeln‘) Damit dürfte es zusammenhängen, daß Gvyywgeiv 
endlich als ein besonders häufiger Ausdruck für letztwillige Ver- 
fügungen begegnet, was sich jedoch nur im Rahmen einer zusammen- 
fassenden Betrachtung letztwilliger Verfügungen des genaueren be- . 
werten ließe. { 

f)’Erxıywgeiv könnte in diesem Gedankengang deswegen auf 
besonderes Interesse rechnen, da es im ptolemäischen P. Gen. 20 — 
P. Heidelb. Inv.-Nr. 23 in einer im Anschluß an das Kaufprotokoll 
B. 6. U. III 995 errichteten Abstandserklärung an Stelle des üb- 
lichen dpioreotaı begegnet.’) Doch lassen sich im derzeitigen kaiser- 
zeitlichen Material keine Belege für eine analoge Verwendung nach- 
weisen. Zwar begegnet auch dies Wort, das zumeist in einer mit 
Svyyageiv Synonymen Bedeutung das Erlauben, Gestatten bezeichnet, 





1) In lin. ır statt [mag]eysens« möglicherweise [ovvJexöons« zu ergänzen. 

2) Mitunter freilich werden schenkungshalber getroffene Verfügungen rein 
kausal zum Ausdruck gebracht: so P. Grenf. II 70 lin. 7, 71 lin. ıı (öuoAoy& yaei- 
Seodaı yapırı dvapaıgkro), cf. auch P. Giss. 33 lin. 10, P. Oxy. IX 1208 lin. 107 
1284 lin. 13f.; P. Lond. III p. 161 lin. 18/9. Beachtenswert ist die Bezeichnung der 
Schenkung sowohl in diesen, wie den im Text genannten Fällen als dvapaigerog; 
danach dürfte wahrscheinlich auch in P. Reinach 49 lin. 14 = Wırcken, Ohrest. 207 
(a? 215/6 n. Chr.) #[er]& ydow avepleip]ero[v &]mö zrA. zu lesen sein. Was folgt 
daraus für etwaige Widerruflichkeit der Schenkung? Zu beachten ist auch das in 
dieselbe Richtung deutende Verfügungsverbot in P. Grenf. I 27 Col. 3, lin. 4/5. 
Neuestens auch P. Rylands II 155 lin. 8, Vgl. hierzu 0. J. 7, 27, ı. Im übrigen 
pflegt besonders ein Erwerb vom Staat als &vagelgerog bezeichnet zu werden (vgl. 
2. B. P. Amh. II 68 lin. 23; Preisıcee, 8. B. 5673 lin, 18; C.P.R. 104 lin. 16), 
was ebenfalls durch das staatliche Retraktsrecht motiviert erscheint; dafür ist ins-- 
besondere P. Oxy. III 513 wichtig, wozu vgl. oben S. 166 Anm. 

3) Dazu des näheren Homologie und Prot. $. 28f.; vgl. auch oben 8. 1356. 
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mehrfach auch im Sinne der Einräumung, Übertragung einer Rechts- 
stellung: besonders ist es in solcher Hinsicht in bezug auf Pacht- 
rechte nachweisbar"), wofür wir im obigen auch den Verba ROK- 
zugeiv, Eioreodeı und &xymgeiv begegnen konnten.) In bezug auf 
‚eine Eigentumsübertragung konnte jedoch &sıyogeiv im Material 
der Kaiserzeit bisher nicht beobachtet werden. 

g) Erwähnt sei schließlich, daß in der Revindikationseingabe 
D402y.167: (a 338 'n: Chr.) lin. 19/20 sich auch die Worte »xo- 
29gEiv und Öxoyagyoıs in bezug auf eine Eigentumsübertragung 
beobachten lassen. Auch diese werden dabei mit ganz besonderer 
Deutlichkeit zur Kaufkausa in Gegensatz gestellt und nur auf 
andere Erwerbsarten bezogen.) 

Dagegen gehören die Worte rcgadıdövaeı und wagddocıs, 
die die Übergabe bezeichnen und denen auf seiten des Empfängers 
zegekeußdvew entspricht, überhaupt nicht in diesen Zusammen- 
hang. Sie beziehen sich allein auf die Einräumung der faktischen 
Gewalt an irgendeinem Objekt: so z.B. ist der im Eigentums- 
streit unterlegene Besitzer oder der Mieter nach Ablauf der Miete 
zur weoddocız der Sache verpflichtet.‘) Daß es beim Kauf, wie bei 





ı) Das diesbez. Material s. Homologie u. Protokoll 29f.*. Dazu tritt jetzt 
_ noch P. M. Meyer, Griech. Texte Nr. ı2 (aPıı5 n. Chr.); neuestens s. auch P. Ry- 
lands II 98 (a ı72), 98a (a 154/5) [und P.8.J.V 458 (a 155), 459 (a 72)]. 

2) Vgl. auch 2&4ßaivew in P. Teb. II 309 lin. 14 und P. 8.1.1 57 lin. 21, 30. 

3) lin. 19/20: oüre yo [no]&osos Evygapov Emipkgw Öbvarız, or’ Erigav 
ÜNOLWENEW. | 

4) Hinsichtlich des Eigentumsstreits vgl. z. B. P. Tor. ı IV lin. 34, P. Par. 
15 I lin. 25, P. Lond. I 45 p. 36 Iin. 31, P. Amh. II 142 lin. ı1/ı2. Massenhaft 
finden sich Belege für die Verpflichtung des Mieters und Pächters zur nregddooıg 
nach Ablauf der uiodwoıg (magadwon ag magsihmpe); in P. Oxy. VII 1038 (a 568) 
lin. 31 heißt es: dvrunagaddoen nv Zum <v)ounv; bezüglich der Antichrese vgl. 
B.G. U. IV 1115 lin. 49. — Häufig wird wegedıöövaı betreffs der Leistung und 
Lieferung vertretbarer Sachen (z. B. B. G. U. III 974 lin. 5, P. Lond. II p: 99 lin. 15, 
III p. 220 lin. 7, P. Oxy. VII 1054 lin. 3, 1055 lin. 2), mitunter auch in betreff der 
Zahlung einer Summe Geldes verwendet (z. B. P. Grenf. II 16 lin. 7). — Überdies 
begegnen die Worte nagadıdovaı und negalaußdveıv nieht nur in bezug auf Sachen, 
sondern auch auf Personen, und zwar sowohl wo es sich um ein Geben und Nehmen 
in physische Haft (z. B. P. Teb. I 5 lin. 222, B. G. U. IV 1138 lin. ro, 15), wie auch 
insbesondere wo es sich um ein Stellen und Empfangen von Bürgen (dazu s. 
Parrsch, Bürgschaftsrecht 93 f., 283£.) oder um das Geben und Aufnehmen in 
Jedwedes andere faktische oder juristische Verhältnis handelt (vgl. z. B. P. Amh. II 
94 lin. 2 [xowovie]; P. Lond. II 331 p. 154 lin. 4, P. Oxy. X 1275 lin. ı0£, [Dienst- 
verträge]; P. Oxy. IX 1206 lin. 20, entsprechend dem &xdıödvau in lin. 6 f. | viodeoie.]). 
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der Übereignung überhaupt, faktisch auch zur zegddooıs kam, 
versteht sich von selbst!): namentlich bei der Übertragung von 
Mobilien (Sklaven mit eingerechnet) pflegt dies häufig auch in den 
Kaufverträgen selbst ausdrückliche Erwähnung zu finden. Bei 
der Übereignung von Grundstücken wird aber die «gddocıg in 
vorbyzantinischer Zeit nur äußerst selten erwähnt?) und jedenfalls 
ist sie zur Herbeiführung der Übereignungswirkung ohne jedwede 
juristische Bedeutung gewesen: niemals bezeichnet da die #e«gd- 
docıg die Übereignung, niemals wird der hierauf gerichtete Wille 
mittels z«gadıdövxı zum Ausdruck gebracht (vgl. hierzu auch unten 
8. 279). h 

Dagegen sind die Worte, denen die vorstehende Übersicht. 
galt, trotz mehrfacher Verschiedenheit in ihrer Grundbedeutung 
alle geeignet, das rein vertragsmäßige Abtreten, Überlassen, Ein- 
räumen einer Rechtsstellung zu bezeichnen. Ihre diesbezüglichen 
Verwendungsweisen sind vielfach kongruent, wenn sich im ein- 
zelnen auch besondere Nuancen für die meisten ‚derselben er- 
kennen lassen. Soweit sie sich auf die Eigentumsübertragung 
beziehen, ist hier für uns das negative Ergebnis von Bedeutung, 
daß keines dieser Worte im etwaigen Gegensatz zur Vorstellung 
des Kaufes zur Bezeichnung eines spezifisch dinglichen Rechts- 
geschäfts gedient hat. Vielmehr stehen die durch sie charakteri- 
sierten Urkunden den Kaufurkunden gleichwertig zur Seite: zu 
ihnen hat man — soweit ihre Verwendung nicht einem lokalen 
Beurkundungsgebrauch entsprach — stets an Stelle der Kauf- 
terminologie gegriffen, wo die letztere aus besonderen Gründen 
nicht’ angebracht erschien oder wo der Übereignung gar kein Kauf, 
sondern eine andere Kausa zugrunde lag. 





ı) Vgl. z.B. P. Teb. Il 422 lin. 6 £.; P. Fay. 129 lin. 5 .; P. Lond. III ı 122b) 
p. 211 lin. 4 (dazu Wıroren, Arch. f. Pap.-F. 4, 555). 

2) Eine bloß lokale Eigentümlichkeit der Katökenland betreffenden Ver- 
fügungen aus Hermupolis ist die in diesen stets wiederkehrende nagadwosı-Klausel, 
vgl. oben $. 176, Anm. 4. — Häufig wird weiterhin der zaoddogıg beim staatlichen 
Kaufe gedacht, vgl. P. Lond. III 1157 Verso p. 111 Col. 2 lin. 26; B. G. U. IV 1047 
Col. IV lin. 10£.; P. Oxy. III 513 lin. 28; P. Lond. I 131 Recto p. 174 lin. 132; vgl. 
dazu die in solcher Beziehung häufig begegnende nagddsıdıs, wozu s. ROSTOWZEW, 
Studien zur Geschichte des röm. Kolonates 96f., 104, 108, 116; P. Rylands II 
p. 216 Note zu lin. 5. Vgl. dazu auch P. Magd. 3 lin. 8 und die Anm. von Lxsquier, 
P. Lille II p. 74%. [Neuestens Praumann, Idioslogos 60f.] — Bezüglich der byzanti- 
nischen Urkunden vgl. unten 8. 279, Anm. 2. 
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9. Die xeraygapi. 
Nunmehr ist gemäß der oben (8. 152f,, 186 und 208) entwickel- 
ten Fragestellung auf die Bewertung dieses Begriffs überzugehen.') 


1) Die Worte neraygapeıv und Karaygapn gehören im wesentlichen der römisch- 
byzantinischen Urkundensprache an. In der Ptolemäerzeit begegnen sie uns in fol- 
genden Stellen: P. Petr. II 18 (2a) lin. 6 (a" 246 v. Chr.), 23 (4) lin. 1; P. gr. Wiss. 
Ges. Straßb. Inv. Nr. 277 lin. 68 £. (a° 134 v. Chr.), ef. 8. 164; P. Lond. II 220 p. 5 
lin. ırf, 15? (a 133 v. Chr.); P. Par. 62 Col. 6 lin. 12 (I. Jahrh.), dazu Wıuckun, 
Ostraka 1 543; vgl. auch Dikaiomata p. 146 a. E.; zu Rev. Laws Col. 34 lin. 4 vgl. 
WiLoken a. a. 0. 560f. Zur xaraygagpn der Ptolemäerzeit vgl. unten S. 261, Anm. 4. 

Aus römisch-byzantinischer Zeit vgl. in chronologischer Folge: B. G. U. III 
1001 lin. 4 (a 56/5 v. Chr. od. Z. d. Augustus, dazu zuletzt Jörs, Z. d. Sav.-St. 36, 
246'),,cf. 8.242, Anm. 1; B.G. U.IV 1128 lin. 12, 14 (a 14 v.Chr.), ef. 8.213, 2168, 
242,291f.; B.G. U.IV 131 passim (a°13 v.Chr.), ef. 8. 250f., 274£.; B.G. U. IV ıı 14 
lin. 11(a°5 v.Chr.), cf. 8.242, Anm. 1, 3; Wess.Spee. 8, ıılin. 9 (aP14 n.Chr.), cf.8.254, 
Anm. 1; P. Oxy. II 268 lin. 22 (a° 58); P. Cairo Preis. 43 lin. 28 (a 59), ef. 8. 244, 
258; P.Oxy. II 242 lin. 2 (a° 77 n. Chr.), ef.8.150£., 248£.; P. Oxy. II 328 deser. (um 
85 n. Chr.), 327 deser. (Ende I. Jh.), s. $. 248, Anm. 2; P. Flor. I 55 lin. 13,.24.(a0 
88/96), cf. 8.237; P. Fay. 100 lin. 14 (a° 99), cf. 8. 245; P. Oxy. I 170 deser 

. (H. Jahrh.); B. G. U.I 50 lin. 8 (a° ı 14/5), ef. 8. 247, 273; P. Oxy. III 472 lin. 19, 
24/5 (a°130), ef. 8.231, Anm. 5; P.Oxy. III 486 lin. 26 (aPı3r), cf. 8.243, Anm. 2,3; 
P. Oxy. I 100 lin. 11 (a 133), ef. 8. 244; B. 6. U.I 136 lin. 10 — Mrrreis, Chrest. 
86 (a° 135); P. Bas. 7 lin. 13? (Z. d. Hadrian); P. Rylands II 163 lin. 15 (a? 139), 
cf. 8.268f.; P.M. Meyer, Griech. Texte 8 lin. 12 (a° 151); P. Ritrem 5 lin. 23 (a° 154), 
ef. 8. 244/5, Anm. 1; B.G. U.I1 446 lin. 14, 16, 23 f. (a 158/9), P. Lond. II 334 p. 211 
lin. 21, 23, 34f. (a 166), B.G. U.I 240 lin. 26 (nach (167/8), ef. 8. ı88f., 234; 
P. Rylands II 164 lin. 11,21 (a0ı71), cf. 8. 190£., 234, 246; P. Lond. Inv. Nr. 1897 
lin. 7 (a? 177), ef. 8. 238f.; P, Cat. Recto Col. VI lin. 5. (II. Jahrh.), ef. 8. 243; P. 
Hal. 6 Recto lin. 7, Dikaiomata 8. 192! (II. Jahrh.), ef. 8. 245, Anm. ı; P. Lond. 
III 1179 p. 145 lin. 4? (II. Jahrh.); P. Oxy. Iı17 lin. 5 £. (I/II. Jahrh.), cf. 8. 252, 
Anm. 4; B.G. U.1 246 lin. ı4 f. (II/III. Jahrh.); P. Giss. 51 lin. 6/7 (9.202); P, 
Flor. 156 lin. 6, 9, ıı, 16/7 (a® 234), ef. 8. 237; P. Straßb. 41 lin. 13, 14, 20 (a? 
250); P.Oxy. X 1268 lin. 4 (III. Jahrh.), ef. 8.231f.; C.P. R. 19 lin. ı1f., 13 (a° 330), 
cf. 8.234; die im folgenden anzuführenden byzantinischen Urkunden sind meist Kauf- 
verträge mit der Erklärung „mwergexsvar xai narayeyoapnnkvar“, cf. 8. 235, 245, 257, 

. 262, 278: P. Lond. III 977 p. 232 lin. 12 (a 330); P. Lond. IT 251 p. 317 lin. g, ı2, 
20, 24/5 (a 337—50);.P. Goodsp. 13.lin. 3 (a® 341); -B. 6: U. II 456 lin. 8£. 

(a? 348); P. Flor. I 66 lin. 3 (a° 398); P. Straßb. 35 lin. 16 (Brief, IV/V. Jahrh.); 

Stud. Pal. ı p. 7 II lin. 6 (a 456); Rev. et. gr. 3, p. 134 f. = Preisıcke, Sammel- 

buch 5174 lin. 3 (a 512); Rev. et. gr. 3, p. 136 f. = Preisıcxe, Sammelbuch 51735 

lin. 3 (a° 513); P. Mon. 4 lin. 8 (a® 581); P. Grenf. I 60 lin. 19 (a 581); P. Mon. 

9 lin. 29 (a? 585), ıı lin. 14 (a? 586), ı2 lin. 10 (a° 591), 13 lin. 18 (a 594), 16 

lin. 4 (Ende VI. Jahrh.); P. Lond. III 991 p. 258 lin. 5 (VI. Jahrh.); Wien, Denk. 

37 p. 126 = Preisıser, Sammelb. 4669 lin. 19 (a° 614); P. Par. 21 lin. 10, 19 

(a 616), ef. 8. 235; Journ. of. phil. 22 p. 279 = Preisickz, Sammelb. 5114 lin. 4 
(a° 613—640); P. Lond. II 483 p. 323 lin. 23 (a 616); Journ. of phil. 22 p. 271 


Da 
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Zweifellos ist derselbe auf einen Rechtsakt zu beziehen, welcher 
in den Quellen stets mit der Übereignungswirkung verknüpft wird: 
wo man seinen Eigentumserwerb nachweisen will, pflegt man sich 
häufig auf die xereygapy zu berufen‘); sie pflegt man sich aus- 
zubedingen, wo man sich die Übertragung des Eigentums zusichern 
will?) Es gilt nun zu bestimmen, welch einen Vorgang man sich 
hierbei des genaueren zu denken hat, wie sich derselbe zu den 
im bisherigen betrachteten Übereignungsurkunden verhält, nament- 
lich ob und inwieweit er in der Tat einen Gegensatz zu den Kauf- 
urkunden darstellt (vgl. dazu oben 8. 152, 8. 186 und 8. 208), schließ- 
lich mit welchen Rechtswirkungen derselbe verknüpft gewesen ist? 
Diese Aufgabe begegnete seit jeher nicht unerheblichen Schwierig- 
keiten und zwar vor allem deswegen, weil unsere Quellen nicht 
allein eine direkte Umschreibung der in Frage stehenden Vor- 
stellung vermissen lassen, sondern überdies im gesamten Urkunden- 
material der früheren Kaiserzeit nirgends ein Rechtsakt sich selbst 
als die z«raygayn bezeichnet, nirgends unmittelbar das zareyodpeır 
vorgenommen wird’), vielmehr diese Worte daselbst ausschließlich 
im referierenden Sprachgebrauch begegnen. Daher kam es vor 
allem, daß diese Begriffe lange Zeit hindurch als äußerst strittige 
und zweifelhafte angesehen wurden und eine Reihe recht ausein- 
andergehender Hypothesen sich um ihre Klärung bemüht hat.‘) 





— Preisieke, Sammelb. 5112 lin. 23 (a 618?); P. Amh. II 153 lin. 18, 20 (Liste, 
VI/VI. Jahrh.); P. Lips. 103 lin. 11, 13 (Liste aus arab. Zeit), bez. der beiden letzt- 
genannten Stellen vgl. Mırreıs, Grundzüge 177°; auch Lips. 31 lin. 28. [Neuestens: 
P.S J. V 488 lin. 4; P. Freib. 8 lin. 25, 27, 30; P. Oxy. XII 1562; vgl. 8. 293f.] 

ı) Vgl. z.B. P. Flor. 155 lin. 24, 56 lin. 11; Wess. Spec. 8, ıı lin. 9; P. Cat. 
Recto Col. VLlin. 5; P. Lond. Inv. Nr. 1897 lin. 7 (Arch. f. Pap.-F. 6, 106); P. Oxy. 
X 1268 lin. 4; cf. auch P. Oxy. III 472 II lin. 23f. 

2) So z. B.in den Arrhalurkunden B. G. U. II 446, P. Lond. II p. 211 (vgl. 
oben 8. 188f.); P. Rylands II 164 lin. ıf. (vgl. oben 8. 190£.); B. G. U.150 (dazu 
unten 8. 247f., 273), IV 1128 (vgl. 8. 242), 1131 (vgl. 8. 250). 

3) Vgl. Parrscon Gött. gel. Anz. 1910, 752; Mırteis, Grundzüge 177/8; zu P 
Lond. Inv. No. 1897, wo eine derartige Möglichkeit immerhin in Betracht kommen 
kann, vgl. unten $. 238f., insb. 8. 239, Anm. 3. Anders steht es in dieser Hinsicht 
im byzantinischen Material, in welchem in der Regel das xoreyodpew in den Kauf- 
verträgen selbst ausdrücklich erklärt wird, vgl. dazu unten >. 285,293 

4) An bisheriger Literatur sind zu vgl.: Bruns, Syrisch-römisches Rechtsbuch 
p. 204; Mırreıs, Reichsrecht u. Volksrecht 508, 0.P. R.Ip. 68 £., Arch. f. Pap.-F 
1, 1901, Z. d. Sav.-St. 27, 345, Grundzüge 176 f., 82°, Chrest. p. 200 Anm. zu lin. 
23 f., p. 269, p. 422 Anm. zu Col. VI 5; Wırcken, Ostraka I 484; GRADENWITZ, 
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a) Nicht haltbar ist unter diesen auch meines Erachtens a) Kuraygapi 
die Lehre, welche die z«reyoapr im Sinne einer Eintragung, Re- ren 
gistrierung zu deuten versuchte‘) Da dieselbe trotz des in der 





Hermes 28, 321, Einführung in die Papyruskunde 29, 54 f., 81f., 104f., 197, Berl. 
phil. Wochenschr. 1906, Sp. 1354 f.; Manarry, P. Petr. III p. 148; Wexeer, Stell- 
vertretung 96°, Münchener PapyrilS.51£, 57 Anm. zu lin. ı6f, 127 Anm. zu 
lin. 137; KoscHaker, 7. d. Sav.-St. 28, 289 f.; Raser, Z. d. Sav.-St. 28, 360/1, 32, 
426, Verfügungsbeschränkungen des Verpfänders 106 f., auch 73; LewALp, Grund- 
buchrecht 62; Ecer, Grundbuchwesen 897, 110, 144; Bry, Essai sur la vente dans 
les papyrus ıo5f., 116, 246f.; P. M. Meyer, Arch. f. Pap.-F. 3, 89!, Giessener 
Papyri Ir 8. 82; Preisıigee, Girowesen 437 f., Griech. Urk. des ägypt. Museums 
zu Kairo (Schriften d. wiss. Ges. in Straßb. 8) S.4ıf., Klio 12, 459, Fachwörter 
des öff. Verwaltungsdienstes Ägyptens 105 f., Heidelberger Sitzungsberichte 1916, 
3. Abh. $S. 12; Freunr, Wertpapiere I ı 3f., 44f.; PAPPpuunsas, “Iorogm eEiludıg Tod 
cooaßüvog 6 s£; Ban Bulletino dell’Ist. 21, 293; Ferrarı, I documenti greei 
medioevali 135 f.; Arıncıo-Ruız, Estr. dal Bull. le, 23, p. 50; PArTscH, Gött. 
gel. Anz. 1910, 751 f,, 1911, 725, Zeitschr. f. Handelsr. ıgı1, 450£., 463 £., Arch. 
f. Pap.-F. 5, 487, 517; BERGER, Strafklauseln 126, 187 f.; Scuwarz, Hypothek u. 
Hypallagma 38', 106 f.,, Homologie u. Protokoll 49°; Kırcmer, Z. d. Sav.-St. 32, 
100f., 123f.; Raape, Verfall d. griech. Pfandes 122 f.; Frese, Z. f. vgl. Rechtswiss. 
30, 131 f.; Dikaiomata $. 146; Jörs, Z.d. Sav.-St. 36, 303 f., vgl. auch bei Parrscn, 
Gött. gel. Anz. 1910, 752?. [Zur neuesten Literatur, insbes. zu Parrscn, Heidelb. 
Sitzungsber. 1916. 10. 8. 8f. vgl. unten $. 2gıf.] 

2) So namentlich RAseı Z. d. Sav.-St. 28, 360 a.E. mit Anm. 5, Verfügungs- 
beschränkungen des Verpfänders I06f. Wenn jedoch RAseL an der letzteren Stelle 
unter zaraeyoapn „bald die Registrierung bzw. das Registrierte selber, bald die 
Urkunde, auf Grund deren die Eintragung erfolgt“ verstehen will, so er- 
scheint mit diesem hier gesperrt gedruckten Zusatz ein Zugeständnis gemacht, das 
in der Mehrzahl der Fälle von seiner grundsätzlichen Anschauung in sehr evidenter 
Weise abführen muß. Wenn das Gesagte mit der letzteren Z.d. Sav.-St. 28, 361 Anm. 
. damit in Einklang gebracht wird, daß die vom Verkäufer herrührende und daher den 
Kauf vollziehende x«rayoapn deswegen so heißt, „weil sie entweder die Eintrags- 
bewilligung enthält oder die Eintragung beim Archiv beantragt“, so läßt sich eine 
derartige Anschauung m.E.aus den Quellen nicht ableiten, da diese für die erwähnten 
Eintragungsbewilligungen oder Anträge allzu geringe Anhaltspunkte bieten (vgl. 
unten 8. 252 A. ı a. E.; auch P. Oxy. II[ 506 lin. 49£.). Mir erscheint es aus den 
oben im Text zu entwickelnden Gründen überhaupt unzulässig, den Begriff der 
#ereygapn mit der Vorstellung der Eintragung irgendwie zu verknüpfen. Bezüg- 
lich der von Raser, Verfügungsbeschr. 107 angeführten altgriechischen Stellen vgl. 
ParrscH, Gött. gel. Anz. 1910, 753; das „ndong xarayoapäg“ im Formular 0. P. R. 
p. 14 beruhte bloß auf einer unrichtigen Ergänzung von C. P.R. 6 lin. 16/7, jetzt 
richtiggestellt von WıLcken in Preisıcze’s Berichtigungsliste ad h. 1. — Der 
Raser’schen Ansicht hatte zugestimmt Parrutisas, lorogınn EBelıdıg Tod dogaßüvog 66; 
auch (wenngleich nicht unbedingt) Lewaro, Grundbuchrecht 62, zweifelnd Eger, Grund- 
buchwesen 144, wo $. 110! diesbez. auch ältere Literaturang. zu vgl. sind; widerspro- 
chen haben insbes. ParrschH, Gött. gel. Anz. 1910, 751f. und Mırreis, Grundzüge 177. 
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jüngsten Literatur mehrmals geäußerten Widerspruchs (vgl. voran- 
gehende Anm.) noch nicht völlig überwunden zu sein scheint‘), 
soll zu ihr hier nochmals Stellung genommen werden. Dagegen 
vor allem dies: zarayodyeır und zereygagyy begegnen in den Papyrus- 
urkunden niemals in bezug auf jene im ägyptischen Rechtsleben über- 
aus häufigen und mannigfaltigen Vorgänge, in welchen ganz zweifel- 
los irgendeine Registrierung vorliegt und welche trotz ihrer sach- 
lichen Verschiedenartigkeit eine ziemlich einheitliche Terminologie 
aufweisen. Diese werden vielmehr mit äveygdgew, zereyngigew 
und anders, aber niemals mit zareygdpsw bezeichnet.) Ein all- 
gemeines Wort für „registrieren“ ist demnach zereygdgpew in der 
gräko-ägyptischen Rechtssprache ganz sicher nicht gewesen, und 
dies läßt es bei der einheitlichen Veranlagung der diesbezüglichen 
Terminologie schon a priori als bedenklich erscheinen, daß es hin- 
sichtlich der Eigentumsübertragung, auf welche allein es in den 
Urkunden bezogen wird, diese Bedeutung gehabt haben sollte. 
Nun begegnet allerdings zerepygdysıw in einer Reihe nach gleichem 
Schema stilisierter oxyrhynchitischer Urkunden abwechselnd mit 
dveygdypsıv und zwar in den Aktenstücken, in welchen der Ago- 
ranom bald zum dvayodpew (einer ovyyoapn), bald zum zereygd- 
gysıv (namentlich einer &vr) angewiesen wird (dazu unten $. 248f.)"): 
wenn dieser Parallelismus ehedem in der Tat ein Indiz zugunsten 
der Auffassung des zarayodgpeıv im Sinne einer Registrierung ab- 
zugeben schien, so fiel auch dieses m. E. einzige, aber keineswegs 
ausschlaggebende‘) Argument‘ fort, seitdem Mrrreis sichergestellt 
hat, daß das @vayodgeıv in der vorliegenden Beziehung auf die Er- 
richtung der notariellen Urkunde verstanden werden muß.’) 


ı) Rage, Z. d. Sav.-St. 32, 426. |[Vgl. jedoch jetzt den Nachtrag S. 291.] 

2) Das xwreyey(oouuevog) in P. Flor. 14 lin. 17, 19, 22, 25, 27 beruhte auf 
verfehlter, von WILckEn, Arch. f. Pap.-F. 4, 426 richtiggestellter Lesung. 

3) Vgl. P. Oxy. 1170, II 241— 243, 327—340 deser., III 581 deser., VIIL 1105. 

4) Denn xarayg&psıv mußte ja dabei keineswegs dasselbe bedeuten, wie &va- 
yodpzıv, wie es denn in der Tat keineswegs einen völlig äquivalenten Sinn hat: mit 
dem xarayodgeıv ist auch die bezweckte materiell-juristische Wirkung zum Ausdruck 
gebracht, mit dem dvayoagyeıv nur der vorzunehmende äußere Vorgang; vgl. auch 
Mırreis, Grundz. 177°. [Jetzt vgl. Parrscn, Heidelb. Sitzungsber. 1916. 10. 8. 102, 
a VE eh 5 

5) Vgl. Mivreis, Grundzüge 82°, cf. Chrest. 8. 194/5; vgl. auch Parrscn, Gött. 
gel. Anz. 1911, 748f. Hervorzuheben ist allerdings, daß, wo immer über die nota- 
rielle Errichtung referierend berichtet wird, dies niemals mittels &vaygdpeıv, son- 
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Was aber die juristische Seite der hier in Frage stehenden 
Hypothese betrifft, bleibt gegen dieselbe auch noch folgendes zu 
erwägen. Diese bisher allerdings immer mehr nur angedeutete, 
als erschöpfend entwickelte Lehre hat es bisher versäumt, sich des 
genaueren darüber auszusprechen, welcher Registrierungsvorgang 
unter zerayodpsıv zu verstehen sein sollte. Etwa die Eintragung 
beim Grundbuch? Dies wäre zweifellos ein für die materiellrecht- 
liche Funktion der BıßAuodman &yarnoeov sehr wichtiger Fingerzeig. - 
Doch spricht gegen eine derartige Möglichkeit in meines Erachtens 
entscheidender Weise, daß die xzereygapy an keiner Stelle durch 
die Grundbuchbehörde vorgenommen wird. Wo immer in ausdrück- 
licher Weise der grundbücherlichen Wahrung eines Rechtsverhält- 
nisses gedacht wird, da ist stets vom Vollzug der dsoygapn'), von 
der wagddeoıg’), vom wagaxeisdeı, diezeistea”) oder dıssrgmotar‘), 
aber niemals von der xareygapn die Rede.) Wenn man sich dies 
schon seit langem sagen mußte, so bietet hierfür die jüngst pu- 
blizierte, an das Grundbuchamt gerichtete &xoygapn P. Oxy. X 1268 
(III. Jahrh.)°) auch einen direkten Beweis: (lin. 3f.) &xoygdyoueı 


dern mittels reAsıodv und dvepeosıv zu geschehen pflegt; zum letztgenannten Wort 
vgl. Preisıske, Girowesen 424, Fachwörter sub h. v.; Jörs, Z. d. Sav.-St 34, 132 £; 
Praumann, Heidelb. Sitzungsber. 1914, Heft 15, p. 56°. 

1) Vgl. die Ausdrücke &yeıv Ev dnoygapf (dazu Lewauo, Grundbuchrecht 46 zu 
Anm. 1) und dmoygdpssdeı dık tüv Bıßliopvidkov (dazu Lewarn a. a. 0. 47f.). 

2) Dazu die auseinandergehenden Anschauungen Lewaup’s a. a. O. 38f. (auch 
noch Z.d. Sav.-St. 33, 629%, Vierteljahrschr. f. Soz.- u. W.-G. 12, 481) und Egnr’s, 
Grundbuchw. ı31f. (außerdem auch Prrisıcke, Girowesen 454f.) und seither die 
mehr zur einen oder zur anderen Richtung hinneigenden Ausführungen bei RABEL, 
Verfügungsbeschr. 631; Wenger, Krit. Vierteljahrschr. 1910, 494; Rusgiero, Bulle- 
tino 21, 297; Mırreis, Grundzüge 101; Schwarz, Hypothek u. Hypall. 63£. 

- 3) Material bei Lewaro a. a. O. 22°. 

4) Vgl. P. Lips. Inv.-Nr. 508 — Mırreis, Chrest. 196 lin. 12; P.E. R. Inv.-Nr. 
1436 = Mırreis, Chr. 200 lin. 37. Vor dem III. Jahrh. ist dieser erst in diesen jüngst 
publizierten Urkunden zutage tretende Ausdruck, soweit ich sehe, nicht belegbar. 

5) Dies gilt auch bezüglich P. Oxy. III 472 Col. II lin. 23f. = Mrrreıs, Chrest. 
235; denn wenn man auch geneigt sein könnte, die in diesem nicht. ganz klaren 
Passus einer Advokatenrede wahrscheinlich erwähnte eg«9eoıg (lin. 25) auf einen 
grundbücherlichen Vorgang zu beziehen (anscheinend nicht so Mrrreis, Chrest. p. 260 
Anm. zu lin. 23f.), so wäre damit bezüglich des norayodpsodeı noch gar nichts ent- 
schieden, vielmehr könnte dieses der magdYeoıg auch hier sehr wohl vorangegangen 
sein — Zur xareygapn in P. Flor. 55, 56 vgl. unten 8. 237f. 

6) Vgl. zu dieser Urkunde LEewALD, Vj.-Schr. f. Soz.- u. Wirtsch -Gesch. 12, 479f. 
und neuestens Jörs, Z. d. Sav.-St. 36, 337 fe Für die Annahme, daß die hier ange- 
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 KaTEYQÄPNV Aare Gvyyaon|cıw Teisımdeicaev dia TOD zararoy]eiov — — — 
oiziev usw. Hier deklariert der Erwerber auf Grund der zer«- 
yoogpn, die mittels einer Synchoresis ‘erfolgt war: die zereyoapr, 
liegt also vor der dxoyg«py und demnach vor der Eintragung.') 
Als aktives Subjekt des zarayodysı erscheint mithin niemals die 
Grundbuchbehörde, sondern der Veräußerer‘)’) oder der Notar.‘) 
Wenn man aber demzufolge die zaraygagyn auf irgendeine notarielle 
Registrierung beziehen wollte, so wäre dies m. E. eine ebenso 
undurchführbare Vorstellung. Denn nach alledem, was wir auf 
Grund von P. Grenf. II 41, Ausonia 3 und anderen Urkunden von 
der notariellen Registrierung wissen’), fällt auch diese — ebenso 
wie alle übrigen Arten der Registrierung (vgl. vorhin 8. 230) — 





meldete saraygapı) im Vollstreckungswege erfolgt sei (vgl. dazu unten 8. 237 f.), 
liegen — wenngleich sie nicht ausgeschlossen ist — m. E. keine positiven Indi- 
zien vor. Gegebenen Falles würde dies in der &royoapn gesagt sein und vor allem 
würde dann der Eigentumsnachweis des Auktors in einem früheren Stadium des 
Verfahrens stattgefunden haben. — Wenn diese &roygapn in lin. I den Amtsvermerk 
„moge(rEdn)“ trägt (analog dem P. Oxy. IV 713, wo um meodsssıg gebeten wird), 
so ist dies betreffs der technischen Bedeutung des rag&dsoıs-Begriffs auf keine Weise 
entscheidend. 

I) Die gegenteilige Ansicht könnte dabei höchstens zu dem Ausweg flüchten, 
daß der vorliegenden &roygapn, angesichts der in lin. 14f. erwähnten Umstände, wo- 
nach die Voreigentümer nicht apographiert gewesen waren, eine Eingabe um pro- 
visorische w&o«9eoıg nach dem Schema B.G.U.I 243, P. Hamb. 16 usw. vorange- 
gangen war und daß die in einer dmoygapn allerdings ungewohnte Erwähnung der 
xereyoepn auf die daraufhin erfolgte provisorische Wahrung zu beziehen sei. Doch 
auch gegen diese, schon an sich höchst unwahrscheinliche Möglichkeit (es müßte 
nämlich dann die saraygapn zu den Pıßkiopuiexes in Beziehung gesetzt erscheinen, 
etwa durch di’ öußv, vgl. z.B. B. G. U. Il 907 lin. 10 oder 919 Iin. 12), spricht die 
im Text hervorgehobene Tatsache, wonach die x«reygagpy) weder hier, noch sonst 
irgendwo als in den Tätigkeitskreis des Grundbuchamtes gehörig erscheint. 

2) Z.B. B. G.U.IV 1128 lin. 12, 1131 lin. 14, 49; P. Rylands II 164 lin. ıı. 

3) Als Subjekt der Passivform erscheint häufig der Erwerber im Sinne von 
„die zaraygapn auf sich vollziehen lassen, durch zaraygapı) erwerben“, so z.B. P. 
Flor. 55 lin. 24, 56 lin. 11, P. Oxy. X 1268 lin. 4, P. Oxy. III 472 lin. 24/5, P. Lond. 
Inv. Nr. 1897 lin. 7; vgl. Jörs, Z. d. Sav.-St. 36, 304. Dieser Verwendung des Pas- 
sivums in bezug auf den Erwerber begegnen wir auch bei anderen Verba, die eine 
Veräußerung bezeichnen, so z. B. nagansyogjodeı (= durch wagayuengıs erwerben) in 
B.G. U. IV 1127 lin. 14, 1132 lin. 16, 1158 lin. 7, P.Oxy.II 271 lin. 14/5, P.E.R. 
Inv. Nr. 1436 = Mwmreıs, Chrest. 200 lin. 9, 16,24; 0.P.R. ı lin, 37; mweosßeßAnodeı 
(= sich zuschlagen lassen) in B.G.U. IV 1132 lin. 8. Auch P. Lond. II p. 317 lin. 9. 

4) Dabei sind noch besondere Gestaltungen denkbar: etwa die Praktoren 
(vgl. unten 8. 239f.). 


5) Vgl. die Darstellung bei Mirreis, Grundzüge 62f., Chrest. p- 196 £, 
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unter andere Begriffe, als den der zereygapn, und überdies würde 
es allen bisherigen Erfahrungen widersprechen, der bloßen notari- 
ellen Registrierung eine derartige materiell-juristische Bedeutung 
zuzuschreiben, wie sie dem Vorgang, der xerayoapn ganz zweifel- 
los zugekommen ist.') 

b) Wenn aber all dies mit der Anschauung, wonach die zer«- 
7gegpn eine Eintragung gewesen sein soll, schlechthin unvereinbar 
erscheint, so deuten auch schon einige der im bisherigen namhaft 
gemachten Momente dahin, daß als zarayodpsıw irgendeine Beur- 
kundung, als zereygepn eine Urkunde bezeichnet worden ist, die 
für den Übereignungseffekt von wesentlicher Bedeutung war. Dem- 
entsprechende Anschauungen sind denn auch der Papyrusforschung 
seit jeher geläufig gewesen, wenngleich die Ansichten in betreff 
des Näheren, soweit sie überhaupt eine nähere Ausführung er- 
fuhren, vielfach auseinandergingen. Mehrmals ist hierbei früher die 
zeraygapny mit der Kaufurkunde identifiziert worden’), während in 
jüngster Zeit mehrere, unabhängig voneinander entstandene Unter- 
suchungen übereinstimmend dahin gelangten, sie im Sinne einer 
Auflassung aufzufassen’) An der Richtung dieser Lösung wird 
auch im folgenden festgehalten werden (vgl. jedoch insbesondere 
unten 9. 253f.). Da aber die Vorstellung der „Auflassung“ im Sinne 
des Wortes „zereygegj“‘) unmittelbar nicht enthalten ist?) und 





1) Gegen die Registrierungslehre vgl. auch noch unten $. 234, Anm. 3. 

2) Vgl. schon Bruns, Syrisch.-röm. Rechtsbuch p. 204 (rechtliche Urkunde, 
Kaufbrief, Kaufurkunde); Mrrreis, Reichsrecht 508, C.P.R. Ip. 68, Arch. f. Pap.-F. ı, 
190! (Kaufbrief, schriftliche Kaufurkunde); Grapenwrrz, Einführung 29, 54 f., 81f., 
104f., 197 (Umschreibung, Auflassung, Verschreibung, Barkaufurkunde); KoscHAkER, 
2. d. Sav.-St. 28, 289 f.; Eger, Grüundbuchwesen 89°, 110 (Kaufbrief), 144 (Be- 
urkundung); Bry, Essai sur la vente 105f., 116, 246f. (acte de vente); Prrisıcke, 
Girowesen 440f. (Übereignungsurkunde); Ferrarı, I documenti greei medioevali 
135 f. (documento di vendita); Freunpr, Wertpapiere I 44 (Veräußerungsurkunde). 

3) Vgl. Parrscn, Gött. gel. Anz. ıg1o, 751f., Z. f. Handelsr. ıgıı, 450, 
Arch. f. Pap.-F. 5, 517; Scuwarz, Hypothek 109 und dann insbes. Mrrreıs, Grund- 
züge 176f.: die seitherige Literatur wird allgemein von dieser Anschauung beherrscht. 
[Zur neuesten Stellungnahme von Parrscn, Heidelb. Sitzb.1916. 10. 8£. s.unten 8. 292/3.] 

4) Dazu s. unten $. 235, Anm. ı. 

5) Dieselbe liegt sprachlich viel eher in &pioreo®«ı und drroordoıov, wie auch 
in einigen der oben S. 20gf. behandelten Worte; bezüglich dieser hat denn auch die 
Vorstellung der Auflassung der papyrologischen Literatur seit jeher nahe gelegen, 
vgl. z. B. Mıtteis, Z.d. Say.-St. 23, 285, 26, 341; Lener bei SpieGELBERG, Die demot. 
Pap. d. Straßb. Bibl. S. 7; Raser, Z.d. Sav.-St, 28, 315; BERGER, Strafklauseln 76, 
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überdies der Inhalt des Auflassungsbegriffs sowohl historisch, 
wie dogmatisch als ein überaus schwankender erscheint‘), soll im 
Folgenden des Genaueren zu bestimmen versucht werden, welch 
einen Vorgang man dabei und wie man dessen Verhältnis zum 
Kaufe sich zu denken habe. 

Am deutlichsten ergibt sich der Sinn ER zerayogepy aus den 
oben 8. 188f. behandelten Urkunden, in welchen dem Käufer seitens 
des Verkäufers für den Fall der vollen Preiszahlung die zarayoapn 
zugesagt wird, wie dies in den Arrhalverträgen und in P. Rylands 
II 164 (vgl. oben 8. ı90f.) geschieht. Was damit gemeint ist, kann 
m. E. gar keinem Zweifel unterliegen. Was den genannten Ur- 
kunden fehlt, ist — wie 8. 188, ıgıf. entwickelt — die ausdrück- 
liche Übereignungserklärung, die regelmäßig in der Zusicherung 
des xgareiv zai #vgıevew zum Ausdruck gelangte, so wie es die 
oben 8. ı7of. analysierten »vgrei«-Urkunden enthalten. Zur Errich- 
tung einer solchen Urkunde sollte es erst nach der Bezahlung des 
Gesamtpreises kommen, sie war es, dessen der Käufer für diesen 
Fall vor allem bedurfte: nur eine derartige Urkunde kann hier 
mit der versprochenen zaraygapı gemeint sein. In diesem Sinne 
ist es auch zu verstehen, wenn in der bekannten Prozeßschrift 
C.P.R. ı9 = Mıtıeis, Chrest. 69 (a 330 n. Chr.) der Geber einer 
Arrha darauf belangt wird, der Vereinbarung (des Arrhalvertrags) 
nachzukommen und die zeraygapn (d. h. die vom Verkäufer bereit- 
gehaltene Übereignungsurkunde) entgegenzunehmen oder der Arrha 
für verlustig erklärt zu werden. Auch alle sonstigen Belegstellen 
werden sich m. E. auf Grund dieser Auffassung zwanglos erklären 
lassen. Damit erklärt sich auch vor allem, daß die Zusicherung 
der zeraygapn nur den vorhin namhaft gemachten Vertragsarten, 
die grundsätzlich keine Übereignungserklärung enthalten, typisch 
ist, während die Urkunden mit Übereignungsklausel sie nor- 
malerweise nicht aufweisen’): denn sie selbst sind die za«reygagpyj.‘) 





Wie sich diese Worte zur Auflassungsvorstellung verhalten, wurde oben 8. 208f. 
erörtert; zu ihrem Verhältnis zur xareyoa«gpn s. unten 8. 241. 

ı) Vgl. dazu insb. die umfangreiche germanistische Literatur der Auflassungs- 
frage, dazu vor allem v. Gierke, Deutsches Priv.-R. II 266f. 

2) Bezüglich einzelner Ausnahmen, insbes. B. G. U.IV ı131 s. unten $. 250f. 

3) Soweit siedem unten $. 236 und 8. 246f. noch hervorzuhebenden Publizitäts- 
erfordernis entsprechen. — Das letzterwähnte Argument ist auch gegen die Deutung 
der x&reygugyy im Sinne einer Eintragung entscheidend (dazu s. oben 8. 229f.): wäre 


l 
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Dieser Sinn, wonach die zareyeaupn eine Urkunde mit Übereig- 
nungserklärung darstellt‘), hat sich in der hellenistischen 
Rechtssprache bis in die späteste byzantinische Zeit hinein er- 
halten. Besonders deutlich ist dies dort, wo die die Übereignung 
vollziehende Vertragsurkunde — was in der früheren Zeit nie- 
mals der Fall ist (vgl. oben S. 228) — sich selbst als die zare- 
. ygapn bezeichnet (so z. B. der allerdings recht späte P. Par. 2ı 
lin. gf. [a? 616 n. Chr.]: zıudeuede zyvde iv Kereygapijv), wie denn 
in der seit dem IV. Jahrhundert aufgekommenen Klausel der Über- 
eignungsurkunden „öuoAoy& xergaxevaı zei varayeygapnriva“?) das 
zeraygdpev (d.h. die Errichtung einer xareyg«pj-Urkunde) im 
Gegensatz zum älteren Urkundenstil auch zu einem ständigen 
Moment des in der Urkunde verbrieften Erklärungsinhalts geworden 
ist (die Erklärung hierfür s. unten 8. 262, 278). Im dargelegten Sinn 
begegnet zereygapy mehrfach auch im syrisch-römischen Rechts- 
buch (Lond. 88 24, 38, 64; Par. $$ 8, 18)) In all diesen Fällen 
bezeichnet zeraygagyj die Übereignungsurkunde und in diesen kann 
dabei ganz zutreffend auch von Auflassungsurkunde, im Sinne 
einer Urkunde, laut welcher das Eigentum von nun ab dem Er- 





die sarayoapn auf die letztere zu beziehen, so müßte sie in viel weiterem Umfange 
zugesagt werden, als dies der Fall ist. 

1) Der buchstäbliche Sinn des Wortes xerayodpsıv läßt sich am ehesten mit 
„verschreiben“ wiedergeben (so schon GRADENWITZz, zit. oben 8. 233, Anm. ı; Partscn, 
Gött. gel. Anz. 1910, 754; Mirreis, Grundzüge 177). Das „yodpeiw“ zeigt dabei, 
daß das Schreiben, Beurkunden dafür wesentlich gewesen ist, weswegen eine nicht 
verbriefte Erklärung gleichen Inhalts niemals als zarayo&gpeıv angesehen worden 
ist. Betrefis der Präposition „»er«“ hat ParrscH a. a. O. auf weitere Parallelen 
hingewiesen (zotarıdEvaı, nareyyväv, nerayonueriev), in welchen dieselbe gleich- 
falls zur Bezeichnung der „Rechtsentäußerung durch Verfügung“ dient. In der gräko- 
‘ägyptischen Rechtsentwieklung hat dann das Wort xerayodpsıv seine im obigen 
entwickelte spezielle juristische Bedeutung gewonnen. Das Substantivum xarayoapı7 
bezeichnet dabei meist die durch das xarayo&peıv entstandene Übereignungsurkunde, 
bisweilen jedoch auch den betreffenden Beurkundungsakt, so z.B. in B.G. U. IV 
ı131 Col. I lin. ır. [Jetzt Parrsca, Heidelb. Sitzb. 1916. 10. S. ıı.] 

2) Daß es sich in dieser Klausel um eine Eigentümlichkeit der byzantinischen 
Kaufurkunden handelt, ist zuerst von LewALp, Grundbuchrecht 62* hervorgehoben, 
damit aber selbstredend niemals gemeint worden — wie manche ihn verstehen 
wollten — daß xareyodpsıv in den Kaufurkunden in anderem: Zusammenhang nicht 
auch schon früher und zwar seit jeher begegnet. Das hier in Betracht kommende 
byzantinische Urkundenmaterial s. oben S. 227f., Anm. 1. 

3) [Zu Lond. 38 jetzt ParrscH a.a.0.18.] — In Nov. 44 cap. 2 bezieht sich 
#arayodpsıv nicht speziell auf Übereignungsurkunden, sondern auf die Errichtung, 
Redigierung von Urkunden überhaupt. 
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werber zustehe, gesprochen werden (vgl. dazu des näheren unten 
Seekatanz st 2020 
Dem hier Ausgeführten ist aber noch hinzuzufügen — und 
dieses unten näher zu erörternde Moment (8. 262f.) führt zum 
Ausgangspunkt unserer Untersuchung zurück — daß in der frü- 
heren Kaiserzeit anscheinend allein öffentlich errichtete Über- 
eignungsurkunden als zareyge«pai bezeichnet werden. Direkt zwar 
läßt sich dies nicht beweisen. Doch ist die Vorstellung der zere- 
yoepn bisher nirgends in bezug auf eine private Urkunde nach- 
weisbar, und des öfteren wird sie zu einer solchen ausdrück- 
lich in Gegensatz’ gestellt (zu diesem letzteren Punkt vgl. unten 
S. 246f.). So soll die xereygepn in B. G. U.I5o und P. Rylands 
II 164 mittels eines dyuöcıog zoyuerıouög, in B. G. U.IV 1128, 
P.Oxy. II 242 und den nach gleichem Schema stilisierten Urkunden 
durch die Agoranomen, in B. 6. U. IV rı31 durch das zoAırızov 
doysiov (vgl. unten $. 250f.) erfolgen, in B.G. U.IV ıır4 war sie durch 
die Agoranomen, in P. Eitrem 5 und P. Oxy. X 1268 mittels einer 
Synchoresis, anscheinend auch in P.Oxy. II 486 (vgl. lin. 26 mit lin.7 
und 23, dazu unten 8.243) mittels eines dyuöcıog yoyuarıoudg erfolgt”); 





ı) Daß mit diesen Benennungen nicht die Vorstellung verknüpft werden darf, 
als ob die #ar«yoapn eine unentbehrliche Voraussetzung des Eigentumsübergangs 
gewesen wäre, bleibt unten $. 253 f. darzulegen. In der Mehrzahl der Fälle hat sie 
praktisch immerhin als das den Eigentumsübergang erzeugende Moment gewirkt 
(vgl. 8. 261£.). 

2) Die Bedeutung des „»gareiv xal xugievew“, als der eigentlichen Übereig- 
nungsklausel hat schon Bry, Essay sur 'la vente dans les papyrus ı16f., 229f. er- 
kannt. Zum xareyoapn-Begriff in Beziehung gesetzt wurde dieselbe von PREISIGKE, 
Girowesen 440f., insb. 448, wobei jedoch dieser das Hauptgewicht auf eine Funk- 
tion gegenüber der BıßAuodnan Eyaınoswv gelegt hat, für welche in den Quellen m. 
E die Grundlage fehlt, dazu vgl. Pırrsch, Gött. gel. Anz. 1910, 752f. Neuerdings 
scheint denn auch PrEısig«E auf diese Seite der Sache geringeres Gewicht zu legen, 
dafür tritt jedoch in seinen neuesten Äußerungen zur Frage (Fachwörter 105, 
Heidelb. Sitz.-Ber. 1916, 3. Abh., S. 12) die Vorstellung des „gespaltenen Kaufes“, als 
ob der xarayoapn als „selbständigen Urkunde“ (dies ist sie m. E. stets) eine Kauf- 
urkunde stets habe vorangehen müssen, stärker in den Vordergrund, als es m.E. den 
Tatsachen entspricht, dazu vgl. oben S. 185f. und unten 8. 242f. — Gleichzeitig hatte 
auch Frrunpr, Wertpapiere I 40f., insb. 56 auf die Funktion der Übereignungs- 
klausel hingewiesen und dabei in mehreren Punkten (so betr. der Abstandserklärun- 
gen, des gespaltenen Kaufes) m. E. als erster das Richtige empfunden, ohne sich 
jedoch mit den Quellen im einzelnen auseinanderzusetzen. Vgl. ferner KırcHEr, 
2. d. Sav.-St. 32, insb. 125. 

3) Daß die «x. ebenso auch mittels selbständiger dıeyoagr) erfolgen konnte, ist 
nicht zu bezweifeln (vgl. das Material bei Esur, Grundbuchwesen 94/5). 
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ein wichtiges Indiz in dieser Richtung bietet auch P. Rylands II 163, 
dazu unten S8. 268f. — Für den hier erörterten Begriff sind dem- 
nach zwei Momente von wesentlicher Bedeutung: das inhaltliche 
der ausdrücklichen Übereignungserklärung und das formelle der 
Publizität. Demgemäß ist die x«rapo«p; der früheren Kaiser- 
zeit als öffentliche Übereignungsurkunde zu definieren. 

c) Nun ist aber zu fragen, ob das zarayodpsır immer einen ) Die zuru- 
rechtsgeschäftlichen Beurkundungsakt zum Zwecke der Über- mas 
eigung darstellt? Diese Frage entsteht angesichts der Fälle, in Rs 
welchen wir dem z«reyodgpeıw im Laufe der Vermögensvollstreckung 
begegnen.') Wohl bekannt sind in dieser Hinsicht die an.den Prä- 
fekten gerichteten Eingaben vollstreckender Gläubiger, in welchen 
diese nach vollzogenem Eigentumserwerb an den gepfändeten Ob- 
jekten um die behördliche Besitzeinweisung in dieselben ansuchen: 
zeraytygaluucı) zard v& wo[orelrerlswucve yodluuere) 2veyvgroile]s 
zer 000Bo[An|g Kalt Guryaenloıw rersodEeisev — — — #rA., WO-, 
rauf die Angabe der zugeschlagenen und zu Eigentum erworbenen 
Grundstücke folgt (so in P.Flor.I 56 lin. ır aus d.J. 234 n. Chr.; 
ganz ähnlich aber auch schon P. Flor. I 55 lin. 24 aus d. J. 88/96 
n. Chr.: [zarey]eyoauuaı dı& voö &v [— — —)). Auf Eintragung 
kann das zeraeyodpsoyeı auch in dieser Anwendung nicht be- 
zogen werden.) Vielmehr hatte ich bei früherer Gelegenheit be- 
züglich dieser Stellen die Vermutung entwickelt, daß es dabei nach 
vollzogener Pfändung und nach erfolgtem Zuschlag der Voll- 
streckungsbehörde zu einer Abtretungserklärung des gepfändeten 
Schuldners bezüglich der Exekutionsobjekte kam und neigte dazu, 

- die zareyoaypı) auf diese „Auflassung‘“ des Schuldners im Laufe des 
"Vollstreckungsverfahrens zu beziehen), eine Erscheinung, für die 
sich Parallelen auch in anderen Rechten finden.) Dabei blieb es 





ı) Hierzu neuestens (während der Korrektur) Jörs, Z. d. Sav.-St. 36, 303f. 
[Neu hinzugekommen P.S.J. IV 282, dazu Wenger, Krit. Vjschr. IH. F., 18, 77; 
an Litt. vgl. Weiss, Art. Katenechyrasia bei Pauy-Wıssowa sub. II. e).] 

2) Vgl. dagegen namentlich P. Flor. 55 lin. 13, 56 lin. 6. Im allgemeinen 
oben 8. 229£. 

3) Vgl. Hypötbet u. Hypall. 106— 110, bezüglich B. G. U. IV 1132 vgl. oben 

S. 213, Anm. 3; vgl. schon vorher RABEr, Pertäbungshenäht d. Verpf. 73; neuestens 
vor allem Jörs a. a. 0. 

A) Vgl’z. B. Bückuing, Die Wechselwirkung gewererechtlicher und fronungs- 
rechtlicher Elemente im a des deutschen Mittelalters en 


1911) ı51£. 
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jedoch ausdrücklich dahingestellt, ob diese Auflassungserklärung des 
Schuldners für den Eigentumserwerb des Gläubigers unentbehrlich 
gewesen ist und ob dieser Erwerb nicht auch auf Grund des bloßen 
Bescheids der Vollstreckungsbehörde sich hat vollziehen können.') 
Neuerdings begegnen wir nun einer zareygaypn im Vollstreckungs- 
verfahren auch in dem von H. J. BELL kürzlich veröffentlichten Lon- 
doner Papyrus Inv. Nr. 1897, Arch. f. Pap.-F. 6, 104f., dem schön er- 
haltenen Fragment einer am Ende leider abgebrochenen, &mı ra» dıe- 
xövrov v& zarte Tb dyogavouiov TO zei uvnuoviov in Ptolemais Euerge- 
tis. errichteten.Urkunde (a’177 n. Chr.). Es heißt daselbst lin. 7f.: 
xareygdpn £& Eveyvouoiag xaı m000Borig Auumviov Tod zei 
“HocaAsidov za Eregov Auumviov dnuocıwviv Eevirjg roaxToglag 
die Avrovivov Bondod zarl Tov Emoreikvra band aurov YgnuaTıö- 
uov, ob dvriygapov ide Ti Öuodoyig Örorerexten, ’Icidwgog Lle- 
Eng (scil. der Gläubiger) — — — — duneiövog dgovgeg usf., 
worauf in lin. 12—38 die zu Eigentum erworbenen Grundstücke 
ausführlich bezeichnet werden und in lin. 38f. die Schuld angegeben 
wird, deretwegen das exekutive Verfahren erfolgt war. Daß es 
nun im Laufe der Exekution nach der Pfändung und dem behörd- 
lichen Zuschlag in der Tat zu einer notariellen Beurkundung zu- 
gunsten des exequierenden Gläubigers kam, wird durch diese Ur- 
kunde aufs deutlichste erwiesen. Ob aber diese Urkunde — wie 
in der Literatur angenommen wird”) — selbst die zereyoapn dar- 
stellt, von deren Errichtung in lin. 7 die Rede ist, muß m. E. zu- 
mindest als zweifelhaft erscheinen. Folgendes ist dagegen zu er- 
wägen. Die Urkunde bezeichnet sich als öwoAoyie (lin. 10: zyde 
77 Öuodoyige Örorerexten): darunter ist eine mit dem Verbum öuo- 
koyei eingeleitete, in indirekter Rede objektiv stilisierte Partei- 
erklärung zu verstehen; für die große Masse der faijümer Urkun- 
den aus der früheren Kaiserzeit gilt diese Terminologie ausnahms- 
. los. Eine derartige öwoAoyst-Erklärung ist nun in unserem öuo- 
Aopie-Fragment nicht enthalten. Es muß daher — zumal es sich 
um ein überaus präzis und sauber redigiertes Stück handelt’) — 





I) Insbes. Hypoth. u. Hypall. 110 mit Hinblick auf B. G. U. IV 1132, wozu 
vgl. oben $. 213, Anm. 3. 

2) Vgl. Brut, Arch. f. Pap.-F. 6, 106; Lewaın, Vjschr. N Soz.- u. Wirtsch.- 
Gesch. 12, 4801; Ds a.a. O. 307£. 

3) Merkwürdig ist die Mitteilung Brur’s (a.a. 0.8. 105), daß die Urkunde auf 
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sehr mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß das uns erhaltene 
Bruchstück bloß eine Einleitung darstellt, auf welche die öuoAoyei- 
Erklärung erst in dem verlorenen Teil folgte, eine Redaktions- 
technik, die uns namentlich aus Synchoresisurkunden geläufig ist.')?) 
Wenn dem aber so ist, so würde das in lin. 7 präterital erwähnte 
„rateyodpn“ zeitlich vor der in dieser Urkunde verbrieften Partei- 
erklärung liegen.°) 

Dazu kommt noch ein Moment: die Einleitung mit „xere- 
yodpy‘“ wäre, wenn wirklich die Urkunde selbst dieses z«reyod- 
peodeı darstellen sollte, auch aus dem Grunde befremdlich, da 
nach den bisherigen Erfahrungen die »«repoapr-Urkunden der 
früheren Kaiserzeit ihren Erklärungsinhalt niemals durch das Ver- 
bum „zaraygdpsv“ zum Ausdruck bringen (vgl. oben 8. 228). 

Mögen diese Gründe auch nicht unbedingt ausschlaggebend 
erscheinen, so muß ihretwegen doch wenigstens die Möglichkeit 
dessen offen gelassen bleiben, daß das in lin. 7 erwähnte zareyod- 
peodeı bereits vor der Errichtung unserer notariellen Urkunde, 
offenbar durch den yonuerıouög der Praktoren erfolgt war, der laut 
lin. g/ıo dem Notariat übersendet wird.‘) Dieses zeraygdpsodaı 





den ersten Eindruck den Anschein einer modernen Fälschung erregte; angesichts 
ihres Inhaltes ist dies völlig unwahrscheinlich, wie denn Berr selbst schließlich 
auch aus paläographischen Gründen sich dagegen entscheidet. Wer hätte auch auf 
diese Weise zu fälschen vermocht? 

ı) Vgl. z.B. B. 6. U. IV ı129, 1132, 1157; P. Teb. I 319. Für agoranomi- 
sche Urkunden ist allerdings, soweit ich sehe, eine derartige Redaktion bisher nicht 
bekannt geworden: da setzt in der Regel die öwoAoyei-Erklärung sofort ein. 

2) Demzufolge läßt sich denn auch Inhalt und Zweck dieser Urkunde m. E. 
keineswegs sicher bestimmen. 

3) Die obige Argumentation läßt sich m. E. nicht durch die überaus wahr- 
scheinliche Annahme entkräften, wonach unser Papyrus eine durch den Gläubiger 
einseitig aufgenommene xeraygapyj-Urkunde darstellt (dazu s. die Darlegung bei 
Jörs a. a.0. 308f.; vgl. unten $. 252'). Denn wir haben Beispiele dafür, daß auch 
durch den Urkundendestinatär einseitig aufgenommene Urkunden in öuoAoyei-Form 
errichtet werden konnten (so P. Oxy. IX 1208 und P. Grenf. II 70). Ohne diese 
Form ist aber die Bezeichnung als öuoAoyl« auf keinen Fall korrekt. Jörs sieht 
a. a. 0. 3091 unsere Urkunde als einfaches Protokoll an; es müßte aber dann in 
lin. 10 korrekterweise de ı7 ouyygapij oder — wenngleich aus oben S. 228 ge- 
nanntem und im weiteren Text sofort noch zu nennendem Grunde wenig wahrschein- . 
lich — rfjde 17 veraygapfj heißen. 

4) Daß die Worte „ward rov Emıoreltvra Uno adrör xgnwerouov“ in lin. 9/10 
auf die Übersendung des behördlichen Bescheids und nicht etwa auf eine auf das 
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aber würde dann nicht einen rechtsgeschäftlichen, sondern einen 
behördlichen Beurkundungsakt darstellen, der das Eigentum zu- 
schlug.) Daß eine solche den Eigentumsübergang verbriefende 
behördliche Urkunde ebenso als zerepo«gn bezeichnet worden sei, 
wie eine entsprechende Geschäftsurkunde, ist m. E. keineswegs 
unwahrscheinlich.?) 

Soweit aber der Gläubiger im Exekutionsverfahren das Eigen- 
tum tatsächlich bereits durch den Bescheid der Vollstreckungs- 
behörde zugeschlagen erhielt, konnte der nachfolgenden rechtsge- 
schäftlichen Erklärung des Exekuten’) immerhin noch die Bedeu- 
tung eines die bereits erworbene dingliche Rechtsstellung des 
Gläubigers festigenden Anerkenntnisses zukommen.‘) Eine der- 
artige Möglichkeit erscheint einleuchtend, wenn wir an die juri- 
stische Funktion der älteren: Abstandserklärungen zurückdenken 





ZrsioreAue der Praktoren hin errichtete rechtsgeschäftliche Urkunde zu beziehen sind, 
ergibt sich m. E. aus dem gleichlautenden Passus des ebenfalls aus Ptolemais Euer- 
getis stammenden und in seiner äußeren Anlage mit unserem Papyrus manche Ähn- 
lichkeit aufweisenden P. Teb. II 397 lin. 4 (zu dieser Urkunde vgl. auch oben 8. I 1gf.): 
Denn hier bezieht sich der yonuarisuög ZmioreAsig mit aller Deutlichkeit auf den in 
lin. 18£. in Abschrift beigelegten behördlichen Bescheid. Vgl. hierzu auch B. G. U. 
1177 lin. 5/6, ıı und die bei Jörs a. a. O. 337! gesammelten Stellen. 

ı) Daß dieser Beurkundungsakt nicht die coooßoAn selbst gewesen, sondern auf 
Grund der meooßoAn erfolgt ist, ergibt sich aus dem Text selbst, hierzu vgl. JöRs 
2.3.0, 317 

2) Es ist nicht undenkbar, daß es zu derartigen behördlichen xaraypagpal 
z. B. auch im späteren Versteigerungsverfahren gekommen ist, wenngleich wir dafür 
keinerlei Belege haben. Bei den älteren Versteigerungen war es freilich anders, 
s. oben 8. ı63f. 

3) die der Gläubiger auch einseitig ohne Beisein des Schuldners auf sich 
ausfertigen zu lassen befugt war, vgl. oben $. 239°, Anm. und unten $. 252! mit dort 
Zitierten, vor allen Jörs a.a. O. 

4) Aus der im Text erwogenen Möglichkeit würde folgen, daß es im Laufe 
der Vermögensvollstreckung zu zweierlei sarayga«pet gekommen ist oder doch kommen 
konnte: der behördlichen durch die Praktoren und der rechtsgeschäftlichen durch den 
Exekuten (bzw. der durch den Gläubiger einseitig beurkundeten). — Einen Finger- 
zeig für eine mögliche Funktion dieser letzteren »«ra«pgapn dürfte der bei 
PreisiGKe, Berichtigungsliste 8. 93 von ScHUBART veröffentlichte Zusatz zu B. G.U. 
IV ı132 abgeben: un odong wis Beßaıwoewg z(M)s noox(eımevng) moooßo(Ajg) Auuo- 
vıwv(?) dic vilg) did av moan(toewv) suyywon(seng) (dazu Jörs a. a. O.3ır). Auf 
Grund des bloßen behördlichen Zuschlags traf den Exekuten keine Gewährleistungs- 
pflicht; eine solche konnte aber sehr wohl in der darauffolgenden rechtsgeschäft- 
lichen Urkunde, zu der es zumindest im Fall von B.G. U. IV 1132 lin. 8 anscheinend 
noch nicht gekommen ist (vgl. Hypoth. u. Hypall. 110), ausgesprochen werden. 
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(vgl. oben 8. ı 54£.), insbesondere derjenigen, die sowohl im grie- 
chischen, wie im ägyptischen Eigentumsstreit seitens der unter- 
liegenden Partei der siegreichen gegenüber abgegeben worden sind. 
Vor allem aber steht sie damit in Einklang, daß — wie wir sehen 
werden — die Übereignung in der Kaiserzeit sich auch in allen an- 
deren Fällen ohne eine öffentliche Übereignungsurkunde hat voll- 
ziehen können und die zeraygepj) dann bloß eine derart festigende 
Bedeutung gehabt hat (vgl. unten 8. 253f., insbes. 8. 2 57 203t,, 
276, 278). 

d) Wie dem auch sei, in der überwiegenden Mehrzahl der 
Fälle ist die xereygaypr, ganz zweifellos auf eine rechtsgeschäftliche 
Beurkundung des Eigentumsübergangs zu beziehen. Wie nun eine 
Solche zereygepy-Urkunde des näheren ausgesehen hat, wie man 
sich ihr Verhältnis zur Kausa der Übereignung, insbesondere zum 
Kaufe zu denken hat, das ergibt sich aus dem, was in diesem 
Kapitel unter 6.—8. (S. 170f.) über die Urkunden mit Übereignungs- 
erklärung ausgeführt worden ist. Dort sahen wir, auf welche 
Weise der Übereignungswille erklärt, das z00TEIV xal KVglebev ZU- 
gesichert worden ist. Dies geschah im Falle des Kaufes zumeist 
in einer Kaufurkunde (sv, xg&615), welche die Übereignungs- 
klausel in sich aufnahm (vgl. oben 8. 170f.), seltener (statt einer 
Kaufurkunde) in einer z«gay@enoıg-Urkunde, die den Übereignungs- 
willen in ebensolcher Weise erklärte (vgl. oben 8. 212f.); im Falle 
anderer Übereignungskausae (datio in solutum, Schenkung, Tausch) 
geschah es gelegentlich in einer entsprechenden Kausalurkunde 
(wie z.B. P. Flor. 47 oder P. Grenf. II 71, vgl. oben 8. 224, Anm. 2), 
häufiger in abstrakter Stilisierung (dazu oben 8. 212?) in Gestalt 
einer zeg0yngnoıg (oben 8. 212f.), &xoracıg (oben 8. 219f.), &xy&enoig 
(oben 8. 221f.) oder ähnlichen Erklärung.‘) All diese Urkunden, die 
eine ausdrückliche Übereignungserklärung enthalten, wie immer sie 
auch diese zum Ausdruck bringen mögen, sind — soweit sie dem 
oben 8. 236. entwickelten Erfordernis öffentlicher Beurkundung ent- 
sprechen — zeareyoapai. 

ı) Dabei ist es wiederum möglich, daß eine derartige TEOYWENGLG-, GVYYWENGLS- 
Urkunde usf. die Kausa der Verfügung immerhin zum Ausdruck bringt (so z. B. die 
datio in so!utum P. Lond. III 1164 (k) p. 166 £. in lin. 8f., P.Oxy. II 273 in lin. 14f.) 
oder aber daß sie dieselbe überhaupt nicht erkennen, sondern nur erraten läßt (so 


2. B. P. Grenf.. I: 27, wozu vgl. Homologie u. Protokoll 34 f.). 
Abhandl. d. S. Akademie d. Wissensch., phil.-hist. Kl. XXXT. 1m. 16 


d) Die zar«- 
yoayı und 
ihre Kausa. 


Kauf und zara- 
yoapı). 
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Das Beispiel einer nicht auf Kaufkausa beruhenden xzera- 
yoepı bietet die m B.G.U.IV 1114 lin. rıf. erwähnte zarayoagpn 
dia zav dlylooeröuow (a 8/7 v. Chr.), die von den daselbst über- 
eigneten fünf Sklaven in betreff der vier schenkungsweise über- 
tragenen eine Übereignungserklärung ex causa donationis darstellt‘): 
die in B. 6. U. IV 1128 lin. ı2f. versprochene zareygagn dız av 
&yogavöu(ov) einer Sklavin scheint, wie lin. ı 5/6 vermuten läßt, 
eine datio in solutum zu bezwecken. Wie die in diesen Fällen 
nur referierend erwähnten xereyo«gy-Urkunden in concreto aus- 
gesehen haben, ersehen wir nicht: sie werden in einer der für 
derartige Kausalverhältnisse vorhin (8. 241) namhaft gemachten 
Gestalten in Erscheinung getreten sein.?)°) 

Wo jedoch die Übereignungserklärung in Gestalt einer öffent- 
lichen Kaufurkunde erfolgt — wie es in der Kaiserzeit massen- 
haft geschieht — dort ist diese die xereygagpn, und es ist meines 
Erachtens nicht zulässig zwischen &v7 und zaraygagn einen prin- 





ı) Zu dieser Urkunde vgl. meine Bemerkungen Homologie und Protokoll 25. 
Nicht ganz durchsichtig ist das Fragment einer Synchoresisurkunde B. G. U. III 1001 
(betreffs ihrer Datierung vgl. zuletzt Jörs, Z. d. Sav.-St. 36, 246! und dort Zit.): es 
scheint, als ob daselbst eine zara«ygapn erfolgt wäre, in betreff welcher jetzt nach- 
träglich auch noch die Gewährleistungspflicht übernommen wird (also wird auch 
diese xarayo«pn keine Kaufurkunde gewesen sein — vgl. unten Anm. 3 —, es sei 
denn eine unvollkommen redigierte). Trifft dies zu, so wäre die Urkunde ein direktes 
Gegenstück zu B. G.U.IV 1114: denn hier ist gerade umgekehrt in der #areyoapn 
betreffs des irrtümlich kaufweise übereigneten Sklaven Optatos auch die Gewähr- 
leistungshaftung übernommen worden, was jetzt unter Rückzahlung des empfangenen 
Preises nachträglich wieder rückgängig gemacht wird, da den Schenker keine Ge- 
währleistungspflicht trifft (vgl. lin. 24/5 mit 29/30). 

2) Ebenso liegt auch den in B. G. U.I 136 = Mırrrıs, Chrest. 86 lin. 10, 
P.M. Meyer, Griech. Texte 8 lin. 12, P. Straßb. 41 lin. 13/4, 20 erwähnten xeraygapıj- 
Fällen kein Kauf als Kausa zugrunde. 

3) Gelegentlich konnte eine nicht auf Kaufkausa 'beruhende Übereignung 
trotzdem mittels fiktiver Kaufurkunde erfolgen (vgl. oben $. 212, Anm. 3 die datio 
in solutum betreffend). Doch ist an eine solche in B.G, U. IV ıı14 nicht zu 
denken: denn sie entsprach mit ihrer üblichen und fast niemals vermißten Gewähr- 
leistungsklausel der Natur der Schenkung nicht, wie denn auch in B. G. U. IV 1114 
die Beßeiwoıg-Abrede nur betrefis des einen irrtümlich kaufweise übereigneten 
Sklaven vereinbart und nachher rückgängig gemacht worden ist (vgl. vorhin in 
Anm. 1). Nur um die wahre Kausa zu verbergen, wurde unter Umständen. auch 
eine Schenkung in Form einer fiktiven Kaufurkunde verbrieft: derartiges ist z. B. 
von P. M. Meyer, Arch. f. Pap.-F. 3, 9ı bezüglich P. Cat. Recto Col. VI. = Mırrais, 
Chrest. 372 (dazu s. sogleich im Text, wie auch folg. Anm.) angenommen worden, 


% 
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zipiellen Gegensatz in dem Sinne annehmen zu wollen, als ob 
jene die volle dingliche Wirkung nicht hätte erzeugen können 
und hierzu der Ergänzung durch diese bedurft hätte. Damit sind 
wir bei der Frage nach dem Verhältnis von Kauf und zerayoagpı) 
angelangt. Daß der in Frage stehende Gegensatz nicht gegolten 
hat, daß Kauf und xereygapr vielmehr zusammenfallen konnten, 
wie sie denn zumeist auch zusammengefallen sind, läßt sich durch 
mehrere direkte Belege beweisen. So z. B. wird in dem Delatoren- 
prozeß P. Cat. Recto Col. VI. = Mırreis, Chrest. 372 (II. Jahrh.) 
dem Anspruch des Idios Logos gegenüber seitens der Beklagten 
rechtmäßiger Bigentumserwerb geltend gemacht und zum Beweis 
der in dieser Hinsicht vollzogenen zereygapj; (lin. 5: dvdor- 
oda» 5 zereygape&vrov «dry usw.) werden in lin. gf. Kaufur- 
kunden verlesen (dvaysırmozovrög Te Aviv Mobong — — zei 
Adgpvns usw.)‘) Weiterhin wird in den Eingaben in P. Oxy. III 486 
— Mırreis, Chrest. 59 (a° 131 n. Chr.) gegenüber dem Vindikations- 
anspruch des Klägers seitens der Beklagten Eigentumserwerb am 
herausgeforderten Grundstück behauptet, wobei sie sich auf die 
Preiszahlung und Entgegennahme der öffentlichen Kaufurkunde be- 
ruft (lin. 7: Aeßovoe rov zauhrizovra rüg arg Önuöoılov zenue]rıo- 
uöv), was aber seitens des Klägers als bloß fiduziarische zarayoapy 
zum Zwecke der Sicherung bezeichnet wird (lin. 26: pdozor zerk 
ziorw aölre z]ereysyodpteı))’) In diesen Fällen also wird die 





ı) Vgl. diesbez. die vorletzte Anm. — In diesem Rechtsfall einen Gegensatz 
der @vr) und der zereygapn annehmen zu wollen (so anscheinend Parpuras, isrogıxn 
Eelufıg Tod dogaßüvog 66'%), liegt m. E. keinerlei Grund vor. In lin. 5 ist deswegen 
bloß abstrakt vom sareygapscde die Rede, weil die Delatoren die Übereignung 
offenbar gar nicht für einen Kauf, sondern für eine Schenkung halten, während es 
der Beklagten gerade darauf ankommt, daß das Rechtsgeschäft ein Kauf gewesen ist. 
Vgl. zum Sachverhalt des näheren P. M. Meyer, a.a.0.88£.; Mırreis, Grundzüge 285f. 

2) So Hypothek: u. Hypall. 41 Anm.; zur Zustimmung neigend Mırreis, Z.d. 
Sav.-St. 32, 488. — Die im Text erörterte Stelle zeigt in Verbindung mit P. Oxy 
III 472 lin. 23 £.= Mırteis, Chrest. 235 (a® 130 n. Chr.) — vgl. oben $. 231, Anm. 5 — 
.daß derartige xereygapei xar& miorıv oder Ev mioreı (cf. PREISIGKE, Girowesen 452f.) 
sich von den gewöhnlichen Kauf-soreyo«gpei in gar nichts unterschieden haben, sich 
von ihnen zumindest nicht unterscheiden und ihren fiduziarischen Charakter nicht 
direkt zum Ausdruck bringen mußten. Nur daneben ist ein pactum fiduciae ge- 
mäß B: G. U. IV 1158 errichtet worden. Hier liegen resolutiv bedingte Sicherungs- 
übereignungen vor, im Gegensatz zu den aus der Ptolemäerzeit bekannten suspensiv 
bedingten, wozu s. oben $. 157f. und Homologie u. Protokoll 38 f., 50/1. 

3) Angesichts des Plurals in lin. 23 „sur dnuoclovg yögaoa zonwe- 

16* 
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Kaufurkunde als die zareyoagy angesehen.') In dieselbe Richtung 
deuten mehrere Stellen, in welchen über den Inhalt einer bereits 
vollzogenen z«reygayı; berichtet wird. So heißt es in der an die 
Agoranomen gerichteten eidlichen Erklärung P. Oxy. I 100 (a 
133 n. Chr.), in welcher jemand bestimmte Grundstücke zu ver- 
kaufen (mexgez£veı) erklärt, lin. rof. von diesen: &v 7 roxodeoie 
zei 70 xaT dveuov did Tig zeraygapig dednıoraı’);, in der oben 
(8. 197) bereits erörterten Quittung P. Cairo Preis. 43 lin. 24 = 1% 
Oxy. II 306 (a’ 59 n. Chr): un &errovusvo(v) vod Tovugpanlog] 
(-der den Kaufpreis in Form einer Darlehensschuld entrichtende 
Käufer) &v 17 &&axoAovdodoy ro Avrıypdveli) (- Verkäufer) [ß]eßeıwoeı 
ss y6oaoev zug’ abrod ollx]ileg] dxoAobdung 7 eig abro(v) yeyovvig 
zer[eyolapn°), wobei es in der ‚über den Kaufpreis ausgestellten 
Darlehensurkunde P. Oxy. II 318 deser. (a° 59 n. Chr.) vom Ver- 
käufer Antiphanes „aeroexev“ und nicht „zereygaaber“ heißt. Die 
Diagraphe P. Eitrem Nr. 5 (a 154 n. Chr.) bescheinigt die Ent- 
richtung des Kaufpreisrestes eines Sklaven, dovXov zarayeyoauusvov 





tıowoug“ könnte man vermuten wollen, daß der in P. Oxy. III 486 in Frage 
stehende Kauf mittels Errichtung mehrerer Urkunden abgeschlossen wurde und der- 
selbe demnach einen Fall gespaltenen Kaufes darstellt (vgl. oben $. 184f.): dagegen 
spricht jedoch lin. 7, wo bei Beschreibung desselben Vorganges bloß vom zaI1740v 
tig dviig dmuosıog Yenwerouög im Singular die Rede ist. Vielmehr möchte ich in 
lin. 23 neben der öffentlichen Kaufurkunde noch an eine öffentliche Quittung denken, 
die seitens des vom Käufer befriedigten hypothekarischen Gläubigers, dem die ge- 
kauften Grundstücke verpfändet waren (lin. 24/5), ausgestellt worden ist; vgl. dazu 
die Ausführungen über die Aufhebung des Pfandrechts oben 8. 88 f. 

1) [Neuestens noch besonders deutlich P. Freib. 8 lin 27/8.] 

2) Die juristische Natur dieser schriftlichen Eideserklärung aus Oxyrhynchos 
ist seit jeher strittig, ef. auch P. Oxy. II 263 (a° 77 n. Chr.); dazu zuletzt Mırteıs, 
Grundz. 95%, 184 und die dort zit. Lit. Ihr Schwerpunkt liegt m. E. in der Er- 
klärung, das Objekt gehöre dem Verkäufer, sei nicht verpfändet und auf keine Weise 
veräußert (P. Oxy. I 100 lin. ıı f., II 263 lin. ır£.). Dies dem Agoranomen gegen- 
über eidlich zu erklären, mußte überflüssig sein, wo ein Zssior«Aue der Grundbuch- 
behörde zur Kontraktserrichtung vorlag. Daher liegt die Vermutung nahe, daß es zu 
derartigen Erklärungen dort gekommen ist, wo ein &wior«Aue nicht vorlag, wo z. B. 
nicht gebuchte Objekte verkauft worden sind. Da mochten sie dem Notar anläßlich 
der Beurkundung einige Garantie dafür bieten, daß die Verfügung nicht zu Unrecht 
erfolgt. — Ganz unwahrscheinlich ist in P. Oxy. I 100 lin. 14/5 die Ergänzung 
„end Slıe[yolepis“, wahrscheinlich ist „aroyeapijs“ zu ergänzen, wofür die Analogie 
anderer oxyrhynchitischer Kaufurkunden über städtische Grundstücke spricht, so vor 
allem P. Oxy. III 577 deser., dann IV 719 lin. 24, IX 1200 lin. 30, X 1276 lin. ı5f. 

3) Ähnlich — falls richtig ergänzt — P. Oxy. II 268 lin. 21/2. 
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KeTE OVVYBENGLW dık TOD zereroyeiov HImdG yanuerı, MCToVd al 
adgdoTov za Ovra (Sic) Exrög iegüg vöoov zer Enepig (lin. 21 f.).) 
In P. Fay. 100 (a° 99 n. Chr.) erteilt die Käuferin eines Hausan- 
teils an ihren Banquier die Anweisung, aus ihrem Depot den Ver- 
käuferinnen den Kaufpreis auszuzahlen: yoyudrıoor‘) zu olxieg 
— — — [dx]ooddog Teig yeyovviaug zeraygapeis (lin. 13£.)‘). In 
all diesen Fällen, wo betrefis der Orts- und Grenzangaben, der 
Gewährleistungsabrede, der Preisquittung auf die »areygapn ver- 
wiesen wird, wird man unter dieser die Kaufurkunde zu ver- 
stehen haben. Besonders deutlich ist dies Zusammenfallen von 
ro&cıg und »ereygapn in der byzantinischen Zeit: der oben 8. 235 
bereits erwähnte P. Par. 21 (a? 616) nennt sich in lin. 10 zer«- 
yoapy, in lin. 54 und 56 hingegen seäcıg, wie denn all die Ur- 
kunden, in welchen seit der Mitte des IV. Jahrhunderts neben 
dem sergaxevaı zugleich auch das zerayeyoagpnxevaı erklärt wird, 
sich stets als #e&0ı5 zu bezeichnen pflegen (seltener als &vn). 
All dem gegenüber gibt es nun allerdings eine Reihe von 
Fällen, in welchen Kauf und »oreygapn in Gegensatz zueinander 
gestellt erscheinen, und diese haben die Neigung erzeugt, diesbe- 


. 1) Hier an eine Spaltung des Kaufs und der xareygapn zu denken (vgl. 
Preısıgke, Heidelb. Sitzungsber. 1916. 3. Abh. 8. 12), liegt m. E. keinerlei Anhalts- 
punkt vor. Daß die xoreygapı) bereits vollzogen ist, ist ebenso wie die über das 
übliche ägyptische Maß hinausreichende Mängelhaftung (vgl. den späteren und 
unter Römern errichteten P. Lond. II 251 p. 317 lin. ı4f., a 337—350) wichtig 
genug, um esin der Preisquittung zu konstatieren und zu wiederholen (cf. Preısickr, 
a.a. 0. 13). Der Gegensatz des Kaufs dınAd yonwer ist der Kauf drid yonuarı, 
vgl. P. Cairo Preis. ı lin. 14, 18, 20 und dazu Mırteis, Z. d. Sav.-St. 32, 348 und bei 
Preisıckz a.a.0. 12/3. [Jetzt s. zur Frage Parrsch, Heidelb. Sitzungsber, 1916. 10. 
S. 28£.] — An den P. Eitrem 5 wird man erinnert durch die ‚spärlichen Reste von 
P. Hal. 6 Recto Col. I (I. Jahrh.), s. Dikaiomata p. 192'. 

2) Zu diesem Urkundentypus vgl. B. G. U. I 156 (dazu GrADenwitz, Arch. f. 
Pap.-F. 2, 103 f.), IV 1063; P. Hawara 68 und jetzt insb. P.M. Meyer, Griech. Texte 
Nr. 6, dazu oben $.ı2 Anm. 2 a. E., 8. 56f. Anm. 3. Vgl. Preisıeke, Girowesen 203f. 

3) Die Lesung eig yeyovvlaıs zig aulr&g..]. ıwıs (PREIsIeKE, Girowesen 208? 
vermutet: [nei]eiaıs; daselbst auch sachliche Erläuterungen) »araygapais scheint 
mir sachlich bedenklich, denn der Hinweis auf den Erwerbstitel der Verkäufer ist 
in diesem Zusammenhang wenig begründet. Weit natürlicher wäre die Bezugnahme 
auf die eigene Erwerbsurkunde der anweisenden Käuferin und angesichts der Zweifel- 
haftigkeit der mitgeteilten Lesung würde ich, falls es paläographisch möglich ist, 
zeig yeyovulaıg eig Eu[E] zeraygapeis vorziehen. Der Plural freilich würde eher für 
die andere Auffassung sprechen. Doch ist es nicht undenkbar, daß eine jede der 
Verkäuferinnen eine besondere xaraygapı ausstellte. 
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züglich einen prinzipiellen Gegensatz anzunehmen. Doch handelt 
es sich hierbei um besondere Gestaltungen, die sich auf Grund 
der bisherigen Ausführungen glatt erklären lassen. Zweierlei Mög- 
lichkeiten sind da besonders ins Auge zu fassen. 

e) Zunächst stellt die Kaufurkunde dort keine zareygapı dar, wo 
sie keine Übereignungserklärung enthält. Dabei hat man nicht 
so sehr an die Arrhalverträge zu denken, da diese nicht unter 
die Vorstellung des Kaufes fallen (vgl. oben S. 188f.), aber Kaufur- 
kunden wie P. Rylands II 164 (vgl. oben $. 190f.) und auch die 
aus der Ptolemäerzeit stammenden Kaufprotokolle gehören hier- 
her (vgl. oben $. 168f. und 8. ı93f.). In diesen Urkunden findet der 
Übereignungswille keine Verbriefung und P. Rylands II 164 stellt 
sich zur zareygapn ausdrücklich in Gegensatz und behält deren 
Errichtung der Zukunft vor. Auf welche Weise diese dann errichtet 
wurde, ergibt sich aus den im vorstehenden betreffs der Gestalt 
der Übereignungsurkunden entwickelten Prinzipien (zusammenge- 
faßt vorhin 8. 241): soweit dabei nicht durch besondere Umstände 
die Errichtung einer x«gey&onoıg veranlaßt war, war die regel- 
mäßige Gestalt einer solchen nachfolgenden zereyo«pi; die einer 
öffentlichen Kaufurkunde mit Übereignungsklausel.‘) 

ß) Ein Gegensatz zwischen Kaufurkunde und zereygapn; ist 
weiterhin in den Fällen anzunehmen, in welchen die erstere eine 
 Übereignungserklärung zwar enthielt, aber — wie es sehr häufig 
geschah”) — bloß privat beurkundet wurde. Denn für die Vor- 
stellung der zareyga«yr scheint — wie vorhin (8. 236) ausgeführt — 
in der früheren Kaiserzeit die öffentliche Beurkundung wesent- 
lich gewesen zu sein (dazu vgl. noch 8. 262f., 292/3). 

Auffallend ist es allerdings, daß die zahlreichen privaten 
Kaufurkunden, die eine Übereignungserklärung enthalten, den Ver- 





1) So sind auch B.G. U.I 193 II und 177, die man gewöhnlich (meines Er- 
achtens nicht mit völlig entscheidenden Gründen, vgl. oben 8. 203.) als Übereignungs- 
urkunden auf Grund vorangehender Kaufverträge (ohne Übereignungserklärung) an- 
sieht, Kaufurkunden (vgl. oben 8. 204), betreffs B. G. U. I 177 ist in dieser Hinsicht 
das „merrgen£var“ in lin. 3 entscheidend. — Das im Text Gesagte gilt auch betreffs 
der kaiserzeitlichen Kaufprotokolle (vgl. bereits oben 8. 170, Anm. 2): für die 
nachträgliche Errichtung von Abstandsurkunden nach ptolemäischer Art gibt es 
gar keinen Anhaltspunkt, diese sind durch den neueren zeraypapyj-Typus verdrängt 
worden. 


2) Vgl. die oben $. 8, Anm. ı zusammengestellten Kaufverträge. 
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käufer nicht, wie es in den Arrhalurkunden und in P. Rylands Il 164 
geschieht, zur Errichtung der zareyoagyy, sondern — soweit sie dies 
überhaupt tun‘) — bloß zur Errichtung einer öffentlichen Urkunde 
anzuhalten pflegen, ohne diese ausdrücklich als zereygepn zu be- 
zeichnen’) und sich damit zu dieser Vorstellung in Gegensatz zu 
stellen (vgl. C.P.R. 198 und P. Rylands II 163, dazu oben S8. 149).) 
Ein Argument zugunsten eines derartigen Gegensatzes läßt 
sich jedoch dem P. Rylands II 163 lin. 15 entnehmen; vgl. dazu 
unten 8. 268/70. 

Aller Wahrscheinlichkeit nach ist auf Grund dieses Gegen- 
- satzes auch das oftmals erörterte Cheirographon B. G. U. I s5o = 
Mırteis, Chrest. 205 (a’ ı14/5 n. Chr.) zu erklären.‘) Ein Grund- 
stück ist zar& yueöygapov dednuocıwnuelvov] verkauft worden (lin. 3: 
xemgaze); da die Erbin des Käufers den Wunsch hat zureygaupijvaı 
rodro xer& dmuocilolus [xemulerlıo]uodg, wird ihr dies nun vom 
Verkäufer bis zu einem bestimmten Termin zugesagt. Die voran- 
‚gegangene private zgäcıg wird hier zur KATEYOEPN HaT& IMWO- 
Giovg yanuerısuodg in Gegensatz gestellt; da der letzteren laut 
lin. 13/14 im Grundbuch gewahrte Belastungen im Wege gestanden 
zu sein scheinen, diese aber nur die Errichtung einer öffentlichen 
Urkunde hinderten (vgl. unten $. 268f.), ist es das Wahrscheinlichste, 
daß die zu errichtende zereygapn vom chirographischen Kauf sich 
in der Tat bloß in der Form, nicht auch im Inhalt unterschei- 
den sollte. Ausgeschlossen ist es freilich nicht, daß die private 
Kaufurkunde — die uns nicht erhalten blieb — eine Übereig- 
nungserklärung gar nicht enthalten hatte, womit der ganze Fall 
nicht in die hier, sondern in die vorhin S. 246 unter «) erörterte 





ı) Es geschieht verhältnismäßig selten: bloß in dem oben S. 148f. genannten 
Material; die übrigen Urkunden begnügen sich mit der dyuwociwcıg-Klausel, dazu in 
dieser Beziehung unten S. 273. 

2) Zu B.G. U. I 50 sogleich weiter im Text: die Kaufurkunde selbst ist uns 
da nicht erhalten. 

'3) Da aber in der in C.P.R. 198 in Aussicht gestellten dyuooi« mweäcıs 
zweifellos auch die »areygapr enthalten ist, haben wir damit einen weiteren Fall 
dafür, daß die »areygapn mittels Errichtung einer Kaufurkunde erfolgt (des 
näheren oben S. 242f.). 

4) Vgl. dazu an Literatur: Mırreis, Hermes 30, 603, Arch. f. Pap.-F. ı, 189, 
Chrest. p. 225; Raser, Z. d. Sav.-St. 28, 360f., Verfügungsbeschr. 63°; LewALo, 
Grundbuchrecht 293, 42£.°; Eser, Grundbuchwesen 109f.; Preisısxe, Girowesen 
442f., Parrsch, Gött. gel. Anz. 1910. 752 f.; Jörs, Z. d. Sav.-St. 34, 1251. 
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Gruppe gehören würde: doch sprechen dafür keinerlei positive In- 
‚dizien') (vgl. zur Urkunde noch unten 8. 273). 

In viel höherem Maß entsteht hingegen dieser Zweifel über 
die Natur des Verhältnisses der zere«yo«pr, zum Kauf in den zahl- 
reichen nach gleichem Schema stilisierten oxyrhynchitischen Ur- 
kunden des ausgehenden I]. Jahrhunderts, wie P. Oxy. II 242, 
327—328 descr. usf., in welchen der Agoranom vermutlich vom 
Pächter der Verkehrssteuer zum zareyodypsıw angewiesen wird. In 
all diesen Urkunden heißt es nämlich vom Käufer, daß--er die 
zu erwerbenden Objekte vom Verkäufer bereits gekauft habe 
(exgiero — vgl. oben 8. 150f.)) In P. Oxy. II 2yı (a’ 98), in wel- 
chem der Agoranom in ganz ahaloger Weise zum dvayodgeıv eines 
Hypothekenvertrages angewiesen wird (vgl. oben 8. 150 und 8. 230), 
war die vorangegangene Verpfändung anscheinend?) in einem Cheiro- 
graphon erfolgt; bei der Hypothezierung ist es aber schwer denk- 
bar, worin die zu errichtende öffentliche Urkunde von der vor- 
angegangenen privaten inhaltlich sich unterscheiden sollte.‘) Da- 
nach liegt es nahe, daß auch in den Parallelfällen endgültiger 
Veräußerung die zu errichtende zereygapy nichts weiter als die 
öffentliche Beurkundung eines privat schon vorher abgeschlossenen 
Kaufvertrags darstellen und sich von diesem demnach nur in der 





1) Namentlich wäre, wenn das Kaufcheirographon keine Übereignungserklä- 
rung enthalten hätte, die Verpflichtung zur nachträglichen xarayg«pn wahrschein- 
lich in ihm selbst zum Ausdruck gebracht worden, wie z. B. in P. RylandsII 163: 
das „Bovlouevng cov xaraygapijvar“ in lin. 7/8 deutet aber m. E, eher dahin, daß 
dem in diesem Fall nicht so war, der diesbezügliche Wunsch vielmehr erst nachträg- 
lich von der Erbin geäußert worden ist, vgl. immerhin auch 8. 192°, 

2) So auch gemäß der von Herrn Prof. Huwr schon vor längerem freundlichst 
übersandten Transskription von P. Oxy. II 327 deser.: 

ee ]; #ei of ueroy(o) To &yogev[o- 
HB yeigeıv. nardygaev (sic!) avi 
Zoll» Tagovdeivov tod Aslov 
unroög Zoos tig Zwihov 
av dm 'OSveiyy(ov) moAlcwg) Aulcovs 
nEgoug dovlov Aıooxdgov Tod 
al Awvvolov üg (Frwv) A 00 Zmpiero- 
l-]-.-08...[.]s 708 ’Amiovog 
Rest abgebrochen. 

3) Ich sage „anscheinend“, weil es nach dem Wortlaut von lin. 26£. nicht aus- 
geschlossen ist, daß das Cheirographon bloß den Darlehensvertrag ohne die Ver- 
pfändung verbrieft hatte, vgl. oben 8. 151, Anm.t, 

4) Vgl. auch Mınreis, Chrest. p. 195, Grund. 83*, Jöns, Z. d. Sav.-St. 34, 1241. 
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Form unterscheiden sollte. Eine derartige Annahme könnte durch 
P. Oxy. I 95 = Mitteis, Chrest. 267 (a° 129 n. Chr.) gestützt er- 
scheinen: hier wurde eine Sklavin mittels einer idı6ygapog zo&sıg 
verkauft, nach Entrichtung der Verkehrssteuer (lin. 25—29) ist 
dann über die Veräußerung eine öffentliche Urkunde mittels einer 
bloßen &xuegrbgnoıg errichtet worden.‘) Andererseits aber zeigt 
‚uns P.Oxy.I 99 (a° 55 n.Chr.) einen deutlichen Fall, in welchem 
das &yzbxAıov für einen Grundstückkauf — so wie es in der Ptole- 
mäerzeit regelmäßig geschah — auf Grund eines bloßen Kauf- 
protokolls, also eines Vertrages ohne Übereignungserklärung ent- 
richtet wird. Darum muß auch damit gerechnet werden, daß 
auch im Falle der hier in Frage stehenden Anweisungen die Über- 
eignungserklärung erst durch die vorzunehmende zeraygapn ver- 
brieft werden und diese vom vorangehenden Kaufvertrag sich im 
Inhalt unterscheiden sollte. Ja zumal dieselben, mit Ausnahme 
des Verpfändungsfalles in P. Oxy. I] 241, nur von einem vorange- 
gangenen Geschäft, aber keiner Urkunde berichten, muß sogar 
mit-der Möglichkeit gerechnet werden, daß in diesen Fällen über 
den Kaufkonsens eine Urkunde überhaupt noch nicht zustande- 


2 
. 


gekommen war (vgl. auch 8. 170, Anm. 2 a. E.).”) 





1) Allerdings sehen wir nicht, ob die vorangegangene Privaturkunde eine 
Übereignungsklausel enthielt; die Form der &#uaerügnoıg spricht aber jedenfalls da- 
für, daß jetzt der privat bereits verbriefte Urkundeninhalt bloß in die Gestalt einer 
öffentlichen Urkunde gebracht werden wollte. Undenkbar ist es aber nicht, daß in 
den Fällen, wo die &xugervonoıg durch den Aussteller der Privaturkunde und durch 
bloße Inhaltsangabe derselben erfolgte (hierzu vgl. Jörs a.a. O0. 134f.), der bezeugte 
Urkundeninhalt auch durch neue Erklärungen ergänzt werden konnte. — Auch in 
P. Oxy. X 1284 wird das &yxöxAıov auf Grund einer ovyyg. idıöoygepog entrichtet. 

. 2) Gewissermaßen liegen in den keineswegs klar formulierten Mitteilungen der 
nereAoyıoudg-Behörde an die Agoranomen, P. Oxy. 145 —47 und II 341 — 348 
deser. Parallelen zu dem im Text behandelten Urkundentypus vor. Dies erscheint 
namentlich durch P. Oxy. II 348 descr. nahegelegt. Denn in dieser die Bestellung 
einer Hypothek an Katökenland betreffenden Mitteilung ist statt des Vollzugs der 
mageyuensıs (der Übereignungsfälle) bloß von der Entrichtung der Hypotheken- 
steuer &ig neteAoyıououg die Rede, anscheinend ebenso in P. Oxy. II 343, 345 deser. 
(vgl. dazu Hypothek und Hypallagma 122 Anm.). Es dürfte demnach auch in den 
übrigen erwähnten Urkunden vor allem auf das Moment der Steuerentrichtung an- 
gekommen sein. Insofern mag ihre Funktion der dem gleichen Gau und der gleichen 
Zeit angehörigen Urkundenreihe P. Oxy. II 241—243 und 327 —340 deser. ent- 
sprochen haben, was zu vermuten um so näher liegt, als die letztgenannten Urkunden 

sich in keinem Fall auf Katökenland, sondern stets auf Häuser und Sklaven be- 
_ ziehen. Das Verhältnis der beiden Urkundenreihen zur xerayeaupn scheint allerdings 


B.G. U. IV 131. 
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Besonderer Erwähnung bedarf noch B. G. U.IV ıı131 Col. 1 
(a’ 13 v.Chr.): eine Frau Namens Arsinoe hatte von ihrem Schwieger- 
sohn Isidoros ein Haus gekauft, dafür auch den Preis bezahlt, 
war aber ‚noch vor der Vornahme der zarayoapn dı“ Tod worsıTızod 
doysiov gestorben; ihr Sohn Apollonios schließt nun mit dem Ver- 
käufer die vorliegende Synchoresisurkunde ab, in welcher ihm be- 
treffs der auf ihn fallenden Hälfte des Hauses das unbeschränkte 
Eigentum zugesichert — lin. 18f.: &nd od vöülv) »ga(reiv) zei zv- 
gıedew Tod Nuloovg uEgo(vg) TOD olzıdiov zei TiG TOOKOVENg- Erad- 
2:05 wei Orı [E]ev Der(y) Emireileiv) — und die zereygagn du to(®) 
voAsırın(od) doyi(ov) zugesagt wird.') Hier enthält also eine öffent- 
liche (Synchoresis-) Urkunde eine ausdrückliche Übereignungser- 
klärung, und trotzdem soll die zareyg«pn erst später erfolgen. Dies 
vermag ich nur mit der Vermutung zu erklären, daß hinsichtlich 
alexandrinischer Grundstücke (wenigstens in dieser Zeit) die 
zaraygopı, durch das woAırızdv doyetov zu erfolgen hatte.) Daß 
man auch hierbei bloß an eine Beurkundung (und nicht etwa eine 
Eintragung) zu denken hat, geht daraus hervor, daß dieser alexan- 
drinische Urkundenkreis aus der Zeit des Augustus die deyei« 
durchwegs als beurkundende Behörden erscheinen läßt; so ist 
in B.G. U. IV ıı51r lin. 7f. von einem durch das züv ’lovdaiwor 
doysiov errichteten Testament die Rede, und in B. G. U. IV 1153 
soll laut lin. 6 durch das dinuöcıov deysiov die Kückübereignung 





kein identisches gewesen zu sein; wenigstens liegt in P.Oxy. 145 gemäß lin. 7 bereits 
eine Homologie vor, wobei an eine notarielle Urkunde und gemäß den Dar- 
legungen des Textes wohl an eine Übereignungsurkunde zu denken ist: hier wäre 
die Errichtung der xaraygapr) demnach bereits erfolgt (bezüglich der übrigen Urkunden 
freilich ist dasselbe direkt nicht ersichtlich). [Neuestens: Oxy.XIl1462,1472lin.24/5.] 

ı) Des näheren vgl. zu dieser Urkunde die völlig übereinstimmenden Aus- 
führungen bei Berger, Strafklauseln 187 f.; Somwarz, Hypothek 126f. Anm.; ARAnGIo- 
Ruiz, Osserv. sul sistema della successione legittima (Cagliari, 1913) 14 Anm. 18; 
KRELLER, Erbrechtliche Untersuchungen 80f. 

2) Anders freilich in B. G. U. IV 1127 (dazu oben 8. 194), wo der die Über- 
eignung perfizierende Akt dıa tod wis oroäg Aoyıormolov erfolgen soll: doch könnten 
betreffs der hier in Frage stehenden Goldgießerei besondere Grundsätze der städtischen 
Verwaltung gelten. Überdies gewinnt man durch die augusteischen Urkunden aus 
Abusir el mäläq den Eindruck, als ob in jenem Urkundenkreis in bezug auf Sklaven 
zoraygapn dıd TÖv dyogavoumv erforderlich gewesen wäre (B. G. U. IV 1114 
lin. ııf,, 1128 lin. ı2f., anders IV 1059). Daß im übrigen auch Synchoresisurkun- 
den als araygapal angesehen werden konnten, zeigt P.Oxy.X 1268 (dazu oben 8. 23 1f.), 
P. Eitrem 5 lin. 23£. (dazu 8. 244), [P. Freib. 8 lin. 25, 27 £.]; vgl. auch P. Hawara 238. 
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(dvrimageyaonsıg) eines zur. Sicherung eines Gläubigers mittels 
Synchoresis übertragenen Grundstücks erfolgen.') 

B. 6. U. IV 1131 Col. I bietet auch noch weitere Belehrung. 
Zunächst zeigt sie uns mal an einem konkreten Beispiel, daß 
xereygagpn und zageynonsıg keineswegs äquivalente Begriffe sind. 
Dies ergibt sich auch schon aus den bisherigen Ausführungen. So 
z.B. sind die chirographischen #«o«ywonsıg-Urkunden (B. G. U. 
II 666; P. Oxy. IV 719, IX 1200 u. a.) keine zereyoegai’) Im Fall 
von B. 6. U. IV ıı3ı Col. I ist es aber direkt zu ersehen, daß 
diese Urkunde nach Analogie der übrigen gleichzeitigen Synchoresis- 
Kaufurkunden (B. G. U. IV 1059, 1129, 1130, 1158 lin. 6f.) und 
angesichts des Umstandes, daß der Preis in lin. 27 als zepe&Acıov 
bezeichnet wird (vgl. 8. 213), zwar als zagayoeyoıg, jedoch nicht 
als zareygapyj anzusehen ist. 

- Weiterhin zeigt uns B. @. U. IV rı31 einen Fall, in welchem 
dem Käufer das Recht zugesichert wird, die z«reyg«pyj auch ein- 
seitig, ohne Beisein und Veräußerers durch das Notariat auf sich 
ausstellen lassen zu können: #£eivaı. auro (scil. dem Apollonios) 
Grearevou(evov) rod ’Isıdhgo(v) Ev roig zar[&] vilv) zereygegpn(v)‘) 
uerevevz(övrı) ygn(uerısudv) dnd rngde vng Hvyygapig [obr v7 Exvr(od) 
elz[ö]vı eig To XoAsınız(ov) dey(mov)......-- *) zig Earold) 1) wmv kur 
BovAlnteı) [övöluere)] zeraygepy(v) #74. (lin. 20f.).‘) Derartige ein- 
seitige zereygapj-Urkunden sind uns auch direkt aus Fällen be- 





ı) Daß auf die Rückübereignung dı& Önuo(olov) &gyi(ov) Gewicht gelegt wird, 
obschon die Sicherungsübereignung selbst nur mittels Synchoresis dia od Karehoyelov 
erfolgt war, deutet ebenfalls auf eine besondere Bedeutung der erstgenannten Be- 
hörde hin. Freilich muß es dahingestellt bleiben, ob dieselbe mit dem moAsızınöv 
&oyeiov in B.G.U.IV 1131 IT identisch ist, wobei namentlich zu berücksichtigen ist, 
daß es sich im vorliegenden Fall nicht um alexandrinische (städtische) Grundstücke 
handelt. Das letztgenannte Moment gilt auch bezüglich B. G. U. IV 1129 und 1130, 
wo die juristische Natur der in der Synchoresis noch in Aussicht genommenen wei- 
teren Übereignungsakte (vgl. oben $. 217 Anm. a. E.) ‚nicht klar liegt. 

2) Ob es auch wagaywensıg-Urkunden ohne Übereignungserklärung, nach 
Analogie der Kaufprotokolle und P. Rylands II 164 gegeben hat, blieb oben S. 219, 
Anm. ı dahingestellt. — [Das im Text zuletzt Gesagte ist jetzt mit den Urkunden 
in Oxy. XIV zu vergleichen, wozu s. 8. 293/4.] 

'3) Dazu vgl. oben 8. 195, Anm. 2. 

4) Scuugarr vermutet in der Ausgabe ad h. 1. in der Lücke „rrossodau“. 

5) Vgl. dazu Hypothek und Hypallagma 124— 127 und die dort insbes. 126? 
erörterten Parallelen; auch Mrırteis, Chrest, p. 290. [Parrson, Heidelb. Sitzungsbe. 
1916. 10,_9,-24".] 
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kannt, in welchen sie auf Grund vorangehender chirographischer 
Beurkundung im Wege der £xueorbonoıg vollzogen erscheinen 
(P. Grenf. II 70 — Mıtteis, Chrest. 191; P. Oxy. IX, 1208).')?) 

Die vorstehenden Ausführungen ergaben, daß man sich unter 
einer (rechtsgeschäftlichen) zereygagpy, eine öffentliche Übereignungs- 
urkunde zu denken hat und daß diese sehr wohl auch in Gestalt 
einer Kaufurkunde in Erscheinung treten konnte. Eine Kaufurkunde 
stellt (auf dem Gebiete des Immobiliar- und Sklavenverkehrs?)) 
nur dort keine zereygapn dar, wo sie den genannten Merkmalen 
entweder in inhaltlicher Beziehung (Übereignungserklärung) oder 
in formeller Hinsicht (öffentliche Urkunde) nicht entspricht.‘) 


ı) Vgl. schon Mrrreis, Chrest. Ein]. zu Nr. 19: a. E. und insbes. Jörs, Z.d. 
Bav.-St. 34, 135f., cf. auch ibid. 36, 308f. Doch scheinen solch einseitige zarayga- 
pet nicht allein bei formeller (B. G. U.IV 1131 und &xueervenoıs-Urkunden), son- 
dern auch bei inhaltlicher Spaltung des Übereignungsvorgangs möglich gewesen 
zu sein. Für letzteres spricht B.G. U.IV 1127 (dazu oben $. 194£.) mit ihrer Klausel 
in lin. 33—37, wie auch die Wahrscheinlichkeit, wonach der Hypothekenverfall ein- 
seitig beurkundet werden konnte (vgl. P. Oxy. II 373 deser.; Anz. d. Wiener Akad. 
1901, 8. 101f. und dazu Hypoth. u. Hypall. 124f., zur Beurkundung des Hypothe- 
kenverfalls vgl. oben 8. 201f.). Über die Möglichkeit einseitiger zaraygapy im all- 
gemeinen Vollstreckungsverfahren s. Jörs, a. a. 0. 36, 308f. und dazu oben 9. 237f 
— In einigen Übereignungsurkunden bezieht sich die Zusicherung, daß der Erwerber 
einseitig handeln könne, nicht auf die Errichtung der Auflassungsurkunde, sondern 
auf die Bewirkung der Eintragung, so wohl in P. Oxy. Il 273 lin. 19— 24 und insbes. 
P. Rylands II 155 lin. 15£., wo ich jedoch die Ergänzung im Anfang von lin. 17 für 
unwahrscheinlich halte. Vgl. zur Sache LewALp, Grundbuchrecht 61f. und oben 
3. 229, Anm. I. Anscheinend gehört in diesen Zusammenhang auch C.P.R. 156 
lin. 5f., wo die Ergänzung nahe liegt: [— — — — un nooodend&vre ng] üg 
AögnAlas Z|ovJegoürog (Schenkerin) negovoiag 7 ovvevdornsens(?); hat es dann im 
weiteren statt des sinnlosen [e]&egovuev nicht „[dı& 70] Evreödev“ zu heißen? (ef. e. g. 
P. Oxy. IX 1200 lin. 36, 1208 lin. 25). Das Vorliegen einer Schenkung läßt für 
die letztgenannte Urkunde das Wort ovyyWenlsıg] vermuten (vgl. oben $. 224). 
Dann aber liegen in den genannten Urkunden durchwegs Schenkungen vor, und 
zwar aus drei verschiedenen Gauen (Faijüm, Oxyrhynchos, Herakleopolis), so daß es 
möglich erscheint, daß diese Eintragungsbewilligungen eine Eigentümlichkeit dieser 
Art von Zuwendungen darstellen. Letzteres würde allerdings hinsichtlich P. Lond. III 
p. 147 lin. 1IO (wozu vgl. Lewauo, Grundbuchrecht 61) nicht zutreffen, falls diese 
Zeile — was wahrscheinlich ist — mit der vorangehenden zusammengehört: denn 
die daselbst vereinbarte Beßaiwoıg schließt das Vorliegen einer Schenkung aus 
(vgl. Homologie und Protokoll 25 und oben 8. 242, Anm. ı, o). 

2) Zu B.G. U.IV 1131 vgl. auch noch unten 8. 2741. 

3) Daß Kaufurkunden betreffs anderer Mobilien niemals unter die Vorstellung 
der zarayoaypn) fallen, s. unten $. 288f. 

4) Durch eine dieser Möglichkeiten wird zu erklären sein, daß im Briefe 
P. Oxy. 117 lin. 5/6 (IL/II. Jahrh.) das Wort sereygagp; durchstrichen und dafür 
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10. Die juristische Bedeutung der xeraygayıi. 


Nachdem im vorstehenden der Tatbestand der zerayoupı; be- 
stimmt worden ist, ist im weiteren nach ihren juristischen Wir- 
kungen zu fragen. Ist sie die unerläßliche Voraussetzung des 
Eigentumserwerbs an Grundstücken und Sklaven gewesen? war sie 
das Eigentumserwerbsgeschäft etwa im romanistischen Sinne des 
Wortes? 

Auf diese Fragen ist zumindest für die frühere Kaiserzeit 
m. E. verneinend zu antworten, wenngleich die folgenden Ausfüh- 
rungen bei der derzeitigen Lage der Quellen einen bloß hypo- 
thetischen Wert beanspruchen dürfen. 

Da die beiden Begriffsmerkmale der z«ere«ygapgn — das formale 
Moment der Öffentlichkeit und das inhaltliche der Übereignungs- 
erklärung — keineswegs zusammenzufallen brauchen, ist die juri- 
stische Bedeutung dieser beiden Momente getrennt zu würdigen. 
Im folgenden fragen wir demnach zunächst nach der Bedeutung 
der ausdrücklichen Übereignungserklärung, im nächsten Abschnitt 
(S. 262f.) nach der der öffentlichen Beurkundung. 


A) Übereignungserklärung und Preiszahlung. 


Was die ausdrückliche Übereignungserklärung betrifft, so 
neigten wir bereits im Laufe unserer bisherigen Darlegungen 
zur Ansicht, daß dieselbe zum Eigentumserwerb nicht unent- 
behrlich war. Dies haben wir sowohl bezüglich der einfachen 
Kaufprotokolle (vgl. oben 8. ı55f., 8. 169f. und 8. ı93f.) wie auch 
des Kauftypus nach Art des P. Rylands II 164 (oben 8. ı90f.) an- 
genommen: sobald der Kaufpreis entrichtet war, ging das Eigentum 
auf Grund dieser Geschäfte auch ohne ausdrückliche Übereignungs- 
urkunde auf den Käufer über. Dies ließ sich namentlich bezüglich 
der :ptolemäischen Kaufprotokolle durch eine Reihe von Indizien 
stützen.) Für die spätere Zeit ist es in dieser Hinsicht m. E. 





moäoıg eingesetzt erscheint, was sowohl zu dem im Sinne von dnagrıodijvau (lin. 7) 
liegenden Perfektmachen, wie zu der laut lin. 9/10 anscheinend noch ausstehenden 
Preiszahlung bestens passen würde. 

1) Vgl. oben 8. 155f. und dazu die nähere Ausführung Homologie und Proto- 
koll 8.47f. Dabei ist der ptolemäische Rechtssatz natürlich nicht auf die damals 
noch unbekannte Übereignungs-, sondern auf die Abstandsurkunde zu beziehen (vgl. 
8. 156f.). — Dieselbe These wurde oben 8. 163f. auch für den ptolemäischen Ver- 
steigerungskauf nachgewiesen. 


254 0 | A. B. Schwarz, XXX, 3. 


bezeichnend, daß es zum Beweis kaufweisen Eigentumserwerbs zu 
genügen scheint, bloß den Kauf und die Preiszahlung nach- 
zuweisen, ohne daß man sich ausdrücklich auf eine zareygapyn zu 
berufen brauchte. So z. B. sagt die Beklagte im Eigentumsstreit 
P. Oxy. III 486 = Miıtteis, Chrest. 59 (a’ 131) betrefis der vindi- 
zierten Grundstücke, obschon betrefis derselben eine zerapo«pr 
errichtet worden war (vgl. lin. 26, dazu oben 8. 243), in lin. 4f. 
bloß, ny60«0a — — — dardunsaoe — — — |[- mw o\vuporn- 
deiloa]v rıuyv zul Aaßovoa Tov zadjzovra ig bvijg dmuscılov yon- 
ue]rısuov, ebenso lin. 23f., zar& dnuoolovg 7Y6gaoa yanuarıouovg 
dgıduNjoaoe Tumjv zr).; [neuestens vgl. P. Oxy. XII 1470 lin. 10£.]!). 

Überhaupt pflegt man sich zum Nachweis des Eigentums- 
erwerbs häufig bloß auf den Kauf, nicht auf eine zareygapn zu 
berufen. Dies gilt z.B. für die an das Grundbuchamt gerichteten 
droygegei, in welchen mit Ausnahme von P. Oxy. X 1268 (vgl. 
oben S. 231f.) niemals ausdrücklich vom Zustandekommen der xera- 


gen die Rede ist.’) Dementsprechend erscheint auch im Diastroma- 


ı) Vgl. auch P. Giss. 8 lin. 2f., zn|v ovu]pwrndeKodev rıumv dolı$ Junges 
&6y0v TyV EC Hark zEIE0y0Rpov Ldıoyoapov, was jedoch nicht in den obigen Zu- 
sammenhang des Textes gehört, da es sich dabei um eine bloß private ne&cıs 
handelt, so daß hier von einer »areygapr; gar nicht die Rede sein könnte (oben 
8. ı51f., und bes. unten $. 264). — Sehr bezeichnend ist auch Wess. spec. 7, 8, 
wo allerdings national-ägyptisches Recht zugrunde liegt. Hier hat gemäß Wess. 
spec. 8, 11 = Mırteis, Chrest. 68 lin. 9 (a 14 n. Chr.) serayeapn stattgefunden, 
worüber uns. in Wess. spec. auch die betreffenden Kauf- und Abstandsurkunden 
erhalten sind. In seiner Eingabe Wess. spec. 7, 8 sagt jedoch der Beklagte Sata- 
bus (zum Sachverhalt s. P. M. Meyer, Festschr. f. Hirschfeld ı50f.; WıLcken, 
Arch. f. Pap.-F. 4, 408f.) zum Nachweis seines Eigentums bloß: Zavnueı oixiav — 
— — »eal rönovg Yılodg — — neg|& Kasenuovole — — — [eödox]ovong tig 
zo|öro]v yuvarsog Touodıog [zei 29E]u[mv]|(?) dic Zunodroug Tod ’Ioyveiwvolg 
»jei- [od Tovrov] viov Zaußärog ovvorlayuaroyodp|lov rHv]| moäcıy imi xuung 
Pıvaysog negövrwv Ilere|oodgo]v tod Magoısouyov xal Zoyurov tod Ileresouyov 
[rei] saraßaıov 2[#] naNngovs nv navıwv rıunv Xaıpijuovi xel ig Tourav 
nvgielag n|ei] [xgarıjocng] wegt Zus odong ueygı od Zveorörog [| (Erovg)] xrA. Bloß 
Kauf und Preiszahlung werden erwähnt und dies ist für den demotischen Rechts- 
kreis ein weiteres Indiz dafür, daß dieser Tatbestand zum Eigentumserwerb auch 
dort genügte (vgl. dazu oben 8. 159f.). [Zum Sachverhalt neuestens PLaumann, Der 
Idioslogos 44£.] 

2) Auffallend ist es, daß in den drroygagal über kaufweisen Erwerb die Preis- 
zahlung verhältnismäßig nur selten erwähnt wird, so in P. Straßb. 34 (a 180— 192) 
Preisangabe in P. Rylands II 107 (a 84), Teb. II 472 deser. (II. Jahrh.), vgl. Prer- 
SIGKE, Girowesen 396. Hingegen findet sich eine Preisangabe regelmäßig in den 
roooayysllcı und den raoddeoıg-Eingaben. 
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Fragment P. Flor. I 97 lin. 20 der kaufweise Erwerb eines Grund- 
stücks mit den Worten vermerkt, 6 9901 nyogex(vaı) zer& dmuö- 
(sıov) yonuerioudv ... modoeng (a 155).')’) Als Erwerbstitel wird 
bloß der Kauf angeführt in den Verträgen P. Lond. III 1206 p. 16 
lin. ı8£f. (a° 99 v. Chr.)’), P. Grenf. II 71 lin 13/4 (a? 244 — 248 
. n. Chr.), in den Prozeßurkunden P. Magd. 27 lin. 3 (a 218 v. Chr.), 
P. Cat. Recto Col. VI lin. g/ıo (II. Jahrh. n. Chr., s. dazu oben 


ı) Vgl. dazu Eger, Grundbuchwesen 162f., 165; LewArp, Grundbuchrecht 
18f.; zur Urkunde jüngst auch Jörs, Z. d. Sav.-St. 306, 338f. 

2) Dies führt zu der im vorliegenden Zusammenhang wichtigen Frage, ob 
und inwieweit Kaufurkunden ohne Übereignungserklärung (z. B. die agoranomischen 
Kaufprotokolle oder etwaige öffentliche Urkunden nach Art des P. Rylands II 164) 
mit dem Grundbuchmechanismus zusammenhingen? War zu ihrer Errichtung ein Znt- 
oreAuc nötig? konnte auf Grund derselben eine d&roygagpn oder zumindest eine maod- 
Yesıg erfolgen? Sollte die Antwort auf diese Fragen negativ lauten — eine sichere 
Lösung scheint mir zurzeit nicht möglich —, so hätte auf Grund solcher Kaufur- 
kunden die Dritten gegenüber stärkste dingliche Rechtsstellung allerdings nicht 
erlangt werden können, da dazu nach der von Mırreıs (Leipz. Sitzungsberichte 1910, 
255f., Grundzüge 106f.) entwickelten Hypothese Wahrung durch die BıßAroanen 
notwendig war. Dann nämlich wäre der auf Grund einer xereygapn Eingetragene 
der besser Berechtigte gewesen, und es ist leicht denkbar, daß dann die KRTEYERPN) 
— im Gegensatz zu den Kaufurkunden ohne Übereignungserklärung — bereits an 
sich als die Grundlage einer Dritten gegenüber stärkeren Rechtsstellung angesehen 
worden wäre (vgl. auch unten 8. 264f.). Dieser Vorbehalt scheint mir den Ausfüh- 
rungen des Textes gegenüber für alle Fälfe geboten: die letzteren wären dann nur 
darauf zu beziehen, daß der Rechtsübergang inter partes sich auch ohne KRTEYORPN 
hat vollziehen können. — Hat hierzu auch ein gar nicht verbriefter, rein mündlicher 
Kauf genügt? Die Frage ist schwierig, ist aber ohne Zweifel von sehr praktischer 
Tragweite gewesen, da sie in Fällen, wo der Käufer auf Grund einer mündlichen 
Kaufverabredung den Kaufpreis bezahlt hat, wo aber keinerlei Urkunde ausgestellt 
worden ist, immerzu akut werden konnte. Hat in solchen Fällen der Käufer (zu- 
mindest dem Verkäufer gegenüber) das Recht an der Sache erworben? Ich wage 
in Ermangelung direkter Zeugnisse nicht, auch dies ohne weiteres anzunehmen. Die 
Beurkundung aller Immobiliargeschäfte ist im hellenistischen Recht derart verbreitet 
gewesen, daß man allmählich ohne eine solche sich eine wirksame Verfügung über 
ein Grundstück wohl gar nicht mehr denken konnte und zumindest eine Kauf- 
urkunde unter allen Umständen gefordert haben wird. Andernfalls hätte es auch 
im Falle eines Arrhalvertrags genügt, daß der Käufer den Rest des Kaufpreises 
bezahle, um damit dem Käufer gegenüber das Recht erworben zu haben; die Arrhal- 
urkunden deuten aber keineswegs in diese Richtung. — Das hier Gesagte ist auch 
hinsichtlich des Rechtsfalles im Roman des Ühariton zu berücksichtigen (HERcHER, 
Erotici scriptores graeci), auf welchen in diesem Zusammenhang zuerst Bruns, Syr.- 
röm. Rechtsbuch $. 204 hinwies und der neuerdings von FREUNDT, Wertpapiere 
I 44f. und Prmssuem, Kauf mit fremdem Gelde 39f. erörtert worden ist: dort ist 
wohl zunächst keinerlei Urkunde ausgestellt worden. 

3) Vgl. dazu Homologie und Protokoll 50. 
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S. 243), P. Reinach 44 lin. 5f, ı3f. (Z. d. Hadrian), P. Goodsp. ı5 
lin. 6f.,8,'18/9: (a 362))); ‚ch auch Paz Io eine 
(a° 338). Ebenso ist in den Urkunden B. G. U. III 742 und II 619 
(beide II. Jahrh.), in welchen staatlichen Beschlagnahmerechten 
gegenüber privates Eigentumsrecht geltend gemacht wird, zum 
Beweis des letzteren stets nur von der av (B. G. U. 742 I lin. 2), 
vom zeroäche: und Eornodeı (B. G. U. 619 lin. 4/5, 8, 14, 21) 
die Rede.”) Demgemäß heißt es auch in P. Oxy. II 270 = Mırteis, 
Chrest. 236 (a 94), wo eine Schuldnerin ihrem Bürgen zur Siche- 
rung seines Regreßanspruchs gewisse Grundstücke übereignet, dieser 
solle mit Eintritt der Bedingung zvoue[Y]er Tov g0xauEvo[v] doov- 
0@v zig Tov Änevre ylo]ov[ov als Ev zodosng [euro yevoluevng 
(lin. 30—33). Erinnert sei auch an die dauernde Zusicherung der 
Kaufverträge aus Herakleopolis, das verkaufte Objekt sei z&d«oöv 
end TE Üllom OKGERV 3) Eregov olzouav.) . 

All dies wäre sonderbar, wenn zum Eigentumserwerb eine 
zereygepn unentbehrlich gewesen wäre: denn wenngleich Kauf- 
urkunde und xereygapy meist zusammenfallen‘), ist dies doch nicht 
immer der Fall (vgl. oben S. 245f.). In den erwähnten Fällen könnten 
freilich zum Teil leicht bloß ungenaue Redewendungen vorliegen: 
liegt es doch auch bei einer viel schärferen Trennung des ding- 
lichen Rechtsgeschäfts von seiner Kausa stets nahe, statt vom 
Eigentumserwerbsakt bloß vom Kaufe,zu reden. Aber für alle 
Fälle bleibt es m. E. bezeichnend, daß die kaufweisen ZETEYORPN- 
Urkunden in der Regel sich selbst bloß als &vj oder xo&oıg be- 
zeichnen’), ohne sich von den Kaufurkunden, die keine Über- 
eignungserklärung enthalten, terminologisch genau zu unterschei- 
den. Die beiden hätten sich angesichts der sonstigen terminolo- 
gischen Exaktheit der Papyrusurkunden wahrscheinlich viel schär- 





1) Hier wird, wohl schon im Anklang an das römische Traditionsprinzip, auch 
der Besitzerwerb besonders namhaft gemacht, vgl. unten 8. 279, Anm. 2. 

2) Vgl. dazu die Darlegungen bei Eger, Grundbuchwesen 72==75: 

3) Zur Ergänzung in 0. P. R. 6 lin. 17, vgl. oben $. 229, Anm. I a.E. 

4) Dies ist von den angeführten Fällen bezüglich P. Oxy. III 486 und P. Cat. 
R. VI sicher (vgl. oben $. 243), und auch bez. B. G. U. II 619, wo der Eigentums- 
erwerb auf Grund eines yeıpöygapor Exusuagrvonuevov bibliothekarisch gewahrten 
‚ Beschlagnahmerechten gegenüber geltend gemacht wird, wahrscheinlich, 

5) Soweit sie nicht aus besonderen Gründen die Gestalt einer TAEEAWENGLE 
oder ähnlichen Erklärung tragen, vgl. oben 8. 2r3f. und $, 241. 
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fer voneinander differenziert, als es der Fall ist, wenn der Eigen- 
 tumsübergang sich nur auf Grund einer xereygapn, nicht auch 
einer gewöhnlichen Kaufurkunde hätte vollziehen können. Aber 
erst in den byzantinischen Übereignungsurkunden tritt das zere- 
yodgpeıw als ein besonderes Moment zur Verkaufserklärung hinzu 
(vgl. oben 8. 235, 245 und unten $, 262). Daß ein diesbezügliches 
Bedürfnis sich nicht schon früher geltend machte, muß m. E. zu- 
mindest davor warnen, die z0reygegpn der ersten kaiserzeitlichen 
Jahrhunderte auf Grund einer dem romanistischen dinglichen 
_ Rechtsgeschäft entsprechenden Vorstellungsweise zu bewerten. 

Wenn dem aber so ist, so entsteht die Frage, worin dann 
die Bedeutung der ausdrücklichen Übereignungserklärung gelegen 
ist? Meines Erachtens darin, daß sie unbedingt, von allen außer- 
halb ihrer selbst liegenden Voraussetzungen unabhängig zum Eigen- 
tumserwerb führte. Ohne eine derartige Urkunde ist der Käufer 
nur durch Entrichtung des Kaufpreises zum Eigentümer geworden 
(vgl. oben 8. 156). Ist ihm hingegen eine solche ausgestellt worden, 
so hat er kraft der darin enthaltenen Übereignungserklärung das 
Eigentum.erworben, ohne daß es dabei auf die tatsächliche Ent- 
richtung des Kaufpreises angekommen wäre, ohne daß dieser Um- 
stand von ihm hätte bewiesen werden müssen oder sein Mangel 
ihm entgegengehalten werden können.‘) 

Nun ist ja freilich in den kaufweisen Übereignungsurkunden 
in der Regel eine Kaufpreisquittung enthalten: sie sind grundsätz- 
lich als Barkaufsurkunden stilisiert (vgl. oben 8. 171, 197). Aber 
nicht diese Preisquittung, sondern die Übereignungserklärung ist 
das den Eigentumsübergang bewirkende Moment: die erstere ist 
vom Gesichtspunkt dieser Rechtswirkung ohne wesentliche Bedeutung. 

‘ Auch in der bisherigen Literatur ist schon oftmals angenommen 
‚worden, daß die Kaufpreisquittung eine fiktive sein konnte. Das 
Eigentum ist in solchen Fällen m. E. nichtsdestoweniger über- 
gegangen. Andernfalls wäre die Anfügung der Übereignungsklausel, 
die Zusicherung des xgereiv zei »vousder ohne Sinn und in sehr 
bedenklichem Widerspruch zum Willen der Parteien gewesen: diese 
hätten dann vielmehr zu einer Urkunde nach Art des P. Rylands 
11164 greifen müssen. Bezeichnend ist für das Gesagte die Quittung 





ı) [Hierzu jetzt insbes. Parrscn, Heidelb. Sitzb. 1916. ı0. 8. 8f., ı3£., 
vgl. unten $. 2gıf.] 
Abhandl. d. S- Akademie d. Wissensch., phil.-hist. Kl. XXXT, ıır. . 17 
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P. Cairo Preis. 43 = P. Oxy. II 306 descr. aus dem Jahre 59 n. Chr. 
(vgl. oben $. 244), welche die Begleichung einer über den Kaufpreis 
eines Grundstücks errichteten Darlehensurkunde betrifft und die 
Schlußklausel trägt: u) &errovusvo(v) roö Tobgyovlos] &v ın Ebano- 
kovdodon zo Avrıpdvelı PBleBeısosı ng Ny0gu0ev x0g adrod ollx|les] 
drododdwg ij eig adrd(v) yeyovvig zarlayolepi- Ebenso scheint 
im Fall der Diagraphe P. Eitrem 5 aus d. J. 154 n. Chr. (vgl. 
oben 8. 244f.) die xereyo«yy mittels einer Synchoresis schon vor 
der vollen Preiszahlung erfolgt zu sein. In diesen Fällen gewinnt 
man den Eindruck, daß die »«reygapyj; trotz der ausstehenden 
Preiszahlung bereits wirksam geworden, mithin das Eigentum über- 
gegangen war.')”) 

Aber selbst die bloße Anfügung einer, wenn auch unter Um- 
ständen nur fiktiven Preisquittung scheint für den Eintritt des 
Übereignungseffekts ohne Bedeutung gewesen zu sein. Für die 
älteren Urkunden kann dies überhaupt keinem Zweifel unterliegen: 
denn im ptolemäischen Material pflegen weder die Kaufprotokolle, 
noch die Abstandsurkunden eine Preisquittung aufzuweisen. Da nun 
die Abstandsurkunde in der Regel erst nach der Preiszahlung er- 
richtet wurde und sie das definitive Erlöschen aller Ansprüche 
des Verkäufers bezweckte (vgl. oben 8. 156f.), so zeigt dies, daß 
eine Preisquittung für den Eintritt dieser Wirkung unerheblich war 
und die letztere von der Tatsache der Preiszahlung unabhängig, aus- 
schließlich auf Grund der in der „un &xeieboeotha“-Klausel gelegenen 
Willenserklärung eingetreten ist. Da kann bezüglich der in späterer 
Zeit an deren Stelle aufgekommenen Übereignungserklärung (vgl. 
oben $. 197f.) schwerlich etwas anderes angenommen werden. 

Die Preisquittung ist nur dadurch zu einem regelmäßigen 
Bestandteil der späteren Kaufurkunden geworden, daß das Kauf- 
geschäft als solches (z. B. das alte Kaufprotokoll) erst nach der, 
Preiszahlung das Eigentum gab und es daher mit dem Aufkommen 
der Übereignungsurkunden nahe lag, diese Voraussetzung in ihnen 
als gegeben hinzustellen. Wie wenig jedoch dies eine Notwendigkeit 
war, zeigt die uoPorgasie eines Schiffes in der Diagraphe P. Lond. 
II p. 163f. (a 212), die zwar keine Kauf-xeraygegnj, aber immerhin 
ein vollständiges Analogon einer solchen darstellt: hier erscheint 


ı) Ähnliches dürfte auch hinsichtlich P. Fay. 100 gelten, dazu oben 8. 245. 
2) Wohlim Sinne des oben Ausgeführten auch schon FrEUNDT, Wertpapiere I 46. 
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der Kaufpreis nur teilweise entrichtet und quittiert, das ‚xgureiv 
»ei wugudeıw aber nichtsdestoweniger zugesichert (vgl. oben 8. 197).") 

Eine gute Analogie für diese Rolle der Preisquittung in den 
Kauf-zereygapei bieten die schuldaufhebenden #e0lAv6ıs-Urkunden, 
die im vorangehenden Kapitel untersucht worden sind (S. 98f.). 
Ihre dispositive Kraft lag im Anspruchsverzicht (un Emweisboeoteı) 
des Gläubigers, der in der Regel mit einer Bestätigung des dxeyeır, 
als dem normalen Anlaß der Schuldaufhebung, verbunden war: da 
nun eine derartige Urkunde die Schuldaufhebung ohne Rücksicht 
auf die Tatsache der Leistung zur Folge hatte, konnte das än£ysır- 
Bekenntnis dabei sehr wohl auch ein fiktives sein und ebenso 
auch ganz wegbleiben, wie z.B.B.G.U.IV 1160 und P. Rylands II 
180 es zeigen (vgl. oben $. ı15f.). Ganz so war m. E. das Verhältnis 
der Preisquittung zur Übereignungsklausel in den ern: 
kunden geartet. 

Wenn demnach in der heutigen Doktrin allgemein gelehrt wird, 
der gräko-ägyptische Kauf sei Barkauf gewesen, so ist darunter 
zweierlei zu verstehen: daß es einen obligatorischen Anspruch 
auf den Kaufpreis nach. Art der römischen actio venditi nicht 
gegeben hat (vgl. oben 8. 157°, 8.192 und 8. 196)’) und — worin 





1) Vgl. dazu auch die Diagraphe, P. Lond. II 317 p. 209 (a 156), welche 
die Zahlung des Kaufpreisrestes eines mAoiov bescheinigt. - 

2) Bezeichnend ist hierfür auch der oben S. ı1ı5, Anm. 3 bereits erwähnte 
Umstand, daß die recht zahlreichen Quittungsscheine über die Entrichtung des Kauf- 
preises — soweit nicht über diesen, wie z. B. im Fall des P. Cairo Preis. 43, eine 
Schuldurkunde errichtet wurde — niemals eine „un &meAedoeodaı“-Klausel aufweisen: 
denn einen Anspruch, das Recht auf ein &vxeAsiv bezüglich der rıun) hat es überhaupt 
nicht gegeben. An derartigen Quittungen vgl. etwa (unter Hinzurechnung solcher, 
die Mobiliarkäufe betreffen, da für letztere in dieser Hinsicht das gleiche Prinzip 
gilt): P. Lond. III 890 p. 168, 1164 (i) p. 165£.; B.G.U.I1 541, wie auch die 
Diagraphai P. Gen. 22, P. Straßb. 19, P. Amh. 95 Col. II, P. Eitrem 5, P. Lips. 5 
Col. II. Kein Gegenargument bietet m. E. B. G. U. IV 1146 lin. 7£.: da liegt bloß 
eine ungenaue Ausdrucksweise eines einen Kaufpreis betreffenden Schuldversprechens 
vor, vgl. Mırreis, Grundzüge 187? (vgl. oben 8. 36, 8.197, Anm. 3). Andere Prin- 
zipien galten hingegen für den Lieferungskauf, ef. P. Reinach 7 (vgl. oben 8. ı6f., 
124£.); P.Oxy.X 1320 deser.; so handelt es sich auch in P. Magd. 26 und wohl auch 
in P. Lips. 29 lin. 14 f£ — dazu Mırtris, Grundz. 176! — um Lieferungskäufe. 
Zweifelhaft P. Lond. II 287 p. 202. 

Sehr wichtig für das im Text Gesagte ist eine Reihe Fönklisbhor Kaiserreskripte, 
die dem nicht befriedigten Verkäufer die rei vindicatio absprechen und ihn auf die 
obligatorische actio venditi verweisen, jetzt erörtert bei Pringsneım, Kauf mit frem- 
dem Gelde 5ıf. Vgl. an solchen: Cod. Just. 3, 32, 12; 4, 38, 8; 4, 49, 1, 2 pr., 6; 
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gewissermaßen ein Korrelat des eben Gesagten liegt, — daß der 
Übergang des verkauften Rechts grundsätzlich von der Entrichtung 
des Preises bedingt war.') Aus diesem Grunde hat man eine Über- 
eignungsurkunde normalerweise erst nach der Preiszahlung aus- 
gestellt und sie in der Kaiserzeit fast immer mit einer Preisquittung 
versehen. Jedoch dürfen auf Grund jener These zwei Dinge nicht 
angenommen werden. Einerseits als ob für den Abschluß eines 
Kaufvertrags die Entrichtung des Kaufpreises oder für die Gültigkeit 
einer Kaufurkunde die Quittierung desselben unentbehrlich gewesen 
wäre: die alten Kaufprotokolle und Kaufurkunden wie P. Rylands 
II 164 und P. Lond. III p. 163£. (vorhin S. 258), welche die Preiszah- 
lung ausdrücklich in die Zukunft hinausschieben, ergeben mit aller 
Deutlichkeit das Gegenteil. Andererseits aber wäre es ebenso ver- 
fehlt, annehmen zu wollen, daß eine Eigentumsübertragung ohne 
Entrichtung des Kaufpreises sich nicht hat vollziehen können: 
ebenso wie die alten Abstandsurkunden, in welchen von der Preis- 
zahlung überhaupt keine Rede ist, unabhängig von dieser die Rechts- 
stellung des Käufers zu einer unanfechtbaren machten, so hat auch 
die zereygagpy der späteren Zeit das Eigentum schlechthin gegeben, 
dessen Übergang von der kausalen Voraussetzung unabhängig herbei- 
geführt.‘) Demnach konnte die Kauf-zereygapy (mit fiktiver Preis- 
quittung) nicht nur auf Grund eines Kaufes, sondern auch anderer 
Kausalverhältnisse verwendet werden‘): sie war abstrakter, oder 
richtiger gesagt fiktiver Verwendung fähig. Sie ist in dieser Hin- 


cf. auch 4, 38, 12,1; 4,54,3. Dieselben stellen sich nicht nur, indem sie das Eigen- 
tum auf den Käufer auf Grund der Tradition auch ohne Preiszahlung übergehen lassen, 
sondern ebenso auch, indem sie dem Verkäufer einen obligatorischen Anspruch 
auf den Preis gewähren, zur östlichen Rechtsanschauung in deutlichen Gegensatz. 

ı) Hierzu jetzt vor allem das Buch von Prinesuem, Der Kauf mit fremdem 
Gelde. Aus hellenistischen Rechtsvorschriften gelangt dieser Grundsatz zum Aus- 
druck in P. Hal. ı lin. 253f. (vgl.-oben 8. 156, 8. 189, Anm. 2) und P. Teb, Is 
lin. 80/1. 

2) Auf Fälle, in welchen es trotz ausstehender Preiszahlung zur Errichtung 
einer xareygapy kam, wird m. E. das „fidem emptoris sequi“ in Inst. 2, 1, 4ri.f., 
und D. ı8, 1, 19 auch zu beziehen sein; dazu EnECCERUS, Rechtsgeschäft I, 250f.; 
Mırteis, Röm. Priv.-R. 1 185°! und jetzt vor allem Prinesueım, Kauf mit fremdem 
Gelde 65 f., 70£., 87 f., bes. 88. Denn wo eine xaraygapn) errichtet wurde, dort 
ging nach hellenistischer Anschauung das Eigentum ohne Hinblick auf die Preis- 
zahlung über. 

3) Vgl. z.B. oben 8. 212, Anm. 3 betreffs der datio in solutum; hinsichtlich 
der Schenkung 8. 242, Anm. 3. 
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sicht auch materiell der römischen Manzipation vergleichbar, aut 
welche sie von den späteren Glossaren bezogen wird‘): auch 
zieser war das Barkaufsformular eigentümlich, ohne daß ihr Über- 
eignungseffekt nach heute herrschender Ansicht von der effek- 
tiven Entrichtung des Preises abhängig gewesen wäre”), wodurch 
auch sie im Ergebnis zu einem abstrakten Übereignungsgeschäft 
wurde.?) 

Die hiermit entwickelten Vermutungen haben in bezug auf das 
Verhältnis der zareygapr zum zugrunde liegenden Kauf und zur 
Preiszahlung zu einer Anschauung geführt, die mit dem oben 
S. 156f. betreffs der ptolemäischen Abstandsurkunde gewonnenen 
Ergebnis theoretisch aufs engste verwandt ist. Bei dieser prin- 
ipiellen Gleichart igkeit darf aber die sehr erhebliche Verschieden- 
heit in der praktischen Verwendung nicht aus dem Auge ver- 
loren werden. Die alte Abstandsurkunde war im Verhältnis zum 
vorangehenden Kaufprotokoll eine durchaus sekundäre Erscheinung: 
ihre akzessorische Natur, in der Regel bloß zur Festigung der 
bereits auf Grund der Kaufurkunde und der Preiszahlung erlangten 
Rechtsstellung zu dienen, war äußerlich wie innerlich deutlich er- 
kennbar (vgl. oben S. ı55f.)‘) Eine derartige Rolle ist hinsichtlich 





ı) Das ist von GrApenwırz, Einf. i. d. Papyruskunde 54 f., 104 f. bemerkt 
worden; vgl. auch PArrscn, Gött. gel. Anz. 1910, 753 f., Z. f. Handelsr. 70, 465£. 
[jetzt Heidelb. Sitzb. 1916. 10, 8. gf., 21£.]; Mırreis, Grdz. 178. 

2) Daß auch hierbei nicht die Nennung des Kaufpreises das entscheidende 
Moment gewesen sein mochte, wird von PArrscH, Dem. Pap. Hauswaldt S. ı7* 
Anm. 3 angedeutet. — Zum Verhältnis der Manzipation zur Preiszahlung s. zuletzt 
PRINGsHEM a. a. 0. 58£., 63 f. und die dort Angeführten. 

3) Aus der abstrakten Natur der xarayoapn folgt, daß dieselbe auch zugunsten 
einer Person wirksam errichtet werden konnte, die am Abschluß des Kausalgeschäfts 
nicht beteiligt war; so z. B. heißt es in den alexandrinischen Synchoreseis, in welchen 
sich der Erwerber die Errichtung einer Übereignungsurkunde zusagen läßt, stets, 
dieselbe solle auf seinen Namen 5) oig 2&v ovvrdoon errichtet werden, cf. B. G. U. 
IV 1127 lin. 8 (8. ı94f.), 1129 lin. 9 (8. 206f.), 1131 lin. 49/50 (8. 250, 274), 
1158 lin. 6; [dazu jetzt P.Oxy. XII 1470 lin. 13; cf. auch Reinach 44 lin. 14/5]. — 
Cod. Just. 4, 50, 4 (Aurelio Cyrillo) dürfte sich zu der hier vermuteten hellenisti- 
. schen Anschauung in Gegensatz stellen: nach römischem Rechtssatz entscheidet die 
Tradition und nicht die Urkunde. 

4) Es ist eine offene Frage, die sich bei der Dürftigkeit der Quellen (Belege 
s. oben 8. 227, Anm. ı) zur Zeit nicht austragen läßt, was man in der Ptolemäerzeit 
unter x«reygagpyj verstanden hat. Aber ich bin aus Gründen, die sich aus den Dar- 
legungen oben 8. 155f. ergeben, weit davon entfernt, sie ohne weiteres auf die Ab- 
standsurkunde zu beziehen; auch Wess. spec. 8, ıı lin. 9/10 ist keineswegs in sol» 


\ 
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der späteren zuraygepj in der Praxis völlig in den Hintergrund 
getreten. Den in manchen Gebieten aus der Ptolemäerzeit er- 
haltenen Kaufprotokollen gegenüber mochte sie auch jetzt noch 
praktisch erscheinen (vgl. oben 8. 168f.). Im übrigen aber ist man 
in der Regel sofort zur Errichtung einer Übereignungsurkunde ge- 
schritten, die Eigentumsübertragung ist durch sie herbeigeführt 
worden, Kaufurkunden ohne Übereignungserklärung wurden immer 
mehr zur Seltenheit. Da mochte es nahe liegen, daß die aus- 
drückliche Übereignungsurkunde allmählich in der Tat zur 
unentbehrlichen Übereignungsform wurde.‘) Wann und in 
welchen Übergängen dies geschehen, läßt sich auf Grund unserer Ur- 
kunden nicht bestimmen (vgl. unten 8. 276f.). Aber ein Indiz dafür, 
daß eine derartige Entwicklung vor sich gegangen ist, mag in den 
byzantinischen Übereignungsurkunden erblickt werden, in welchen 
neben der Verkaufserkjärung das Moment des zarayodgeır stets be- 
sonders verbrieft wird (oben 8. 235, 245, 257): in diesem ständigen 
„Ouodopei wergerevar zei xerayeygugpnzevar“ dürfte wohl der Grund- 
satz zum Ausdruck gelangen, daß der Kauf die Übereignung jetzt 
nur mehr in Verbindung mit einer z«r«yoa«gpn herbeiführen konnte.?) 


B) Öffentliche und private Übereignungsurkunden. 


8) Die Minder- 1 1 1 1 . 
Be a) Hier ist auf die Frage zurückzukommen, von welcher unsere 


a mag ganze Betrachtung ausgegangen war: inwieweit war auf dem Ge- 
biete der Grundstücks- und Sklavenübereignung die öffentliche Be- 
urkundung von juristischer Bedeutung? warum ist für die Vor- 
stellung der zerayoapn das Moment der Publizität wesentlich 
gewesen? Beim derzeitigen Quellenstand lassen sich bezüglich 
dieser Fragen nur hypothetische Lösungen erzielen. 

Ein Teil der auf 8. 148f. gruppierten Erscheinungen und der 
an dieselben sich knüpfenden Fragen (3. ı51f.) erscheint allerdings 
durch die vorstehenden Ausführungen in zweifelsfreier Weise er- 





chem Sinne einzuschränken Der im obigen dargelegte xarayo«pn-Begritf hat sich 
jedenfalls erst in der frühesten Kaiserzeit herausgestaltet (vgl. 8. 275). 

ı) [Hierzu jetzt Parrscn, Heidelb. Sitzb. 1916. ro. 8. 2ıf. und dazu unten 
8. 293.] 

2) Die Erwähnung des saraygdpeıv fehlt in byzantinischen Kaufverträgen nur 
‚selten, so in den noch frühen B. G. U. IV 1049 (a 342), III 917 (a° 348) und in 
1319 (VII. Jahrh.?). An Literatur vgl. hierzu Freunvr, Wertpapiere 17 5£.; Parrsom, 
-2. f. Handelsrecht 70, 463f.; Frrrarı, I docum. greci medioevali 136f. 
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klärt. Soweit eine private Urkunde — wie z.B. P. Rylands II 164 
(8. 190f.) — bloß eine Verkaufs-, aber keine Übereignungserklärung 
- enthielt, lag das Bedürfnis vor, dieselbe in inhaltlicher Beziehung 
zu ergänzen und ihr eine Übereignungsurkunde (z«raygagpı)) nach- 
folgen zu lassen. Insoferne also lagen Fälle inhaltlicher Spal- 
tung vor (s. oben 8. ı52f. und 8. 187f.) Hier fragt es sich nur, 
weswegen es von Belang war, daß die Übereignungsurkunde selbst 
öffentlich verbrieft werde und inwieweit eine private Übereignungs- 
urkunde, die sich von der öffentlichen zataygapn allein in der 
Form unterschied, als minderwertig angesehen wurde? 

Als ausgeschlossen muß es erscheinen, daß eine solche schlecht- 
hin unwirksam gewesen sein soll. Daran kann angesichts der großen 
Menge chirographischer Übereignungsurkunden, der Tatsache, daß 
man sich auf solche zu berufen pflegte, ohne sie auch nur als 
dednuoowuive zu bezeichnen (z.B. P. Teb. 11 489 deser., dazu oben 
S. 20; P. Par. 17 lin. 6, 16; P. Giss. 8 lin. 3/4, des näheren dazu 
unten $. 264) gar nicht gedacht werden. Auch müßten sonst die 
privaten Übereignungsurkunden den Verkäufer zur Errichtung einer 
öffentlichen ganz anders verpflichten, als sie es tun: in der Regel 
aber tun sie dies ausdrücklich überhaupt nicht (vgl. S. 192f., 247), 
soweit es dennoch geschieht, bloß für den Fall, daß der Käufer 
es wünschen sollte (P. Rylands II 163 lin. 13, P. Oxy.IX 1208 lin. 24: 
Öayvine. &iv eigjj; O. P. R. 198 lin. 11: ömöre 7dv you ovrdoı (GvV- 
td&ag?), vgl. S. 149; cf. B.G. U. 1 50 lin. 7f.: BovAowerng 00V xere- 
yoapijvar todro xer& dmuosilolus [zenuler[ıo]uoös). Unentbehrlich 
kann demnach die öffentliche Urkunde dem Käufer nicht gewesen 
sein und es kann keinesfalls von der Unwirksamkeit, sondern bloß 
von der Minderwertigkeit privater Übereignungsurkunden die 
Rede sein: diese jedoch kann angesichts der auf 8. 148 f. erwähnten 
Belege gar nicht in Zweifel gezogen werden. Worin hat nun die- 
selbe bestanden? 

Daran kann hierbei nicht gedacht werden, daß die vorhin 
S. 257f. dargelegte Wirkung der Übereignungsurkunden, den Eigen- 
tumsübergang mit abstrakter Kraft, von allen kausalen Voraus- 
setzungen (namentlich der Preiszahlung) unabhängig zu bewirken, 
durch eine private Urkunde nicht habe erzielt werden können. 
Dies erscheint deswegen ausgeschlossen, da der Inhalt der pri- 
vaten und öffentlichen Übereignungsurkunden völlig identisch ist: 
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jene enthalten die übliche Zusicherung des uneingeschränkten 
»gereiv acı xugiedew regelmäßig ebenso wie diese‘), und angesichts 
der diesbezüglichen Präzision der Urkundenformulare kann hin- 
sichtlich der damit erzielten Wirkungen unmöglich ein Unterschied 
angenommen werden. Im Verhältnis zwischen den Parteien 
hat die private Übereignungsurkunde ebenso gewirkt wie eine 
öffentliche. Es liegt daher nahe zu fragen, ob ihre Minderwertig- 
keit sich nicht im Verhältnis Dritten gegenüber geäußert hat? 

In dieser Hinsicht zeigte sich schon mehrmals die Neigung, bei 
' der Lösung unserer Frage davon auszugehen, daß durch schlichte 
Cheirographa getroffene Verfügungen im Grundbuch nicht gewahrt 
werden konnten.) Letzteres ist seit jeher deswegen angenommen 
worden, da Cheirographa ohne vorangehendes ZwioreAue errichtet 
worden sind, die uns erhaltenen &«xoygagai sich nur auf Onudowoı 
zgnuerıowoi berufen”), ferner auf Grund quellenmäßiger Belege, wie 
B.G@. U.150, C.P.R. 198 und P. Oxy. I 237 IV lin. 39, VII lin. 35. 
Es ist bereits oben (8. 151£.) bemerkt worden, daß diese Anschauung 
auch durch die Eingabe P. Giss. 8 = Mırreis, Chrest. 206 (a’ 119 
n. Chr.), wo lin. 6f. von einer dxoygegn auf Grund eines Kauf- 
cheirographon die Rede ist, keineswegs widerlegt wird: letzteres 
kann nämlich, zumal es dem Petenten in dieser Hinsicht auf prä- 
zise Angaben gar nicht ankam und er über das Nähere auch gar - 
nicht unterrichtet zu sein brauchte, sehr wohl ein X&00Y90por 
dednuocıwuevov gewesen sein‘); inwieweit es auf Grund eines sol- 
chen zu einer Eintragung kommen konnte, soll unten (8. 271£.) noch 
zur Sprache gelangen. Überdies aber bietet der P. Giss. 8 für das 
Gesagte auch ein direktes Indiz: der Umstand, daß der Petent, 
der ja selbst ebenfalls nur auf Grund eines Cheirographon ge- _ 
kauft hatte (lin. 3/4), es mit der “oygegyij anscheinend gar nicht 
versucht hat und von der &soygagr) eines andern erst durch dessen 





ı) Vgl. oben 8. ı70£ 

2) Vgl. dazu zuletzt Mrrreis, Grundzüge 98, 108; Russırro, Bull. dell’ ist. 
21, 264f., 294f., daran anknüpfend RABEL, 2. d. Sav.-St. 32, 424 und PaArrschH, 
Arch. f. Pap.-F. 5, 493; Jörs, Z. d. Sav.-St. 34, 140f. 

3) In vielen droygagpal freilich wird die Natur der Erwerbsurkunde überhaupt 
nicht angegeben, vgl. z.B. P. Teb. II 323. P. Oxy. IX 1199 beruft sich auf ein 
1E100y90poV Erusuuprvgnu£vov, was einem Önuosıog yenuerısuog gleichsteht. 

4) Vgl. insbes. die Argumente von JöRs, Z. d. Sav.-St. 34, 141?, wo auch 
weitere Literaturangaben, 


Bi; 
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Absicht, das Grundstück weiterzuveräußern, Kenntnis erlangt, deutet . 
dahin, daß er auf Grund seines nicht registrierten Handscheins 
eine Eintragung gar nicht zu erlangen vermochte; der seinige 
scheint nämlich in der Tat unregistriert gewesen zu sein, andern- 
falls würde er denselben in seiner Eingabe zweifellos als dednuo- 
Sımuevov und nicht bloß als idıöygaporv bezeichnen (lin. 4).) — 
Ein wichtiges Argument für das hier Ausgeführte bietet neuerdings 
auch der P. Rylands II 163, dazu unten $. 268f,, 270.) 

Daß die BıßAıo9Yan auf Grund einfacher Cheirographa keine 
aroygagpai entgegenzunehmen pflegte, erklärt sich durch den Um- 
stand, daß dieselben den Kontrollmaßnahmen öffentlicher Be- 
urkundung nicht unterworfen und daß sie von geringerer Be- 
weiskraft waren. Damit aber scheint der Vorzug der bibliothe- 
karischen Rechtswahrung bloß öffentlichen Urkunden vorbehalten. 
Hinsichtlich der Frage, worin derselbe bestand, wird m. E. dem 
derzeitigen Bilde der Quellen am ehesten die von Mrrreis ent- 
wickelte Hypothese gerecht. Die Eintragung war nicht eine un- 
entbehrliche Voraussetzung des Rechtserwerbs selbst, aber das 
eingetragene Recht ging jedem nicht eingetragenen vor, der einge- 
tragene Berechtigte war Dritten gegenüber der stärkere, die Ein- 
tragung verlieh das relativ stärkste Recht.”) Eine derartige Rechts- 
stellung konnte auf Grund einer einfachen Privaturkunde. nicht, 
nur auf Grund einer Öffentlichen (oder allenfalls einer registrierten‘) 
Urkunde erworben werden. Bei dieser Sachlage mußte es aber 
nahe liegen, diese stärkere oder schwächere Wirkung bereits auf 
die Urkunde selbst zu projizieren, das auf Grund einer privaten 
Urkunde erworbene Recht schon an sich als ein schwächeres an- 
zusehen, als ein solches, welches einer jeden, wenngleich späteren, 
jedoch mittels einer öffentlichen Urkunde getroffenen Verfügung 
nachstehen mußte. Namentlich eine in wenigen faijümer Kauf- 
 verträgen begegnende Klausel ließe sich als Stütze einer derartigen 
Vermutung anführen. In der im yoageiov zu Karanis errichteten 


ı) Vgl. dazu oben $. 18, Anm. 2 a. E. und 8. 22. 
2) Eine von der hier erörterten völlig verschiedene Frage ist die nach der 
Verwahrung von Cheirographa in der BıßAuodnun Eyarnoewv im Anschluß an eine 
&xuegrüonoıg gemäß P. Oxy. IX 1208 lin. 5, wozu vgl. Jörs a. a. O. 130f. 
3) Vgl. Mırteıs, Sitz.-Ber. d. sächs. Ges. d, Wiss. 1910, 255f., Grundzüge 107. 
4) Dazu weiter unten S. 271f. 


266 A. B. Schwarz, [XXXI, 3. 


Kaufhomologie P. Lond. Il 154 p. 1ı78f. (a 68) wird seitens des 
Verkäufers in bezug auf das verkaufte Grundstück die Gewähr- 
leistung zugesagt und dabei in lin. ı3 versichert, dasselbe sei [u] 
Öregvroxsueon unde mgoe&nALorgiwugvn dia undevog doyslov; ebenso 
werden in der Garantieklausel der Kaufhomologie C. P. R. 223 die 
veräußerten Grundstücke als un!) nAAorgıwusva Eregoıg dı@ undevög 
deysiov bezeichnet. Es wird mittels dieser Wendungen die Garantie 
dafür übernommen, daß bezüglich des veräußerten Grundstücks dı@ 
undevög deysiov, d. h. durch keinerlei Behörde — worunter vor 
allem die Notariate zu verstehen sind”) — irgendwelche Verfügung 
getroffen worden sei.) Daraus ist zu schließen, daß der Erwerber 
einer derartigen Garantie nur für den Fall bedurfte, daß seinem 
Recht derartige, dı& rov «oysio» getroffene Verfügungen entgegen- 
stehen sollten: sollten Verfügungen ohne die Mitwirkung irgend 
eines deyeiov, also bloß privat getroffen worden sein, so konnten sie 
ihm, der mittels einer öffentlichen Urkunde erwarb, obschon sie 
älter waren, offenbar doch nicht gefährlich werden.‘) Hierzu würde 
es gut passen, wenn im Arrhalvertrag B. G. U. II 446 = Mırreis, 
Chrest. 257 (vgl. 8. 188/9) das Versprechen des Arrhaempfängers in 
lin. 14/5 „serapodabeı (sc. re Ördoyovra) — — — |— — — zeFage 
end dnluociov H idıorıxo© xdı unzov wergausva umde Öroreld]euueve 
dio ..[.. .“ nach Eczr’s Vermutung gemäß der hier erörterten 
Klausel „dı& underog doeyeiov“ zu ergänzen sein sollte’); auch dies 
würde besagen, daß die Wirkung der z«reyo«gpn, d.h. der seitens 
des Verkäufers zu errichtenden öffentlichen Übereignungsurkunde 
nur durch dı& ro» doeyeinv vorgenommene Veräußerungen oder 
Verpfändungen beeinträchtigt werden konnte. Mit der hier ent- 





ı) Dies Wort ist wohl im unvollkommen gelesenen Fragment zu ergänzen. 

2) Vgl. oben $. 250 zum alexandrinischen moAırınöv, Ömuooıov und röv ’Iovdaiov 
&eysiov; cf. Mırteis, Grundz. 60, Chrest. S. 225 Anm. zu Nr. 205 lin. 15. 

3) Vgl. Eger, Grundbuchwesen 204f. 

4) Das im obigen erörterte „dia umdsvög &eyslov“ bietet eine Parallele zu dem 
„dir Tod Bißliopviaxlov‘“ der bekannten maed#eoıs-Eingaben (vgl. dazu Mirtreis, 
Grundz. 108/9). Jedoch das &eysiov auch in den hier erörterten Stellen allein auf 
die BıßAuodnan Eyarnoeov zu beziehen, ist m. E. weder terminologisch, noch sachlich 
zulässig: denn der Erwerber bedurfte wohl einer Garantie auch solchen seinem 
Rechte entgegenstehenden Verfügungen gegenüber, die zwar Öffentlich, jedoch — 
was immerhin vorgekommen sein mag — ohne Mitwirkung der Bibliothek getroffen 
worden sind. 

5) Eger, Grundbuchwesen 204. 
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wickelten Vermutung wäre aber hinsichtlich der juristischen Be- 
deutung der zurayoeprj ein neues Moment gewonnen: diese hätte 
nämlich dann kraft ihrer Publizität die relativ stärkste ding- 
liche Rechtsstellung gegeben, bzw. wäre sie zur Erlangung 
derselben (auf dem Wege grundbücherlicher Wahrung) geeignet ge- 
wesen.') Die xerayoagpy; erzeugte demnach sowohl im Innenverhält- 
nis zwischen den Parteien wie auch Dritten gegenüber die stärk- 
sten Wirkungen: inter partes bewirkte sie zufolge ihrer Übereig- 
nungserklärung den Eigentumsübergang mit abstrakter Kraft (oben 
S. 257f.), Dritten gegenüber wirkte sie zufolge ihrer Publizität mit 
gesteigerter Dinglichkeit. Ob und inwieweit freilich diese letztere 
Wirkung wenigstens ursprünglich bloß in einer günstigeren Beweis- 
lage gelegen ist, inwieweit sich diesbezüglich eine Entwicklung in 
der Richtung einer materiell gearteten Rechtswirkung vollzogen 
hat, sind Fragen, die sich beim gegenwärtigen Quellenstand hier, 
ebenso wie in betreff der Grundbucheinrichtung, nicht mit Sicher- 
heit austragen lassen (vgl. jedoch unten 8. 297).?)*) 

Daß aber die hier ausgeführte Vermutung, die freilich in den 
Urkunden nur sehr schwache Stützpunkte findet, ein wirklich 
lebendiger Gedanke des Rechtslebens gewesen sein mag, ergibt 
m.E.auch das Leoninische Pfandprivileg, C.J.8,17 (18), ıı (a'472): 
das in einem instrumentum publicum oder quasi publicum bestellte 
Pfandrecht geht dem in einer Privaturkunde (idiochirum) bestellten 
vor, auch wenn es jüngeren Datums ist. Der Gedanke ist völlig 
derselbe, den wir eben für die Papyri vermuteten: er wird wohl, 





ı) Daß der hier entwickelte Vorzug der Publizität vielleicht bloß öffentlichen 
Übereignungsurkunden zukam, und daß öffentliche Veräußerungsurkunden ohne 
Übereignungserklärung, wie z.B. die agoranomischen Kaufprotokolle (dazu 8. 168 f.) 
der bibliothekarischen Wahrung möglicherweise nicht zugänglich waren und dem- 

"zufolge wohl auch der im obigen erörterten Wirkungen entbehrten, ist bereits oben 
S. 255, Anm. 2 in Erwägung gezogen worden. 

2) Vgl. in dieser Hinsicht besonders Rasen, Z. d. Sav.-St. 32, 42 5/6. 

3) Wie sich nunmehr der Rechtserwerb auf Grund einer öffentlichen Urkunde 
mit und ohne bibliothekarische Rechtswahrung zueinander verhielt, ist auf Grund 
des überaus dürftigen Quellenstandes nicht zu bestimmen. Die Ausführung des Textes 
wollte nur die Vermutung aussprechen, daß eine öffentliche Urkunde im Verhältnis 

.zu-einer privaten eine relativ stärkere Rechtsstellung gegeben haben mag. Mit einer 
solehen Möglichkeit hat auch Mırrris gerechnet, indem er, Grundzüge 84, eine der- 
artige Funktion der dyuooloo:g mit in Erwägung gezogen hat, vgl. oben S.14, Anm.3, 
dazu’in betreff der Wirkung der Önuooiwoıg s. jedoch unten 8. 271f. 
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) 
b) Gründe für 
bloß private Be- 
urkundung der 
Übereignung. 


wie so vieles andere der byzantinischen Entwicklung, der Praxis 
des Ostens entlehnt sein. 

Zu beachten ist auch eine Äußerung des Dio Chrysostomus, 
or. XXXI p. 326, vgl. unten $. 296. 


b) Wenn aber private Urkunden in der Tat nur eine derart 
schwächere dingliche Wirkung zu bieten vermochten und Gefahr 
liefen,. durch eine nachfolgende öffentliche Verfügung entwertet zu 
werden, so fragt es sich, wieso derartige private Urkunden trotzdem 
so verbreitet waren, wie es die Zahl der erhaltenen Belege an- 
nehmen läßt? 

Da die privaten Urkunden, wie gesagt, keineswegs unwirksam 
waren, sondern bloß den öffentlichen gegenüber zurücktreten mußten, 
muß damit gerechnet werden, daß man sie häufig, bloß um die 
mit der öffentlichen Beurkundung verbundenen Kosten zu ersparen‘), 
wenigstens provisorisch vorgezogen hat. 

Wichtiger ist und zumindest ein Teil unserer Beispiele ist 
zweifellos auf diese Weise zu erklären, daß der Errichtung einer 
öffentlichen Urkunde unter Umständen juristische Hindernisse im 
Wege standen. In dieser Hinsicht ist bekannt, daß bei korrektem 


 Geschäftsgang eine öffentliche Urkunde nur auf Grund eines eniotarua 


errichtet werden konnte, dieses aber nur dann erteilt worden ist, 
wenn der Verfügende selbst eingetragen und sein Recht im Grund- 
buch auf keine die freie Verfügung einschränkende Weise belastet 
gewesen ist. War dem anders, so mußte man sich mit einer 
privaten Urkunde begnügen. 

Hierdurch erklärt sich wohl B.G.U.I 50, wozu vgl.oben S. 247 
und weiter unten 8. 273. 

Lehrreich ist in dieser Beziehung ferner das einen Grund- 
stückskauf betreffende Cheirographon P. Rylands II 163 aus Hermu- 
polis (a°139 n. Chr.): 


[Eoueios Auoyevovg .2.2222.22.2.... lol. . .] Eguomorsirn[s] dvaygapousvog in 
dupodov IlöAzws Aıßös i 

re EN ÄE R E wer nvollov 708 alölrng mereog Alov Avuundyov yei- 
(ge). ÖuoAoyb mengenetvar 001 and j 

[vis Eveorwong Musgag zig Tov inav]ra xoövolv] zyv ündeyovoav uoı meotegov 
“Eouopilov Osouovdıog dv 177) 


ı) Vgl. Lewaro, Grundbuchrecht 673, 
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I et En Boah m. Jos xAngov yig naroınındg dvaırirov &oovonv 
Klav Muıov Oydo- 
T ‚ 1 ‚ ’ 
5 0», NS ylroves nadng Ex Gvupmvov Um]|nyogsvoev vorov "Eoutov 'Eouopliov Boggi 
Toiavog &öelpod [Elenogi- _ Ei 
[Aov OTNMDTOV .eneeeeee aöe]pod Tod a(droD) "Epuogiiov Außög vAmaovounv 
AnvAklov IIoAlovog, , 
[rung Ts moög AAilovg avvne]parnuevng Coyvolov dgayuov tereanoclav dydo- 
NKOVTE 
[ös no airodı Aneoyov nagaygii]uc bild] xeıods 2E oikov, elvaı 6} eo) 68 kai rodg 
NEOR 600 mV Tav- 
Lens #vgelev xl »gdensıv yow]usvovs ui olxovouoüvrug neol wurig au” dv div 
aionjodeı Toomov 
ı0[rüs Peßeıwoewg dia mavrdg moi 2E]exnoAovdovong, mAnv ei un, Tov Errehsvoouevov 
To Euß Övöuerı 
[N Er&gov tivög Övöuer dpıs)dvev us adrdv negayojue idioıg uov Avalmuaoı TÜV 
[re dnuosiov zei Zmlı[ulsoılou]ör zöV Evmooodev yodvav ueygı 100 dveorürog Y 
(Erovs 
[xei aörod Toü y (Frovg) ö]vrov moög 68 vv Bvovukvnv, nal Örnvixe div eionj Kvolco 
‚Önuooio 
E x ni 5. e en [4 R) ’ N ‚ \ 2 k} [4 ; 
[xenueriouß die] rav Ev "Eouov nölsı deysiov vol drrolso vd Tüg Zvnzioewg Imiorahu 
15 |noooAaußdvovrög]| upv ümto reAöv ig dmd Toü Eeuopllov eig Zus xaraygapis 
dgayuig TEo- 
[segdnovre. 7 m]eäsız zvgla &s &v dmuocin doysin naraneynoısuevn, Hv nal &edö- 
[unv co dısonv (?) #]|adaoav dmo dAsipados zei dmıyoapäs. (Erovg) y Adrongd- 
tooog Kadoagog 
_ [Tirov Aiklov "Adouevo]ö ’Avrovivov Zeßaorov Evosßovg Tüßı &. Nelov "HoaxAnov 
ee (Zweite Hand) “E]oueiog Aıoyevovg mwengana vol dneyw nadng mrod- 
Kıraı Tv Tıumv 
[zei &voico!) meo]|sArußdvav züg Tod deyvolov dgayua&s TEoGEg«xoVTE. 


In diesem Cheirographon erklärt Hermaios eine Parzelle Ka- 
tökenlandes, die vor ihm dem Hermophilos gehört hatte, um 
480 Drachmen zu verkaufen: auch die x»gdrmcıs und xvoei« wird 
dem Käufer zugesagt und die üblichen Garantien werden über- 
nommen. Daran anknüpfend verspricht er, auf Wunsch des Käufers 
durch die doyei« von Hermupolis eine öffentliche Urkunde zu er- 
richten und das &xioreiue der PıßAıodn#n beizubringen, wobei der 
Käufer für die Kosten der vom Namen des Voreigentümers Hermo- 
philos auf den des Hermaios vorzunehmenden zereyoapn diesem 
noch weitere 40 Drachmen zu leisten habe. Demnach hatte der 
Hermaios das Grundstück von Hermophilos ohne x«reygagpr, d.h. 
— im Sinne der obigen Ausführungen (8. 234f.) — ohne öffentliche 
Übereignungsurkunde erworben. Infolgedessen aber konnte er nicht 





ı) Wäre nicht, falls die Lücke dafür ausreicht, x«rayodıyo vorzuziehen ? 
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ins Grundbuch eingetragen werden, und demzufolge kann er jetzt 
das Grundstück nur in Gestalt einer privaten Urkunde weiterver- 
äußern. Für den Fall, daß der Käufer auf Errichtung einer öffent- 
lichen Urkunde Gewicht legen sollte, wäre es unvermeidlich, daß 
der Verkäufer nachträglich noch eine zareyo«gpn von seinem eigenen 
Veräußerer erwirke, um daraufhin seine eigene dxoygagn beim 
Grundbuch nachholen und ein &rxioreiu« zur Weiterveräußerung 
erlangen zu können. An dieser zereygayn hat jedoch er selbst 
gar kein Interesse mehr, da er ja das Grundstück mittels Cheiro- 
graphon nunmehr bereits weiterverkauft hat: deswegen soll die 
Kosten dieser posthumen zereyo«yy der Käufer aufbringen, in 
dessen Interesse allein sie erfolgt. 

Diese Urkunde zeigt wieder in besonders deutlicher Weise, 
wie sehr man darauf Gewicht legte, daß die Grundstücksübereig- 
nung in einer öffentlichen Urkunde erfolge. Sie bestätigt auch 
die Anschauung, daß nur eine öffentliche Urkunde als zereyoagr an- 
gesehen wurde (vgl. oben S. 236f. und 8. 246f.), da ja eine private 
Veräußerung zwischen Hermophilos und Hermaios wohl vor sich 
gegangen ist, die zareygapn hingegen erst jetzt in Aussicht ge- 
nommen wird. Damit stützt aber dieser Papyrus auch unsere An- 
nahme (oben 8. 253f., 263f.), wonach das Eigentum (wenigstens inter 
partes) auch ohne zereyoapy; überging, da ja der verkaufende Her- 
maios trotz Ausbleibens der zaraygayı; als Eigentümer und zur 
Weiterveräußerung legitimiert gegolten haben muß; zugleich sehen 
wir aber neuerdings, daß eine Wahrung beim Grundbuch nur auf. 
Grund einer öffentlichen (oder allenfalls einer öffentlich registrier- 
ten, 8. 8. 271f.) Urkunde erfolgen konnte, da einstweilen der Her- 
maios noch nicht in der Lage ist, ein &xioreAue der Bıßuodnen 
zu erwirken (vgl. vorhin 8. 2641f.). 

Eine hübsche Parallele zu dieser Urkunde bietet das von PLav- 
MANN veröffentlichte kleine Berliner Fragment P. Berol. 11644, aus 
der Zeit des Markus oder später (Arch. f. Pap.-F. 6, 177). Es ist der 
Anfang einer an den Archidikastes gerichteten Eingabe, mittels 
welcher eine Frau durch ihren Mann um die Önuooiocıg des 
Cheirographons bittet, durch welches ihre Voreigentümerin (zg0xr7- 
role) erworben hatte.‘) Auch hier wird Wert darauf gelegt, daß der 


1) Vgl. dazu Puaumann a. a. 0. 176. 
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private Erwerbstitel eines Auktors den Charakter der Publizität 
erlange. Über den konkreten Zweck läßt sich aus der abgebrocherien 
Urkunde nichts Näheres vermuten. 


c) Die eben erwähnte Urkunde leitet zur letzten in diesem « 4Anosiusı 
Zusammenhang zu erörternden Frage über: inwieweit die dnuo- ersten 
oia6ı5 privater Immobiliarverfügungen die Errichtung einer öffent- 
lichen Urkunde zu ersetzen imstande war? 

Folgendes dürfte hierbei zu erwägen sein. 

Zur dyuociocıg einer Übereignungsurkunde ist ein eniotahuc 
der BıßAuodnsn zweifellos nicht erforderlich gewesen: dafür gibt 
es gar keine Spur, in keinem der zahlreichen Aktenstücke, welche 
sich auf die ‚dnuooiocıg privater Immobilarverfügungen beziehen, 
ist von einer Zustimmung des Grundbuchamtes oder auch nur von 
einer Bezugnahme auf den Stand des Grundbuchs etwas zu ersehen. 
Folglich konnte es zur dyuooiucıg einer privaten Immobiliarver- 
fügung auch in Fällen kommen, in welchen ein &xioraiue gar nicht 
zu erlangen war, wo also die Errichtung einer öffentlichen Urkunde 
nicht möglich gewesen wäre, z. B. wo der Verfügende nicht ein- 
getragen oder in der Verfügung laut des Grundbuchstandes be- 
schränkt war. 

Andererseits aber war auf Grund eines yeıodyoa«pov dednuooıw- 
uevov eine Wahrung in der ßıßAodnzn trotzdem möglich: falls wir 
in P. Giss. 8 lin. 8 an ein solches zu denken haben (vgl. oben 8. 264.), 
wäre dieselbe dort kraft &xoygeyr des Käufers erfolgt, und das 
Aktenstück P. Oxy. IX 1200 (a° 266) zeigt uns die #g06pGvn615 einer 
dnuocimcıg, wobei die Käuferin unter Beilegung des ganzen dnuo- 
sinsıc-Bescheids den Archidikastes um die zg06pWrnoıg an die 
Bıßluopurazeg bittet, die daraufhin auch verfügt wird.‘) Die Beweg- 
gründe dieser letzteren Erscheinung, namentlich weswegen der 
Petent nach erlangter dnuociwoıg sich nicht direkt an die PıßAo- 
dan wenden konnte und der schwerfälligen Vermittlung des Archi- 
dikastes bedurfte, liegen noch nicht klar.) Doch wie dem auch sei, 





ı) Vgl. hierzu Mıtreis, Z. d. Sav.-St. 33, 641; Lewauo ibid. 630f.; WENGER, 
Krit. Vierteljahrschrift 1912, 557f.; P. M. Meyer, Hamb. Pap. p. 140! und neuestens 
Griech. Texte $. ı8f.; Jörs, Z. d. Sav.-St. 34, 125°, 140. Parallelen: P.S.J. 174 
und B.G. U. III 825, woßin:lin. 13 von Praumann die Lesung meo[s]parndHvaı 

- verifiziert wurde. [Neuestens hinzugekommen P. Oxy. XII 1475 (a° 267).] 
2) Dabei läßt es jedoch P. Oxzy. IX 1200 trotz der zweimaligen Adressierung 
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jedenfalls mußte die BıßAıodrj«n, nachdem sie von der vollzogenen 
dnuociocıg Kenntnis erlangte, in eine Prüfung der Frage eintreten, 
ob die bibliothekarische Wahrung angebracht ist, was sich ver- 
mutlich nach denjenigen Gesichtspunkten entschied, die bei Er- 
richtung einer öffentlichen Urkunde maßgebend waren. Soweit die 
Eintragung daraufhin erfolgte, trat natürlich völlig dieselbe Rechts- 
lage ein, wie im Falle der Eintragung auf Grund einer öffentlichen 
Urkunde. Ob aber die Voraussetzungen hierfür gegeben waren, das 
stand allein auf Grund des Vorliegens einer der dyuocinoıg “unter- 
zogenen Privaturkunde noch keineswegs fest.) Deswegen scheint 
mir die Annahme begründet, daß im Kreise der Immobiliarver- 
fügungen ein yeıodyoapov deömuocımuegvov an sich einen gleich- 
wertigen Ersatz für eine öffentliche Urkunde zu bieten nicht ver- 
mochte. Die dnuooiwcıg hat, soweit sie den Beweiswert einer Privat- 
‚ urkunde überhaupt zu steigern imstande war (vgl. oben 8. 27£.), 
dies natürlich auch bezüglich der Immobiliarverfügungen bewirkt, 
und überdies bot sie- den Vorteil, daß sie — soweit hierfür die 
sonstigen Voraussetzungen gegeben waren — einer grundbücher- 
lichen Eintragung als Grundlage dienen und damit die Wirkungen 
öffentlicher Übereignungsurkunden herbeiführen konnte. Mit Hin- 
blick auf diese bedingte Möglichkeit, konnten Gesuche um die 
Inwooiocıg von Immobiliarverfügungen sehr wohl damit motiviert 
werden, #005 70 uevew To ind vüg dopalsiag dizcıe bg dad Önuo- 
6iov ygnuerıauoo (P. Lips. ro Col. II lin. 26f., P. Oxy. IX 1200 lin. 
50f.). Aber trotz dieser anscheinend stereotypen Klausel scheint 
mir gerade in diesem Punkt die entwickelte Reserve geboten und 
solange der in diesem Punkt äußerst dürftige Quellenstand uns 
nicht eines Besseren belehrt, die in dieser Abhandlung bezüglich 





an den Archidikastes (lin. 5f. und 9f.) nicht als ausgeschlossen erscheinen, daß es 
sich hierbei bloß um eine Form handelt; [in Oxy. XII 1475 jedoch sind die beiden 
Gesuche deutlich kurz nacheinander eingereicht worden; vgl. Lewaro a.a. QO.]. 

ı) Ob die Voraussetzungen der Eintragung gegeben waren, wurde freilich auch 
im Falle einer &nwoyoapn auf Grund einer öffentlichen Urkunde geprüft, wie es die 
ünoygopel der BıßltopvAexes unter mehreren anoygapel zeigen (dazu vgl. Eger, 
Grundbuchwesen 145f.). In der Mehrzahl derselben liegt jedoch nicht rechtsgeschäft- 
licher Erwerb, sondern Erbgang vor. Denn im Falle rechtsgeschäftlichen Erwerbs 
mußte bei korrektem Geschäftsgang die Rechtmäßigkeit des Erwerbs bereits durch 
das rioreAue gesichert erscheinen. — Im Gegensatz’ zür dnwoolwoıg bedurfte die 
Exuegrvonsıg der Voraussetzungen öffentlicher Beurkundung und erzeugte die Wir- 
kungen derselben: insoferne war durch diese der Erwerber günstiger gestellt. 
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der früher betrachteten Geschäftsarten verfolgte These, wonach 
die dnuosiocıg in jeder Hinsicht die materiell-juristischen Wir- 
kungen öffentlicher Urkunden erzeugte, für die vorliegende Ge- 
schäftsart nicht das Wahrscheinlichste zu sein.') 

Ein Indiz für diese Anschauung dürfte B.G.U.Iszo — Mırteis, 
Chrest. 205 abgeben (dazu bereits oben 8. 247). Hier konnte infolge 
der im Grundbuch eingetragenen Belastungen keine öffentliche 
Urkunde errichtet werden; trotzdem ist es zur Önuooimcıg der 
chirographischen Kaufurkunde gekommen. Das XE06y09apov dedn- 
wooıonuEvov. bietet aber für eine öffentliche Übereignungsurkunde 
keinen Ersatz, weswegen seitens des Verkäufers die Bereinigung 
des Grundbuchs und die Errichtung einer KRTEYEPN KaT& Imuooiovg 
1Qnuerıouodg versprochen wird.’) 

Bezeichnend ist es ferner, daß die chirographischen Übereig- 
nungsurkunden sich nicht durchwegs — wie z. B. die privaten 
Exekutivurkunden es tun — mit einer Onuooiwcıs-Klausel begnügen, 
sondern in ihnen daneben bisweilen auch noch die Errichtung einer 
öffentlichen Urkunde in Aussicht gestellt wird (C.P.R. 198, P. Rylands 
II 163). Auch dies zeigt, daß die Vornahme der dyuocincıs da 
nicht ohne weiteres als Ersatz der öffentlichen Beurkundung ge- 
golten haben kann.*)‘) 





ı) Man denke nur an die Möglichkeit, daß betreffs einer chirographischen 
Verfügung an einem Grundstück die dnuociwsıg vollzogen und nachher eine ent- 
gegenstehende notarielle Verfügung in der PıßAıo9an gewahrt wird. Da wird man 
es bei aller Unsicherheit dieser Fragen einstweilen doch als wahrscheinlicher ansehen, 
daß die letztere der ersteren vorging. Es sei denn, daß von der dnuocincıs an 
Immobiliarverfügungen die Grundbuchbehörde (etwa im Wege der meoopuunsıs) 
stets verständigt werden mußte und die dnuooiwoıg vorher nicht als perfekt galt. 
Wäre dem so, so wäre die im Text erwogene Schwierigkeit behoben und die These 
dieser Schrift in betreff der dnuociwo:g ganz glatt erwiesen. Doch bieten uns die 
Quellen für eine derartige Annahme zurzeit keine Anhaltspunkte. 

2) Nicht in diesen Zusammenhang würde freilich die Urkunde in dem weniger 
‚wahrscheinlichen Fall gehören, wenn das registrierte Kaufcheirographon eine Kauf- 
urkunde ohne Übereignungserklärung gewesen sein sollte (vgl. oben 8. 247f.). 

3) In der Mehrzahl der chirographischen Übereignungsurkunden findet sich 
freilich bloß eine dnuooiworg-Klausel (s. oben S. 8, Anm. I—5). Dies werden Fälle 
sein, in welchen der Errichtung einer x«raeygapn ein juristisches Hindernis nicht im 
Wege stand und in welchen die Erlangung der grundbücherlichen Eintragung bereits 
auf Grund der bloßen dnyuooiwoıg zu erwarten war. 

4) Ähnliches liegt freilich auch in der Quittung B. G. U. I'260 (8. oben 
S. 78£.) vor: doch war dort die dnwooiwcıg weniger praktisch als die Neubeurkun- 
dung (s. 8. 82, Anm. 2). 
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Im vorstehenden sind wir zum Ergebnis gelangt, daß die 
zaraygayı) keine unentbehrliche Voraussetzung des Rechtserwerbs 
gewesen ist. Dies ist sowohl hinsichtlich der ausdrücklichen Über- 
eignungserklärung, wie der öffentlichen Beurkundung aufs höchste 
wahrscheinlich geworden. Dasselbe läßt sich — wie nun noch 
bemerkt werden soll — auch für andere besondere Gestaltungen 
der xereyoapj nachweisen.‘) Namentlich gilt dies betreffs der 
zorayoagpi) Hk Tod worsırınod doyelov iM B. 6. U. IV ı131, die uns 
schon oben $. 250f. beschäftigt hat. In der ersten Kolumne dieses 
Papyrus wird: seitens des Isidoros dem Apollonios in einer Syn- . 
choresisurkunde das xg«reiv zci #ugiebew an der Hälfte des Grund- 
stücks zugesichert, das der Isidoros der ‘Mutter des Apollonios 
verkauft hatte, und diesem bis zu einem bestimmten Termine die 
zereygegN Hık TOD noAeırınod dgyslov zugesagt. Die zweite Kolumne 
des Papyrus enthält eine gleichzeitig (s. Col. I. lin. 28/9) abge- 
gebene chirographische Erklärung des Erwerbers Apollonios an 
den Verkäufer Isidoros.’) In derselben wird am Schluß (lin. 54f.) 
eine Vertragsstrafe vereinbart und an diese folgende Exekutions- 
abrede angefügt: 

tig nod£ewg yewou(dung) &x ve mov. 10U0« . QV (...) TövY wor 
dvrav .... yonl.Jasl-H]lutsovs weolo(vs) .] aerrov neda- 
1:0 &y diang. 


"Diese Abrede richtet sich gegen den Aussteller des Cheirographon, 


den Erwerber Apollonios. Der Text ist leider überaus schlecht 
erhalten, so daß es nicht ohne Bedenken ist, aus demselben. Fol- 
gerungen abzuleiten. Immerhin gewinnt man den Eindruck, daß 
dem Isidoros hier die Vollstreckung in die Person und das Ver- 
mögen des Apollonios und zugleich in das Auıov uEgog zuge- 
sichert wird, welches wohl auf das vom Apollonios erworbene 
halbe Grundstück, dessen Preis laut lin. 26 schon bezahlt worden 
war, hinsichtlich dessen aber die zareygagn die“ Tod noAsırızod 
&oyeiov erst erfolgen sollte, bezogen werden muß. Dies würde dahin 
deuten, daß diese Hälfte trotz der noch ausstehenden zETaygRgPNj 


1) In betreff der rechtsgeschäftlichen xaraygapn im Vollstreckungsverfahren 
wurde diese Möglichkeit oben $. 239f. in Betracht gezogen. 

2) Bezüglich ihres leider noch keineswegs geklärten, wenngleich sehr anregen- 
den Inhalts vgl. SchusArt, Arch f. Pap.-F. 5, 72°; Scuwarz, Hypoth. u. Hypall. 
126f. Anm.; Kreuver, Erbrechtliche Untersuchungen 81; [Rauer, Baseler Pap. 39]. 
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bereits als aus dem Vermögen des Verkäufers ausgeschieden, in das 
des Erwerbers übergegangen und somit zur Vollstreckungsmasse 
des letzteren gehörig angesehen wurde. ‘) Damit aber wäre auch für 
diesen besonderen Fall der zaraygepi erwiesen, daß der Rechts- 
erwerb wenigstens in mancher Hinsicht auch ohne dieselbe hat 
von statten gehen können. Worin freilich die Juristische Bedeu- 
tung der zereygapn did tod KoAsırızov &oyeiov des vorliegenden 
Falles gelegen ist, muß zurzeit dahingestellt bleiben. 


Nach alledem hätte man sich den Werdegang der gräko- 
ägyptischen Übereignungsurkunde auf folgende Weise zu denken. 
In Griechenland wurde das. verkaufte Recht durch den Kauf und 
die Preiszahlung erworben (8. ı55f. und 194). Dieser Satz gilt auch 
für die griechischen Kaufprotokolle der Ptolemäerzeit (8.155f, 193£.). 
Doch pflegte neben denselben der Verkäufer nach der Preiszahlung 
auch noch eine Abstandserklärung abzugeben, in welcher er an- 
erkannte, in betreff der Sache keinerlei weitere Ansprüche zu 
haben ($. 154). Kraft einer derartigen Erklärung sind die An- 
‚sprüche des Veräußerers von allen kausalen Voraussetzungen un- 
abhängig zum Erlöschen gelangt (8.156f, 261) und demnach ver- 
mochte eine solche den Rechtsübergang auch selbständig zu be- 
wirken (8. 154, 211). Im Laufe der weiteren Entwicklung ist der 
Schwerpunkt des Geschäftsvorgangs immer mehr auf diese letz- 
tere Urkunde übergegangen, wobei diese das vorangehende Kauf- 
protokoll. allmählich aufgesogen und dadurch ihren Charakter 
einigermaßen verändert hat. Sie selbst hat nun die Verkauts- 
erklärung zum Ausdruck gebracht (6uoAoyei wengaxevaı), sie selbst 

wurde dementsprechend Kauf (sv, xg&6ıg) genannt (8.185, 203f.), 
wobei an Stelle des früheren Anspruchsverzichts immer mehr die 
positive Zusicherung des vollen Herrschaftsrechts (zgdrmsıg zei 
zugıeie) zum juristischen Schwerpunkt dieses Urkundentyps wurde 
(8. 197£f.). Auf diese Weise ist spätestens mit dem Beginn der 
Kaiserzeit zunächst in Unterägypten ($. 168f.) die Übereignungs- 
urkunde aufgekommen. Eine öffentliche Übereignungsurkunde 
nennt man jetzt zaraygapn (S. 234f... Dieselbe wurde meist in 


ı) Mit dieser letzteren Wirkung hatte Mırreis, Leipz. Sitz.-Ber. 62, 2561 auch 
hinsichtlich des schwächeren, bloß inter partes wirksamen Rechtserwerbs (ohne 


bibliothekarische Wahrung) gerechnet. 
18* 


Zusammen- 
fassung. 
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Gestalt einer Kaufurkunde mit Übereignungserklärung, nur in be- 
sonderen Fällen — insbesondere wo der Übereignung kein Kauf, 
sondern ein anderes Kausalverhältnis zugrundelag — in Gestalt 
einer xeoey&beysıg- oder ähnlichen Abtretungsurkunde verbrieft 
(8. 212£., 241f.). In der überwiegenden Mehrzahl der Fälle ist jetzt 
die Eigentumsübertragung an Grundstücken und Sklaven unmittel- 
bar durch eine derartige zereygagı) bewirkt worden. Einer solchen 
einheitlichen Beurkundung der Übereignung gegenüber ist es jetzt 
zu einer Spaltung dieses Vorgangs nur dort gekommen, wo man 
aus besonderen Gründen, insbesondere wegen noch ausstehender 
Preiszahlung (8. 188f.) einstweilen bloß den Kauf, aber keine Über- 
eignungserklärung verbriefte oder wo man die letztere bloß privat 
verbriefen und die Errichtung der öffentlichen Urkunde auf einen 
späteren Zeitpunkt hinausschieben wollte oder mußte (S. 246f., 
262f.). Doch scheint die zereygepy in derartigen Fällen zunächst 
auch jetzt noch keine unentbehrliche Voraussetzung des Rechts- 
erwerbs gewesen zu sein (8.192f., 253f., 262f., 274f.). Nur hatte sie 
den Vorteil, daß sie kraft ihrer Übereignungserklärung den Rechts- 
übergang zwischen den Parteien von den kausalen Voraussetzun- 
gen unabhängig mit dem Effekt eines abstrakten Anerkenntnisses 
bewirkt (8. 257£.), kraft ihrer Publizität Dritten gegenüber die 
relativ stärkste Rechtsstellung gegeben hat (S. 265f.): sie gab nach 
innen wie nach außen die größte Sicherheit. Diesem Rechtszustand 
liegen sowohl hinsichtlich des Übereignungsgeschäfts, wie des 
Bigentumsrechts von den romanistischen Vorstellungen abweichende 
Anschauungen zugrunde: dort keine condicio sine qua non des 
Rechtserwerbs, sondern bloß der Vorteil abstrakt gearteter Wir- 
kung, hier nicht das absolute und ausschließliche Herrschaftsrecht, 
sondern Abstufungen stärkerer und schwächerer Herrschaftsrechte.') 
Doch scheint dieser Rechtszustand mit der Zeit sich geändert und 
eine Annäherung an romanistische Vorstellungen sich vollzogen 
zu haben, indem die xereyo«yn allmählich zur unentbehrlichen Vor- 
aussetzung des Eigentumserwerbs wurde. Bei diesem Entwick- 
lungsgang mag die ständige Praxis der Notare, das Interesse an 
der grundbücherlichen Rechtswahrung, die vermutlich eine KOTRYORN 





ı) Vgl. in dieser Hinsicht auch Homologie und Protokoll 54' und neuestens 
Primwesnkm, Der Kauf mit fremdem Gelde 2? und 48. 
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zur Voraussetzung hatte, vielleicht auch das am Institut der Ver- 
kehrssteuer liegende fiskalische Interesse beeinflussend mitgewirkt 
haben, ohne daß sich die zeitlichen Etappen dieses Werdeganges 
des genaueren bestimmen ließen. In byzantinischer Zeit scheint 
derselbe jedenfalls abgeschlossen zu sein (8. 257, 8. 262), und dies 
macht es erklärlich, daß die späteren Glossare zareyo«pr) mit man- 
cipatio übersetzen (8. 261).‘) 

Alles in allem lassen sich in diesem Werdegang drei Ent- 
wicklungsphasen auseinanderhalten, die im großen und ganzen mit 


ı) Ein in der ganzen obigen Betrachtung der Übereignungslehre nicht er 
örtertes Problem ist es, inwieweit der Rechtserwerb vom Rechte des Vormanns ab- 
hängig war, inwieweit der gutgläubige Erwerb geschützt wurde (dazu vgl. Mrrreis, 
Grundzüge 107f., 110) und inwieweit dem Erwerber gegenüber Rechte Dritter geltend 
gemacht werden konnten? In diesen Beziehungen bietet uns das ägyptische Urkun- 
denmaterial keine genügenden Aufschlüsse. Nur hinsichtlich der letztgenannten 
Frage sei auf die Fälle hingewiesen, in welchen wir Drittberechtigte ihr Recht dem 
Erwerber gegenüber durch amtliche Zustellung wahren sehen. Das deutlichste Bei- 
spiel dafür bietet das in P. Oxy. IX 1203 lin. 5/7 (Ende des I. Jahrh.) erwähnte 
dieoroAıx6v (vgl. dazu Wenger, Krit. VJSchr. 1912, 559 f.; Lewaro, Z. d. Sav.-St. 
"33, 632f.). Auf ähnliches könnte man auch die in B. 6. U. IV ıı31 Col. II lin. 54 
erwähnte dıaoroA(n) beziehen (vgl. Hypoth. u. Hypall. 118°, 126f. Anm. und oben 
S. 250f., 274f. % der Verkäufer Isidoros soll unter Umständen die zugesagte #aer«yoapn 
die Tod moAsırızoü deyslov (vgl. oben 8. 250) statt auf den Käufer Apollonios, der in 
diesem Fall seinen Preisanteil zurückempfangen soll (lin. 51/2), auf den Ammonios 
vollziehen können, ohne daß hiergegen eine moögxAncıg oder eine dinoroAn zulässig 
sein solle (das mo[osp&geiv] in lin. 53 ist sicher unhaltbar). Unsicher bleibt, ob man 
hierbei an eine Verwahrung gegen den Veräußerer (Isidoros) oder den Erwerber 
(Ammonios) zu denken hat. Das erstere, nicht das letztere scheint in P. Oxy. X 1270 
(a° 159 n.Chr.) vorzuliegen (dazu Lewaro, Vierteljahrschr. f. Soz. u. Wirtsch.-G. 12, 
475). Möglicherweise gehört in die hier erörterte Erscheinungsgruppe auch die in 
B.G6. U.III 742 Col. I Fr. A. lin. ı erwähnte uerddocıg. Die behördliche Zustellung 
von Willenserklärungen — teils durch Vermittlung des Archidikastes, teils direkt 
durch den Strategen — wird neuerdings in den Papyrusurkunden in sehr verschie- 
denen Beziehungen erkennbar (vgl. oben $. 56, Anm. 3; dazu neuerdings auch noch 
P. Rylands IT 117) und würde eine zusammenfassende Betrachtung erheischen. Eine 
andere Art der Rechtswahrung einem dritten Erwerber gegenüber zeigt P. Giss. 8, 
wozu oben $. 151/2, 264. 

‘ In diesem Zusammenhang sei auch noch auf eine Reihe römischer Kaiser- 
‚reskripte hingewiesen, in welchen hervorgehoben wird, daß man zufolge einer Ver- 
fügung durch einen Nichtberechtigten sein Recht nicht verlieren kann. Der Gedanke 
liegt nahe, daß diese Äußerungen sich gegen hellenistische Rechtsgedanken richten, 
laut welcher das römische Prinzip des derivativen Rechtserwerbs „nemo plus iuris 
ad alium transferre potest quam ipse habet“ in dieser Schroffheit nicht gegolten hat. 
- Vgl. Cod. Just. 3, 32, 3 pr.; 4 51,1, 2, 4, 5, 6; 7, 26, 1; 7, 27, 2.— Vgl. zu diesem 
Fragenkreis auch noch unten $. 290/T. 
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den Epochen zusammenfallen dürften, die wir als ptolemäische, 
römische und byzantinische bezeichnen. 

In der ersten liegt der Schwerpunkt der Übereignung -durch- 
aus auf dem aus dem altgriechischen Recht überkommenen Kauf- 
protokoll. Soweit es neben diesem noch zur Errichtung einer 
Abstandserklärung kommt, ist diese neben dem Barkauf mit aller 
Deutlichkeit rein akzessorischer Natur, mit dem Charakter und 
den Wirkungen eines bloßen Anerkenntnisses. 

In der zweiten Phase wird das alte Kaufinstrument“immer 
mehr durch die aus. einer Verschmelzung des Kaufs und der Ab- 
standserklärung hervorgegangene öffentliche Übereignungsurkunde, 
die zereygagpn verdrängt. Die Rechtsübertragung wird jetzt fast 
immer durch eine solche vollzogen. Aber unentbehrlich ist sie zu 
diesem Zweck zunächst auch jetzt nicht geworden und soweit ein 
Kauf ohne eine xzerayocpn zustandekommt und vollzogen wird, 
kommt ihr daneben auch jetzt nur die Bedeutung eines Aner- 
kenntnisses, bzw. eines den dinglichen Effekt steigernden Publizi- 
tätsaktes zu. Aber die Fälle derartiger Spaltungen werden immer 
seltener. 

Aus dieser ständigen, Jahrhunderte währenden Praxis heraus ' 
ist die xaraygapr, in der dritten Phase das Übereignungsgeschäft 
schlechthin geworden, ohne das eine Eigentumsübertragung jetzt 
gar nicht mehr möglich war und das insoferne seiner Funktion 
nach der römischen Manzipation entspricht. 

Konfrontieren wir das im Laufe unserer Untersuchung ge- 
wonnene Ergebnis mit den Anschauungen, die in der neueren 
papyrologischen Doktrin herrschend geworden sind, so liegt der 
Gegensatz vor allem in einer verschiedenen Bewertung der ptole- 
mäischen Ausgangspunkte. Kauf und Abstandserklärung spalten 
sich dort nicht nach Art eines obligatorischen Verpflichtungs- und 
eines dinglichen Vollzugsgeschäfts, vielmehr geht das Eigentum 
schon auf Grund des Kaufs und der Preiszahlung über. Dieser 
Grundsatz bleibt auch für die spätere Entwicklung ‚bestimmend. 
Demgemäß darf im Sinne unserer Ergebnisse auch die neu aufge- 
kommene zereygepn nicht im erwähnten Sinne als ein Gegensatz 
zum Kauf aufgefaßt werden: vielmehr tritt dieselbe in der Regel 

in Gestalt der neueren einheitlichen Kaufurkunde in Erscheinung. 
Soweit letzteres nicht der Fall und es — was relativ selten ge- 


XXXI, 3.] DIE ÖFFENTLICHE U. PRIVATE URKUNDE IM RÖM. ÄGYPTEN. 279 


schah — zu einer Spaltung der Übereignung kam, hatte die von 
der Kaufurkunde entweder inhaltlich (im Mangel der Übereignungs- 
erklärung), oder bloß in der Form (Mangel der Publizität) abwei- 
chende zareyoepn (vgl. 8. 245f., 8. 257f., 8.265.) jener gegenüber 
bloß — entweder inter partes, oder Dritten gegenüber — festi- 
gende, aber nicht den Rechtsübergang bewirkende Bedeutung. 
Ebensowenig aber dürfen Kauf und #egayseyoıg, bzw. andere 
gleichwertige Abtretungserklärungen — wie.es in der Literatur 
immerzu geschehen ist —, als Gegensätze im erwähnten Sinne auf- 
gefaßt werden: vielmehr sind beide äquivalente Erscheinungsformen 
der Übereignungsurkunde (8. 2ı2f., 8. 241f.). | 


11. Die Frage der „traditio cartae“. 


Im. Bisherigen ist der Vorgang der Immobiliarübereignung 
hinsichtlich seines Tatbestandes und zuletzt auch seiner Wirkungen 
untersucht worden. Daß dabei die Tradition wie im altgriechischen 
so auch im hellenistischen Recht juristisch keinerlei Rolle spielte, 
gilt als feststehende Tatsache und bedarf an dieser Stelle keines 
näheren Beweises.‘) Indem die Übereignungsurkunden ständig das 
volle Herrschaftsrecht, das zoareiv zei xvgiebe zusichern, geben 
sie natürlich auch das Recht auf den Besitz, aber nirgends er- 
scheint in den vorbyzantinischen Urkunden die w«gddocıg als 
ein die Übereignung von Immobilien bewirkendes Moment (vgl. 
oben 8. 225f.).”) Besonders deutlich zeigt uns die Advokatenrede 
P.Oxy. II 472 Col. lin. 22 f.— Mrrreis, Chrest. 23 5.(um 130n.Chr.), 
daß der Besitzerwerb zwar für die Kausa der Übereignung sympto- 
matisch, jedoch für den Eintritt der z«reygapy -Wirkung völlig 
irrelevant ist.’) 

Hingegen bedarf hier eine andere Frage der Erwähnung, die 
in der Literatur mehrmals gestreift, deren Lösung aber meist offen 


ı) Vgl. dazu Mıtteis, Grundzüge 188; jüngst Prınasueim, Kauf mit fremdem 
Gelde ı f., 82 und die daselbst 8. ı Anm. 2 zusammengestellte Literatur. 

2) In byzantinischen Urkunden begegnen wir der Erwähnung der Tradition 
mehrfach (vgl. Mırreis, Grundzüge 1823), z.B. B. 6. U.1313 lin. 6 (ef. Mrvreis, 
Hermes 30, 605); P. Rıcor in Stud. Pal. ı p. 7 II lin. 19f.; Goodsp. 15 lin. 7£.; 
P. Cairo Cat. I 67097 lin. 30f., II 67169 lin. ııf. usf. Dies ist auf römischen Ein- 
fluß zurückzuführen. 

3) Vgl. dazu MırtTeis, Grundz. 188. 
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gelassen wurde: ob in der hellenistischen Urkundenwelt die Be- 
gebung der Urkunde für die Perfektion derselben stets oder doch 
im Fall der Übereignung wesentlich gewesen ist?') 

Diese Fragestellung ist nicht aus dem Boden der Papyri ge- 
wachsen, sondern erscheint als ein Ausfluß der Ergebnisse, die 
BRUNNER hinsichtlich der frühmittelalterlichen Urkunden gewonnen 
hatte?) Nachdem jüngst PArrsch bezüglich der altägyptischen 
Urkunden ähnliche Anschauungen vertreten hat?), gewinnt sie für 
unser Gebiet erhöhte Bedeutung. 

In betreff der hellenistischen Urkunden ist auf die gestellte 
Frage m. E. verneinend zu antworten. 

Selbstverständlich wäre es unzulässig, a des Gegen- 
teils damit argumentieren zu wollen, daß wir die Übergabe der 
Urkunde zu Händen des Erwerbers gelegentlich erwähnt finden 
oder gar, daß wir dieselbe im Besitz des letzteren sehen. Denn 
es ist die natürliche Bestimmung jedweder Urkunde, in die Hände 
des Destinatärs zu gelangen. Wenn daher z.B. die Käuferin in 
P. Oxy. III 486 lin. 4f. — Mırreis, Chrest. 59 (a’ ı31) sagt, ny0- 
ga0e (16) z[ry]ur durerı|x]ov zei aerıza Eddpn doıdunoaoe [rnv 6 |vu- 
yarndeiloe]v rıumv zaı Aaßovce ToV zadmnorre Tig orig Onuö- 
6ı[lov yonuelrıouor, oder wenn es in P. Giss. 8 lin. 2f. = Mıtteis, 
Chrest. 206 heißt, one ovulpywrn®eiko)er rıumv aolı$lunses !oyov 
ryv wgGoLW zara yegöygepov ddıöygagpov, so haben derartige Stellen 





1) Vgl. hierzu an Literatur: RABer, Haftung des Verkäufers I 48, Z. d. Sav.- 
a8 3368; Parrsch, Gött. gel. Anz. 1910, 754, Z. f. Handelsrecht 70, 456%; für 
das byzantinische und frühmittelalterliche Recht, das in den obigen Ausführungen 
außer Betracht bleibt, vgl. Brunner, Zur Hirn der röm. und germ. Urkunde 
gof., 113f.; Freunpr, Wertpapiere I 63£.; Parrscon a. a. 0. 453 f. und Die demot. 
Pap. Hauswaldt S. 23%, BRrANDILEONE, La traditio per cartam nel diritto bizantino, 
Stud. in. on. di V. Scialoja I 3 f. und Ati R. Acc. Torino 42, 337 f.; Ferrarı, I docu- 
menti greci medioevali 59f., 96 f, Byz. Zeitschr. 20, 537, Atti da Reale Ist. Veneto 
69, parte 2° p. 762f., Formulari notarili inediti dell’ etä bizantina in Bull. del! 
Ist. Storico Italiano 5 Estr. p. 72f.; Wenger, Byz. Zeitschr. 20, 245, 251f.,, Mün- 
chener Papyri I p. 127 Anm. zu lin. 13 ff.; Rıccogoxo, Z. d. Sav. -St, 33, 2778. 

2) Vgl. Brunner a. a. 0. 86f., er 261f., Forschungen zur Gesch. des 
deutschen und französischen Rechtes an vgl. v. Gierke, Deutsches Privatrecht 
U 271. Kritisch: Freunpr, Wertpapiere I 63 f., 86 f.;, Parrscu, Z. f. Handelsr. 
70, 4591. 

3) Die demotischen Papyri Hauswaldt 8. 2ı *f£.; vgl. auch Mitreis, Grund- 
züge 171%. 
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für unsere Frage gar keine Bedeutung. ‘) Denn letztere geht nicht 
dahin, ob es de facto zu einer Urkundenbegebung gekommen ist 
oder nicht, sondern ob eine derartige Begebung für die Perfek- 
tion des Rechtsgeschäfts von Bedeutung war? 

Unsere Urkunden bieten nur ein Moment, das auf den ersten 
Blick für eine derartige Anschauung sprechen könnte und unsere 
Fragestellung ist denn auch mehrmals auf dieses Moment bezogen 
worden: mannigfach ist in denselben vom &4dıdöveı, von der £x- 
dooıg der Urkunde die Rede.’)?) Wie ist nun diese &xdocıs zu be- 
werten? 

Häufig — dies ist das Wichtigste — wird dies &4dıddvaı in den 
Geschäftsurkunden selbst erwähnt. Wohl bekannt sind in dieser Hin- 
sicht die in verschiedenen Variationen begegnenden Klauseln: 2&2doz« 
To yoduue @g wgbxeıa wodg dopdasıom, Tb yoduue wbgıov d za EEeddunv 
60 05 Aopdızıav usf. Sie begegnen vorwiegend in Quittungen‘), 





ı) Herangezogen werden könnte hierbei auch ©. P. R. 19 = Mırrzis, Chrest. 
69 (vgl. oben $. 234) mit Hinblick auf lin. 11, 13, 23; doch liegt hierbei das Ge- 
wieht nicht auf dem Entgegennehmen der xaraygapr, da ja diese zunächst mal 
errichtet werden mußte. Of. P. Straßb. 26 lin. 10 (IV. Jahrh.). Dasselbe gilt hin- 
sichtlich des Romans des Chariton (vgl. oben $. 255, Anm. 2) 2,14, 3: Adußave t&g 
KOTEYERPAS Kal TOTE NV TIıuNv drmodwasıc. 

2) Vgl. Raseu, Z.d. Sav.-St. 28, 337 Anm.; Parrson, 7. f. Handelsrecht 70, 
456°°; Ferrarı, Atti del Reale Istituto Veneto di scienze 69, parte 2, p. 757f. 
Anm. 2 

3) Neben dieser Beziehung auf die Urkundenerrichtung begegnen wir dem 
Verbum &#dıdovaı in der Rechtssprache der Papyri — ganz dem altgriechischen 
Sprachgebrauch entsprechend — insbesondere dort, wo es sich um das Hingeben 
einer Person aus dem Hause in ein anderes Herrschafts- oder Rechtsverhältnis handelt. 
So z. B. gibt der Vater sein Kind in die Ehe (dazu Mırveıs, Grundzüge 215 f. und 
das. Zitt.; vgl..B. G. U. IV 1100 lin. 7, 1105 lin. 5/6; P. Oxy. II 372 deser., III 496 
lin. 2, 497 lin. 2ı, VI 905 lin. 2, X 1273 lin. 1; II 237 Col. VO lin. 28/9; inP. 
Giss. 2 lin. 8 heißt es von der Braut selbst „e&&doro EZavrmv“), in Adoption (vgl. 
P. Oxy. IX 1206 lin. 6, 14), sein Kind oder der Herr seinen Sklaven in den zahl- 
reichen dıdaoxaAınn-Verträgen in die Lehre (vgl. B. G. U. IV 1021 lin. 6, 1125 lin. ı; 
P. Oxy. U 275 lin. 6£, IV 725 lin. 5; P. Teb. II 385 lin. 3, 31; P. Grenf. II 59 lin. ı) 
oder jemand ein Kind zu einer Amme (vgl. B. G. U. IV 1058 lin. ıı, 1107 lin. 8, 
1110 lin. 5, 1112 lin. 9). — Bezüglich des im altgriechischen Sprachgebrauch sehr 
verbreiteten und auch im hellenistischen begegnenden Sinnes von „verdingen, ver- 
pachten“ vgl. Preisıske, Fachwörter s. v. &ndldwuı, Eadooıs. 

4)uVgl. 2. B. BG. U. IN 974; DB. Grenf, IE 80--81(a);, P. Elor. 1,27, 05, 

‚III 289; P. Oxy. VIII 1133, X 1260; P. Lips. 58, 59, 61, 62; P. Lond. III 1245 
p. 228 etc. etc. 
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aber auch in Schuldscheinen‘), Kauf-?), Pacht-”) und allen sonstigen 
Arten von Urkunden‘) und lassen sich vom II. Jahrhundert n. Chr. 
bis tief in die byzantinische Zeit hinein verfolgen.’) 

Die nähere Betrachtung des Materials ergibt nun, daß. eine 
derartige #dooıg-Klausel ausschließlich chirographischen, also 
privaten Urkunden eigentümlich ist.‘) Damit steht die weitere 
Tatsache in Einklang, daß das Wort &zdıdövaı sich auch im refe- 
rierenden Sprachgebrauch fast ausschließlich in bezug auf die Er- 
richtung privater Urkunden nachweisen läßt") In dem massen- 
haften Material von Belegstellen kommt £zdidöveı in bezug auf 
eine öffentliche Urkunde nur ganz vereinzelt vor.‘) 


ı) Z.B. B.@. U. II 465, 578; P. Lips. ı1; P. Flor. 162; P Lond. III 975 
p. 230, 976 p. 230 £.; P. Giss. 53, 90. 

2) Z.B. P. Rylands II 163; P. Oxy. IX 1200; P. Flor. I 96; P. Lond. III 977 
p. 232 lin. 42; 0.P.R. 10, 193, 194, 198; Tierkauf: P. Gen. 35. 

3) Z. B. P. Flor. III 384 lin. ıı2E£. 

4) Z.B. P. Lips. 26 (dieigssıg); P. Lond. Il 233 p. 273 (ZvroAn); B. G. U. IV 
1064 (&m®yan) usw. Zu der letztgenannten Urkunde vgl. PrEisIGkE, Girowesen 204f., 
Fachwörter 84f., dieselbe ist mit dem neuerdings durch P.M. Mever, Griech. Texte 6, 

. belegten Zmioralua (dazu oben 8.12? a.E., 21?, 56£.”) zusammenzuhalten, vgl. auch 
den Herausgeber daselbst 8. 38. In C.P.R. 220 lin. 10 dürfte aber nicht ?[mı]9nuns 
(so Zerereui in Preisıcee’s Berichtigungsliste ad h. 1, dazu PreısiGee, Fachwörter 
85), sondern s[mo]®rj#ng gestanden haben. 

5) Aus dem II. Jahrh. vgl. z. B. P. Rylands II 163, B.'@.-U. 11 408, 590,023 
Giss. 96; aus dem VI. Jahrh. P. Mon. 4 lin. ı8f., 9 lin. 87f., ı5lin. ı2f, 16 lin 
39f. Jedenfalls nimmt die Verbreitung dieser Klauseln in byzantinischer Zeit zu. 

6) Im Sinn der im Text erörterten Klauseln wird von Mrrreis, Grundzüge 
56° auch das mv de&idv (seil. yeioan — yeıgbygapov) Endıdocdeı in B. G. U. III 899 
lin. 12 £., 944 lin. ı1f. gedeutet, Argument dafür B. G. U. II 405 lin. ı6f. (mv yieo« 
kov Taurnv); vgl. dazu auch P. Oxy. III 533 lin. 18, P. Fay. 124 lin. 13 f.; vgl. auch 
Parrtsch, Z. f. Handelsr. 70, 456°°. WENGER dachte, Stellvertretung 231, bezüglich 
P. Oxy. III 533 an einen Fall des Handschlags beim Vertragsabschlusse, wofür die 
Rechtsvergleichung so viele Parallelen bietet (vgl. Parrsch, Griech. Bürgschaftsrecht 
46 f., Gött. gel. Anz. 1913, 17 £.; KoscHAkErR, Babylonisch-assyrisches Bürgschafts- 

"recht 219 f. und die daselbst 220%? angef. germanistische Lit.). 

7) Beispiele: P. Lond. II 358 p. 172 lin. 9; B.G. U. II 415 lin. 20 in Ver- 
bindung mit B. G. U.I44 (s. oben $. 78); wohl auch P. Oxy.I 98 lin. 20/1, vgl. 
oben $8. 70; P. Oxy. III 509 lin. 18; häufig begegnet das &xdıdovaı in bezug auf die 
Erteilung von odußoA« über öffentlichrechtliche Leistungen. 

8) Bezüglich der Errichtung öffentlicher Quittungen in B. G. U. I 260 lin. 6 
vgl. oben 8. 79f., in P. Teb. II 397 lin. 25/6 vgl. oben S. 119 £.; zu P. Oxy. III 509 
lin, 14 s. oben 8.82f. C.P.R. 27 lin. 32 fällt nach der Lesung ZerETELYs fort, s. 
Mrrreis, Chrest. p. 326. Der Vermerk in P. Teb. II 397 lin. ı „e 2$edo(Inoav) Evi 
&rdoro“ ‚bezieht sich auf die Erteilung der &xdocıue, dazu s. Mırreis, Grundzüge 63, _ 
85!, Chrest. p. 347. 
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Damit ist zunächst ein wichtiges negatives Ergebnis gewonnen: 
Perfektionsmoment bei der Errichtung öffentlicher Urkunden 
— und die zereyoeugpy ist ja eine solche gewesen — ist deren 
&xdocıg ganz ohne Zweifel nicht gewesen. 
| Nun wäre es a priori völlig einleuchtend, daß zwar eine vor 
einer Öffentlichen Urkundsperson errichtete Urkunde auch ohne Be- 
gebung an den Destinatär als perfekt galt, hingegen eine private, 
in Briefform abgegebene Erklärung nicht als wirksam angesehen 
werden wollte, bevor sie nicht aus den Händen des Erklärenden 
in die des Adressaten gewandert ist. Doch auch eine derartige 
Anschauung läßt sich aus dem Bilde unserer Quellen nicht ableiten. 

Vor allem begegnet die erwähnte £xdocıs-Klausel in den 
Cheirographa viel zu unregelmäßig. Ein regelmäßiger Bestandteil, 
wie etwa das „post tradıtam“ der frühitalienischen carta, ist sie 
‚nicht gewesen; sie fehlt weit häufiger, als wir ihr begegnen. Meist 
dient sie bloß der Angabe, in wieviel Exemplaren die Urkunde 
ausgestellt worden ist: 0 d& yeıodygapov ündloüv oder uovayov 601 
EEedöumv, TO yoduue Hı600v EEedounv Ao0g dopdisıav, ıv Anoynv 
916017 oder rerga«oonv EFedöunv usf. 

Weiterhin aber scheint in diesen &$edöunv-Klauseln, selbst 
soweit sie angefügt werden, das Gewicht gar nicht auf das Moment 
der Übergabe der Urkunde gelegt zu werden. Dafür sprechen 
‚folgende Beobachtungen. 

Ganz gleichwertig mit &xdıdöveı wird bezüglich der Errichtung 
von Privaturkunden das Verbum zwooı&vaı verwendet. Auch dieses 
Wort begegnet nur bezüglich der Ausstellung privater, nicht auch 
-öffentlicher Urkunden. - Wir finden es besonders im referierenden 
Sprachgebrauch.'), Doch auch an Stelle der erwähnten EEedöunv- 
Klausel begegnet mitunter eine solche mit zgonxdunv: n gäcıg 
zvoie og &v Omuocin doyeio zeraneıudvn MV nei dLEONV 601 gONRdunD 
_(P. Lips. 6 lin. 16f.), 9 Ünaddayı) zugia Mu nal TYL00Nv G0L mg0- 
nxduyv (P. Lips. 10 I lin. 2£f.), auch P. Lips. >9 lin. 16/7; P. Lond. 





1) Vgl. z.B. P. Reinach 7 lin. 8; B. G. U. II 578 lin. 10; P. Lips. 10 I lin. 3; 

P. Berol. 11644 lin. 9 (Arch. f. Pap.-F. 6, 177); P.Oxy. IV 719 lin. 9, IX 1200 lin. 12; 

P. Mever, Griech. Texte 6 lin. 11 (ZmloraAue, vgl. oben 8.12 Anm. 2 a.E., 8. 56f. 

‘Anm. 3); B. @. U. III 970 lin. 15; IV 1135 lin. 10, 1155 lin. 15, 1167 I lin. 4 

(vgl. oben 8. 73*, 74"); in bezug auf Quittungen B. G. U. I 300 lin. 6; P.Oxy. II 272 

“lin. 15; in bezug auf zeıgoyoaplaı (dazu Preisıcke, Fachwörter s. h. v. und dort Zitt.) 
P. Flor. 155 lin.17, 56 lin. 8; P, Giss. 45 lin. 7. 2 
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III 95ı p. 221 lin. 8f. In diesen Klauseln gelangt aber dem Sinne 
von zooıveı entsprechend keineswegs die Aushändigung, die Be- 
gebung, sondern bloß die Ausstellung, die Errichtung zum Aus- 
druck. 

Dies deutet nun dahin, daß man auch mit dem £xdıdövear 
keineswegs die Übergabe der Urkunde betonen, sondern bloß ihre 
Errichtung bezeichnen wollte‘) Dies geht aus einigen Beispielen 
auch direkt hervor. Häufig wird nämlich in den Cheirographa 
des &£eddunv in der Örxoygegn des Ausstellers nochmals wiederholt. 
Nun heißt es aber im Cheirographon P. Lips. 14 (a’ 391) in lin. 
ı1f, no06 dopdasıdv cov £Eled]ox[& co) wilv])de ein» dıdAvolıw] 
zvolav olös]ev, in der Öroygepn in lin. 15 hingegen bloß: 29[2]unv 
tiv reidAvcew (sic); ebenso in P. Lips. 59 (a’ 371) lin. 26f, zw re 
zzigev Tabınv [E]Eedoue 601 mgbg doypdasev, in lin. 30 hingegen 
&HElunv] 001 zyv dop[d]Asıev; vgl. auch P. Cairo Preis. 38 (IV. Jahrh.). 
Nicht das Übergeben, bloß das ri#eco#eı will man zum Aus- 
druck bringen. 

Dieses Ergebnis wird vollends durch weitere Variationen dieser 
Klauseln bestätigt. So z. B. heißt es im Tauschcheirographon 
P. Flor. 147 (a’ 217) lin. 17£, 37£f, N dvrizaraddayn rvola yv zei 
Terg000nV Eyodıdbausv eig TO XaQ Eraregw ugs eivaı d1ı6onv, in der 
Teilungsurkunde P. Flor. I 50 (a° 268), n dieigssıs xvgia TETQ060N 
>9epeioe Öuörvnog Xoög TO eg’ Erdoro Nuhv eivaı uoveynv, vgl. P. 
Amh. II 99 (a? 179); Straßb. 29 (a’ 289); Lond. II 978 p. 233 
(a? 331), P. Oxy. IX 1206 (a’ 335); P.-Lips. 28 (a% 381); PLOxy. VI 
905 (a’ 170).) In B. 6. U. III 727 (byz.) heißt es lin. ı5f., zei zeög 
NV Gdopdısavy zero musdd 601 Tyvde Tv droyiv Hvolav oboav. 
Hier ist stets nur vom Schreiben, vom Errichten der Urkunde 
die Rede, und dies läßt es als völlig ausgeschlossen erscheinen, 
daß in den abwechselnd gebrauchten &£edöunv-Klauseln dem Moment 





ı) Das technische Wort für die Übergabe von Urkunden ist denn auch nicht 
Endıdöveı, sondern &vadıdavaı, so z. B. für die Übergabe der Schuldscheine nach der 
Erfüllung bei der Quittungserteilung (vgl. oben $. 117), oder für die Übergabe der 
moormrınal dopdisıcı (vgl. unten 8. 285f.). 

2) Diese letztgenannten Klauseln sind besonders solchen Geschäftsurkunden 
eigentümlich, die gegenseitige Erklärungen verbriefen (&AArloıs yalgsıv, öuoAoyoönsv 
mög &Almdovg), wo also das &xdıdovaı nicht seitens des einen zugunsten des anderen 
erfolgt, sondern wo alle Kontrahenten als gegenseitige Urkundendestinatäre er- 
scheinen. 
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der Aushändigung irgendwelche besondere juristische Bedeutung 
zugekommen sei.') 

Damit dürfte erwiesen sein, daß ein der traditio cartae ent- 
sprechendes Prinzip bezüglich der kaiserzeitlichen hellenistischen 
Urkunden schlechterdings nicht gegolten hat.”) Daß die byzanti- 
nische Zeit in dieser Hinsicht keine Veränderung brachte, wurde 
durch die Untersuchungen von FrEuxnpr’) und PArTscH‘) dargetan. 

Durch die vorstehenden Ausführungen darf aber auch die 
engere Frage nach der Geltung eines Prinzips der traditio per 
cartam als erledigt erscheinen. Der Gedanke, wonach das spezielle 
Geschäft der Übereignung mittels Übergabe der Urkunde bewirkt 
worden wäre, hat schon die hier zugrundeliegende historische Ent- 
wicklung gegen sich: nachdem diese nicht vom Traditionsprinzip 
ausgegangen war, fehlte hier für das Aufkommen einer in der 
Urkundenbegebung zum Ausdruck gelangenden symbolischen Tra- 
dition jedwede Voraussetzung. Weiterhin aber sahen wir, daß 
das &udıdöveı der Urkunde gerade in betreff der Übereignungs- 
geschäfte relativ selten, bezüglich öffentlicher Urkunden — und 
die xeraygapn stellt ja eine solche dar — fast niemals begegnet 
(vgl. oben 8. 282). Die Rechtswirkung der zareygapy ist ‘demnach 
von ihrer Aushändigung völlig unabhängig eingetreten. 

Hingegen sehen wir mehrmals, daß bei der Übereignung von 
Grundstücken und Sklaven dem Erwerber die Erwerbsurkunden 
des Veräußerers und seiner Vormänner, die sog. rooxtmrizei dopd- 
»eıcı oder weoxtnosıg’) übergeben werden. Dies ist namentlich im 





ı) Demgemäß übersetzt denn auch z. B. Wenger in den Münchener Papyri 
die 2&sddunv-Klausel stets mit „ich habe dir zur Sicherheit diese Urkunde ausge- 
stellt (8. ı1ı, 173)“. 

42) Der Nachweis dieser These wäre auch noch auf einem anderen Weg zu 
führen: durch die positive Feststellung dessen, in welchem Moment eine jedwede 
 Urkundenart perfekt geworden ist. Die diesbezüglichen Prinzipien sind noch nicht 
mit voller Präzision herausgearbeitet. Klar ist z. B., daß es bei Errichtung der alten 
Hüterurkunde zu einer Aushändigung zu Händen des Destinatärs nicht gekommen 
ist; da wird die unterschriebene und gesiegelte Urkunde dem Syngraphophylax zur 
Aufbewahrung übergeben. Bezüglich der Synchoreseis, der Notariats- und der Bank- 
urkunden bedarf diese Frage noch ins einzelne gehender weiterer Beobachtung. 

3) Wertpapiere a. a. O. 

4) Zeitschr. f. Handelsrecht 70, 454 f. 

5) Vgl. dazu die Belege Hypoth. u. Hypall. 13°, 16?; an Literatur außerdem: 
PrEisiGKr, Girowesen 445, Fachwörter 147 /8; GERHARD, Heidelb. Sitzungsber. 1911, 
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national-ägyptischen Rechte ständiger Brauch gewesen; in den 
demotischen Kaufbriefen wird dieser Übergang der das Grundstück 
betreffenden Urkunden auf den Käufer stets mit sorgfältiger Ge- 
nauigkeit verbrieft.‘) Auch in den griechischen Kaufurkunden 
findet derartiges mehrmals Erwähnung®). Als das technische Wort 
für die Übergabe dieser Urkunden (wie für die Aushändigung 
von Urkunden überhaupt) erscheint dvedıdövaı?), für deren Ent- 
gegennahme dvaxouisew oder dvaraußdvew. Daß diese Übergabe 
der Vorerwerbsurkunden sehr im Interesse des Erwerbers lag, 
versteht sich von selbst, und zweifellos wird es auch häufig dazu 
gekommen sein. Der Umstand jedoch, daß dies in den Urkunden 
verhältnismäßig nur sehr selten ausdrückliche Erwähnung findet, 
daß man kein Gewicht darauf legte, dieses Moment in den Ver- 
äußerungsurkunden festzulegen, warnt aufs entschiedenste davor, 
demselben für den Eintritt der Übereignungswirkung irgendwelche 
wesentliche Bedeutung beizulegen.‘) Diese Übergabe geschah bloß 
— wie es in spätbyzantinischen Urkunden mehrmals heißt — es 
use oder ueifova doydısıwv des Käufers.’)‘) 





8. Abh. 8. a8, 20, 28f.; GRADENWITZ, Schriften d. Wiss. Ges. in Straßb. 13, 8. 18f.; 
WENGER, Münchener Pap. IS. 57 Anm. zu lin. ı6ff,, ıı3 1. f, 147 1.f. [Vgl. jetzt 
weiter unten den Nachtrag S. 2g1f.] 

ı) Dazu zuletzt PArrsca, Demotische Pap. Hauswaldt S. 22 *. 

2) Relativ häufiger beim Sklaven- als beim Grundstückskauf: vgl. hinsicht- 
lich des ersteren B. G. U. IV 1059 lin. ı8f., 1128 lin. 14, P. Lips. 4 lin. ı4 f., doch 
viel zu unregelmäßig, um dabei an eine Anwendung des von BRUNNER, Urkunde 
114f. erkannten Prinzips zu denken. In P. Par. 17 lin. ı5f. erfolgt die Übergabe 
der Vorerwerbsurkunde bei Errichtung eines Kaufprotokolls, nicht einer xareyoapn. 
[Neuestens vgl. P. Freib. 8 lin. 24f.] 

3) Val. oben 8. 284 Anm. ı. Hat es nicht demgemäß in P. Lips. 4 lin. 17 
„— — — nal dvadodelo|ng u Kaorogı xrı.* zu heißen? Dies bedarf einer Nach- 
prüfung in P. Lips. 5 col. I. 

4) Auch daran ist für die hellenistischen Urkunden nicht recht zu denken, 
daß die Vorerwerbsurkunden wie eine Akzession des Grundstücks von selbst auf 
den Erwerber übergingen (so hinsichtlich der demotischen Papyri Parrsca a. a. O.): 
wäre ein derartiger Gedanke lebendig gewesen, so hätte er wohl in den Urkunden 
Ausdruck gefunden, wie es in den demotischen der Fall ist. 

5) Of. P. Mon. 4+ 5 V lin. ı8£.,, 9 lin. 81, 12 lin. 17, 16 lin. 13£. 

6) Von den hier erörterten Erscheinungen ist die Übergabe der Vorerwerbs 
urkunden bei der Hypallagmabestellung auseinanderzuhalten. Erwähnt sei ferner 
daß bei der Zession von Forderungen die Schuldurkunden natur gemäß den: Zessionar 
übergeben werden. 
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12. Immobilien und Mobilien. 


Die vorstehenden Ausführungen dieses Kapitels haben sich 
allein auf Grundstücke bezogen, wobei jedoch sofort (8. 148f.) bemerkt 
war, daß in bezug auf Sklaven und vielleicht auch auf Schiffe aller 
Wahrscheinlichkeit nach dieselben Grundsätze galten. Ganz anders 
steht es hingegen bezüglich jedweder andern Fahrnis.') Wir haben 
eine große Menge von Kaufurkunden, die sich namentlich auf 
Tiere beziehen’): diese erscheinen häufig öffentlich, in der großen 
Mehrzahl der Fälle jedoch bloß privat (chirographisch) verbrieft und 
nichts deutet dahin, daß man in diesen Fällen auf die Errichtung 
einer öffentlichen Urkunde besonderen Wert gelegt hätte, wie 
denn auch die große Menge auf derartige Mobilien bezüglicher 
Cheirographa die dnuociocıg nicht in Aussicht zu nehmen pflegt 
(vgl. oben 8. 10). | 

Diese verschiedene Behandlung von Mobilien und Immoblien 
hängt nun mit dem tiefgreifenden Gegensatz zusammen, der diese 
beiden Sachgruppen im ‚griechischen Recht überhaupt zu trennen 
scheint. Eine erschöpfende Behandlung dieses Problems wird sich 
bloß unter Heranziehung des gesamten griechischen Quellenmate- 
rials erzielen lassen: hier muß es einstweilen genügen, einige In- 
dizien der Papyri zu fixieren. | | 

Seit jeher war der Gegensatz der auf Mobilien und Immo- 
bilien bezüglichen Urkundentypen aufgefallen: die beiden zeigen 
eine völlig verschiedenartige inhaltliche Struktur. Sklaven folgen 
hier jedoch dem Grundstücke betreffenden Typus, und dasselbe 
gilt hinsichtlich der ein Schiff betreffenden uwohorgaoie P. Lond. 
III p. ı63f. Diese Tatsache läßt es als eine gerechtfertigte Ver- 
'mutung erscheinen, daß bezüglich der letztgenannten Fahrnisgruppen, 
nämlich der Sklaven und Schiffe, ein Prozeß der Verliegenschaftung 
sich vollzogen haben mag. Diese Hypothese wird durch eine be- 
kannte Äußerung des Dio Chrysostomus gestützt, in welcher von 
der Sitte die Rede ist, Rechtsgeschäfte vor den Behörden der 


ı) Vgl. Mırreıs, Grundzüge 166, 190f.; Wenger, Münchener .Papyri IS. 5ıf.; 
Scuwarz, Hypothek und Hypallagma 139 £.?; KRELLER, Erbrechtl. Unters. 1Of., gof. 
2) Das Gegenteil hat, KoscHAker, Krit. Vjschr. f. Gesetzg. u. Rwiss. 16, 414, 
424, für ‚die altbabylonische Urkundenwelt hervorgehoben: daselbst sind, jedoch 
wiederum mit Ausnahme des Sklavenkaufs, Urkunden über Mobiliarkauf ‚relativ 


seltene Erscheinungen. 
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Stadt, also öffentlich abzuschließen‘): oxoweite dE, örı wdvreg yoor- 
zer xVgLHTEg« Todre 2ysıv, 000 &v dnuooie OvußdiAimcı dir raw Tis 
KOrEDg yoruusıov' za 00x Zvı Avdivar Tav obrTa dınanusvor obder' 

00x el tıg Gmijoaıro nagd Tod ywolov i) Lotion 1) avdodnodor ara, 
vgl. unten $. 296f. (or. [ed. Mor.] XXXI p. 326). Es erscheint be- 
zeichnend, daß hierbei als Objekte öffentlich abzuschließender Kauf- 
verträge nur Grundstücke, Sklaven und Schiffe genannt wer- 
den. Für andere Sachen war eben die Publizität der Veräußerung 
offenbar nicht von gleicher Bedeutung.’) Bezüglich des juristischen 
Unterschiedes.aber, der die genannten Sachgruppen von den übrigen 
Mobiliararten trennte, ist im Bereich papyrologischer Beobachtungen 
vor allem die Tatsache hervorzuheben, daß die auf die letzteren 
bezüglichen Veräußerungsverträge niemals ausdrücklich das Recht 
des xvgıedeıw zusichern, wie denn die Begriffe zvori« und deoworeie 
sich in bezug auf Mobilien — mit Ausnahme von Sklaven und 
Schiffen — in vorbyzantinischer Zeit überhaupt nicht nachweisen 
lassen.°) Dies kann in Anbetracht des reichen Erfahrungsmaterials, 
das die Kauf-, Pfand- und Eheverträge bieten, als gesicherte Tat- 
sache gelten‘) und vermag nicht als Zufall angesehen zu werden. 
Überdies ist dies eine Erscheinung, die in mittelalterlichen Rech- 
ten ihre vollkommene Parallele findet.’) Mit dem Gesagten stimmt 
überein, daß auch der Begriff der xeraygepr, der mit der Vor- 
stellung der zvgısie aufs engste verknüpft ist und die Übereignungs- 


I) Angeführt von Mrrreıs, Reichsrecht 95°; vgl. auch Braucher, Hist. des 
droit de la rep. athenienne IV 661. 

2) Zur Verliegenschaftung mancher Fahrnisgruppen, insbesondere von Schiffen, 
im mittelalterlichen deutschen Recht vgl. v. Gierke, Deutsches Priv.-R. II ı2, 
559%, göıf. 

3) Dem steht in keiner Weise die Tatsache entgegen, daß in Pachtverträgen 
häufig dem Verpächter bis zur Entrichtung des Pachtzinses die xvgısi« an den Früchten 
zugesichert wird, vgl. Waszyxskı, Bodenpacht 143f. 

4) An Mobiliarpfandverträgen ist unser Material allerdings überaus gering: zu 
beachten ist C.P.R. ı2. — Hinsichtlich der Eheverträge ist die Tatsache zu be- 
achten, daß wo von Eltern Grundstücke als Mitgift gegeben werden, an diesen der 
Tochter stets das Eigentum zugesichert wird (vgl. C. P. R. 22 lin. gf. [xvgrsvrixög], 
P.Rylands IL 155 lin. 8£.; ef.auch C.P.R. 24 lin. 8f., woselbst in lin. 33 das Recht zur 
bibliothekarischen &woyeapn gemäß P. Rylands II 155 lin. ı 5f., 21f. zugesichert wird, 
vgl. Preisıeee, Klio 12,439), während von einer derartigen Übereignungserklärung in 
der großen Mehrzahl der Fälle, wo die Mitgift aus Mobilien besteht, nichts zu merken ist. 

5) Vgl. v. Gierke, Deutsches Privatrecht II ı 3, 193%, 350% und dort zit 
Lit.; Amıra, Grundriß 125f. 
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urkunde darstellt, in aus auf Mobilien' (mit Ausnahme von 
Sklaven und Schiffen) noch nicht nachgewiesen werden konnte: in 
betreff dieser Sachen hat es eben keine Übereignungsurkunden in 
dem bezüglich der Immobilien entwickelten Sinne gegeben. Auch 
die Erklärung, keine weiteren Ansprüche geltend machen zu wollen 
(un Emeieboeodeı), und die ihr angefügte Strafklausel fehlt in dem 
üblichen Mobiliarkaufformular. 5) Schließlich ist hervorzuheben, 
daß alle Arten des besitzlosen Pfandrechts (vor allem drodnan 
und öndiAeyuc) sich bisher ebenfalls nur in bezug auf Grundstücke 
und Sklaven nachweisen ließen und für alle anderen Mobilien bloß 
‚, das Faustpfand (ev&yvoov) zu beobachten war.”)®)*) 





I) Ausnahmen lassen sich in diesem Punkte allerdings nachweisen. 

2) Hiergegen läßt sich nicht damit argumentieren, daß das Verbum snori- 
‚900er sich auch in bezug auf Mobilien nachweisen läßt, so z. B. P. Oxy. X 1269 
passim (zur Urkunde Lewarn, f. Soz.- u. Wirtsch.-G. 12, 476); cf. 
dazu Hypoth. u. Hypall. 51?, 139°. Zu P. Grenf. II 17 lin. 4 s. Mirreis, Grundz. 
257', Parrsch, Arch. f. Pap.-F. 5, 505. Zur Materie des Faustpfandes vgl. Manıck, 
7. d. Sav.-St. 30, 303f. Das vorhin $. 288, Anm. 4 erwähnte Verpfändungscheiro- 
graphon C.P.R. 12 ist für unsere Lehre besonders bezeichnend; an Stelle der Ver- 
fallsklausel der Hypothezierungsverträge heißt es hier lin. 12f. bloß: «ai dmdvayxov 
Avdowooucı (vgl. 8. 113°) Eng — — (Datum) — — ei dt un (? ef. Preisıcer, Be- 
richtigungsliste ad h. 1.) Eaproouaı rov nroonıuevov megoveidwv nal 000” Bene 
Nicht vom Übergang des Eigentums auf den Gläubiger ist die Rede, bloß davon, 
daß der Schuldner die Sache verliert und keinen Anspruch mehr auf dieselbe hat. 
Auch diese Urkunde scheint auf eine suspensiv bedingte Leistung an Erfüllungs Statt 
hinzuweisen, ohne Herausgabepflicht der Hyperocha oder Nachforderungsrecht be- 
züglich eines &Asimov. Solche Verpfändungen, deren in unserem Material häufig Er- 
wähnung geschieht, scheinen oft ohne Beurkundung erfolgt zu sein. 

3) Ohne daraus einstweilen prinzipielle Folgerungen ableiten zu wollen, möchte 
ich es in diesem Zusammenhang nicht unerwähnt lassen, daß in einigen oxyrhyn- 
- chitischen Testamenten (P. Oxy. 1105, III 491,494) die Einsetzung eines #Amgovöuog 
ausdrücklich nur in bezug auf Grundstücke und Sklaven erfolgt, während die son- 
stige Fahrnis daneben den Gegenstand anders. gearteter Verfügung bildet. [Hierzu 
neuestens KRELLER, Erbrechtl. Unters. 58, 350.] 

4) Die im Text betonte juristische Verwandtschaft der Sklaven, Schiffe und 
Grundstücke dürfte die für Sklaven von WEssELY und PrEIsıGkE energisch vertretene 
Ansicht stützen, daß auch diese Fahrnisart ins Grundbuch kam; dazu zuletzt Wes- 
sELY, Stud. Pal. 13 p. 17, woselbst der in extenso veröffentlichte P. E. R. 144 
diese Ansicht in der Tat außer Zweifel stellen dürfte. — Es gibt Beziehungen, in 
welchen die physische Mobiliarnatur der Sklaven zur Geltung gelangt: so z. B. wird 
häufig in Veräußerungsverträgen über Sklaven des Moments der sag«dosıg ebenso 
wie in solchen über andere Mobilien gedacht, vgl. oben 8. 226; doch wage ich einst- 
weilen nicht, hieraus weiterreichende Schlüsse zu ziehen. — Andererseits hat das 
Sklavenrecht seine ganz speziellen Eigentümlichkeiten, die weder bei Grundstücken, 

Abhandl. d. S. Akademie d, Wissensch., phil.-hist. Kl. XXXL. ııı. 19 
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Diese Einzelerschöinungen lassen sämtlich in betreff der Kor- 
relate des Eigentumsbegriffs einen Gegensatz zwischen Mobilien 
und Immobilien erkennen. Die juristische Natur dieses Gegensatzes 
wird sich nur unter Heranziehung des gesamten griechischen 
Materials bestimmen lassen.. Vor allem liegt dabei die Frage nahe, 
ob und inwieweit es hinsichtlich fahrender Habe bloß einen be- 
schränkten dinglichen Rechtsschutz gegeben hat. In dieser Hin- 
sicht ist im Kreise der Papyri schon vor längerem die an den 
ptolemäischen König gerichtete Bittschrift P. Fay. 12 (a° 103 v. Chr.) 
aufgefallen‘): jemand, dem sein Mantel gestohlen und von den 
Dieben versetzt wurde, beschwert sich darüber, daß er denselben 
von dem Pfandbesitzer auslösen mußte. Dieser Einzelfall scheint 
zweifellos zum Prinzip der römischen rei vindicatio in schroffem 
Gegensatz zu stehen. Doch dürfen wir vorderhand nicht ent- 
scheiden, ob die Erklärung hierfür in der Eigenart des Falles 
liegt (nicht beweisbares Eigentum, Vergleich), oder ob der Mobiliar- 
schutz Drittbesitzern gegenüber ein schlechtweg beschränkter wat, 
oder aber ob bloß ein dem aus manchen germanischen Rechten 
bekannten Lösungsrecht verwandtes Gebilde zugrunde liegt.) So- 
weit letzteres der Fall, bleibt jedoch zu erwägen, ob es sich da- 
bei wirklich nur um eine Eigentümlichkeit des Mobiliarschutzes 
handelt; denn im Zusammenhang hiermit fallen einige Kaiser- 
reskripte auf, in welchen eine Pflicht des vindizierenden Eigen- 
tümers, dem vom Nichtberechtigten erwerbenden Käufer den Kauf- 





noch bei anderen Mobilien vorkommen; vgl. Jörs, Z. d. Sav.-St. 34, 142°. So hören 
wir im alexandrinischen Kaufvertrag B. G. U. IV 1059 lin. 9 von einer besonderen 
Sklaven-(v erkehrs?-)steuer, (r£Aog zig r& dvögdmode). Dahin gehört auch die Haftung 
wegen sap: auch wenn “die GrADEnwırz-Küsuer’sche Ansicht sich bestätigen und 
es sich hierkei — was durch den P. Straßb. 79 höchst wahrscheinlich wird — um 
einen dinglichen Zugriff handeln sollte (dazu zuletzt Raser, Z. d. Sav.-St. 30a 
382; vgl. auch PArrschH, Dem. Pap. Hauswaldt 8. 25*), liegt hier eine ausschließ- 
lich Sklaven betreffende Erscheinung vor, die in bezug auf Grundstücke (trotz des 
Adjektivums „«verragpos“) bisher noch nicht begegnet ist. [Zur &mepy-Frage neuestens: 
Parrtscn, Heidelb. Sitzb. 1916. 10. 8. 30£.; cf. auch Wrıss, Z.d. Sav.-St. 37, 172. — 
Zur Sklaven-dvaxeioıs jetzt P. Oxy. XII 1463. ] 

ı) Vgl. WEnGER, Stellvertretung 2107; Razer, Verfügungsbeschränkungen 87. 

2) Vgl. dazu Gıerke, Deutsches Erivatrcht II 556/7, 560°%, 563, 564 °°0, 
565°, 566°; H. Meyer, Entwerung und Eigentum im deutschen Fahrnierbent 
124f.,256f. [Als viel näher liegende Parallelen sind nun vor allem die von KoscHAKER 
behandelten altorientalischen Erscheinungen heranzuziehen, Rechtsvergleichende Stu- 
dien zur Gesetzgebung Hammurapis 85f.] 
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preis zu ersetzen, gerade in bezug auf Grundstücke und Sklaven 
verneint wird (0.1. 3, 32, 3 pr., 23), was nach vielfach bewährter 
Erfahrung auf ein gegenteiliges Prinzip der provinzialen Praxis 
bezogen werden könnte.') In diesem Zusammenhang muß schließ- 
lich noch die Stelle des syrisch-römischen Rechtsbuches, RI$ 55d, 
erwähnt werden, laut welcher der Deponent wegen der Geräte 
oder Kleider, die dem Depositar gestohlen worden sind, sich nicht 
gegen den Dieb wenden könne, „sondern seine Geräte von dem- 
jenigen, dem er sie überantwortet hat, nehmen soll“, welche Vor- 
schrift jüngst bereits als ein Anklang an das germanische „Hand 
wahre Hand“-Prinzip angesprochen worden ist.?) 


. Nachtrag. 


[Die vorstehenden Ausführungen stehen im Satze seit Jahren endgültig fest. 
Auf die inzwischen erschienene Literatur kann hier nur mit wenigen Hinweisen Be- 
zug genommen werden. Erwähnt sei, daß nunmehr auch Raser (vgl. oben $. 229!, 
230!) in seiner Ausgabe der Baseler Papyri, Abh. d. Ges. d. Wiss. zu Göttingen, 
Phil.-hist. Kl. N. F. XVI. 3, S. 38, Anm. zu Z. 13, es als sicher bezeichnet, „daß die 
»ereygagpn die Urkunde ist, an die sich der Eigentumserwerb knüpft“, wobei er Ge- 
schichte und genauere Bedeutung als noch weiterer Untersuchung bedürftig hinstellt. 
Vor allem aber hat Parrsc# im II. Heft der Freiburger Pap., Sitzungsber. d. Heidelb. 
Akad. 1916, 10. Abh. S. 8f. nunmehr in zusammenfassender Behandlung des ge- 
samten x.-Problems das Resultat früherer wiederholter Stellungnahme zur Frage 
(angef. oben $.229 Anm., 233°, auch 159f.) gezogen und es in den Zusammenhang 
der griechischen Rechtsentwicklung hineingestellt (dazu vgl. Wenger, Krit. Vjschr 
f. G. u. RW. III. F. 18, 23£., 25; eine Stellungnahme dagegen wurde in Aussicht 
gestellt von ScHönsauzr, Z. d. Sav.-St. 39, 237%). Die Darlegungen von Parrsch 
stimmen in den wesentlichen Punkten mit den Ergebnissen dieser Arbeit überein 
und bestätigen dieselben in erfreulicher Weise. Durch einzelne Punkte veranlaßte 
längere Ausführungen können hier wegen Raummangels nicht gedruckt werden. 
Nur zu einem Punkte seien wenige Worte gestattet. ParrtscH bezieht S. ııf. den 
Begriff der x. neben der Klausel über die Gebrauchs-, Veräußerungs- und Verfügungs- 
freiheit — dies ist die im obigen stets als Übereignungs- oder »vorei«-Abrede be- 
zeichnete Klausel, in der wir das wesentliche inhaltliche Moment der x. erblickten 
(8. 2348., dazu $. 170f., 188£, ıgıf.) — auch noch „auf eine Erklärung, durch 
welche der Veräußerer anerkennt, daß die älteren Erwerbsdokumente jetzt dem Er- 
werber zustehen“. Als Beleg hierfür kommt aus dem Papyrusmaterial nur die un- 
sicher gelesene Stelle B. G. U. IV 1128 lin. 12f. in Betracht: zareyodıpeıv dıa r@v 





ı) Nur beiläufig sei hier auch darauf hingewiesen, daß im Chariton-Roman, 
als die von Seeräubern verkaufte Kallirhoe den Käufer um Auslieferung an ihren 
Vater bittet, sie die Rückerstattung des für sie gezahlten Kaufpreises in Aussicht 
stellt (ef. Prixasueım, Kauf mit fremdem Gelde 39°). 

2) So Scauuz, Zeitschr.f. vergl. Rechtswiss. 27,175f. [und neuestens KoscHAKER 
a. a. O. 56f.*, 223; soeben Haymann, Sav.-Z. 40, 2791]. 
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dyogavsulov) rw) Imeoylovsev) adrör dovrnlv) ze) dvasnasır Frı rh(v) [ne]re- 
yonpn(v) TÜV near tedrn(s) @vüv. Ich glaubte diese Stelle dahin auffassen zu 
sollen, daß der Vater hier seinem Sohne die Sklavin zu katagraphieren und die auf 
sie bezüglichen Vorerwerbsurkunden, und zwar die in seinem Besitz befindliche 
Vorerwerbs-xerayg«py, zu übergeben verspricht. Denn dvadıddveı erscheint in der 
hellenistischen Rechtssprache als das technische Wort für die Übergabe bereits 
existierender Urkunden, die man im Besitze hat (wie z.B. der Schuldscheine oder 
der Vorerwerbsurkunden, vgl. oben S. 284, Anm. I, 286), aber nicht für die Aus- 
händigung erst auszustellender Urkunden (dazu oben $. 280f.). Würde in unserer 
Stelle der Vater in der Tat versprechen, daß er einerseits die Sklavin selbst, anderer- 
seits auch die auf dieselbe bezüglichen Vorerwerbsurkunden katagraphieren, d. h. 
auch über die letzteren eine Erklärung abgeben werde, so müßte es m. E. heißen: 
naraygdabeıv mv dovAnv nei rüg ward tavıng &vdg. Als eine bereits im Besitze des 
Vaters befindliche saraygap röv &y@v kann aber diese nur als die Kauf-xareygapn 
über die Sklavin selbst, nicht als eine «. über die die Sklavin betreffenden Kauf- 
urkunden aufgefaßt werden: denn die Vorerwerbsurkunden überdasKaufobjekt selbst 
sind es doch, derer der Erwerber bedarf und deren Übergabe er sich in erster Reihe 
versprechen läßt.) In keinem der übrigen Fälle, .wo wir der Zuerkennung der 
mooxr. &0p. begegnen, wird dieselbe zur Vorstellung der #. irgendwie in Beziehung 
"gesetzt; das sarayodpew @vnv im Erbpachtvertrag von Mylasa (Becueil des inser. 
jur. gr. I p. 248f., dazu ParıscH 13,22) ist m.E. zu unsicher und kann wohl auch 
im Sinne von P. Oxy. II 242 ete. (vgl. oben 8. 248f. und Partsch 10°, 27) ver- 
standen werden (so früher auch PArrscn, Gött. Gel. Anz. 1910, 8.7 53). Gegen die 
Beziehung der x. auf Übertragung der Vorerwerbsurkunden bleibt m. E. auch zu 
berücksichtigen, daß die letztere kein konstitutives Moment der Grundstücks- und 
Sklavenveräußerung gewesen ist (vgl. oben $. 285f., auch Parrsch 26) und es 
damit nicht in Übereinstimmung stünde, wenn man die x. gerade auf dieses Moment 
bezogen hätte; vor der Beziehung dieser Vorstellung auf die Übertragung, Zuerken- 
nung der bloßen Urkunden an sich muß aber m. E. auch der Umstand warnen, 
daß dieselbe auf Mobilien keine Anwendung findet (2. oben 8. 288f.). 

In bezug auf die Wirkungen der Übereignung hat die Unterscheidung der 
Wirkungen inter partes und Dritten gegenüber für das griechische Recht bei PArTscH 
S.ı5, 15°, ı6f. schärfste Hervorhebung gefunden. Diese Anschauung, die auch 
der Mırreıs’schen Lehre über die Grundbuchfunktion zugrunde gelegen hatte, bestätigt 
die im obigen 8. 253f., 2 62f. durchgeführte Auseinanderhaltung der Wirkungen der 
inter partes wirkenden Übereignungserklärung, die auch in einer privaten Urkunde, 
also auch ohne x. erfolgen konnte, und des nach außen wirkenden Publizitätsmomentes; 
namentlich das oben auf 8. 264f. Gesagte ist nunmehr mit den Ausführungen von 
PırrscH 16f. über die »rjoıg zusammenzuhalten. Hinsichtlich der Beziehung der 
x. zur Preiszahlung entwickelt PaArrsch 13f. diejenige Anschauung, zu der er in 
früheren Ausführungen den Grund gelegt hatte, wobei er die älteren xareyoapai 
nicht mehr als Auflassungs-, sondern als bloße Anerkenntniserklärungen bewerten 
will. Wir haben aus oben 8. 159, Anm. 2 entwickelten Gründen die Auflassungs- 





1) Schwierigkeiten bereitet dabei zweifellos der Singular xaerayo&pn neben.dem 
Plural &v&v (aus diesem Grunde zweifelnd Hypothek und Hypall. 16?), weswegen 
die zweifelhafte Lesung auch sachlich nicht ohne Bedenken ist. Doch kann sie an 
sich m. E, gegen die Auffassung des Textes nicht ausschlaggebend sein. 
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kategorie nur mit aller Reserve herangezogen, mit der Charakterisierung als „Über- 
eignungsurkunde“ jedoch im wesentlichen dasselbe gemeint (vgl. 8. 233f., 235f.). 
‘Entscheidend war hierfür der Umstand, daß die Übereignung jetzt in der Regel 
durch eine x. vollzogen wird (vgl. 8. 261f.) und daß die Funktion, in dieser bloß ein 
Anerkenntnis des bereits kraft der Preiszahlung übergegangenen Rechtes zu ver- 
briefen, den Urkundenredaktoren in der Regel nicht so bewußt war, wie es ParrscH 
8.16 für das Formular des P. Freib. 8 in der Tat wahrscheinlich. macht. Doch 
glaube ich, daß diese Verschiedenheit der Terminologie keineswegs das Wesen der 
Sache berührt. — Auch Parrsch betont S, 21f., daß die x. sich aus einem ursprüng- 
lichen Anerkenntnis im Laufe der Zeit zu einem Auflassungsgeschäft nach Art der 
römischen Manzipation entwickelt hat, und ist geneigt, diesen Prozeß bereits im 
U. Jahrh. n. Chr. als abgeschlossen anzusehen, während wir auf Grund von P. Ry- 
lands II 164 (S. 190f.) und des auf $. 253f. gesammelten Materials für die ganze 
frühere Kaiserzeit mit einem Rechtszustand rechneten, nach welchem die x. noch 
nicht zur unentbehrlichen Voraussetzung der Eigentumsübertragung wurde und dies 
letztere erst für die byzantinische Zeit annehmen zu sollen glaubten. Nimmt man 
dies bereits für eine frühere Zeit an, so schwebt m. E. die ganze Theorie von jener 
früheren #.-Wirkung in der Luft und dieselbe ließe sich nur für die ptolemäischen 
Abstandsgeschäfte nachweisen. Denn über die ptolemäische «. wissen wir nichts 
Genaues, zwischen der x. des I. und des IL/III. nachchr. Jahrh. zeigen aber die 
Quellen m.E. keine merkbaren Unterschiede. Darum möchte ich bei aller Unsicher- 
heit der genauen zeitlichen Grenzen angesichts des Materials auf 8. 253f. für die 
frühere Kaiserzeit an der Annahme eines Übergangszustandes festhalten, wie er oben 
8.278 gekennzeichnet worden ist. — ' 

In letzter Stunde verdanke ich Herrn Prof. Mırreıs einen Einblick in den 
XIV. Oxy.-Band, welcher ein reiches Material oxyrhynchitischer Kaufurkunden aus 
dem III. Jh., damit aber auch manche neue Frage und Schwierigkeit bringt. Ich muß 
die Stellungnahme dazu auf den noch freigebliebenen Raum weniger Zeilen be- 
schränken. Einerseits scheint Nr. 1697 lin. 30—34 (a° 242) wieder einen beson- 
ders deutlichen Beleg für die im obigen vertretene These zu bieten, wonach in der 
früheren Kaiserzeit nur eine öffentliche Übereignungsurkunde und nicht auch eine 
private als x. angesehen wurde. Andererseits aber scheinen doch Nr 1636 (a° 249), 
1704 (a° 298) und 1703 (III. Jh.) das Vorkommen chirographischer saraygapat, 
mit welchen bisher erst von der ersten Hälfte des IV. Jh. ab zu rechnen war (Ma- 
terial: 8. 227"), für Oxyrhynchos bereits für die zweite Hälfte des III. Jh. zu be- 
legen. Ganz durchschlagend sind freilich dieselben nicht. Denn das Eoyov Tv KaTa- 
ygapnv in den beiden erstgenannten Urkunden ist teils nur zweifelhaft gelesen, bzw. 
" ergänzt, weiterhin ist es nicht unmöglich, daß es auf den Empfang der Vorerwerbs- 
urkunde zu beziehen ist (bes. mit Hinblick auf 1636 lin. 23 f.), vor allem aber steht 
‚es nur in der ömoygapn der Partei und kann daher in einer Frage präziser juristi- 
scher Begriffsbildung an sich nicht ausschlaggebend sein; in Nr. 1704 lin. 20 wäre 
statt des mit einem Fragezeichen versehenen xaraygapijg bis auf weiteres öwoAoyleg 
oder modoswg vorzuziehen. Jedenfalls aber stellt der seinem Inhalte nach unklare 
Oxy. 1703 jetzt das früheste Beispiel dar, in welchem das xaraygdpeıv in der Ver- 
äußerungsurkunde selbst erklärt wird (vgl. 8. 228, 235). An sich ist diese ganze 
Erscheinung um so weniger auffallend, als aus dem neuen Material sich deutlich er- 
gibt, daß in Oxyrhynchos die Grundstücksübereignung bereits im III. Jh. immer zu- 
nächst chirographisch beurkundet wurde, freilich unter ständiger Inaussichtnahme 
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der dnuooiwsıg, bzw. Zuuegrugnsıs (vgl. S. 8, 151), für deren spätere Durchführung 
wir eine Reihe von Belegen haben. Dagegen hat sich für den Sklavenkauf das alte 
agoranomische Protokoll mit sehr merkwürdiger Zähigkeit erhalten (jetzt Nr. 1706, 
1709°; cf. 8.168"). Bezüglich anderer Mobilien zeigt Nr. 1705 bereits den byzan- 
tinischen Übereignungstypus (vgl. $. 288), wie auch schon B. G. U. 13. — Im nun 
vorliegenden reichen oxyrhynchitischen Kaufmaterial aus dem III. Jh. erscheint die 
Übereignungsurkunde bald als meäsıg, bald als wageywensıs, bald als mgäsıg ei 
regoywensıs (dazu oben 8. 217/8) bezeichnet. GrENFELL und Hunr sind geneigt, 
diese Terminologie mit der Annahme einheitlichen, bzw. gespaltenen Kaufes zu er- 
klären und sale und cession noch schärfer als bisher auseinanderzuhalten (bes. p. 42, 
385, ı52f.). Ich glaube die hierüber im obigen ($. 212.) entwickelte Ansicht auch 
dem neuen Material gegenüber aufrechthalten zu können. Diese verschieden be- 
zeichneten Typen sind inhaltlich völlig gleichwertig, sie wurden in völlig gleicher 
Weise der dywoolocıg und Zxueeröencıg unterzogen (hinsichtlich bloßer wedosıg vgl. 
Preis. 8. B. 5692, Oxy. 1199 lin. 8, 19), in gleicher Weise beim Grundbuch ge- 
wahrt. Das Wort meoeywgsiv hatte keinerlei besondere Kraft und die Spaltung 
von neäcıg und nweoeywonoıg ist auch für diesen Urkundenkreis nicht zu erweisen. 
Die verschiedene Terminologie beruht bloß auf Verschiedenheit des Formulars: dabei 
wurde namentlich die Veräußerung von Häusern in der Regel bloß mit engantvar 
(Ausnahme bloß der ältere Oxy. IV 719), die von sonstigen, nach Arurenzahl be- 
zeichneten Grundstücken in diesem Urkundenkreis mit neroazevoı zal agaxeywonrevar 
(oben 8. 217/8), soweit sie einem xAfjoog angehörten (vgl. S. 214f.), auch hier bloß 
mit megaxeywonzevar erklärt (Oxy. 1270, 1636), — Ob in Nr. 1634 (a 222) ein 
Fall der oben 8. 201f. vermuteten Übereignungen hinsichtlich einer Hypothek vor- 
liegt, möchte ich noch dahingestellt lassen: es ist fraglich, ob daselbst die saroyn 
töv 6voudtov in lin. 11 auf eine wirkliche Verfallshypothek, und nicht vielmehr auf 
eine Sicherung generelleren Charakters zu beziehen ist (vgl. Rylands II 174 lin 23 
und die dort Zitt.)]. 


Schlußbetrachtung. 


Wir sind am Ende unserer Untersuchung, die sich auf Grund 
von Beobachtungen, die wir bezüglich des Instituts der dnuociworg 
gewonnen hatten, zur Aufgabe setzte, für den Kreis einzelner Rechts- 
geschäftsarten die Bedeutung der öffentlichen Beurkundung zu 
verfolgen (vgl. oben S. 28/9). Die untersuchten Einzelerscheinungen 
ergeben in ihrer Summe ein völlig. geschlossenes Bild: denn in 
der Tat ließ es sich für jene Rechtsgeschäftsarten, bezüglich 
welcher die dnuooiwocıg in Verwendung stand, nachweisen, daß die 
öffentliche Beurkundung im Gegensatz zur privaten mit wesent- 
lichen juristischen Vorteilen verbunden war und daß die dnuo- 
6iocıg vor allem dem Zwecke diente, diese Vorteile den privaten 
Urkunden nachträglich zu verschaffen.‘) Dabei ist jedoch — wie 


I) [Seit dem Druck des ersten Kapitels hat sich das Material zur ÖNWooLWCLG 
erheblich vermehrt, insbesondere durch P. Oxy. XII (dazu Wenger, Krit. Vjschr. f. 
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wir sahen — die öffentliche Beurkundung hinsichtlich keiner der 
untersuchten Rechtsgeschäftsarten Gültigkeitserfordernis in dem 
Sinne gewesen, als ob das privat beurkundete Geschäft schlecht- 
hin unwirksam gewesen wäre. Ja es ist überhaupt fraglich, ob 
sie im gräko-ägyptischen Rechtsleben trotz ihrer außerordentlich 
weiten Verbreitung für irgend ein Rechtsgeschäft Gültigkeitserfor- 
dernis in diesem Sinne gewesen ist.‘) Jüngst sind zwar bezüglich 





G. u. RW. III.F. 18, 57£.). Doch scheinen mir durch dasselbe die hier, gewonnenen 
Ergebnisse nicht verschoben. Ich muß mich leider auf die bloße Nennung der Ur- 
kunden beschränken. — Abreden über die vorzunehmende 6. finden wir (vgl. 8. 8£.): 

a) an Immobiliarverfügungen im Kaufvertrag (vgl. 8. 81) Oxy. 1475 (a" 267), 
im Hypothekenvertrag (vgl. 8. 85) Oxy. 1561 (a° 268) und nun noch im reichen 
Material in Oxy. XIV (dazu vorhin 8. 293f.); 

b) im Ehevertrag (vgl. 8.9°) Oxy. 1473 (a 201), einer ouyyg. ldöygapos (vgl. 
S. 5?, 18), ohne me&&ıg-Abrede und ohne Dotalschuld, so daß die d. möglicherweise 
durch die antichretische Sicherung (dopdAsız) des Mannes (vgl. Wrxeee a. O. 59f.) 
veranlaßt wird; 

c) zum erstenmal in der dıdAvaıg (vgl. 8. 112f, I 16!) Oxy. 1562 (a 276—82), 
wobei es dahingestellt bleiben muß, ob die d.-Abrede und die daraufhin vorgenom- 
mene xuegrugnsıg auf die Natur dieser Geschäftsart (vgl. 8. 9, 80f., 145 über die 6. 
der weolAvsıg-Urkunden) und nicht vielmehr auf den Umstand zurückgeht, wonach 
der Vergleich die Aufhebung der xureygapn eines Hauses, also eine Grundstücks- 
verfügung betrifft (dazu die Herausgeber); 

d) im P. Hamb. Inv. Nr. 356, ed. P.M. Mrver, 2. vgl. RW. 37, 408f. (a 144/5) 
(statt öwoAoyl« wäre auf dem Verso m. E. 1s100y00pov zu ergänzen, vgl. JÖRS, Sav.-Z. 
34, 109A.), in welchem die d. in bezug auf eine neue Geschäftsart in Aussicht ge- 
nommen wird, eine Möglichkeit, mit welcher in dieser Arbeit dauernd gerechnet 
wurde (vgl. $.10°, ııf.,, 12°*%); die Annahme einer Grundstücksverfügung durch 
urkundliche Festlegung des anscheinend nicht ganz zweifelsfreien und noch nicht 
auf den Namen des Legatars umschriebenen Rechtes (zum Sachverhalt Meyer 41 5/6) 
hätte nicht viel für sich. — Die Vollziehung der ö. sehen wir (vgl. 8. 12?) von 
den oben erwähnten Urkunden in Oxy. 1475, 1561, 1473, ferner in 1474 (a? 216) 
auf, Grund eines Schuldanerkenntnisses ohne ö.-Abrede (vgl. S. 12, 56) zwecks Ein- 
leitung des Mahnverfahrens (vgl. S. 54 £.) und in 1560; Oxy. 1472 enthält ein 
dinsrolınov auf Grund eines angesichts lin. 24/5 vermutlich hypothekarisch ge- 
sicherten Depositums, jedoch keine önuootacis. — Besonders deutlich zeigen uns 
die neuen Oxy.-Pap. die Zustellung im ö.-Verfahren (vgl. 8.28; Jörs, Sav.-Z. 39, 52°; 
Wenxser a. O.)]. 

ı) [Einer Einschränkung bedarf nun diese These in bezug auf Testamente 
(vgl. 8. 10) angesichts des Gnomon des Idios Logos $ 33, wo zum erstenmal der 
Önussıog yonwarıouos als Gültigkeitserfordernis erscheint. Auf diese Frage werde 
ich demnächst an anderem Orte zurückkommen. Zur Frage KrELLER, Erbrecht- 
"liche Unters. 313£. — Dagegen darf die in dem in der vorangehenden Anmer- 
kung angeführten P. Hamb. Inv. Nr. 356 begegnende dvdyxn, einen dnw. yomm. 
zu errichten, keinesfalls in solchem Sinne gedeutet werden. Gerade in diesem Falle 
liegt die Annahme materiellrechtlicher Publizitätswirkungen (etwa auf vormund- 
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mehrerer Geschäftsarten derartige Vermutungen geäußert worden‘): 
beweisen läßt sich dies m. E. für keine derselben. > 

Was dabei zunächst die Sklavenveräußerung anlangt, so sind 
uns bisher diesbezügliche chirographische Urkunden in der Tat nicht 
überliefert?) Aber angesichts der Gleichartigkeit der auf Grund- 
stücks- und Sklavenübereignung bezüglichen Prinzipien wird man 
wohl hierin einen bloßen Zufall der. Überlieferung und nicht die 
Geltung eines für Sklaven geltenden besonderen Prinzips zu er- 
blicken haben. a ir 

Für Freilassungen ist unser Urkundenmaterial gering: aber 
angesichts des in P. Oxy. IV 706 erwähnten Cheirographon (vgl. 
oben S8. 21, 126, A.4) wird man mindestens die Möglichkeit chiro- 
graphischer Freilassung nicht völlig ausschließen dürfen.°) 

Die Möglichkeit privater Eheverträge ist neuerdings durch 
mehrere oxyrhynchitische Beispiele einer ovyygapi, idıöyoapog — 
P. Oxy. VI 906 lin. 8, X 1273, 1266 lin. ı7f. [und XII 1473] — 
außer Zweifel gesetzt. i i 

Demgegenüber hat die vorliegende Untersuchung bezüglich 
der hier untersuchten Geschäftsarten eine andere Funktion der 
öffentlichen Beurkundung gezeigt: die einer bloß.relativ stärkeren 
Wirkung. Auch das bloß privat beurkundete Rechtsgeschäft ist 
ein gültiges gewesen, soweit es aber öffentlich verbrieft wurde, 
hat es intensivere, weiterreichende Wirkungen erzeugt. Auch diese 
Anschauung darf sich auf die oben $. 288 angeführte Äußerung 
des Dio Chrysostomos (or. XXXI p. 326, ed. Mor.) berufen: 6xo- 
weite DE, Otı nÄvres Hyodvrerı avgLhrsga TeÜTe tysıv, 000 &v ÖN- 
wooig Ovußdiincı dic Tv Tg HöLEng yocuudrew' zei 00x &vı Av- 


par av vdTn dımanusvov obdEv 00% ei tig BVNCCLTO 700E TOV 





schafts- oder grundbuchrechtlichem Gebiet?) wenig.nahe und es wird wohl bloß 
eine Steigerung der Beweiskraft das-Ziel gewesen sein (vgl. 8. 27), welches durch 
öffentliche Neubeurkundung bequemer als auf dem Wege der alexandrinischen 
dnuooiwsıg erreicht werden konnte (vgl. 8. 82)]. 

1) Jörs, Z. d. Sav.-St. 34, 141f. 

2) In P. Oxy.I 095 ein ELE6YERYoV Enusuangrvonuevor. 

3) Mırreis, Chrest. S, 90, vgl. auch Grundzüge 271f.; Parırson, Arch. f. Pap.-F. 
5, 470; Jörs a, a. 0. 148.* [Für die Frage der Publizität auf dem Gebiet der Frei- 
lassung ist neuerdings der von PArrscn, Heidelb. Sitzb. 1916. 10. Abh. 8. Ss 
edierte und kommentierte P. Freib. 10 (a° 195/6) von großer Bedeutung. PArTscH 
vermutet auch hier (8.42) die Funktion des Publizitätsaktes der dvexnovkıg in einer 
Ausschlußwirkung Drittrechten gogenüber..] 
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yngiov 3) XAoiov N Avdodnodov' obrT zit dwveiocıer, obr Av olaeımv 
Apn Tıg EIebdegov, obr &v db Tıva dngedv. Ti Onzore Gvußeßn- 
zev, vodrT eivaı Beßaı6regov av ÄAdmv; Ötı mıw nö udorvor 
EXOLMOKTO TOD Todyucrog 6 ToVToV ToV TO6NoV ol#ovouNGeg Tı TOV 
&evrod. Es ist zu beachten, daß die Wirkung der Publizität hier 
mittels der Komparativa „xvowregov, Beßeıöregov Tov &Admv“ be- 
zeichnet wird. Nicht als xÖboıov, nicht als Voraussetzung der 
Gültigkeit schlechthin wird die öffentliche Beurkundung hingestellt, 
sondern bloß als zvgıoreoov, als Grundlage einer relativ stärkeren 
Rechtsstellung. Diese stärkere Wirkung offenbart sich in dem 
von uns untersuchten hellenistischen Rechtskreis bezüglich der 
Schuldscheine in dem exekutiven Charakter, hinsichtlich der Quit- 
‚tungen im dispositiven Schuldaufhebungseffekt, auf dem Gebiet 
der Immobiliarverfügungen in einer wahrscheinlich gesteigerten 
dinglichen Wirkung. Daß diese stärkeren Wirkungen aus einer 
gesteigerten Beweiskraft hervorgegangen waren, ist sehr wahr- 
scheinlich; nicht minder aber, daß dieselben über eine derartige 
Funktion allmählich hinausgewachsen sind. Dies ist bezüglich der 
exekutorischen Schuldurkunden ohne weiteres klar. Bezüglich der 
zwei anderen Geschäftsarten. geht die materiellrechtliche Bedeutung 
der Publizität: am deutlichsten aus der Tatsache hervor, daß die 
mittels einer öffentlichen Urkunde erzielten Wirkungen durch einen 
besonderen Terminus gekennzeichnet worden sind, dort den der 
xegiAv6cıg, hier den der xereygapj. Beiden Erscheinungen liegt 
offenbar der juristische Gedanke zugrunde, daß die an eine öffent- 
liche Urkunde sich knüpfende Wirkung nur durch die Verfügung 
mittels einer ebenfalls öffentlichen, nicht auch einer privaten Ur- 
kunde beeinträchtigt werden konnte: darum war zur zegiAvoıg Öffent- 
licher Schuldscheine eine öffentliche Urkunde notwendig, darum 
ist vermutlich das auf Grund einer öffentlichen Urkunde erworbene 
Recht an einem Grundstück jedweder privat verbrieften Verfügung 
gegenüber im Vorteil gewesen. 


— 





Übersicht der exekutiven Schuldverträge.') 
(Beilage zu 8. 31 £.) 


1. Darlehensurkunden (davsıe).?) 


A. Ptolemäerzeit. 
a) ngäsıs og ngög Bacıkızd.?) 
Zeugenurkunden (?) aus dem Oxyrhynchites: P. Hibeh 124 ran ovu- 
BoAovt) (um 250 w. Chr.); P. Hibeh 126 deser. (um 250 v. Chr.); P. Hibeh 725 
deser. (?) (um 250 v. Chr.).?) 


b) agäßız xzara To dıayowuue.°) 


Zeugenurkunden: P. Hibeh 887) (a° 263—2 |262—ı]); P. S. J. IV 389 
(a0 243/2): nodsıs nad tobg vouovg zei ro dıdyoaune; P. Hibeh 89 (a" 239 [238]); 





ı) Die Urkundenfragmente, in welchen der die mo&&ıg-Abrede enthaltende Teil 
nicht erhalten blieb, werden in dieser Zusammenstellung nur insoweit erwähnt, als 
ein größeres Parallelmaterial Anhaltspunkte für die Ergänzung bietet. — Eine Grup- 
pierung des Materials nach der Herkunftsstelle ist deswegen nicht durchgeführt 
worden, da sich lokale Differenzierungen der Urkunden in betreff der hier untersuchten 
Frage nicht wahrnehmen lassen. — Urkunden seit der zweiten Hälfte des IV. Jahr- 
hunderts n. Chr. sind nur insoweit angeführt worden, als in ihnen eine Exekutions- 
abrede enthalten ist; demnach sind die sehr zahlreichen byzantinischen General- 
hypothezierungen im folgenden nicht zusammengestellt: hierzu oben S. 57/8 [und 
seither EBRArD, Die Digestenfragmente ad form. hypoth. u. die Hypothekarrezeption 
128f.— Von der materialreichen tschechischen Abhandlung von J. Vancura, Exekutni 
listiny dle präva papyrü in den Abhandlungen der tschechischen Akademie (Rozpravy 
Gesk& Akademie, Tiida I, &islo 54; Prag 1915) habe ich erst nach Jahren Kenntnis 
erhalten, doch ist mir deren Inhalt wegen ihrer Sprache unzugänglich geblieben. — 
An weiterer Literatur sind noch hinzugekommen: Rage, Baseler Papyri 83f. und 
die neuesten Abhandlungen von Jörs, Z. d. Sav.-St. 39, 52 und 40, If., insb. 12£.]. 

2) Dabei werden die Darlehensurkunden mit pfandrechtlicher oder anders ge- 
arteter Sicherung hinzugerechnet. Zum Verhältnis der Exekutionsabrede zum Pfand- 
recht vgl. Hypoth. und Hypall. ı0£., 17 £. 

3) Dazu s. die oben $. 32, Anm. 6 genannte Literatur. In den hier zu nennen- 
den Urkunden wird die mgäsıs &g moög Paoılıxd ohne besondere Angabe des Voll- 
streckungsobjekts (Person und Vermögen) zugesichert; anders P. Hamb. 24 lin. ı5 
—ı8, wohl auch P. Hibeh 94 lin. ı5f., wo jedoch die Exekution bloß in das Ver- 
mögen vereinbart wird; cf. unten $. 308, Anm. 2. 

4) Vgl. dazu P. Hibeh 94 lin. 19. 

5) Vgl. zu dieser Gruppe jetzt auch Wenger, Krit. Vj.-Schr. III. F. 18, 79 zu 
P.8.J. IV 321 (a® 274/3). 

6) Vgl. oben 8. 32, Anm. 7, 8. 46 Anne I und dazu jetz6 Jörs, Z. d. Sav.-St. 
40, 14f. 

7) Die Zeugen sind hier nicht direkt zu ersehen 
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Pp. Bet gr. Inv. Nr. 11773 (a 215/4; Oxyrhynchos)!): xara& vo dieygauue; P. Amh. 
II 43 (a 173): xor& 16 didyoauue wol robg vöuovg (Faijüm). 


e) ngäsız xayanzg Ex dixns. 


«) Agoranomische Urkunden (sämtlich einfache Protokolle?)): P Grenf. 
I 10 (a° 174); P. Grenf. Iı8 (a 132); P. Grenf. II ı8 (a? 132); P. Grenf. 119 
fragm. (a0 129); P. Grenf. I 20 (a° 127); P. Grenf. 123 (a 118); P. Lond. II 225 
p. 8f. fragm.? (a° 118); P. Grenf. II 2ı (a°ı13); P. Amh. II 46 (a ı 13); P.Amh 
II 47 (a° 113); P. Reinach‘$ (a 113/2); P. Lond. II 218 p. ı5f. (a ı11?); P. Goodsp. 
8 fragm. (a ıı1); P. Reinach 31 (a’109); P. Grenf. I 28 (a° 108); P. Amh. 
II 49 (a° 108); P. Reinach 21 fragm. (a° 108); P. Amh. IT 48 (a 106); P. Amh. 
II 50 (a° 106); P. Reinach 32 fragm. (a° 106); P. Grenf I 29 (a° 105); P Grenf. 
II 24 (a° 105); P. Grenf. I 31 (a ı04/3); P. Reinach 26 (a° 104); P. Grenf. II 27 
(a0 103); P. Grenf. II 29 (a 102); P. Par.7 (a 99); P. Reinach 33 fragm. 

ß) Zeugenurkunden: P. Reinach 9 (a 112), 10 (a® 111), 14 (a 110), 15 
(a° 109), 16 (a 109), 20 (a 108), 22 (a 107), 23 (a 105), 24 fragm. (a° 105); 
P. Leyd. o (a 89, Memphis).?) 

y) Cheirographa (vgl. dazu oben S. 26, Anm. 5, S. 33): P. Reinach 28 (Ende 
des II. Jahrh.), 29 (xeioöygapov dvaysyonuusvov) (Ende des II. Jahrh.). 


d) Einfache ze@Sız- Klausel. 


P. Amh. Il 44 lin, ı2 und 33/4 (a 138/7, Faijüm): allerdings unsicher ergänzt; 
zweifelhaft, ob agoranomische oder Zeugenurkunde, vgl. oben 8. 46, Anm. 1. 


e) Darlehensurkunden ohne naoäsıg-Klausel. 

Cheirographa (vgl. oben 8. 33 und 8. 55/6): P. Hib. 85 (a 261 [260])*); 
P. Hib. 86 (a 248 [247]); P. Hib. 129 deser. fragm. (?) (a" 247 [246]); P. Teb. I rı 
(a° 119); P. Teb. I ırı (a ı16); P. Amh. II 32 Verso (aP ı14); P. Teb. I ro 
(a° 92 oder 59). 

Allem Anschein nach auch hierher gehörig die fragmentierte Zeugenurkunde 
P. Petr. III 55 (a).°) 

B. Kaiserzeit. 
a) neäfız xaganeg Ex dixns. 

«) Synchoresisurkunden aus der Zeit des Augustus (aus dem Fund von 

Abusir elmäläg): B.G.U.IV 1052 lin. 35f. fragm. (a° 14/3 v.Chr.), 1053 (Hypallagma) 





1) Veröff. von SCHÖNBAUER, Z. d. Sav.-St. 39, 224f. 
2) Vgl. Homologie und Protokoll gf. — Die im Text hierbei genannten Pap. 
- Reinach stammen aus Hermupolis, die übrigen aus Gebelen. 

3) Das ist eine Syngraphophylaxurkunde, bei der jedoch Zeugen direkt nicht 
zu ersehen sind; vgl. auch unten $. 301, Anm. 5. } 

4) Dies ist eine zwar objektive, jedoch private Urkunde, vgl. dazu Homologie 
und Protokoll 14% und oben S. 5, Anm. 2. 

5) Die in P. Petr. III 55 (b) unter den Darlehen genannte Zeugenurkunde 
P. Petr. II 47 ist keine Darlehens-, sondern eine Quittungsurkunde, vgl. Mırreis, 
Chrest., Einl. zu Nr. 135. 
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(4° 13 v.Ohr.), 1054 (a° ı3 v. Chr.), 1055 (4° 13 v. Chr.), 1056 (a° ı3 v. Chr.), 1057 
(a° ı3 v. Chr.), 1115 (Antichrese) (a° 13 v. Chr.), 1126 (mit antichretischer Dienst- 
leistung)') (a° 9 v. Chr.), 1134?) (aP ıı v.Chr.), 1145 (Rekto und Verso) (a° 5 v.Chr.), 
1147 (Hypallagma) (a° 14 v. Chr.), 1149°) (Hypallagma) (a? 13 v. Chr.), 1150 II 
(a° 13 v. Chr.), 1151 II (Hypallagma) (a° 13 v. Chr.), 1156 (a 16 v. Chr.), 1161 
(a° 24 v. Chr.?), 1162 (a 17 v. Chr.), 1166 (a° 13 v.Chr.), 1167 III (Hypallagma) 
(a° 12 v. Chr.), 1170 I (aP 10 v. Chr.), 1172 (a 9 v. Chr.), 1175 (a 5 v. Chr.), 
1177 deser. (a° 14/3 v. Chr.). — P. Oxy. XII 1471 (mit dy@yınos-Haftung) (a? 81 
n. Chr.). 

ß) Agoranomische Urkunden: B.G.U. III gıı ergänzt (a 18 n. Chr.); 
P. Oxy. X 1281) (a® 2ı n. Chr.); Cat. of the demotic papyri in the John Rylands 
Libr. IIL p.'175f. = Preisıgke, 8.B. 5110, jetzt P. Rylands II 160 (d) (durch Kauf- 
pfandvertrag gesichert) (a 42); P. Hamb. 305) (Zinsantichrese) (a 89); P. Flor. I 81 
fragm.°) (Hypothek) (a° 103); P. Fay. 260 deser. = Stud. Pal. IV p. 1 16f. fragm. ? 
(a° 108/9); P.M. Meyer, Griech. Texte 5 (Z.d. Trajan.); P. Teb. II 312 (a® 123/4); 
B.G.U. 1 339 (Verzugsantichrese) (a° 128); P. Bas. 7”) (Hypothek) (Zeit d. Ha- 
drian); B. 6. U. IV 1014 (a° 138); P. Gen. 8®) (a° 141); P. Oxy. III 506 (Hypo- 
thek)°) (a° 143); P. Lond. II 308 p. 2ı8f. (a° 145); B.G. U. IIT 445 (ueoızia)!0) 
(a° 148/9); P. Lond. II 311 p. 219f. (Hypallagma) (a° 149); P. Straßb: 52 (Hypo- 
thek) (a° 151); P. Flor. ı (Hypotbek) (a° 153); P. Teb. II 390 (Verzugsantichrese) 
(a 167); P. Louvre 10365 (Festschr. f. Otto Hirschfeld p. 106 Nr. 2) — Pekisigkr, 
S.B. 7 (a° 216); P. Gen. 43 (a 226); Anz. der Wiener Akad., phil.-hist. Kl., 1901, 





1) Vgl. LewAup, Personalexekution 19f. 
2) Vgl. dazu Schusarr in B.G.U. IV p. 247; Berger, Strafklauseln 194°. 
3) Diese Urkunde enthält allerdings in lin. 29 f. keinen ausdrücklichen RADLER 
&n Ölang“-Zusatz, jedoch nur, da sie diesbezüglich auf eine frühere Synchoresis- 
urkunde verweist (vgl. Hypoth. und Hypall. 5, 10°). 
4) Vor dem yoauuerevg xaung errichtet, vgl. Lewaro, Vierteljahrschr. f. Soz.- 
und Wirtsch.-Gesch. 12, 479. 
5) Der „naddeg &% Ölung“- Zusatz allerdings zweifelhaft, vgl. die Bemerkungen 
des Herausgebers. 
6) Als analoge Urkunden sind zu vgl. P. Flor. ı und P. Straßb 52. 
7) Dazu jetzt die Ausführungen RAser’s in seiner Ausgabe der Baseler Papyri, 
Abh. d. Kön. Ges. d. Wissensch. zu Göttingen, phil.-hist. KL, N. F, XVI 3. (1917), 
insb. 8. 44 f,, wobei ich jedoch die daselbst S. 45 a. E. f. erwogene Möglichkeit, die 
moäßıg-Abrede wolle „nur die in der-Urkunde ganz übergangene Buße wegen 
mangelhafter Gewährleistung unter Vollstreckung stellen“, als die am wenigsten 
wahrscheinliche ansprechen möchte. Denn einerseits sahen wir oben 8, 38/9, 44 
wie selten eine derartige Bußhaftung exekutivisch ausgestaltet zu werden pflegte, wes- 
wegen derartiges nicht als selbstverständlich angesehen werden kann, andererseits 
wurde oben $. 182 Anm. auch hervorgehoben, daß eine derartige Buße gerade dem 
Verpfänder gegenüber überaus ungewohnt gewesen zu sein scheint. 
8) Vgl. dazu oben $. 35 mit Anm. 3. | 
9) Vgl. oben 8. 87, Anm. 2; eher a. A. anscheinend Raser. a. a. 0. 8. 44. 
10) Dabei ist der „saddreg &u Oluns“-Zusatz in lin. 19 nur ergänzt; zur Urkunde 
vgl. Hypoth. u. Hypall. 143£. 
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S. 106f. — Prrisieke 8. B. 4370 (Hypothek)!) (a 228/9); P. Fay. 90 (a 234); 
Mitt. P.E.R. TI p. 31 = Paxısıcre $.B. 5125 (a° 238)1°); P. Hamb. 55 fragm.? 
(a? 241); Mitt. P. E. R. V p. 88 Anm. 1?) — Preisiexz $. B. 5150 (a 297); P. 
Flor. 114 (a? 328); P. Flor. 130 (a 362)?; P.8.J.I 42 fragm.? (IV. Jahrh.).?) 
- y) Diagraphai: B.G.U. II 607 (a° 163)*); P. Lond. II 336 p. 221 (a 167); 
P. Flor. I 25 lin. 16/7 fragm.? (II. Jahrh.); P. Flor. 146 (III. Jahrh.). 
6) Zeugenurkunden: Wess. spec. 12, 27 — Prrısickz 9. B. 5244°) (a? 8 
v. Chr.); B.G.U. III 989 (a° 226).°) 
&) Cheirographa’)®): B. G. U. IV 1136 (a° ıı v. Chr.); P. Oxy. II 269 
(a? 57 n. Chr.); P. Straßb. 75 (Hermupolis, a® 118); B.G.U. 169 (mit dnuooiwoıs- 
Klausel) (Faijüm, a® 120); P. Flor. 172 (Hermupolis, a° 128/9); P. Lips. 10 lin. 5.) 
(Hypallagma mit Antichrese; mit dnuoclwcıs-Klausel) (Hermupolis!®), a 178); B.G. U 
I 578 lin. ı1f. (mit önuwooiooıg-Klausel) (Faijüm, a® 187); P. Flor. 162!) (mit 
dnuoclwsıg-Klausel) (a° 204); B.G. U. IV 1015!?) (Hermupolis, vor 222/3); P. Oxy. 
VII 1040 (mit dnwosiwoig-Klausel) (a 225); P. Lond. II 939 p. 174f. (Hermu- 
polis, a° 225); P. Lond III 1243 p. 176f. (Hermupolis, a 227); P Rylands II 177 


ı) Vgl. Hypothek und Hypall. 26f., 124. 

12) Wohl önoygapn; vgl. 8. 54. 

2) Vgl. diedort publizierten übrigen Exekutionsklauseln, die jetzt bei Preisıske 
S.B. 5146— 5149 veröffentlicht sind. Die Art der Geschäfte ist hier nicht zu er- 
sehen; jedoch sind Preisıske S.B. 5146, 5148 und 5149 angesichts der zweiten 
Person Cheirographa (anders Nr. 5147) und das ned&sog co oVong modasovrı 
deutet daselbst auf herakleopolitischen Ursprung (vgl. Hypoth. und Hypall. 27). 

3) Die Form der zuletzt genannten beiden Urkunden liegt nicht ganz klar; 
dieselben sind bloß wegen ihrer teilweise objektiven Stilisierung in diese Gruppe 
gestellt. 

4) Vgl. dazu Grapenwırz, Arch. f. Pap.-F. 2, 110. 

5) Diese Urkunden seien mit Vorbehalt hierhergestellt. Am Ende der Urkunde 
scheint zwar ein ovvyo(apo)p(vA)e(5) zu figurieren; Zeugen jedoch sind nicht zu 
erkennen (vgl. oben $. 299, Anm. 3. 

6) Vgl. oben S. 54, Anm. 1. 

7) Soweit das Cheirographon einen Hinweis auf die zukünftige dnwoclwsıg e 
enthält (vgl. dazu oben 8. 9 und S. 56), wird dies im folgenden hervorgehoben. Es 
scheint, daß die exekutiven Cheirographa aus Hermupolis im Gegensatz zu jenen 
aus dem Faijüm und aus Oxyrhynchos einen derartigen Hinweis meist vermissen lassen. 
8) Die‘ byzantinischen Urkunden mit Generalhypothezierung werden, selbst 

soweit ihnen der „xa9drreg &x Öiung“-Zusatz angefügt ist (vgl. dazu oben S. 57/8), 
hierbei nicht herangezogen. 

9) Das „aaddmeo &% dlnng“ ist hierbei nur ergänzt. 

10) Die dnuooinoıg-Klausel ist hier in Anbetracht des übrigen Materials aus 
Hermupolis wohl durch die Immobiliarverpfändung veranlaßt (vgl. oben S. 8), anders 
jedoch neuestens P. Rylands II 177. 

ı1) Nicht sicher, ob Darlehen. Herkunft unbestimmt (vgl.Vıreuui in der Edition), 
_ doch die dnnooiwoıg-Klausel spricht eher gegen Hermupolis. 

12) Vgl. oben $. 35, Anm. 3. a ee 
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(Hypallagma ohne dnuooiwo:g-Klausel) (Hermupolis, a 246); P. Lips. ıı (mit dy- 
wooiosıg-Klausel) (Hermupolis, a’ 247); P. Gen. 9 (mit dnuociwcıs-Klausel) (Hera- 
kleopolis, a® 251); P. Thead. ıı (a° 302); P. Thead. 10 (a° 307); P. Lond. II 975 
p. 230 (Antinoupolis, a 314); P. Lond. III 976 p. 230f. (a° 315); P. Thead. 12 ) 
(a 330°); P. Lips. 13 (a 366); P. Gen. 12°) (a0 383); P. Giss. 53 (IV. Jahrh.); 
B. G.U. III 751 (byzant.-arabische Zeit). 


b) Einfache me@Sıg-Klausel (ohne xaddreo Er Öluns), vgl. oben S. 33, 4of., 57. 


e) Synchore sisurkunden: B.G.U. IV 1158 (Sicherungsübereignung) 
(lin. 13/4%)°) (a° 9 v. Chr.); B.G. U. III 741 (Hypothek) (a° 143/4 n. Chr.).) 


ß) Agoranomische Urkunden: P. Teb. II 384 (regauovn) (a ro n. Chr.); 
B.G.U. II gıo (Sicherungsübereignung)®) (a 71); P. Teb. II 388 (a° 98); P. Ry- 
lands II 173(a) (a° 99). 

y) Diagraphai: P. Flor. 128 (Hypallagma) (a° 179) 


0) Cheirographa: P. Hamb. 32 (mit dnwoolworg-Klausel) (a 120); B. G.U. 
II 465 (a° 137); B.G.U. 1272 (mit önwooiwoıg-Klausel) (a 138/9); P. Oxy. Ill 507 
(Öndyyvov)®) (a 169); P. Lips. 31 lin. 13—15 fragm. (?) (a 193— 198); P. Oxy. 
VIII 1130 (a° 484); P. Amh. II 147 (IV./V. Jahrh.).”) 

Vgl. außerdem: P. Giss. 96 lin. 10f.: &&v d[2 un dmodoow oo Ews rg zglo]- 
Yeoulas, [E]gsore 00 Anßeiv En Tüv Inapyövrwv wor mavrwv e|.|re . 0v To0movV 
(a° 160)®); P. Grenf. II 72 lin. gf.: ei de un dnodo, E&fotaı 001 4017000daı Kara 
navrolag mov emogeiag (Ibitopolis, a° 290—304)°); Rev. des &t. gr. 7, 301 Nr. II 
— Prrisickr 8. B. 4652, offenbar: &&v dE um ©....... nınewolw), Ebekoryiv vor 
mowdnver Er töv Eußv ndvrov (mit Önuoolwoıg-Klausel) (Große Oase, a" 304) 





ı) Trotz der Stilisierung „öuoAoyoücıv KAAnAoıs* schwerlich Önoyo«p). 

2) Pfandrecht? lin. 14. | 

3) Betreffs der Zweifel, die sich hierbei allerdings ergeben, vgl. Hypoth. u. 
Hypall. 39°. 

4) Vgl. dazu Hypoth. u. Hypall. 20f. und oben $. 33, Anm. 2 

5) Dazu vgl. P. Rylands II p. 177 f. Daß in der Exekutionsabrede in B. G. U. 
III 9ı0 der auf die Vermögensvollstreckung bezügliche Passus zu fehlen scheint, 
“könnte danach seinen guten Sinn haben (vgl. meine Bemerkungen Hypoth. u. Hypall. 
45'a.E.). Anders freilich in P. Rylands 160 (d) Col. II lin. ı7f.; P. Rylands II 
160 (ec) Col. II hingegen enthält eine Vollstreckungsabrede überhaupt nicht, dagegen 
in lin. 39£. ein Gewährleistungsversprechen. 

6) Hierzu vgl. neuestens Pringshueim, Kauf mit fremdem Gelde 40f. und die 
dort Zitierten. 

7) Bloße Floskel ist das byzantinische dmodaeo 28 drapysvrav wo mivrov 
(B. 6. U. III 726 lin. gf., 873 frg. III lin. 6, P. Lond. I 113. 6[e] p. 216 lin. 34 Ps 
vgl. den Pachtvertrag B. G. U. II 364 lin. 17 (a 553). 

8) Vgl. dazu KornemAann in der Edition. 


9) Vgl. Mirreis, Grundzüge 154; Schwarz, Hypothek u. Hypall. 53, 147? 


% 
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c) Darlehen ohne jedwede Vollstreckungsabrede.') 


, «) Agoranomische Urkunden: P. Rylands II 160 (ce) Col. II. (durch Kauf- 
pfandvertrag gesichert) (a® 32 n. Chr.)?); B.G..U. II 713 (a° 41/2 n Chr.)?, vgl. 
oben $. 34.°) 

ß) Diagraphai: P. Rylands IL 173 (a° 34); B. G.U.1 70 (a 131); P. Teb. II 
389 (Hypallagma) (a° 141), vgl. zu diesen Urkunden oben 8. 34. 

. 9) Cheirographa®): 0.P.R. ı2 (Faustpfand)?) (a°93); B.G.U Iıoı (Zins- 
antichrese)®) (a° 114); B.G.U. III 857 (a 113); B.G. U. III 800 (a 158); ef. B.G. U 
1179, s Preisieke, Berichtigungsliste p. 24 (Zeit des Antoninus Pius); P. Lond. 
IIl870 p 235 (Hypothek mit önuoolwors-Klausel, cf. oben S. 8, Anm. 5) (IV. Jahrh.). 


2. Verwahrungsurkunden (raga9jxaı). 
a) ngäsıg zugang £% dixng. 
«) Agoranomische Urkunden: B.G.U. III 856 = Mırreis, Chrest. 331 
(a° 106 n. Chr.); P. Lond. II 298 p. 206f. (a° 124), 310 p. 208 fragm. (a" 146); 
C P.R. 29 (a° 184). 
ß) Synchoresis: B.G. U. III 729 (a 144), anscheinend nur Vermögensexe- 
kution. 


1) Urkunden wie P. Lond. II 277 p. 217 und III 1273 p. 174 sind hier nicht 
zu nennen, da sie bloße önoygapal darstellen (dazu vgl. oben $. 54, Anm. ı), Ob 
die erstgenannte Urkunde in der Tat auf eine Sicherungsübereignung gemäß P. Ry- 
lands II ı60(c)(d) zu beziehen ist, wie die Herausgeber P Rylands II p. 177 an- 
nehmen, ist keineswegs sicher, vielmehr vgl. oben $. 201f., Anm. 6. — Urkunden von 
der Mitte des IV. Jahrhunderts ab werden hierbei nicht mehr berücksichtigt, da dieses 
Material für die im III. Kapitel entwickelte These ohne Belang ist. 

2) Diese Urkunde, die mir erst während der Korrektur bekannt wurde und 
daher oben $. 34 keine Erwähnung fand, stellt das griechisch konzipierte Darlehen 
zu einer demotischen Sicherungsübereignung dar (vgl. die Einl. der Herausgeber). 
Die Urkunde ist derart fehlervoll und mangelhaft, daß das Fehlen der Vollstreckungs- 
abrede gar nichts besagen kann: sachlich könnte es immerhin sowohl durch demo- 
tische Rechtsprinzipien, wie auch durch das Moment der Sicherungsübereignung 
motiviert erscheinen (vgl. vorhin $, 302, Anm. 5). / 

3) Inwieweit auch B.G. U.1238 (IL/III. Jahrh.), hierher gehört, läßt sich beim 
fragmentarischen Charakter dieser Urkunde nicht feststellen. 

4) Nicht hierher gehörig B. 6.U. 1189 (a? 7n. Chr.), da ömoygagpn (vgl. Mitreis, 
Grundzüge 64°, 117°, Chrest. Nr 226); ebenso sind ömoygapal der Schlußteil von 
B.G. U. 1190 (Z. d. Domitian) (der Schluß des oöue fehlt), B.G. U. II 664 (I. Jahrh. 
n. Chr.), B.G. U. III 853 (II. Jahrh.). 

5) Eine allgemeine Haftung scheint hier m. E. überhaupt nicht beabsichtigt 
zu sein; vgl. oben $S. 289, Anm. 2. 

6) Vgl. dazu Manıck, Festgabe für Güterbock 283f., Gläubigerbefriedigung 
durch Nutzung ı8f.; dagegen hat schon ParrschH, Arch. f. Pap.-F. 5, 510 auf den 
Umstand hingewiesen, auf welchem im vorliegenden Zusammenhang das Gewicht 
liegt, daß es sich nämlich um ein Cheirographon handelt; auffallend bleibt es trotz- 
dem, daß nicht allein eine me&&ıg-Abrede, sondern auch ein Rückzahlungsversprechen 


vermißt wird. 
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y) Cheirographa: B. 6. U. II 637 (a° 212); P. Lond. III 943 p. 175. 
(a° 227) — ohne dnuociwoıg-"Klausel. 
b) Einfache zgägıg-Klausel (ohne „zusaree dx Öluns“- Zusatz). 
a) Agoranomische Urkunden: P. Hamb. 2 (Heliopolites, a° 59 n. Chr.), 
subjektive Homologie, vgl. oben S. 5, Anm. 2. 
ß) Cheirographa: P. Oxy. VII 1039 (a° 210) (ohne dquosiwerg-Klausel). 
e) Verwahrungsurkunden ohne jedwede zg&ßıs-Abrede. 


«) Diagraphai: P. Hawara 223 (a ı02), vgl. oben 8. 34/5. E 
ß) Cheirographa: P. Teb. II 387 (a° 73); B.G U. II 520 (mit önuoolwaig- 


Klausel)!) (a° 172). 


3. Lieferungsverträge (vgl. oben 8. 35) 
a) neäsıg reönoı wı üv Bobimtau.,) 
Zeugenurkunde: P. Hib. 84a (a° 285—284 v Chr.) 
b) zneäsıs zasaneg Ex dixng. 


«) Zeugenurkunde: P. Teb. 1 109 (a? 93 v. Chr.). 
ß) Synchoresisurkunden: B.G.U. IV 1142 (a? 25/4 v. Chr.); B.G. U. IV 
1143 (a° ı8 v. Chr.). 
y) Agoranomische Urkunden: P. M. Mryer, Griech. Texte 7 (a 130). 
6) Cheirographa: P. Reinach 30 (zsıo6yoa@pov &vaysyonuusvov) (Ende des 
II. Jahrh. v. Chr.); — P. Straßb. ı (a 510 n Chr.). 


b) Einfache zoäsıg-Klausel. 
Cheirographon: P. Hamb. 2ı (a 315 n. Chr.) 


e) Ohne jedwede noüsıg-Klausel. 
Cheirographon: B. G. U. III 990 (a® 212 n. Chr.). 


- 


4. Schuldanerkenntnisse und sonstige Schuldverschreibungen. 
a) ngäsıg xayaneg £x dixng. 


«) Agoranomische Urkunden: P. Lond. 1203 p. 9£.?) (a ı13 v. Chr.). 

ß) Synchoresisurkunden: B.G. U. IV 1146 (Vertrag über Ratenzahlung 
eines Kaufpreises) (a° 19 v.Chr.); B.G. U. IV ı151 I (Vertrag über Bezahlung eines 
Legatsrestes) (a° ı2 v. Chr.). 

y) Cheirographa: P. Flor. 153 (a® 327 n. Chr.); P Flor. I52 (a? 376); 
P.8.J.178 (V. Jahrh). 





ı) 8. oben 8. 9, Anm. 6; 8. 56, Anm. 2. 

2) Dazu die oben $. 32, Anm. 5 zit. Litt., dazu soeben Jörs, 2. d. dar -St. 
40, 14°; zu vgl. ist dazu die allerdings nur ergänzte PD 8.1 V 327 In. 15/0, 

3) Vgl. Homologie und Protokoll 15. 
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b) Einfache ne&sıs-Klausel. 


Cheirographon: P. Teb. Il 444 deser.?!) (I. Jahrh.); P. Oxy. XII 1474 (ohne 
Onuooiwcıg-Klausel, jedoch zur Önuooiwcıg eingereicht, vgl. 8.11/2, 295 Anm.) (a°216); 
P. Oxy. VII 1041 (a? 381); P.Oxy. VI 914 (Vertrag über Preiszahlung mit General- 
hypothek) (a? 486). 


c) Ohne jedwede mo@sıg-Klausel. 


&) Agoranomische Urkunde: P. Grenf. II 16 (a9 137 7. Chr.), vgl. dazu 
Homologie und Protokoll ı5f. und oben 8. 32, Aum. ı. 

ß) Zeugenurkunde: P.Eleph. 5 Verso (a° 284/3 Y. Chr.), vgl. Homologie und 
Protokoll 15. 

y) Cheirographon: P. Flor. 143 (a® 370). 


5. Eheverträge. 
a) noäsız zadaneg Ex dies. 


«) Zeugenurkunden: P. Eleph. ı (a° 311/10 v. Chr.): mgäfıg Era naddmeo 
&y Ölang nar& vouov TEAog EXOVong E% TE adTOV Kal TOVv abrod navrav Kal Eyyalov al 
vavsınöv; — P.8.J. 136?) (a 1ı—ı9 n. Chr.). 

ß) Synchoresisurkunden aus der Zeit des Augustus (aus dem Fund von 
Abusir el mäläg): B.G. U. IV 1050, 1051, 1052 (a° 13 v. Chr.), 1098 (a 19— 16 
v. Chr.), 1099, 1100, 1101 (a° 13 v. Chr.). 

y) Agoranomische Urkunden: P. Rylands II 154 (a? 66 n. Chr.); B.G.U. 
I 251 (a 81 n. Chr.); B. G.U. 1183 (a°85); B.G.U. 1252 (a 98); C.P.R. 28°) 
(a° 110); P. Oxy. II] 497°) (frühes II. Jahrh.); C. P.R. 24 (a° 136); B.G. U. IV 1045 
(a° 154); C.P.R. 27 (a 190); O.P.R. 22 (II. Jahrh.); — C.P.R. 236 fragm. lin. 9?. 

6) Cheirographa: P. Oxy. II 267°) (a° 36 n. Chr.); B. G. U. II 717 (mit 
Önuosıwcıg-Klausel) (a 149). 


b) Einfache ng&äıg-Klausel (ohne „wausrdrse Ex Öiuns“- Zusatz). 


«) Agoranomische Urkunden: P. Oxy. III 496 (a 127); P. Oxy. VI 905 
(a° 170); P. Oxy. III 603 descr. = Stud. Pal. IV p. 115 fragm.? (a 169-176). 

ß) Zvyyoayn idıöyoagpog (vgl. oben 8. 5, Anm. 2; 8.18); P. Oxy. X 1273 
(mit Önuooiocıs-Klausel) (a° 260). 


ı) Ein Mitgiftversprechen an den Mann, mit Verabredung des Exekutions- 
rechtes zugunsten der Frau (möglicherweise mit „wa®dreo & Ölung“), insoferne ein 
Vertrag zugunsten eines Dritten und mit P. Oxy. IV 728 vergleichbar (vgl. dazu 
Frese, Gräko-ägyptisches Rechtsleben 25; neuestens Raser, Baseler Papyri 8. 24"). 

2) Vgl. dazu Jörs, Z.d. Sav.-St. 34, 114°. 

3) Der „ua9ureo &% Ölung“-Zusatz in lin. 7/8 ist angesichts des Parallelmaterials 
an faijümer a überaus wahrscheinlich. 

4) Der „naddneo &u Öinng“-Zusatz in lin. 19 ist eine sehr wahrscheinliche 
Ergänzung, obschon derselbe in den oxyrhynchitischen Parallelurkunden meist fehlt. 

5) Dazu Mıtteis, Chrest. Einl. zu Nr. 281. 

Abhandl. d. S. Akadsmie d. Wissensch., phil.-hist. Kl. XXXI. nı. ' 20 
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c) Eheverträge ohne neäsıg-Abrede.‘) 
«) Zeugenurkunde: P. Teb. 1104 (a° 92 v. Chr.), vgl. oben S. 32. 
ß) Zvyyoapn idıoyoapog: P.Oxy.X111473 (mitönuooiwoıs-Abrede)(a"201), 
vgl. oben 8. 295 Anm. sub b). 


6. Pacht- und Mietverträge.?) 


A. Ptolemäerzeit. 
a) ngasıg @g neög Baoıkıxd. 
Zeugenurkunde: P. Hamb. 24 (a® 222 v. Chr.): kein wirklicher Pacht- 
vertrag, vgl. dazu P. M. Meyer in der Edition; LewAup, Vierteljahrschr. f. Soz.- u. 
Wirtschaftsgesch. 12, 476f. 


b) noäsıs xara To dıaygauua. 
Zeugenurkunden: P. Hib. 90 (a° 222 [221] v. Chr.); — anscheinend gegen 
den Verpächter gerichtet in P. Hib. gı (a0 244/3 [243/2] oder 219/8 [218/7] v. Chr.) 
und P. Hamb. 26 (a® 215 v. Chr.), wozu vgl. P. M. Meyer, P. Hamb. Ip. 113. 


c) Ohne jedwede wo&sıg-Abrede (gegen den Pächter). 

a) Zeugenurkunde?): P. Teb. I ro5 (a 103 v. Chr.), jedoch mit einfacher 
noütıg-Abrede gegen den Verpächter in lin. 50, wozu vgl. oben $. 32, Anm. 2; S.46, 
Anm. 1. 

ß) Cheirographa: P. Teb. 1 107 (a ıı2 v. Chr.); cf. P. Teb. I ı08 (a 93 
oder 60 v. Chr.)? - | 

B. Kaiserzeit. 
a) ngäsız zayaneg Ex Dixng. 

@) Synchoresisurkunden aus der Zeit des Augustus (aus dem Fund von 
Abusir el mäläg)‘): B.G. U. IV ı116(a° 13 v.Chr.), 1117 (a 13 v.Chr.), ıı18 (a%22 
v. Chr.), 1119 (a 6/5 v. Chr.), 1120 (a 5 v. Chr.), 1121 (a° 5 v. Chr.). 





1). Nicht hier ist zu erwähnen P. Teb. II 386 (a° ı2 v. Chr,), der nur die 
griechische öroygapn einer demotischen Urkunde darstellt. Die Natur der ptole- 
mäischen P. Gen. 21 = Mırreis, Chrest. 284 (wahrscheinlich II. Jahrh. v. Chr.) und 
Giss, 2 (a? 173 v. Chr.), wie auch des späteren P. Oxy. II 265 (a? 81—95 n. Chr.) 
läßt sich infolge ihres fragmentarischen Charakters nicht erkennen. 

2) Für die oben $. 58/9 gestreifte Frage des Verfahrens Pächtern gegenüber 
ist nun das Fragment P. Rylands II 293 deser. (gegen 122 n. Chr.) zu beachten, 
wobei wir freilich nicht ersehen können, ob das Zustellungsverfahren unmittelbar 
beim Strategen und zu welchem Zweck in Szene gesetzt wurde; zur Urkunde soeben 
auch Jörs, Z. d. Sav.-St. 40, g6ft. 

3) P. Teb. I 106 (a 101) ist im entscheidenden Teil fragmentiert. 

4) In den hier zu nennenden wlo$wsıg-Urkunden knüpft sich die Abrede der 
moüsıg naddeg &% Ölung stets an eine gegen den Pächter vereinbarte Strafklausel, 
meistens mit Zmirıuov und besouevov modorıuov (vgl. dazu oben 8. 183£.), was relativ 
sehr selten (vgl. oben $. 38f., 44 und unten $. 309), hier jedoch damit zu erklären 
ist, daß die Haftung des Pächters ja in der Regel exekutiver Natur war (s. oben 
8.30f., 38£.). "Darauf folgt dann in diesen Synchoresisurkunden meist noch eine 
Strafklausel gegen den Verpächter (!voyov eivaı & ion &mıriuw, vgl. 8. 184°): diese 
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.ß) Homologien und Protokolle (vgl. hinsichtlich der Protokolle aus Oxy- 
rhynchos oben 8. 58f., Anm. 3): P. Oxy. II 278 (wio$wsıg eines wöAog) (a 17 n. Chr.); 
P. Oxy. VI ı124 (a 26); B.G. U. III 9ı2 (Miete eines övog) (a 33); P. Lond, 
III 1168 p. 136f. (Antichrese an einem Haus) (a° 44)!); B.G. U. IIT 916 (Miete eines 
Bouös) (Zeit des Vespasian); P. Oxy. II 280 fragm.? (Grundstück) (a° 88/9); B.G. U. 
II 538 (Katökenland) (a 100); P. Oxy. III 499 (Grundstück) (a° 121), III 640 
deser. (Grundstück) (a 120—1); C.P.R. 240 (Katökenland) (a? 126); P. Osy. IV 
729?) (dumeiov) (a0 137); — cf. P. Oxy. IV 728, nagnwveia (a 142)°); P. Bas. 5 
(III. Jahrh.). ; | 

-  y) Cheirographa (vgl. dazu oben S.1o und 8. 38, 58/9): C.P.R. 35 (a0 184)*); 
C.P.R. 37 (a’ 251); C.P.R. 40 (a 301); C. P.R.41 (a? 305); sämtlich Grundstücke. 


b) Einfache wo&ßıg-Klauseln. 


a) Protokolle (aus Oxyrhynchos, vgl. oben 8. 58f., Anm. 5): P.Oxy. IV 730 
(yr Besıkımn) (a 130), I 101 (Grundstück) (a° 142), II 502 (Haus) (a° 164), VII 
1127 (SmegBog Tomog mit mwegioregenv) (a 183), III 501 (Grundstück), (a 187), 
VIg1o?) (Grundstück) (a 197), VIgı2 (Keller) (a? 235); P. Giss. 49? (tömog) (nicht 
lange vor 259); P. Oxy. VII 1036 (Haus) (a 273), in den beiden letztgenannten 
Urkunden yswou£vns äls] meldse]os mogd ve vo® nelulıo9ousvov, ohne den auf die 
Realexekution bezüglichen Passus®); P. 8. J. 73 fragm.? (Grundstück) (III. Jahrh.); 
B.G.U.IV 1017 fragm.? (Grundstück) (IH. Jahrh.). Dazu soeben noch P. 8. J. V 468 
(Grundstück) (a° 800). 

ß) Hypomnemata (Zridoyal aus Oxyrhynehos) (vgl. dazu oben 8.36 a. E. f. 
und sogleich unter e, ß): P. 8. J. II] 178 (a 291); P. Oxy. [103 (a 376), B2S:.7, 

V 469 (a° 334)?, IH 187, IV 316 (IV. Jahrh.). 


c) Ohne zgäösız- Klausel. 


«) Homologien und Protokolle (vgl. hierzu oben 8. 37£.)"): P. Oxy. II 277, 
vgl. S. 37 (partiarische Grundstückspacht) (a° 19); B.G. U. II 636, vgl. 8. 37 (Grund- 
stück; Pachtzins &v meodöuarı bezahlt) (a 20); Preisıcke 8. B. 5252 (Pachtung der 





wird aber dem üblichen Prinzip entsprechend nicht exekutiv ausgestaltet (dies ist 
auch dort nicht der Fall, wo ihr die Worte „xaddmeo Ex dinng“ [ohne Bezugnahme 
auf moätıg] angefügt werden, wie z. B. in B. G. U. 1121 lin. 45; vgl. oben $. 39). 
1) Vgl. dazu oben 8. 77f. u. dort. Zit. 

2) Die Ergänzung des „nadcso &% Ölung“-Zusatzes in lin. 22 ist unsicher, 
zumal dieser in den oxyrhynchitischen ulo$woıg-Protokollen um diese Zeit verschwindet 
(vgl. das Material sogleich unter b,.e). 

3) Vgl. zu P. Oxy. IV 728 außer der oben 8. 37° zit. Litt. neuestens auch 
Prısasnerm, Kauf mit fremden Gelde 43’ und Razer, Baseler Papyri 5. 31f. 

4) Vgl. Brassuorr, Z. d. Sav.-St. 21, 3780. 

5) Zu beachten ist in diesem einfachen Protokoll die öwoAoyei-Erklärung in 
lin. 13£. 

6) C£. P. M. Meyer, Anm. zu P. Giss. 49 lin. 32. 

- 7) Ob auch B.G.U. II 644 (a° 69) hierher gehört, indem der Vertragstext in 
lin. 43 beendet ist und darin keine moösıg-Abrede enthalten ist, läßt sich beim frag- 
mentarischen Charakter derselben nicht entscheiden; fragmentiert sind auch B G. U. 


1197 (a ı7), C.P.R. 242 (a? 40). 
20* 
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Sporteln eines Isisheiligtums) (a°65); B.G. U. II 526, vgl. 8. 37 (y# Önuooie; Pacht- 
zins &4 moodöuerog bezahlt) (a 86); P.'Teb. II 373 (y7 dnuooie iegevrıny, Afterpacht 
ohne Leistungspflicht dem Verpächter gegenüber) (a° ır0—1); P. Flor. I 20, vgl. 
8. 37 (yf dnmooiu; Pachtzins &4 moodöuerog bezahlt) (a® 127); P. Oxy. VIII 1128 
(ovundcıov) (a° 173). 

ß) Jedwede moä&ıs-Klausel fehlt den zahlreichen Hypomnemata, 
mit Ausnahme der vorhin unter b, ß namhaft gemachten oxyrhynchitischen nıdoyai, 
vgl. oben 8. 36f., S. 58f., Anm. 5. 

y) Cheirographa: P.8.J. I 30 (Grundstück; Pachtzins bezahlt) (a 82); 
P. Reinach 43 (Wohnung) (a° 102); P. Amh. II 87 (Grundstück) (a° 129,/B. G.U. 
III 920° (Katökenland) (a 180); P..8. J. I 32 (partiarische Grundstückspacht) 
(a? 208); CO. P. R. 243 fragm.? = Wıroxen, Chrest. 367 (a. 224/5); C.P.R. 36 
(Grundstück) (a° 225); B.G. U. I 349 (Grundstück) (a 313); P. Gen. 10 (a9 323)%); 
0.P.R. 247 (uıo9anoyn in betreff eines Grundstücks) (a° 346); P. Gen. 66 (1680077) 
(a° 374); P. Grenf. I 54 (Grundstück) (a0 378); P. Gen. 67 (uodanoyn) (2° 382); 
B. @. U. III 940 (Haus) (a? 398); C.P. R. 42 (partiarische Pacht). 


7. Bürgschaftsurkunden mit roäSıs- Abreden. 
Sämtlich ptolemäische ouußoA& (cf. P. Hib. 94 lin. 19/20) mit der Formu- 
lierung „eyyvos 6 deive“: 
a) ngäsıg zara Tö diaygauuo. 
P. Hib. 92 (a 263/2 v. Chr.). 
i b) noäsıs &g noög Baoıkıxa. 
P. Hib. 94 (a 258/7 [257/6] v. Chr.); P. Hib. 95 (a 256 [255] v. Chr.)?); 
P. Hib. 93 (um 250 v. Chr.): 5) dıdylvwoıg negi adrod Ze]rw meög eo] Arz&] (?).°) 
8. Indemnitätsurkunden. 
a) noääıs zu I&neg &x dixens. 
Synchoresisurkunden aus der Zeit des Augustus: B.G. U. IV 1133 (aP rg 
v. Chr.)*), 1057 II (a° 13 v. Chr.)?), 1144 (a0 13 v. Chr.). — Vgl. B.G.U. IV 1159? 
b) Einfache znoäsıg- Abrede. 


Homologie: P. Oxy. II 270 (mit suspensiv bedingter Sicherungsübereignung)) 
(a° 94 n. Chr.). 
* €) Ohne rgäsıg- Abrede. 


Homologie: P. Teb. II 392 (a° 134/5) (kein Zahlungsversprechen).”) 





1) Teilweiser Neudruck bei PrEISIGkE, Ber.-Liste. 

2) Die Exekutionsabrede scheint sich in den beiden letztgenannten Urkunden 
bloß gegen das Vermögen zu richten (vgl. oben 8. 298, Anm. 3). 

3) Ist etwa hiermit im Gegensatz zur meäfıg eine bloße Kognition nach 
fiskalischen Grundsätzen in Aussicht genommen ? 

4) Vgl. oben 8. gut. 

5) Vgl. oben 8. ggf. 

6) Vgl. Mrrmais, Chrest, 236; bezüglich der zweifelhaften Funktion der noßig- 
Abrede s. Hypothek und Hypallagma 23f., dazu ef. neuestens RAzeL, Baseler Pa- 
pyri S. 46. y 

7) Vgl. oben 8. 381, 
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9. Arrhalurkunden (vgl. oben 8. 38, 188f.). 
a) no&fıg zaIEnEg Ex dixng- 
Homologien: P. Fay. 9ı (a° 99 n. Chr.); P. Lond. II 334 p. 211f. (a? 166). 


b) Ohne ngäSıg-Abrede. 
Homologie: B. 6. U. I 446 (a 158/9). 
Hypomnema: P. Grenf. II 67 (a'-237). 


10. Dienst- und Werkverträge (vgl. Brrgur, Strafklauseln 166 f.). 


Hinsichtlich der Lohnforderung des Arbeiters wird in diesen eine mo&sıs- 
Abrede niemals verbrieft; bezüglich des Anspruchs des Arbeitgebers auf eine Ver- 
tragsstrafe ist sie jedoch üblich (vgl. dazu oben $S. 38, 44). 


a) ngäsız zasanee &x dixng. 

«) Synehoresisurkunden aus der Zeit des Augustus: B. G. U. IV 1106 
(a0 14 v. Chr.), 1107 (a0 14 v. Chr.), 1108 (a 5 v. Chr.); — B.G.U. IV 1058 (a? 13 
v. Chr.), 1109 (a°5 v. Chr.) (sämtlich Ammenverträge). — B.@. U.IV 1122 (Dienst- 
vertrag mit zwei Feldarbeitern) (a° 13 v. Chr.). 
| ß) Agoranomische Urkunden: P. Lond. III 1166 p. 105f. (a 42 n. Chr.); 
P- 8. J. III 203 (a? 87). 

y) Cheirographon: B. 6. U.IV 1125 (Lehrvertrag) (a? 13 v. Chr.). 


b) Einfache mgäfıg-Klausel. 


Agoranomische Urkunde: P. Rylands II 178 (Ammeny.) (I. Jahrh. p.). 

Von der letztgenannten Geschäftsgruppe abgesehen, wird den Strafklauseln 
(vgl. dazu oben 8. 38f.) eine Exekutionsabrede in der Regel nicht angefügt. 
Dies gilt insbesondere hinsichtlich der Übereignungsurkunden, wie auch aller sonstigen 
Urkunden, die einen Anspruchsverzicht verbriefen; Ausnahmen bilden dabei P. Grad. 
10 (a° 215/4 v. Chr.), B.G. U. IV 1127 (a° 18 v. Chr.), vgl. auch P. Oxy. II 270 
(a 94); vgl. dabei noch B. @. U. IV ı131 Col. II lin. 54/7. Der in diesen Urkun- 
den mehrmals begegnende bloße „uddrweg Eu Öinng“- Zusatz, ohne Bezugnahme 
auf wo@&ıs (so auch neuestens in P. Freib. 8 lin. 23, dazu Parrscn 8, 33); stellt 
jedoch keine Exekutionsabrede dar (vgl. zu alledem oben S. 39). \ 
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